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Vorwort 
 
 
Der tiefgreifende politische, gesellschaftliche und wirtschaftliche Wandel, die fortschrei-
tende Internationalisierung und Globalisierung sowie die zunehmende Gefährdung der 
natürlichen Lebensgrundlagen haben die Rahmenbedingungen für die Entwicklung der 
Region Neckar-Alb verändert. Damit sind neue Perspektiven und Herausforderungen 
verbunden.  
 
Der Regionalplan Neckar-Alb 2013 führt wesentliche neue Akzente mit bewährten Ziel-
setzungen des Regionalplans Neckar-Alb 1993 zusammen, der ca. 20 Jahre Richt-
schnur für die Raumentwicklung in der Region war. Damit werden auch der langfristige 
Charakter regionalplanerischer Festlegungen und die Notwendigkeit der Kontinuität 
räumlicher Ordnung und Entwicklung unterstrichen. 
 
Mit dem vorliegenden Regionalplan Neckar-Alb 2013 wird den aktuellen demografi-
schen, sozialen, ökologischen und ökonomischen Entwicklungen im Hinblick auf die 
nachhaltige Entwicklung der Region Neckar-Alb umfassend Rechnung getragen. 
 
Die fortschreitende Verstädterung und die Gefährdung wichtiger Lebensgrundlagen 
durch die zunehmenden Belastungen der Umwelt und den wachsenden Verbrauch von 
Landschaft, Energie, Rohstoffen und Wasser haben die Sicherung einer lebenswerten 
Zukunft in einer funktionsfähigen Umwelt zu einer zentralen, übergeordneten Aufgabe 
der Raumordnung gemacht. Eine Regionalentwicklung, die die sozialen und wirtschaft-
lichen Ansprüche mit den ökologischen Belangen in Einklang bringt, Folgegeneratio-
nen angemessene Lebens- und Gestaltungsspielräume sichert und zu einer dauerhaf-
ten, großräumig ausgewogenen Ordnung führt, wurde als Leitvorstellung im Raumord-
nungsgesetz des Bundes und im Landesplanungsgesetz verankert.  
 
Der Regionalplan ist am Prinzip der Nachhaltigkeit ausgerichtet. Er hat auch die künfti-
gen Generationen im Blick. Wirtschaftliche, soziale und ökologische Belange sind 
gleichermaßen berücksichtigt. Auf der Grundlage eines umfassenden regionalen Zen-
tren- und Märktekonzepts Neckar-Alb (reZuM NA) sowie mit den abgestimmten Festle-
gungen zur regionalen Siedlungs-, Freiraum- und Infrastruktur leistet der Regionalplan 
einen Beitrag, die Region Neckar-Alb wirtschaftlich attraktiv, lebenswert und ökologisch 
intakt zu erhalten. 
 
Das Raumordnungsgesetz, das Landesplanungsgesetz und der Landesentwicklungs-
plan Baden-Württemberg stärken die regionale Ebene. Die Träger der Regionalpla-
nung sollen nach diesen Vorgaben nicht nur den Regionalplan erstellen, sondern auch 
auf seine Verwirklichung hinwirken und die Zusammenarbeit in der Region fördern. Der 
Regionalverband Neckar-Alb nimmt diese Aufgabe engagiert wahr. Die Zusammenar-
beit orientiert sich an der Zielsetzung, die regionalen Akteure zum Wohle der Region 
zusammenzuführen und Kräfte zu bündeln. Denn es hat sich gezeigt, dass zur Bewäl-
tigung vieler neuer Aufgabenfelder die Planungsebene der Kommunen zu klein und die 
des Landes zu groß ist. Hier ist die Kooperation auf regionaler Ebene gefordert. Insbe-
sondere die Intensivierung der regionalen Kooperation in der Europäischen Metropol-
region Stuttgart ist eine wesentliche Zukunftschance und Zukunftsaufgabe für die Re-
gion Neckar-Alb. Gleichzeitig gilt es, die Eigenständigkeit der Region zu stärken und 
den Standort Neckar-Alb konsequent weiter zu entwickeln, damit er auch künftig wett-
bewerbsfähig ist. 
 
Der Regionalplan Neckar-Alb 2013, der von einem breiten Konsens mit den kommuna-
len und fachplanerischen Entwicklungsvorstellungen getragen ist, bietet eine gute 
Grundlage für eine erfolgreiche und nachhaltige Regionalentwicklung. Daran mitzuar-
beiten, ist Aufgabe aller Verantwortlichen in unserer Region. 
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Hinweis:  
Der Regionalplan wurde am 10. April 2015 durch Veröffentlichung im Staatsanzeiger für Baden-
Württemberg Nr. 14/2015 verbindlich.  
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Hinweise 
 
 

1. Rechtliche Vorgaben 
 
Die Raumordnung soll für einen nachhaltigen Ausgleich der vielfältigen sozialen, wirt-
schaftlichen und ökologischen Ansprüche an den Raum sorgen, indem sie diesen 
durch Aufstellung überörtlicher, fachübergreifender Raumordnungspläne, durch raum-
ordnerische Zusammenarbeit und durch Abstimmung raumbedeutsamer Planungen 
und Maßnahmen entwickelt, ordnet und sichert. Das Raumordnungsgesetz (ROG) des 
Bundes vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986) enthält dafür die gesetzlichen 
Grundlagen. Es berücksichtigt neue Entwicklungen und trägt praktischen Erfahrungen 
mit dem vorherigen Raumordnungsgesetz Rechnung. Es richtet insbesondere die 
räumliche Planung der Länder und Regionen auf die Herausforderungen des Klima-
wandels und des Rückgangs der Bevölkerung aus. 
 
Das Landesplanungsgesetz (LplG) in der Fassung vom 10. Juli 2003 (GBl. S. 385), zu-
letzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 23. Juli 2013 (GBl. S. 229), in Kraft 
getreten am 31.07.2013, hat die Berücksichtigung der Vorgaben des Klimaschutzge-
setzes Baden-Württemberg auch in Regionalplänen zum Gegenstand. Die vorange-
gangene Rechtsänderung vom 22. Mai 2012 (GBl. S. 285), in Kraft getreten am 
26.05.2012, hatte eine Erweiterung der regionalen Planungskompetenz gebracht. Dem 
Regionalplan ist die Aufgabe zugewiesen, die allgemeinen Grundsätze der Raumord-
nung und insbesondere die Grundsätze und Ziele des Landesentwicklungsplans inhalt-
lich zu konkretisieren und planerisch auszuformen. 
 
Bei der Aufstellung, Fortschreibung und sonstigen Änderung eines Regionalplans ist 
seit 2006 eine Umweltprüfung im Sinne der Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen 
Parlaments und Rates vom 27. Juni 2001 über die Prüfung von Umweltauswirkungen 
bestimmter Pläne und Programme durchzuführen. Hierzu ist als gesonderter Bestand-
teil der Begründung des Planentwurfs oder als eigenständiges Dokument ein Umwelt-
bericht zu erstellen. Die landesrechtliche Regelung ist durch das Gesetz zur Änderung 
des Landesplanungsgesetzes vom 14. Oktober 2008 (GBl. S. 338) erfolgt. 
 
Mit dem Landesentwicklungsplan 2002 Baden-Württemberg (LEP) vom 23. Juli 2002 
(GBl. S. 301) hat die Landesregierung ein „Kursbuch“ für die räumliche Entwicklung 
Baden-Württembergs beschlossen. Die landesplanerischen Zielsetzungen sollen vor 
allem durch eine Weiterentwicklung der dezentralen Siedlungsstruktur und eine flä-
chendeckende Versorgung mit moderner Infrastruktur sowie durch Stärkung der regio-
nalen Eigenkräfte, Förderung regionaler Kooperation und Zuweisung besonderer regi-
onaler Entwicklungsaufgaben unterstützt werden. Am Landesentwicklungsplan sind al-
le räumlichen Planungen, insbesondere die Regionalplanung, die kommunale Bauleit-
planung und die fachlichen Einzelplanungen, sowie raumbezogene Förderprogramme 
auszurichten. 
 
Die Verwaltungsvorschrift des Wirtschaftsministeriums über die Aufstellung von Regio-
nalplänen und die Verwendung von Planzeichen (VwV Regionalpläne) vom 14. Sep-
tember 2005 (GABl. S. 702) soll ein einheitliches Verfahren und eine einheitliche Glie-
derung sowie eine einheitliche Verwendung der Planzeichen bei der Aufstellung, Fort-
schreibung und Änderung der Regionalpläne sicherstellen.  
 
Die Rechtsänderung des LplG vom 22. Mai 2012 betraf u. a. Vorgaben zur Windkraft-
planung. Danach können in Regionalplänen Gebiete für Windkraftanlagen nur noch als 
Vorranggebiet festgelegt werden. Der Regionalverband Neckar-Alb wird der Gesetzes-
änderung in einer zeitnahen Teilfortschreibung Rechnung tragen und nur eine Festle-
gung von Vorranggebieten für Windkraftanlagen vornehmen. 
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2. Form und Inhalt des Regionalplans 
 
Nach § 11 Abs. 3 LplG enthält der Regionalplan Festlegungen zur anzustrebenden 
Siedlungsstruktur, zur anzustrebenden Freiraumstruktur und zu den zu sichernden 
Standorten und Trassen für die Infrastruktur der Region, soweit es für die Entwicklung 
und Ordnung der räumlichen Struktur der Region erforderlich ist (Regionalbedeutsam-
keit).  
 
Die Festlegungen im Regionalplan erfolgen in Form von Zielen und Grundsätzen, die 
von der obersten Raumordnungs- und Landesplanungsbehörde (Ministerium für Ver-
kehr und Infrastruktur) für verbindlich erklärt werden. Dabei kommen gemäß § 11 
Abs. 3 i. V. m. Abs. 7 LplG die folgenden Gebietstypen in Betracht: 
 

- Vorranggebiete, 
- Vorbehaltsgebiete und 
- Ausschlussgebiete. 
 
Vorranggebiete sind für bestimmte raumbedeutsame Funktionen oder Nutzungen vor-
gesehen; in diesen Gebieten sind andere raumbedeutsame Nutzungen ausgeschlos-
sen, soweit sie mit den vorrangigen Funktionen oder Nutzungen oder Zielen der 
Raumordnung nicht vereinbar sind. In Vorbehaltsgebieten haben bestimmte raumbe-
deutsame Funktionen oder Nutzungen bei der Abwägung mit konkurrierenden raum-
bedeutsamen Nutzungen ein besonderes Gewicht. In Ausschlussgebieten sind be-
stimmte raumbedeutsame Nutzungen, für die zugleich Vorranggebiete festgelegt sind, 
ausgeschlossen. 
 
Die Ziele und Grundsätze sind im Text des Regionalplans als solche zu formulieren 
und neben dem Text entweder durch den Buchstaben „Z“ für Ziele oder durch den 
Buchstaben „G“ für Grundsätze kenntlich zu machen. 
 
Ziele der Raumordnung sind von öffentlichen Stellen bei ihren raumbedeutsamen Pla-
nungen und Maßnahmen zu beachten; Grundsätze sind in der Abwägung oder bei der 
Ermessensausübung nach Maßgabe der dafür geltenden Vorschriften zu berücksichti-
gen.  
 
In den Regionalplan sind die in § 11 Abs. 6 Satz 1 LplG aufgeführten Festlegungen des 
Landesentwicklungsplans nachrichtlich zu übernehmen; das sind 
 

- die Verdichtungsräume, 
- die Randzonen um die Verdichtungsräume und der Ländliche Raum  

mit seinen Verdichtungsbereichen, 
- die Oberzentren, Mittelzentren und Mittelbereiche sowie 
- die Landesentwicklungsachsen. 
 

Die nachrichtlichen Übernahmen sind durch den Buchstaben „N“ zu kennzeichnen.  
 
In den Regionalplan können Vorschläge an Fachplanungsträger zu raumbedeutsamen 
Fachplanungen aufgenommen werden; sie sind mit dem Buchstaben „V“ zu versehen. 
 
Der Regionalplan Neckar-Alb 2013 besteht aus dem Text mit Begründung, der Struk-
turkarte im Maßstab 1 : 200.000 und der Raumnutzungskarte im Maßstab 1 : 50.000. 
Die Begründung des Regionalplans enthält nach § 2 a LplG 
 

1. eine zusammenfassende Erklärung, 
 

 a) wie Umwelterwägungen in den Plan einbezogen wurden, 
 

 b)   wie die Ergebnisse des Umweltberichts sowie des Beteiligungsverfahrens nach 
§ 10 Abs. 1 ROG i. V. m. § 12 Abs. 2, 3 und 5 LplG im Plan berücksichtigt wur-
den und welche Gründe nach Abwägung mit den geprüften anderweitigen Pla-
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nungsmöglichkeiten für die Festlegungen des Plans entscheidungserheblich 
waren sowie 

 

2. eine Zusammenstellung der Maßnahmen gem. § 11 Abs. 3 i. V. m. § 2a Abs. 6 Nr. 1 
LplG, die in Abstimmung mit der höheren Raumordnungsbehörde zur Überwachung 
erheblicher Umweltauswirkungen bei der Verwirklichung des Plans nach § 28 LplG 
durchgeführt werden sollen (Monitoringkonzept). 

 
Die Plansätze sind durch „Ziel“ (Z), „Grundsatz“ (G) und „Vorschlag“ (V) sowie „Nach-
richtliche Übernahme“ (N) kenntlich gemacht. Die Darstellung erfolgt in Text und Karte, 
die einander entsprechen und ergänzen; sie sind durch Verweise miteinander ver-
knüpft. 
 
In der Strukturkarte sind die Raumkategorien gemäß dem Landesentwicklungsplan, die 
Entwicklungsachsen sowie die Zentralen Orte und Mittelbereiche (Verflechtungsberei-
che auf Ebene des Oberzentrums und der Mittelzentren) dargestellt.  
 
Die Raumnutzungskarte stellt zeichnerisch die Festlegungen für die Raumnutzung dar. 
Die zeichnerischen Darstellungen sind generalisiert und nicht parzellenscharf. Die ver-
wendeten Flächen, Symbole, Schraffuren und Linien bezeichnen den räumlichen Be-
reich, der für die weitere Ausformung vorgesehen ist. Die Ausformung erfolgt durch die 
Bauleitplanung, Planfeststellungsverfahren oder andere Verfahren. 
 
Der Planungszeitraum des Regionalplans ist auf ca. 15 Jahre ausgerichtet. Nur im Be-
reich der Rohstoffsicherung geht der Zeitraum darüber hinaus. 
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Region Neckar-Alb - Standort mit Zukunft! 
 
 
Die Region Neckar-Alb ist eine von zwölf Raumordnungsregionen in Baden-Württem-
berg. Sie umfasst die drei Landkreise Reutlingen, Tübingen und Zollernalbkreis. In 66 
Städten und Gemeinden leben auf einer Fläche von 2.500 Quadratkilometern knapp 
700.000 Menschen. Eine Besonderheit in der Region Neckar-Alb ist das gemeindefreie 
Gebiet des ehemaligen Truppenübungsplatzes Münsingen. 
 
In den Jahren 1987 bis 2010 hat die Region fast 100.000 Einwohner hinzugewonnen. 
Nach wie vor kann die Region steigende Einwohnerzahlen vorwiesen. Dieses Bevölke-
rungswachstum dokumentiert die Stärke der Region. Eine hohe Eigentumsquote, eine 
starke Kaufkraft und eine geringe Arbeitslosigkeit sind weitere Vorteile, die den Wirt-
schaftsraum auszeichnen. Besonderes Gewicht bei den weichen Standortfaktoren hat 
die Erholungslandschaft. Kulturhungrigen bietet die Region ein breites Angebot für fast 
alle Geschmacksrichtungen. Die Menschen in der Region Neckar-Alb haben einen  
attraktiven Wohn- und Arbeitsort.  
 
Der Wirtschaftsstandort Neckar-Alb liegt im Kräftefeld zwischen den Ballungsräumen 
München, Stuttgart und Zürich. Nach wie vor stark auf dem Sektor der Textiltechnolo-
gie und des Maschinenbaus, zählt er zu einer der Top-Adressen anspruchsvoller 
Technologien, vor allem im Bereich der Biotechnologie, der Medizintechnik sowie In-
formations- und Kommunikationstechnologie. Unternehmen wie Bosch (Elektronik und 
Halbleiterfertigung), Boss und Mey (Textil), Gambro und Erbe (Medizintechnik), Schwö-
rer (Fertighaus und Holzwirtschaft), Magura/bebro und Groz-Beckert (Zulieferer), Stoll 
und Wafios (Maschinenbau), Walter (Werkzeuge), Blickle (Räder und Rollen) und Bi-
zerba (Waagen) wirken als Leuchttürme. Auch viele kleinere Unternehmen haben sich 
mit Pionierleistungen eine gute Position am Weltmarkt gesichert. Insgesamt wird den 
Betrieben eine hohe Effizienz bei Forschung und Entwicklung bescheinigt.  
 
Forschung, Entwicklung und Bildung sind elementare Voraussetzungen für die Bewäl-
tigung der Zukunftsaufgaben. Mit der Universität Tübingen beheimatet die Region 
Neckar-Alb eine der renommiertesten und ältesten Universitäten Deutschlands. Von 
ihrem Ruf zeugen die erstklassigen Wissenschaftler, die an ihr forschen und lehren 
sowie die hohe Zahl der Studierenden. Die Hochschule Reutlingen belegt regelmäßig 
die ersten Plätze in den Rankings, gerade die international ausgerichteten Wirtschafts-
studiengänge zählen zum Besten, was Deutschland diesbezüglich zu bieten hat. Auch 
die Hochschule Albstadt-Sigmaringen zieht mit ihrem vielfältigen Studienangebot von 
Engineering über Life Sciences bis Business- and Computer Science junge Menschen 
aus ganz Deutschland an; die Zahl der Bewerber liegt immer weit über der der Stu-
dienplätze. Ähnliches gilt für die Hochschule Rottenburg, auch wenn ihre Paradediszip-
lin in einem ganz anderen Feld zu suchen ist: Sie bildet top-qualifizierten Nachwuchs 
für die Forst- und Holzwirtschaft aus. Das Angebot wird abgerundet durch die zukunfts-
trächtigen Studiengänge BioEnergie, Naturraum- und Regionalmanagement, Ressour-
cenmanagement Wasser und Nachhaltige Energiewirtschaft und -technik. 
 
Aus der Region Neckar-Alb kommen erstklassig ausgebildete junge Menschen, und 
nicht nur von den Hochschulen: Die Region punktet mit einem dichten Netz an renom-
mierten beruflichen Schulen und vielfältigen Angeboten zur Aus- und Weiterbildung. 
Dazu kommen hochrangige Forschungseinrichtungen, von denen stellvertretend für al-
le das Max-Planck-Institut zu nennen ist. All das macht die Region Neckar-Alb zu ei-
nem Wissenschaftsstandort, an dem interdisziplinär gedacht und geforscht wird - und 
das kommt auch der Wirtschaft zugute. Denn hier arbeiten Theorie und Praxis Hand in 
Hand.  
 
Im Umfeld der regionalen Hochschulen ist in den letzten Jahren in mehreren hervorra-
gend ausgestatteten Technologieparks eine Gründerszene entstanden, die das Profil 
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des Standorts Neckar-Alb in den nächsten Jahren nachhaltig prägen wird. Schon heute 
sichert die enge Kooperation von Wissenschaft und Wirtschaft die Zukunftsfähigkeit 
der Region. 
 
Zukunft symbolisiert auch der Technologiepark Tübingen-Reutlingen (TTR). Er ist zwar 
einmalig attraktiv, dennoch gibt es ihn „doppelt“: Einmal am Standort Tübingen, wo die 
Biotechnologie einen Schwerpunkt bildet und einmal am Standort Reutlingen, wo die 
Hochtechnologie ihren Platz hat. Hier siedeln erfolgreiche Unternehmen aus der Medi-
zin-, Bio- und Nanotechnologie.  
 
Die BioRegio STERN Management GmbH - im Jahr 2001 gegründet - leistet Wirt-
schaftsförderung für die Biotechnologie in den Regionen Stuttgart und Neckar-Alb, mit 
Schwerpunkt in den Städten Esslingen, Reutlingen, Stuttgart und Tübingen. Ob Grün-
der oder Forscher, Unternehmer oder Investoren, sie alle erwarten Leistungen von der 
Wirtschaftsförderung, die sie dabei unterstützt, ihre Ziele zu erreichen. Sie suchen In-
formationen, den passenden Ansprechpartner oder Geldgeber. Um auf entsprechende 
Fragen die richtigen Antworten zu finden, muss man sich verstehen. Darum spricht die 
BioRegio STERN Management GmbH die Sprache des Wissenschaftlers ebenso wie 
die Sprache des Venture-Kapitalisten. Themen und Menschen zueinander zu bringen, 
die auf den ersten Blick nicht zusammen passen, ist erklärtes Ziel. Dabei überschreitet 
die Wirtschaftsförderung auch Grenzen, denn wenn die Biotechnologie in Deutschland 
vorankommt, nützt das auch der Region und umgekehrt.  
 
Bei der BioRegio STERN Management GmbH ist man davon überzeugt - und ihre Stu-
die zum Thema Regenerative Medizin bestätigt es nachdrücklich -, dass die Zukunft 
der Medizintechnik eng mit der Biotechnologie verknüpft sein wird. Deshalb wird schon 
jetzt für die richtigen Verbindungen gesorgt. Hier wie da ist interdisziplinäres Denken 
selbstverständlich. Die Medizintechnik arbeitet ebenso mit der Laser- und Materialfor-
schung zusammen wie mit der Mikrosystemtechnik, der Informations- und Nanotechno-
logie. Nahezu 100 Medizintechnik-Unternehmen prägen die „High-tech-Med-tech-Land-
schaft“ in der STERN-Region. In Hechingen, dem „Medical-Valley“, sind die Global-
Players der Branche ebenso zu Hause wie ihre Zulieferer, darunter mittelständische 
Unternehmen mit Innovationskraft, die mit ihren Produkten weltweit für Aufsehen sor-
gen. Medizinisches, technisch-wissenschaftliches und industrielles Know-how werden 
hier systematisch verknüpft. 
 
Obwohl als Teil der Europäischen Metropolregion Stuttgart im Schwerefeld eines Bal-
lungsraums gelegen, ist die Region Neckar-Alb überschaubar geblieben. Sie bringt 
auch in Zukunft neben sehr guten Bedingungen zum Leben, Lernen und Arbeiten eine 
insgesamt vorzeigbare Infrastruktur mit - der Flughafen (bald mit direkter ICE-Anbin-
dung) und die neue Landesmesse liegen unmittelbar vor der Haustüre.  
 
Im Standortwettbewerb kommt - neben messbaren Größen wie Grundstücks- und 
Mietpreisen, Steuern und Abgaben - den sogenannten weichen Faktoren immer größe-
re Bedeutung zu. Zu diesen zählt auch, wie die Region ihre Ressourcen in der Verbin-
dung von Wirtschaft, Wissenschaft und Landschaft nutzt und geschlossen anbietet. So 
besteht die Arbeit der 2003 gegründeten Standortagentur Tübingen - Reutlingen - Zol-
lernalb GmbH darin, das Gesamtpaket Neckar-Alb seinem hochwertigen Inhalt ange-
messen zu vermarkten. Gegenstand der Standortagentur nach dem Gesellschaftsver-
trag ist, „im Rahmen der kommunalen Aufgabenerfüllung die Entwicklung, Bündelung 
und Durchführung von Maßnahmen des Standortmarketings für die Region Neckar-Alb 
zur Stärkung der Region Neckar-Alb, insbesondere innerhalb der Europäischen Metro-
polregion Stuttgart. Zum Unternehmensgegenstand gehören sämtliche damit zusam-
menhängende und den Gesellschaftszweck fördernde Geschäfte“. Die Standortagentur 
setzt sich also das Marketing für die gesamte Region zum Ziel, ohne das Subsidiari-
tätsprinzip zu verletzen und in Konkurrenz zu kommunalen Marketingmaßnahmen zu 
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treten. Übergreifendes Marketing soll die Blicke auf den Lebens- und Wirtschaftsraum 
als Ganzes ziehen - kein leichtes Unterfangen, denn sowohl national als auch interna-
tional ist die Region Neckar-Alb noch kein Begriff. Mit der Standortagentur sind aber 
die Voraussetzungen gegeben, den Traum von der etablierten Marke Region Neckar-
Alb wahr werden zu lassen. 
 
Einigkeit macht stark - und die Region Neckar-Alb entwickelt zunehmend ihre Kräfte: 
Das Bewusstsein für den gemeinsamen Lebens- und Wirtschaftsraum steigt stetig. Un-
ternehmen ziehen daraus klare Vorteile, denn auch in den Kommunen reicht der Blick 
weit über den eigenen Kirchturm hinaus. Städteübergreifende Gewerbegebiete, Flä-
chenpools, interkommunale Märkte- und Innenstadtkonzepte und viele andere Koope-
rationsmodelle bündeln die Stärken der Region mit durchschlagendem Erfolg. 
 
Die Lagegunst innerhalb der Europäischen Metropolregion Stuttgart, die Stärken in der 
Bildung, der Forschung, der Wissenschaft, der Wirtschaft und nicht zuletzt auch die 
hohe Lebensqualität sind Vorzüge, die der Region Neckar-Alb ein unverwechselbares 
Profil im deutschen und europäischen Umfeld geben. 
 
Es ist Aufgabe aller in der Region Verantwortlichen, daran mitzuwirken, den Standort 
Neckar-Alb konsequent weiter zu entwickeln und für die Zukunft wettbewerbsfähig zu 
halten. 
 
Mit dem Regionalplan Neckar-Alb 2013 werden fachlich übergreifend die ökonomi-
schen Belange, die Versorgung und Mobilität ebenso wie die natürlichen Lebensgrund-
lagen räumlich gesichert und am Prinzip der Nachhaltigkeit ausgerichtet. Das „Zu-
kunftskonzept Regionalplan“ hat zum Ziel, die Region Neckar-Alb als Ganzes für ihre 
Bewohner, für Unternehmer, Investoren, Arbeitnehmer und Gäste attraktiv zu erhalten 
oder möglichst noch attraktiver zu machen.  
 
Leitlinie muss sein, die Chancen der überregionalen Zusammenarbeit in der Europäi-
schen Metropolregion Stuttgart zu nutzen, gleichzeitig aber auch die Eigenständigkeit 
der Region Neckar-Alb zu stärken. Insbesondere vor dem Hintergrund zahlreicher ge-
meinsamer Interessen strebt die Region Neckar-Alb eine Intensivierung der Zusam-
menarbeit in der Europäischen Metropolregion auf der Ebene von Politik, Wissen-
schaft, Verwaltung, Wirtschaft und Gesellschaft an.  
 
Mit Blick auf die Erfüllung der besonderen regionalen Entwicklungsaufgaben des Lan-
desentwicklungsplans 2002 betont und unterstützt der Regionalplan nachdrücklich die 
Rolle des Oberzentrums Reutlingen/Tübingen innerhalb der Europäischen Metropolre-
gion Stuttgart sowie seine Ausstrahlung auf die gesamte Region Neckar-Alb und dar-
über hinaus.  
 
Um die Wettbewerbsfähigkeit der Region entsprechend ihrer Potenziale zu verbessern, 
hat die Regionalplanung die Aufgabe, in enger Zusammenarbeit mit den regionalen 
Akteuren Entwicklungsprozesse zu initiieren, zu moderieren und zu koordinieren sowie 
verschiedene Formen der interkommunalen Kooperation, auch grenzüberschreitend, 
zu unterstützen.  
 
Diese Zusammenarbeit dient in erster Linie der Umsetzung der Regionalplanung, muss 
aber wegen der vielfältigen räumlichen und funktionalen Zusammenhänge über die 
„klassischen“ Themenfelder hinausgehen. Die Regionalplanung in der Region Neckar-
Alb erschöpft sich nicht in der Erstellung von Plänen und Festlegungen, sondern soll 
als ein dynamischer politischer Prozess der Verständigung über regionale Zielvorstel-
lungen und ihre Umsetzung verstanden werden. Im Vordergrund steht die Suche nach 
gemeinsamen Lösungen staatlicher, kommunaler, aber auch privater Akteure auf allen 
Feldern der Regionalentwicklung. 
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1 Ziele und Grundsätze der anzustrebenden räumlichen Entwick-
lung und Ordnung der Region  

 
 
Die im Regionalplan Neckar-Alb 1993 enthaltene Analyse der räumlichen Gesamtsituation hat nach 
wie vor Gültigkeit: 
 
Die räumliche Entwicklung der Region Neckar-Alb ist gekennzeichnet durch 
 

- die Nähe zum Ballungsraum Stuttgart und die davon ausgehenden Impulse, vor allem im nörd-
lichen Teil der Region, 

- die Eigendynamik des zum Verdichtungsraum Stuttgart gehörenden Raums um das Oberzen-
trum Reutlingen/Tübingen, 

- die Ausstrahlung des Verdichtungsraums auf die Gemeinden in seiner Randzone,  
- den Strukturwandel der ehemals einseitig auf die Textilindustrie ausgerichteten Wirtschaft, 

insbesondere im Verdichtungsbereich im Ländlichen Raum Albstadt/Balingen/Hechingen,  
- den strukturellen Wandel der Landwirtschaft, vornehmlich in den südlichen Teilen des Ländli-

chen Raums.  
 
Die innerregionalen Ungleichgewichte bergen die Gefahr der Minderung der Standortqualitäten für 
Wohnen und Gewerbe in sich, und zwar wegen der  
 

- starken Beanspruchung der Ressourcen im Verdichtungsraum,  
- fehlenden Tragfähigkeit für eine leistungsfähige technische und soziale Infrastruktur im Länd-

lichen Raum und  
- mangelhaften Anbindung an das überregionale Verkehrsnetz. 
 
Veränderungen haben sich durch die Globalisierung der Wirtschaft allgemein, insbesondere aber 
den europäischen Binnenmarkt, die Vereinigung der beiden deutschen Staaten und die EU-
Erweiterung nach Osteuropa ergeben. Damit sind neue Impulse, aber auch ein verstärkter Wettbe-
werb für die Region Neckar-Alb und ihre Teilräume verbunden.  
 
Der demografische Wandel ist ein zentrales gesellschaftliches und politisches Thema. Auch für die 
Regionalplanung ist er eine Herausforderung und ein wichtiges Handlungsfeld. Die demografi-
schen Veränderungen erfordern dringend Weichenstellungen für eine nachhaltige, zukunftsfähige 
Infrastruktur- und Regionalentwicklung. Nachhaltige Siedlungsentwicklung ist dafür eine zentrale 
Bedingung. Sie ist gleichzeitig eine wichtige Voraussetzung für eine angemessene und kostenspa-
rende technische und soziale Infrastrukturversorgung.  
 
Um in allen Teilen der vielfältigen Region Neckar-Alb gleichwertige Lebensverhältnisse zu ermögli-
chen, sind Leitvorstellungen im Sinne einer wirtschaftlichen, sozial gerechten und ökologisch trag-
fähigen Entwicklung erforderlich. Gleichwertigkeit aus Sicht der Raumordnung bedeutet nicht 
identische Lebensverhältnisse an jedem Ort, sondern die Gewährleistung des Zugangs zu Leis-
tungen und Einrichtungen der Daseinsvorsorge und zu Erwerbsmöglichkeiten sowie die Gewähr-
leistung bestimmter Standards an Infrastrukturausstattung und Umweltqualitäten.  
 
Neue Herausforderungen sind durch die Klimaveränderung und die energiepolitische Wende ent-
standen. Die erhöhten Risiken stellen besondere Anforderungen an den vorbeugenden Charakter 
der Regionalplanung sowohl hinsichtlich der Reduzierung der Luftschadstoffe durch den Einsatz 
regenerativer Energien und der Förderung des ÖPNV als auch durch die Vermeidung von Versiege-
lung von Freiflächen und die Offenhaltung von Retentionsräumen für den Hochwasserschutz. 
 
Der Regionalplan betrachtet die Region als Funktionsraum, in dem ein Ausgleich von Nutzungsan-
sprüchen unter Berücksichtigung der Tragfähigkeit der natürlichen Ressourcen und der regions-
spezifischen Entwicklungspotenziale stattfinden muss. Er will den Rahmen für eine hohe wirt-
schaftliche Leistungskraft und eine gesunde Umwelt setzen. Als verbindliches räumliches Leitbild 
für die Siedlungs-, Freiraum- und Infrastruktur leistet er einen Beitrag zur nachhaltigen Entwick-
lung der Region Neckar-Alb. 
 
Der Regionalplan stellt das raumplanerische Gesamtkonzept dar, das langfristig ausgerichtet ist, 
fachübergreifend ansetzt und verbindliche Vorgaben für die kommunalen Planungen und die 
Fachplanungen macht. An der Nahtstelle zwischen örtlicher und überörtlicher Planung konkreti-
siert der Regionalplan die Ziele und Grundsätze des Bundes und des Landes. Angestrebt wird da-
bei eine Balance zwischen notwendiger regionaler Steuerung und kommunaler Planung. 
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G (1) Die Entwicklung der Region Neckar-Alb ist an den Grundsätzen der Nachhaltigkeit 
auszurichten. Bei der Befriedigung der sozialen und wirtschaftlichen Ansprüche sind 
die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen, ein hohes Maß an Lebens- und Um-
weltqualität anzustreben und angemessene Gestaltungsmöglichkeiten für künftige Ge-
nerationen offen zu halten. 

 
G (2) In allen Teilräumen der Region ist unter Berücksichtigung der weiteren Bevölke-

rungsentwicklung auf gleichwertige Lebensverhältnisse und eine tragfähige Sozial-
struktur hinzuwirken. Dazu sind eine ausreichende Bereitstellung von Wohnraum, ge-
sunde Umweltbedingungen, eine bedarfsgerechte Ausstattung mit siedlungsnahen 
Grün- und Erholungsflächen, ein breites Angebot an Arbeitsplätzen unterschiedlicher 
Anforderungen, eine bedarfsgerechte Ausstattung mit Infrastruktureinrichtungen und 
eine wohnortnahe Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen anzustreben. Dies 
schließt wohnortnahe Grundschulen und handlungsfähige weiterführende Schulen so-
wie deren angemessene Erreichbarkeit mit ein. Die unterschiedlichen Bedürfnisse der 
verschiedenen demografischen und sozialen Gruppen der Gesellschaft sowie die be-
sondere Situation von Frauen, Familien und Kindern, älteren Menschen sowie Men-
schen mit Behinderungen sind zu berücksichtigen.  

 
G (3) Zur Sicherung einer ausgewogenen räumlichen Entwicklung ist die dezentrale 

Siedlungsstruktur zu festigen und weiter zu entwickeln. Dazu sind die Zentralen Orte in 
ihrer Leistungskraft zu stärken, die Siedlungsentwicklung am Netz der Zentralen Orte 
und Entwicklungsachsen auszurichten und die Siedlungstätigkeit vorrangig in Sied-
lungsbereichen zu konzentrieren. 

 
G (4) Die Region Neckar-Alb als Lebens- und Wirtschaftsraum ist in ihrer Wettbewerbs-

fähigkeit und Attraktivität zu stärken. Dazu ist die Wirtschaft bei der Erschließung von 
Wachstumsfeldern, beim Einsatz neuer Schlüsseltechnologien, bei der Einrichtung zu-
kunftsorientierter Ausbildungsgänge und durch die Vorhaltung geeigneter Standorte für 
Ansiedlungen und Erweiterungen zu unterstützen. 

 
G (5) Zur Sicherung der Zukunftsfähigkeit der Region ist eine flächendeckende Versor-

gung mit moderner Infrastruktur sicherzustellen, die die Wettbewerbsfähigkeit der Wirt-
schaft und die Funktion der Zentralen Orte stärkt, die räumliche Kooperation und den 
Leistungsaustausch fördert und die großräumige Einbindung der Region gewährleistet. 
Dazu sind die infrastrukturellen Einrichtungen unter Beachtung von Leistungsfähigkeit, 
Nachhaltigkeit und Tragfähigkeit bedarfsgerecht und zukunftsorientiert aus- bzw. um-
zubauen und zu vernetzen. 

 
G (6) Siedlungsentwicklung und Verkehrsinfrastruktur sind so aufeinander abzustimmen, 

dass eine bedarfsgerechte Anbindung und Erschließung aller Teilräume und eine Ver-
minderung der verkehrsbedingten Immissionsbelastungen erreicht werden. Dazu ist 
das Gesamtverkehrsnetz im Rahmen integrierter Verkehrskonzepte weiter zu entwi-
ckeln und vor allem in den verkehrlich hochbelasteten Räumen auf eine Verbesserung 
der Leistungsfähigkeit des Verkehrssystems, eine Verlagerung auf umweltverträgliche 
Verkehrsträger und eine Vermeidung zusätzlichen motorisierten Verkehrs hinzuwirken. 

 
G (7) Die natürlichen Lebensgrundlagen sind dauerhaft zu sichern. Die Naturgüter 

Boden, Wasser, Luft und Klima sowie die Tier- und Pflanzenwelt sind zu bewahren, die 
Landschaft ist in ihrer Vielfalt und Eigenart zu schützen und weiterzuentwickeln. Dazu 
ist die Nutzung von Freiräumen für Siedlungen, Verkehrswege und Infrastruktureinrich-
tungen durch Konzentration, Bündelung, Ausbau vor Neubau sowie Wiedernutzung 
von Brachflächen auf das für die weitere Entwicklung notwendige Maß zu begrenzen. 
Beeinträchtigungen ökologischer Funktionen sind zu minimieren und nachteilige Fol-
gen nicht vermeidbarer Eingriffe sind auszugleichen. Zur langfristigen Sicherung von 
Entwicklungsmöglichkeiten ist anzustreben, die Inanspruchnahme bislang unbebauter 
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Flächen für Siedlungs- und Verkehrszwecke deutlich zurückzuführen. Interkommunale 
Zusammenarbeit zur Erreichung einer ressourcenschonenden Siedlungsentwicklung 
soll verstärkt gefördert werden. Für den Naturhaushalt und das Landschaftsbild be-
deutsame Freiräume sind zu sichern und zu einem großräumigen Freiraumverbund zu 
entwickeln. 

 
Z (8) Die Region Neckar-Alb in ihrer Gesamtheit wirkt als eigenständiger Pol und 

gleichberechtigter Partner im Netzwerk der Europäischen Metropolregion Stuttgart mit. 
Dazu ist die Region im internationalen Wettbewerb konkurrenzfähig weiterzuentwi-
ckeln. Hierfür sind einerseits die Standortvorteile der Wirtschaftsregion Stuttgart zu 
nutzen, andererseits ist eine eigenständige Regionalentwicklung anzustreben. Die wirt-
schaftlichen, verkehrlichen, kulturellen und touristischen Funktionen der Europäischen 
Metropolregion Stuttgart sollen gestärkt und ausgebaut und zugleich positive Wirkun-
gen für die gesamte Region Neckar-Alb erzielt werden. 

 
Z (9) Die besondere Bedeutung des Raums um das Oberzentrum Reutlingen/Tübingen 

innerhalb der Europäischen Metropolregion Stuttgart und die Mittlerrolle in andere Teile 
der Region Neckar-Alb sind zu wahren und zu nutzen. Dazu sind die oberzentralen 
Funktionen zu stärken, insbesondere durch den Ausbau in den Bereichen Kultur, Wis-
senschaft und Forschung, Technologie und Dienstleistung sowie durch die Ausgestal-
tung der Landesentwicklungsachse nach Stuttgart. Als Standort großstädtischer Prä-
gung soll das Oberzentrum Reutlingen/Tübingen die Versorgung des Verflechtungsbe-
reichs Region Neckar-Alb mit hochqualifizierten und spezialisierten Einrichtungen und 
Arbeitsplätzen gewährleisten. Dazu sind die infrastrukturellen Voraussetzungen zu 
verbessern, verdichtungs- und verkehrsbedingte Belastungen zu vermindern sowie re-
gionale Kooperation zu fördern.  

 
G (10) Die Zusammenarbeit von Gemeinden zur Stärkung teilräumlicher Entwicklungen 

soll gefördert werden. Synergieeffekte durch Bündelung, Spezialisierung und Vernet-
zung, auch regionsübergreifend, können zu einer Verbesserung der Entwicklungs-
chancen führen. Interkommunale Kooperationen, auch regionsübergreifende, sind zu-
kunftsweisend und zu unterstützen. 

 
Z (11) Die Region Neckar-Alb unterstützt die Zusammenarbeit im Städtenetz Gäu-

Quadrat, das im Wesentlichen die Mittelbereiche Rottenburg am Neckar, Horb, Nagold 
und Herrenberg umfasst.  

 
 

Begründung 
 
Kapitel 1 gibt die raumordnerischen Kernaussagen für die weitere Entwicklung der Region Neckar-Alb und 
ihrer Teilräume wieder und stellt einen Orientierungsrahmen für die Konkretisierung und Umsetzung dar. 
Es enthält einerseits bewährte Zielsetzungen, die sich an der im Grundgesetz verankerten Forderung nach 
gleichwertigen Lebensverhältnissen und der historisch gewachsenen räumlichen Struktur der Region aus-
richten. Andererseits enthält das Kapitel auch neue Akzente, wie den notwendigen Schutz der natürlichen 
Lebensgrundlagen im Rahmen einer nachhaltigen Entwicklung.  
 
zu PS 1 G (1) 
Die grundsätzlichen Festlegungen zur Siedlungs-, Freiraum- und Infrastruktur zielen darauf ab, die Region 
als Lebens- und Wirtschaftsraum in ihrer Qualität und in ihrer Wettbewerbsfähigkeit unter geänderten wirt-
schaftlichen, gesellschaftlichen und politischen Rahmenbedingungen zu sichern und zu stärken. Leitvor-
stellung ist dabei eine an sozialer Gerechtigkeit, wirtschaftlicher Effizienz und sparsamer Inanspruchnah-
me natürlicher Ressourcen ausgerichtete Siedlungs- und Freiraumentwicklung, die die gesellschaftlichen 
und wirtschaftlichen Ansprüche mit den ökologischen Belangen in Einklang bringt und zu einer dauerhaf-
ten, großräumig ausgewogenen Ordnung führt.  
 
Dahinter steht die Erkenntnis, dass einzelne Raumansprüche bei ihrer Realisierung örtlich erheblich in 
ökologische Funktionen eingreifen können und daher der geforderte Einklang nur im überörtlichen, d. h. 
regionalen Maßstab erreicht werden kann. Die Entwicklung der Region Neckar-Alb ist am Prinzip der 
Nachhaltigkeit auszurichten. Auch wenn die Nachhaltigkeit in den drei Sektoren Ökologie, Ökonomie und 
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Soziales nicht vollständig erreicht werden kann - der Weg ist das Ziel. Nachhaltigkeit bedeutet Zukunftsfä-
higkeit. Nachhaltigkeit ist das Leitmotiv der Regionalplanung. 
 
zu PS 1 G (2) 
Im Vordergrund stehen weiterhin die Sicherung von Lebensqualität und Wohlstand und die Entfaltung der 
Persönlichkeit. Eines der wichtigsten Ziele ergibt sich dabei aus der Forderung nach gleichwertigen Le-
bensverhältnissen. Angestrebt wird eine ausgewogene räumliche Entwicklung, die alle Regionsteile an-
gemessen am wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Fortschritt teilhaben lässt und hilft, großräumige 
Unterschiede abzubauen. Dies ist ein Hauptziel der Regionalplanung in der Region Neckar-Alb. 
 
Im Rahmen dieser Zielsetzung soll den unterschiedlichen Bedürfnissen der verschiedenen sozialen und 
demografischen Gruppen der Bevölkerung Rechnung getragen und vor allem der Situation von Frauen, 
Familien und Kindern sowie Menschen mit Behinderungen stärker entsprochen werden. Die Sicherung ei-
ner wohnortnahen Versorgung, die Wahrung wohnortnaher Erholungsräume, die Schaffung familien-
freundlicher Wohn- und Wohnumfeldbedingungen sowie die Ausrichtung neuer Bauflächen auf eine Be-
dienung durch öffentliche Verkehre sind anzustreben. Auch die aus der deutlich gestiegenen Lebenser-
wartung und der stark zurückgegangenen Geburtenrate resultierenden altersstrukturellen Verschiebungen 
sollen stärker Berücksichtigung finden. 
 
zu PS 1 G (3) 
Die weitere Siedlungsentwicklung soll sich zur Vermeidung einer einseitigen Belastung der verdichteten 
Räume und zur Verbesserung der Entwicklungschancen ländlicher Gebiete stärker an der dezentralen 
Raumstruktur der Region orientieren. Dabei soll zur Sicherstellung einer angemessenen und wohnortna-
hen Versorgung mit Waren, Dienstleistungen und Arbeitsmöglichkeiten, zur Sicherung der Tragfähigkeit 
infrastruktureller Einrichtungen sowie zur Verhinderung einer ungeordneten Zersiedelung der freien Land-
schaft die Siedlungstätigkeit am Netz der Zentralen Orte ausgerichtet und im Interesse eines sparsamen 
Umgangs mit der freien Landschaft vorrangig in den festgelegten Siedlungsbereichen konzentriert werden.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass zur Umsetzung des Artikels 12 der Seveso II-Richtlinie bzw. des § 50 
BImSchG bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen in der Umgebung von Betriebsbereichen 
nach der Störfallverordnung innerhalb eines Abstands von 1.500 m bei der Bauleitplanung ein Konsultati-
onsverfahren (Regierungspräsidium Tübingen) zur fachlichen Beratung vorzunehmen ist. Beim Regie-
rungspräsidiums Tübingen, Abteilung 5/Industriereferate, kann nachgefragt werden, ob und ggf. welche 
Betriebe betroffen sind. 
 
zu PS 1 G (4) 
Zur langfristigen Sicherung von Wohlstand und Beschäftigung sollen Wettbewerbsfähigkeit und Attraktivi-
tät des Standorts Neckar-Alb gestärkt werden. Die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen sollen durch Be-
reitstellung moderner Infrastruktureinrichtungen, wie bedarfsgerechte Anbindung und Erschließung der 
Teilräume, und durch Stärkung „weicher“ Standortfaktoren unterstützt werden. Im Hinblick auf den demo-
graphischen Wandel hat die Sicherung der vorhandenen Infrastruktureinrichtungen bzw. deren bedarfsge-
rechter Umbau oberste Priorität. 
 
zu PS 1 G (5) 
Tragfähige Infrastrukturen erfordern eine Konzentration. Das ist umso wichtiger, je geringer die Siedlungs-
dichte ist. Dies gilt sowohl im großräumigen Verhältnis zu Stuttgart als Ballungsschwerpunkt im Norden, 
als auch im ländlich geprägten Süden der Region. Als Teil der Europäischen Metropolregion Stuttgart bil-
det der Raum um das eigenständige Oberzentrum Reutlingen/Tübingen den Trittstein zur Vermittlung der 
Impulse in den Ländlichen Raum bis zum Bodensee. Andererseits sollen die Mittel-, Unter- und Kleinzen-
tren im Ländlichen Raum die notwendige Infrastruktur aufrechterhalten, um die Impulse aufnehmen und 
die Versorgung der Bevölkerung sicherstellen zu können. (macht keinen Sinn an dieser Stelle!) 
 
Die Dynamik der Bevölkerungsentwicklung, die sich in einer Zunahme von fast 100.000 Einwohnern seit 
der Volkszählung 1987 ausdrückt, steht in enger Verbindung mit dem Arbeitsplatzangebot. Nur dort findet 
eine Zuwanderung statt, wo in angemessener Entfernung zum Wohnort Arbeitsplätze vorhanden sind oder 
geschaffen werden. Um die im Rahmen des demographischen Wandels eher zurückgehenden Bevölke-
rungszahlen in der Region zu halten und Anreize für Zuwanderungen zu schaffen, muss es deshalb Ziel 
der Regionalplanung sein, die räumlichen Disparitäten dahingehend zu überwinden, dass ein breites An-
gebot an Arbeitsplätzen unterschiedlicher Anforderungen und die entsprechenden modernen Infrastruktur-
einrichtungen erhalten und bereit gestellt werden. Dazu ist auf die Bündelung und Konzentration in regio-
nalbedeutsamen Schwerpunkten für Industrie, Gewerbe und Dienstleistungen und/oder die Verbesserung 
der Verkehrsinfrastruktur sowie die Stärkung „weicher Standortfaktoren“ hinzuwirken.  
 
zu PS 1 G (6) 
Die politischen und wirtschaftlichen Veränderungen der 1980er und 1990er Jahre haben die Entwicklung 
der Region und die räumlichen Verflechtungen stark beeinflusst. Das Verkehrsaufkommen hat sich deut-
lich erhöht; die Verkehrsbeziehungen und die Intensität der Verkehrsströme haben weiter zugenommen. 
Die Leistungsfähigkeit des Verkehrsnetzes muss zur Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit der Region und 
der Standortattraktivität der Städte und Gemeinden an diese Veränderungen angepasst werden. Dazu soll 
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insbesondere in den verkehrlich hoch belasteten Räumen die Verkehrsinfrastruktur unter Berücksichtigung 
der speziellen Potenziale der verschiedenen Verkehrsträger bedarfsgerecht vernetzt und ausgebaut wer-
den. Gleichzeitig ist auf eine Verminderung verkehrsbedingter Belastungen hinzuwirken und bei Sied-
lungserweiterungen die Bedienung durch öffentliche Verkehre anzustreben.  
 
zu PS 1 G (7) 
Der Schutz von Natur und Umwelt, d. h. ein sensibler Umgang mit der Landschaft und eine verantwortli-
che, an der Regenerationsfähigkeit und den Möglichkeiten der Kreislaufwirtschaft ausgerichtete Nutzung 
der Naturgüter, sollen oberstes Gebot aller räumlicher Planung sein. Ziel ist es insbesondere, der Inan-
spruchnahme und Zersiedelung freier Landschaft durch verstärkte Innenentwicklung und Arrondierung 
entgegenzuwirken. Nicht vermeidbare Eingriffe sollen durch Konzentration, Bündelung, Ausbau statt Neu-
bau und Wiedernutzung von Brachflächen minimiert werden. Nicht mehr benötigte Siedlungs- und Ver-
kehrsflächen sind zu renaturieren oder zu rekultivieren und belastete Freiräume dauerhaft aufzuwerten.  
 
zu PS 1 Z (8) und Z (9) 
Ein vorrangiges Ziel des Landesentwicklungsplans (LEP) 2002 ist die Stärkung der regionalen Eigenkräfte 
(Kapitel 6). Damit wurden die bisherigen Instrumente der Regionalverbände ausdrücklich bestätigt, aber 
auch neue Formen der Regionalpolitik nachdrücklich herausgestellt und normiert. 
 
Die Region Neckar-Alb ist Teil der Europäischen Metropolregion Stuttgart, die durch die Ministerkonferenz 
für Raumordnung im Raumordnungspolitischen Handlungsrahmen 1995 ausgewiesen worden ist. Europä-
ische Metropolregionen sind Motoren der gesellschaftlichen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Entwicklung. Sie sollen die Leistungs- und Konkurrenzfähigkeit Deutschlands und Europas erhalten und 
dazu beitragen, den europäischen Integrationsprozess zu beschleunigen. Ein wesentliches Kennzeichen 
Europäischer Metropolregionen ist ihre gute Erreichbarkeit auf internationaler Ebene.  
 
Die Konzeption der Europäischen Metropolregion bietet die Möglichkeit der Verteilung und Vernetzung von 
Raumfunktionen im regionalen Maßstab; es wird damit aber keine Konzentration auf ein Zentrum ange-
strebt. Der Landesentwicklungsplan (LEP) 2002 unterstützt mit seinem Kapitel 6 die Stärkung der regiona-
len Ebene. Diese Zielsetzung wird insbesondere dadurch verfolgt, dass für unterschiedlich strukturierte 
Teilräume des Landes besondere Entwicklungsaufgaben festgelegt werden. Die Ziele und Grundsätze in 
den Plansätzen 6.2.2 und 6.2.2.1 bis 6.2.2.3 betreffen ein Bündel von Maßnahmen aus den Bereichen 
Verkehr, Wirtschaft, Wissenschaft, Umwelt, Soziales und wenden sich dementsprechend an viele berührte 
regionale Akteure. Ohne eine intensive Zusammenarbeit dieser regionalen Akteure in unterschiedlichen 
Institutionen und auf unterschiedlichen Ebenen kann das Dauerprojekt Metropolregion nicht erfolgreich 
vorangebracht werden.  
 
In Plansatz 6.2.2.1 LEP 2002 sind für die Europäische Metropolregion Stuttgart folgende besondere regio-
nale Entwicklungsaufgaben festgelegt: 
 

- Verbesserung der Erreichbarkeit anderer Europäischer Metropolregionen in Deutschland und ver-
gleichbarer Regionen in Europa durch den Ausbau der Fernstraßen und des Hochgeschwindigkeits-
verkehrs der Bahn, insbesondere durch die Realisierung der Projekte „Stuttgart 21“ und der Ma-
gistrale Paris - Stuttgart - Budapest, und durch deren Verknüpfung mit den regional bedeutsamen 
Netzen, 

 

- Erhaltung, Ausbau und Ansiedlung von Institutionen und Infrastrukturen mit internationaler und natio-
naler Bedeutung,  

 

- Weiterentwicklung der Funktionsfähigkeit des Landesflughafens Stuttgart im Gesamtverkehrsnetz, 
insbesondere Einbindung in das Hochgeschwindigkeitsnetz und den Regionalverkehr der Bahn,  

 

- Errichtung und Betrieb der Landesmesse mit leistungsfähigen Anschlüssen an das Schienen- und 
Straßennetz und in räumlicher Nähe zum Landesflughafen Stuttgart als zukunftsfähige Dienstleis-
tungseinrichtung mit Bedeutung für den Wirtschaftsstandort Baden-Württemberg, 

 

- Erhaltung und Steigerung der Attraktivität als Lebens- und Wirtschaftsraum und Wirtschaftsstandort, 
insbesondere durch Bewahrung der dezentralen Siedlungsstruktur, Vernetzung der Freiraumfunktio-
nen und Weiterentwicklung des Verkehrssystems mit dem Ziel einer nachhaltigen, sozial- und um-
weltverträglichen Mobilität. 

 
In Plansatz 6.1.3 legt der LEP ausdrücklich als Ziel der Raumordnung fest, dass die Abstimmung und 
Verwirklichung der Entwicklungsziele seitens der Regionalverbände im Benehmen mit anderen regionalen 
Akteuren durch regionales Management zu unterstützen sind. Die Regionalverbände wirken dabei im 
Rahmen ihrer (gesetzlich verankerten) Beratungs-, Moderations- und Koordinationsfunktion auf die inhalt-
liche Umsetzung der Regionalpläne hin (Plansatz 6.1.2). Zudem sind sie gerade mit Blick auf die Erfüllung 
besonderer regionaler Entwicklungsaufgaben dazu aufgerufen, die notwendige Abstimmung anzustreben. 
Die Umsetzung des Entwicklungsziels der Europäischen Metropolregion Stuttgart ist demnach auch eine 
Pflichtaufgabe der berührten Regionalverbände. 
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Leitlinie des Regionalverbands Neckar-Alb ist es, die Chancen der überregionalen Zusammenarbeit zu 
nutzen, gleichzeitig aber auch die Eigenständigkeit der Region Neckar-Alb zu stärken. Insbesondere vor 
dem Hintergrund zahlreicher gemeinsamer Interessen strebt die Region Neckar-Alb eine Intensivierung 
der Zusammenarbeit in der Europäischen Metropolregion auf der Ebene von Politik, Verwaltung, Wirt-
schaft und Wissenschaft an. Der Standort Neckar-Alb kann sich dabei selbstbewusst positionieren.  
 
Im Rahmen der Beratung des Regionalen Entwicklungskonzepts Neckar-Alb 2005, das am 6. Dezember 
2005 verabschiedet wurde, hat die Verbandsversammlung beschlossen, dass  

- die Europäische Metropolregion Stuttgart in einem freiwilligen Zusammenschluss gleichberechtigter 
Partner ohne weitere Verwaltungs- und Organisationsstrukturen vorangebracht werden soll, 

- sich die Kooperation auf Projekte konzentrieren soll, die sich aus den wechselseitigen Ressourcen 
ergeben. 

 
Der Regionalverband Neckar-Alb hat - auch aufgrund von Forderungen aus dem kommunalen Bereich 
und der Wirtschaft - durch Beschlüsse der Verbandsversammlung, zuletzt vom 25. Juli 2006, nachdrück-
lich den Willen bekundet, dass die gesamte Region Neckar-Alb zur Europäischen Metropolregion Stuttgart 
gehört. Das Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg wurde gebeten, die im Landesentwicklungsplan 
2002 ohnehin nur grob umrissene und bewusst unscharf gelassene Abgrenzung entsprechend anzupas-
sen. 
 
Nach dem LEP 2002 soll sich die Europäische Metropolregion Stuttgart nicht nur in ihrer räumlichen Struk-
tur, sondern auch organisatorisch auf ihre Dezentralität stützen. Kooperation, Arbeitsteilung, Erzielung von 
Synergien, Vermeidung von Überlastung sind einige der raumordnerischen Leitvorstellungen. Insbesonde-
re die Räume um Heilbronn und Reutlingen/Tübingen sind in ihrer Eigenständigkeit zu stärken, auch im 
Hinblick auf ihre oberzentralen Funktionen für die Regionen Heilbronn-Franken bzw. Neckar-Alb. Der Lan-
desentwicklungsplan trägt damit der auf breiter kommunaler Basis in der Region Neckar-Alb beschlosse-
nen Resolution vom 14.12.2000 Rechnung. 
 
Mit Blick auf die Erfüllung der besonderen regionalen Entwicklungsaufgaben des Landesentwicklungs-
plans strebt der Regionalverband Neckar-Alb die notwendige Abstimmung aller regionalen Akteure an. Er 
setzt sich dabei insbesondere für die Verwirklichung der im LEP für den Raum um das Oberzentrum Reut-
lingen/Tübingen festgelegten besonderen Ziele (Plansatz 6.2.2.3) ein, die Eigenständigkeit zu stärken und 
die Mittlerrolle in anderen Teilen der Region Neckar-Alb zu wahren und zu nutzen. 
 
zu PS 1 G (10) 
Bei langfristig zu erwartenden Bevölkerungsrückgängen mit der Folge zunehmender Probleme bei der  
Infrastrukturauslastung werden interkommunale und regionale Kooperationen immer wichtiger. Eine trag-
fähige und qualitätsvolle öffentliche Daseinsvorsorge ist unter diesen Bedingungen vielfach nur noch in 
interkommunaler und regionaler Zusammenarbeit zu gewährleisten. Die Bewältigung der Folgen des de-
mografischen Wandels fällt leichter, wenn über Grenzen hinweg kooperiert wird und Möglichkeiten der Ar-
beitsteilung und der gegenseitigen Ergänzung genutzt werden. Interkommunale Kooperationen werden 
unumgänglich, wenn bestimmte Infrastruktureinrichtungen nur (noch) gemeinsam mit anderen Gemeinden 
bereitgestellt und unterhalten werden können. Die überörtliche Kooperation sollte sich nicht nur auf einzel-
ne Infrastruktureinrichtungen beschränken, sondern auch auf eine Abstimmung der Siedlungs- und Ge-
werbeentwicklung zielen und Möglichkeiten einer Schwerpunktbildung berücksichtigen.  
 
Die Kooperationskonzepte, die mit der Europäischen Metropolregion Stuttgart und dem Gäu-Quadrat im 
Landesentwicklungsplan 2002 festgelegt sind, sollen um weitere interkommunale, auch regionsübergrei-
fende Kooperationen ergänzt werden. Einen solchen Kooperationsraum streben z. B. die Gemeinden 
Bempflingen, Grafenberg, Großbettlingen und Riederich sowie die Gemeinden Grabenstetten, Hülben und 
Erkenbrechtsweiler, die Gemeinden Nusplingen, Obernheim, Bärenthal, Egesheim und Schwenningen 
(Heuberg) und die Gemeinde Zwiefalten mit der Stadt Riedlingen an. Insbesondere im Süden des Zollern-
albkreises bestehen enge Verflechtungen mit den Landkreisen Rottweil (z. B. von Schömberg nach Rott-
weil), Sigmaringen (z. B. Meßstetten - Schwenningen) und Tuttlingen (z. B. von Albstadt, Meßstetten und 
den Gemeinden des „Großen Heubergs“ in Richtung Tuttlingen).  
 
Im Rahmen der anstehenden Konversion militärischer Einrichtungen in Meßstetten wurde auf der Grund-
lage der „Räumlichen Wirkungsanalyse“ der Prognos AG ein sogenannter Konversionsraum abgegrenzt. 
Hierzu gehören die Kommunen Meßstetten, Nusplingen, Obernheim, Schwenningen, Straßberg und Win-
terlingen (vgl. Übersichtskarte „Überregionale Kooperations- und Konversionsräume Region-Neckar-Alb). 
Für diese Kommunen sind raumstrukturell verträgliche und entwicklungsfördernde Folgenutzungen und 
interkommunale, auch regionsübergreifende Kooperationen und Entwicklungskonzepte zur Stärkung des 
Raumes vorzusehen. Diese werden durch das Land auch finanziell gefördert.  
 
Die hier aufgeführten Kooperationsräume und Kommunen sind nicht abschließend zu verstehen. Der Re-
gionalverband unterstützt die Bestrebungen auch weiterer interkommunaler Kooperationen. Eine solche 
Kooperation kann aber nur erfolgreich sein, wenn sie von „unten“, d. h. den Kommunen, getragen wird. 
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Die interkommunale Zusammenarbeit in der Region wird weitergebracht durch Vorhaben und Maßnah-
men, wie z. B.  

- das Projekt „Regional-Stadtbahn Neckar-Alb“, 
- das Modellprojekt „Regionaler Gewerbeflächenpool Neckar-Alb“, 
- interkommunale Gewerbegebiete. 

Das „vernetzte“ Denken und Handeln auf regionaler Ebene zeigt inzwischen beachtliche Erfolge. 
 
zu PS 1 Z (11) 
Der Raum Oberes Gäu ist ein typisches Beispiel für die Notwendigkeit interkommunaler, überörtlicher Ab-
stimmung von Planungen. Angesichts der innerhalb Baden-Württembergs einmaligen verwaltungsmäßi-
gen Situation durch das Zusammentreffen aller vier Regierungsbezirke und von vier Regionen bei gleich-
zeitig starkem Siedlungsdruck besteht ganz besonderer Koordinierungsbedarf, da viele kommunalpoliti-
schen Aufgaben heute nicht mehr allein im Rahmen der Zuständigkeit einer einzelnen Kommune gelöst 
werden können. Insbesondere die erhöhte Standortkonkurrenz zwingt im Flächenmanagement und bei der 
Verkehrsplanung zu räumlich koordinierenden und integrierenden Handlungsansätzen. Durch die Erarbei-
tung eines regionalen Entwicklungskonzepts können unterschiedliche Entwicklungsvorstellungen harmoni-
siert und gemeinsame Grundlagen für das Handeln der regionalen Akteure geschaffen werden.  
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2 Regionale Siedlungsstruktur 
 
 
Zwei längerfristige Trends und ihre Folgen für die Raum- und Siedlungsentwicklung stellen die 
Regionalplanung vor neue Herausforderungen: Der demografische Wandel und die anhaltende 
Siedlungsflächenzunahme. 
 
Die Bevölkerungsprognosen des Statistischen Landesamts Baden-Württemberg weisen landesweit 
auf rückläufige Einwohnerzahlen und eine Überalterung der Bevölkerung hin. Davon betroffen ist 
auch die Region Neckar-Alb. Die Zugehörigkeit zur Europäischen Metropolregion Stuttgart, die 
Stärken in der Bildung, der Forschung, der Wissenschaft, der Wirtschaft und nicht zuletzt auch die 
hohe Lebensqualität verleihen der Region im sich verschärfenden Standortwettbewerb eine starke 
Position. Die Bewältigung der Herausforderungen des demografischen Wandels wird der Region - 
auch dank der engagierten Wirtschaftsförderung durch die Standortagentur Tübingen - Reutlingen 
- Zollernalb und die BioRegio STERN Management GmbH - leichter fallen, als anderen Regionen. 
 
Innerhalb der Region Neckar-Alb werden die Folgen unterschiedlich in Erscheinung treten: In Ge-
meinden im Verdichtungsraum und dessen Randzone wird der Siedlungsdruck auf Grund der an-
haltenden Stadt-Umland-Wanderungen zunächst kaum nachlassen. Hier stößt die Siedlungstätig-
keit jedoch bereits an Grenzen der Belastbarkeit der Landschaft.  
 
In Gemeinden im Ländlichen Raum wird die Siedlungstätigkeit wegen der jetzt schon sinkenden 
Bevölkerungszahlen zurückgehen.  
 
Für die Regionalplanung ergeben sich in den kommenden Jahren vorrangig Aufgaben der Anpas-
sung von Infrastrukturangeboten und Infrastrukturstandorten im Hinblick auf die altersstrukturel-
len Verschiebungen. Die Leitlinie heißt: „Umbau statt Zuwachs“. Bei einer im Wesentlichen gleich-
bleibenden Bevölkerungsdichte ist regionsweit auf absehbare Zeit nicht mit einer generellen Ab-
nahme der Auslastung von Infrastruktureinrichtungen zu rechnen. Tragfähigkeits- und Auslas-
tungsprobleme können jedoch bei altersgruppenspezifischen Infrastruktureinrichtungen auftreten. 
 
Vor diesem Hintergrund gilt es, Benachteiligungen zu verhindern und einen angemessenen Zu-
gang zu den Grundfunktionen Wohnen, Arbeiten, Ausbildung und Versorgung in allen Teilräumen 
und für alle Bevölkerungsgruppen zu gewährleisten. Auf örtlicher wie überörtlicher Ebene ist auf 
eine Konzentration und Bündelung von Siedlung und Infrastruktur hinzuwirken. Die Regionalpla-
nung orientiert sich dabei an dem bewährten Leitbild der dezentralen Konzentration. Danach ist die 
Konzentration der Siedlungstätigkeit und überörtlichen Versorgungsfunktionen in Zentralen Orten 
und Siedlungsbereichen anzustreben, die gleichermaßen der Absicherung der wirtschaftlichen 
Tragfähigkeit von Versorgungseinrichtungen wie einer nachhaltigen Raumentwicklung dient. 
 
Eine tragfähige und qualitätsvolle öffentliche Daseinsvorsorge ist unter diesen Bedingungen viel-
fach nur noch in interkommunaler oder regionaler Zusammenarbeit zu gewährleisten. Sie wird 
auch deshalb wichtiger, weil sich der Standortwettbewerb verschärft und die Konkurrenz der Städ-
te und Gemeinden um Einwohner und Einnahmen vermutlich zunehmen wird. 
 
Bei einer sich abschwächenden Bevölkerungsentwicklung wird in den kommenden Jahren auch 
die Nachfrage nach Wohnbauland deutlich weniger werden als in der Vergangenheit. Im Zuge des 
demografischen Wandels erhöhen sich die Chancen, den Bedarf nach angemessenem Wohnraum 
vermehrt im Siedlungsbestand zu befriedigen und den Neubauflächenbedarf zu reduzieren. Die 
Verwirklichung einer nachhaltigen und flächensparenden Siedlungsentwicklung erfordert neben 
der Zurückhaltung bei der Neuausweisung von Flächen im Außenbereich vor allem die vorrangige 
Nutzung von Bauflächen im Innenbereich und die Aktivierung vorhandener Innenentwicklungspo-
tenziale. Dies gelingt umso eher, je mehr die Innenentwicklung als kommunale Zukunftsaufgabe 
begriffen und durch ein Flächenmanagement aktiv gestaltet wird. 
 
 

G (1) Dem zukünftigen Bedarf an notwendigen Siedlungsflächen in der Region Neckar-
Alb ist unter Beachtung 

 

- der Sicherung des Freiraums und der Naturgüter (Kapitel 3) sowie 
- der Ausbauerfordernisse und der Auslastung von Infrastruktur- und Dienstleis-

tungseinrichtungen (Kapitel 4) 
 

Rechnung zu tragen. 
 

Die Funktionen Wohnen, Arbeiten, Versorgen und Erholen sollen einander so zuge-
ordnet werden, dass aufwändige Verkehre vermieden werden. 
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G (2) Für eine nachhaltige Siedlungsentwicklung gelten die folgenden Grundsätze: 
 

- Sparsamer Umgang mit Freiflächen und 
- Intensivierung der interkommunalen und regionalen Zusammenarbeit, insbesonde-

re bei der Ausweisung von Gewerbegebieten. 
 

Z (3) Für eine nachhaltige Siedlungsentwicklung sind folgende Ziele festgelegt:1 
 

- Innenentwicklung vorrangig vor Außenentwicklung, 
- Angliederung neuer Baugebiete an bestehende Ortslagen, 
- keine Erweiterung und Neuausweisungen von Splittersiedlungen; ausnahmsweise 

sind geringfügige Arrondierungen von vorhandenen Splittersiedlungen unter Beach-
tung der Schonung der Freiraumfunktionen zugelassen, 

- keine zusätzliche Zersiedelung der Landschaft, 
- Vermeidung bandartiger Siedlungsentwicklungen, 
- Förderung der interkommunalen Zusammenarbeit. 
 

N (4) Die Siedlungsentwicklung ist vorrangig am Bestand auszurichten. Dazu sind 
Möglichkeiten der Verdichtung und Arrondierung zu nutzen, Baulücken und Baulandre-
serven zu berücksichtigen sowie Brach-, Konversions- und Altlastenflächen neuen 
Nutzungen zuzuführen. Die Inanspruchnahme von Böden mit besonderer Bedeutung 
für den Naturhaushalt und die Landwirtschaft ist auf das Unvermeidbare zu beschrän-
ken. 

 
N  (5) Neue Bauflächen sind auf eine Bedienung durch öffentliche Verkehre auszurichten. 

Insbesondere in den Verdichtungsräumen und ihren Randzonen sind regionalbedeut-
same Schwerpunkte des Wohnungsbaus und Schwerpunkte für Industrie, Gewerbe 
und Dienstleistungseinrichtungen grundsätzlich an den öffentlichen Schienenverkehr 
anzubinden. Im Bereich der Haltestellen des Schienenverkehrs ist vor allem in dichter 
besiedelten Räumen sowie in größeren Zentralen Orten auf eine Verdichtung der Be-
bauung, insbesondere durch Mindestwerte für die Siedlungsdichte, hinzuwirken. 
 
 
Begründung 
 
zu PS 2 G (1), G (2), Z (3) 
Die Siedlungsstruktur in der Region Neckar-Alb ist geprägt durch eine hohe Siedlungsdichte im Norden 
der Region um den Verdichtungsraum Reutlingen/Tübingen und eine geringe Siedlungsdichte im Südos-
ten der Region auf der Schwäbischen Alb. Der Anteil der Siedlungs- und Verkehrsfläche in der Region 
Neckar-Alb an der Gesamtfläche liegt mit 14,4 % knapp über dem Landesdurchschnitt (14,2 %) (Stand 
2011). Im Norden der Region erreicht er einen Höchstwert mit 20,2 % (Mittelbereich Reutlingen). Der 
Ländliche Raum im Südosten der Region weist hingegen mit 8,6 % (Mittelbereich Münsingen) den nied-
rigsten Wert auf. 
 
Die Analysen des Regionalverbands zur Bevölkerungsstruktur zeigen, dass in der Region Neckar-Alb nur 
noch mit einem geringfügig steigenden Bedarf an Bauflächen zu rechnen ist. Die Gründe dafür sind insbe-
sondere 
- der Rückgang der Geburtenzahlen, 
- der Rückgang der Zahl der Zuwanderer, 
- die Veränderung der Altersstruktur. 
Insbesondere die Altersgruppe der Bauherren geht rapide zurück. 
 
Der Wohnungsbedarf wird jedoch wegen 
- der Verringerung der Belegungsdichte,  
- der steigenden Zahl der Ein-Personen-Haushalte, 
- des Ersatzbedarfs infolge von Modernisierungs-/Sanierungsmaßnahmen und 
- des höheren Wohnflächenbedarfs pro Person 

                                            
1 Die durch Kursivdruck gekennzeichneten Ziele (Plansatz und Begründung) sind gemäß der „Genehmigung Regional-

plan Neckar-Alb 2013“ des Ministeriums für Verkehr und Infrastruktur vom 31. März 2015 von der Verbindlichkeit aus-
genommenen. 
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in den nächsten Jahren noch steigen. Es sollte angestrebt werden, diesen Bedarf so weit wie möglich 
innerhalb des Siedlungsbestands zu decken.  
 
Dem Ziel des sparsamen Flächenverbrauchs, der Sicherung ausreichend großer und zusammenhängen-
der Freiräume sowie einer bestmöglichen Auslastung und Erreichbarkeit der überörtlich bedeutsamen 
Infrastruktur- und Dienstleistungseinrichtungen dient das punktaxiale Siedlungskonzept, das bereits im 
Regionalplan Neckar-Alb 1993 angewandt wurde. Der darin enthaltene Grundsatz der dezentralen Kon-
zentration ist das Leitbild einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung in der Region Neckar-Alb. Er enthält 
sowohl ökonomische, soziale als auch ökologische Ziele: 
 

- Ökonomisch ist eine angemessene Konzentration in Siedlungsschwerpunkten notwendig, um die 
Auslastung der Infrastruktur zu erreichen. 

- Soziale Aspekte sprechen angesichts des demografischen Wandels dafür, Siedlungsimpulse verstärkt 
auf die Zentralen Orte zu lenken. Damit kann sichergestellt werden, dass die bestehenden dezentra-
len Infrastruktureinrichtungen erhalten werden und eine ausgeglichene Versorgung der Bevölkerung 
gewährleistet wird. Auch werden damit die Kommunikationsmöglichkeiten verbessert. Ein weiterer 
Aspekt dabei ist, dass im Umfeld des Wohnens auf Barrierefreiheit geachtet werden soll. 

- Ökologisch sind die Erhaltung der offenen Landschaft als Regenerationsraum für die natürlichen Le-
bensgrundlagen und ein sparsamer Umgang mit der Fläche durch Konzentration und Verdichtung in 
Schwerpunkten erforderlich.  

 
Die Reduzierung der Freiflächeninanspruchnahme soll so weit wie möglich durch die Deckung des Be-
darfs an weiteren Siedlungsflächen innerhalb des Siedlungsbestandes erreicht werden. 
 
Bei bestehenden Splittersiedlungen sind ausnahmeweise geringfügige Arrondierungen bis zu 0,5 ha zu-
lässig, sofern die Erweiterungen mit den Zielen und Grundsätzen in Kapitel 3 zu vereinbaren sind. 
 
Der Regionalverband Neckar-Alb hat mit der Beteiligung an dem Forschungsprojekt „Raum+“ dazu beige-
tragen, dass die Innenentwicklungspotenziale in den Städten und Gemeinden erforscht und ihre Nutzbar-
keit beispielhaft dargestellt werden. 
 
Die Ausweisung von gewerblichen Bauflächen stößt in immer mehr Gemeinden an quantitative und quali-
tative Grenzen. Im Konkurrenzdenken um Arbeitsplätze und Steuereinnahmen besteht jedoch oft die Be-
reitschaft, die letzten verfügbaren Flächen auf der eigenen Gemarkung zu erschließen, obwohl sie 
schlecht angebunden oder ökologisch sensibel sind. In der Kommunalpolitik wächst die Einsicht, dass 
neue Wege beschritten werden müssen, die nicht in der Konkurrenz, sondern in der regionalen Kooperati-
on liegen.  
 
In Zukunft wird eine effizientere und intensivere interkommunale und regionale Kooperation notwendig 
sein. Dies gilt gleichermaßen für die Umsetzung einer nachhaltigen Raumentwicklung wie für die Bewälti-
gung des demografischen Wandels. In beiden Handlungsfeldern wird neben interkommunalen Kooperati-
onen eine verstärkte Zusammenarbeit auf regionaler Ebene aufgrund der zunehmenden überörtlichen 
Verflechtungen und des verschärften Standortwettbewerbs immer wichtiger. Die interkommunale Zusam-
menarbeit sollte deshalb auch auf andere Handlungsfelder, z. B. Infrastruktureinrichtungen, ausgedehnt 
werden. 
 
zu PS 2 N (4) 
Die Zielsetzung dieses Plansatzes dient in hohem Maß der Umsetzung des Nachhaltigkeitsprinzips. Der 
Grundsatz Ausbau vor Neubau gilt sinngemäß auch für die Siedlungsentwicklung; die weitere Flächenin-
anspruchnahme für Wohnungsbau, Gewerbe, Dienstleistungen und Infrastruktur muss möglichst gering 
gehalten werden. Industrielle Brachflächen, stillgelegte Bahnanlagen, aufgegebene Militärflächen, durch 
Altlasten belastete Areale sowie nur extensiv und unterwertig genutzte Grundstücke sind daher nach Mög-
lichkeit neuen, effizienteren Nutzungen zuzuführen. Durch Flächenrecycling und optimierte Flächenaus-
nutzung wird die Notwendigkeit der Ausweisung von neuen Bauflächen reduziert. Der Anteil nicht oder 
suboptimal genutzter Flächen im Bestand ist vielfach sehr hoch. Neben einer Schonung wertvoller Flächen 
außerhalb der Bebauung wird durch Ausbau vor Neubau eine bessere Ausnutzung vorhandener Infra-
struktur mit entsprechenden Kosteneinsparungen erreicht. 
 
zu PS 2 N (5) 
Durch eine stärkere Berücksichtigung der wechselseitigen Beeinflussung von Siedlungsentwicklung und 
Verkehr soll im Sinn der nachhaltigen Planung angestrebt werden, den Zuwachs an Individualverkehr 
möglichst gering zu halten. Es ist deshalb notwendig, dass neue Baugebiete von vornherein so konzipiert 
werden, dass sie durch öffentliche Verkehre gut erschlossen und angebunden werden können. Insbeson-
dere in Verdichtungsräumen und ihren Randzonen, die vielfach übermäßig stark durch Individualverkehr 
belastet sind, sollte kein zusätzlicher motorisierter Individualverkehr auf Grund mangelnder Bedienungs-
möglichkeiten durch öffentlichen Nahverkehr induziert werden. Eine integrative Planung ist vor allem zwin-
gend und zielführend, wenn es sich um die Konzipierung von Schwerpunkten der Siedlungsentwicklung 
handelt. 
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Zur Optimierung der Effektivität öffentlicher Verkehrsbedienung soll die Bebauung dort verdichtet werden, 
wo Haltestellen für möglichst viele Benutzer zu Fuß erreichbar sind. Eine bauliche Verdichtung ist vor 
allem in denjenigen größeren Zentralen Orten umzusetzen, die nicht nur Verkehrsknoten ihres Verflech-
tungsbereichs, sondern auch Knotenpunkte im übergeordneten Verkehrsnetz sind - also auch im Ländli-
chen Raum. 
 
Durch Vorgabe von Mindestwerten für die Siedlungsdichte in diesem Regionalplan (vgl. Kapitel 2.1) ist 
eine möglichst hohe bauliche Verdichtung anzustreben. Es ist Aufgabe der Bauleitplanung, durch entspre-
chende Darstellungen und Festsetzungen in den Bauleitplänen eine angemessen hohe Bau- und Nut-
zungsdichte zu erreichen. Neben der positiven verkehrlichen Wirkung unterstützt eine angemessene Ver-
dichtung generell die Leitvorstellung der Nachhaltigkeit. Gleichzeitig kann sie den Wohnansprüchen von 
Teilen der Bevölkerung gut entsprechen; verdichtete Wohnbauformen, etwa in drei- bis viergeschossiger, 
geschlossener Bauweise, tragen zur Energieeinsparung, Verbesserung der Lebensqualität und zu niedri-
gen Grundstückspreisen bei. 
 
 
2.1 Raumkategorien 
 

N Den besonderen raumordnerischen Erfordernissen der unterschiedlich strukturierten 
Räume des Landes soll durch spezifische Zielsetzungen Rechnung getragen werden. 
 
 
2.1.1 Verdichtungsraum 
 

N (1) Als Verdichtungsraum ist der Verdichtungsraum Stuttgart (einschließlich der Räume 
um Heilbronn und um Reutlingen/Tübingen) ausgewiesen.  
 

N (2) Zum Verdichtungsraum Stuttgart gehören in der Region Neckar-Alb 
vom Landkreis Reutlingen die Städte bzw. Gemeinden Eningen unter Achalm, Grafen-
berg, Metzingen, Pfullingen, Pliezhausen, Reutlingen, Riederich, Walddorfhäslach, 
Wannweil; 
vom Landkreis Tübingen die Städte bzw. Gemeinden Dettenhausen, Kirchentellinsfurt, 
Kusterdingen, Tübingen. 
 

N (3) Der Verdichtungsraum ist als Wohn-, Produktions- und Dienstleistungsschwerpunkt 
mit hochwertigem Infrastruktur- und Arbeitsplatzangebot zu sichern und so weiterzu-
entwickeln, dass er die übergeordneten Funktionen für die wirtschaftliche, kulturelle 
und soziale Entwicklung des Landes erfüllen und als leistungsfähiger Wirtschafts-
standort im internationalen Wettbewerb bestehen kann.  
 

N (4) Im Verdichtungsraum ist die Inanspruchnahme von Freiräumen für Siedlungszwe-
cke auf das unbedingt notwendige Maß zu beschränken. Bei der Siedlungsentwicklung 
sind vorrangig die im Siedlungsbestand vorhandenen Potenziale an Brach- und Kon-
versionsflächen, Baulücken und Baulandreserven zu nutzen.  
 

N (5) Siedlungsentwicklung und Städtebau sind auf die Erfordernisse einer günstigen Er-
schließung und Bedienung durch öffentliche Verkehrsmittel auszurichten.  

 
N (6) Die Bauflächenausweisung soll so bemessen und gelenkt werden, dass weitere 

Überlastungen und ein ungegliedert bandartiges und flächenhaft ausgreifendes Sied-
lungswachstum vermieden werden.  
 

N (7) Auf Flächen und Energie sparende Bau- und Erschließungsformen bei angemessen 
dichter Bebauung, insbesondere an Haltepunkten des öffentlichen Nahverkehrs und 
vor allem im Bereich der Bahnhöfe und Haltestellen des Schienenverkehrs, sowie auf 
eine ausgewogene Mischung verschiedener Nutzungen und eine verkehrsgünstige und 
wohnortnahe Zuordnung von Wohn- und Arbeitsstätten, Infrastruktur- und Erholungs-
einrichtungen ist hinzuwirken. 
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N (8) Zum Schutz der ökologischen Ressourcen, für Zwecke der Erholung und für land- 
und forstwirtschaftliche Nutzungen sind ausreichend Freiräume zu sichern.  
 

Z (9) Folgende Dichtewerte (Einwohner/ha Bruttowohnbauland) sind bei der Bemessung 
des Wohnbauflächenbedarfs im Rahmen der Flächennutzungsplanung in den Städten 
und Gemeinden im Verdichtungsraum als Mindestwerte anzuwenden: 

 

Oberzentrum    100 Ew/ha 
Mittelzentrum      90 Ew/ha 
Unterzentrum      80 Ew/ha 
Kleinzentrum      70 Ew/ha 
Gemeinden ohne zentralörtliche Funktion     60 Ew/ha 
 
 
2.1.2 Randzone um den Verdichtungsraum 
 

N (1) Zur Randzone um den Verdichtungsraum Stuttgart gehören in der Region Neckar-
Alb  
vom Landkreis Reutlingen die Städte bzw. Gemeinden Bad Urach, Dettingen an der 
Erms, Hülben, Lichtenstein; 
vom Landkreis Tübingen die Städte bzw. Gemeinden Ammerbuch, Bodelshausen, 
Dußlingen, Gomaringen, Mössingen, Nehren, Neustetten, Ofterdingen, Rottenburg am 
Neckar. 
 

N (2) Die Randzone um den Verdichtungsraum ist so zu entwickeln, dass eine Zersiede-
lung der Landschaft und Beeinträchtigungen der Wohn- und Umweltqualität vermieden, 
Freiräume und Freiraumfunktionen gesichert, Entlastungsaufgaben für den Verdich-
tungsraum wahrgenommen und Entwicklungsimpulse in den Ländlichen Raum vermit-
telt werden. 

 
N (3) Bei der Ausweisung von Neubauflächen ist auf eine umweltschonende, Flächen 

und Energie sparende Bebauung und eine verkehrsgünstige und wohnortnahe Zuord-
nung von Versorgungseinrichtungen, Wohnbau- und Gewerbeflächen hinzuwirken.  

 
N (4) Zum Schutz der ökologischen Ressourcen, für Zwecke der Erholung und für land- 

und forstwirtschaftliche Nutzungen sind ausreichend Freiräume zu sichern.  
 
Z (5) Folgende Dichtewerte (Einwohner/ha Bruttowohnbauland) sind bei der Bemessung 

des Wohnbauflächenbedarfs im Rahmen der Flächennutzungsplanung in den Städten 
und Gemeinden in der Randzone um den Verdichtungsraum als Mindestwerte anzu-
wenden: 
 
Mittelzentrum    80 Ew/ha 
Unterzentrum    70 Ew/ha 
Kleinzentrum    60 Ew/ha 
Gemeinden ohne zentralörtliche Funktion   55 Ew/ha 
 
 
2.1.3 Ländlicher Raum 
 

N (1) Der Ländliche Raum ist als Lebens- und Wirtschaftsraum mit eigenständiger 
Bedeutung zu stärken und so weiterzuentwickeln, dass sich seine Teilräume funktional 
ergänzen und seine landschaftliche Vielfalt und kulturelle Eigenart bewahrt bleiben. 
Günstige Wohnstandortbedingungen sollen gesichert und Ressourcen schonend ge-
nutzt sowie ausreichende und attraktive Arbeitsplatz-, Bildungs- und Versorgungsan-
gebote wohnortnah bereitgestellt werden. Großflächige Freiräume mit bedeutsamen 
ökologischen Funktionen sind zu erhalten. Grundlage dafür sind eine flächendeckende, 
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leistungsfähige, ordnungsgemäß und nachhaltig wirtschaftende Landwirtschaft sowie 
eine nachhaltig betriebene, naturnahe Forstwirtschaft.  

 
N (2) Im Ländlichen Raum sind die Zentralen Orte als Versorgungs- und Arbeitsplatzzen-

tren sowie als Siedlungsschwerpunkte zu sichern, die Nahverkehrsverbindungen mit 
ihren Verflechtungsbereichen bedarfsgerecht auszubauen und die höheren Zentralen 
Orte als Verknüpfungsknoten zu überregionalen Verkehrs- und Kommunikationsnetzen 
zu stärken. 
 

N (3) Größere Neubauflächen sollen dort ausgewiesen werden, wo sie an den öffentli-
chen Personennahverkehr angebunden werden können.  

 
N (4) Die für die Versorgung der Bevölkerung notwendige Infrastruktur ist zu erhalten 

oder auszubauen. Eine bedarfsgerechte Ausstattung mit öffentlichen und privaten Ein-
richtungen ist auch bei schwächerer Auslastung anzustreben.  

 
N (5) Die Standortvoraussetzungen für die weitere Entwicklung von Industrie, Gewerbe 

und Dienstleistungen sollen durch geeignete Flächenangebote, angemessene Ver-
kehrs- und Kommunikationsverbindungen und einen bedarfsgerechten Ausbau der 
sonstigen Infrastruktur verbessert werden. In Gebieten, die für die Nah-, Ferien- und 
Kurerholung geeignet sind, soll der Tourismus insbesondere durch entsprechende  
Infrastrukturangebote gefördert werden. 
 
 
2.1.3.1 Verdichtungsbereich im Ländlichen Raum 
 

N (1) Zum Verdichtungsbereich im Ländlichen Raum Albstadt/Balingen/Hechingen gehö-
ren in der Region Neckar-Alb vom Zollernalbkreis die Städte bzw. Gemeinden Albstadt, 
Balingen, Bisingen, Bitz, Geislingen, Hechingen, Jungingen, Rangendingen. 
 

N (2) Der Verdichtungsbereich im Ländlichen Raum ist als Siedlungs-, Wirtschafts- und 
Versorgungsschwerpunkt zu festigen und so weiterzuentwickeln, dass die Standortbe-
dingungen zur Bewältigung des wirtschaftlichen Strukturwandels verbessert, Entwick-
lungsimpulse in den benachbarten Ländlichen Raum vermittelt und Beeinträchtigungen 
der Wohn- und Umweltqualität vermieden werden.  
 

N (3) Die Arbeitsplatz-, Bildungs- und Versorgungsangebote sind zu sichern und 
bedarfsgerecht auszubauen. Die aus der gebündelten Infrastrukturausstattung resultie-
renden Fühlungsvorteile sollen zur Stärkung des Ländlichen Raums genutzt werden. 

 
N (4) Geeignete Standortangebote für Gewerbe und zur Ausweitung des Dienstleis-

tungsbereichs, auch im Zug möglicher Behördenverlagerungen aus Verdichtungsräu-
men, sind bereitzuhalten. 
 

N (5) Die Wohn- und Umweltbedingungen sind durch Planungen und Maßnahmen zur 
Freiraumsicherung und Freiraumgestaltung, zur Verkehrsberuhigung und Verkehrsre-
duzierung, zur Förderung des nicht motorisierten Verkehrs und zur Stärkung des öf-
fentlichen Nahverkehrs zu verbessern.  

 
N (6) Zum Schutz der ökologischen Ressourcen, für Zwecke der Erholung und für land- 

und forstwirtschaftliche Nutzungen sind ausreichend Freiräume zu sichern.  
 

Z (7) Folgende Dichtewerte (Einwohner/ha Bruttowohnbauland) sind bei der Bemessung 
des Wohnbauflächenbedarfs im Rahmen der Flächennutzungsplanung in den Städten 
und Gemeinden im Verdichtungsbereich im Ländlichen Raum als Mindestwerte anzu-
wenden: 
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Mittelzentrum    80 Ew/ha 
Unterzentrum    60 Ew/ha 
Kleinzentrum    60 Ew/ha 
Gemeinden ohne zentralörtliche Funktion  50 Ew/ha 
 
 
2.1.3.2 Ländlicher Raum im engeren Sinne 
 

N (1) Zum Ländlichen Raum im engeren Sinne gehören in der Region Neckar-Alb  
vom Landkreis Reutlingen die Städte bzw. Gemeinden :  
Engstingen, Gomadingen, Grabenstetten, Hayingen, Hohenstein, Mehrstetten, Münsin-
gen, Pfronstetten, Römerstein, St. Johann, Sonnenbühl, Trochtelfingen, Zwiefalten 
sowie das gemeindefreie Gebiet Gutsbezirk Münsingen; 
vom Landkreis Tübingen die Gemeinden:  
Hirrlingen, Starzach; 
vom Zollernalbkreis die Städte bzw. Gemeinden:  
Burladingen, Dautmergen, Dormettingen, Dotternhausen, Grosselfingen, Haigerloch, 
Hausen am Tann, Meßstetten, Nusplingen, Obernheim, Ratshausen, Rosenfeld, 
Schömberg, Straßberg, Weilen unter den Rinnen, Winterlingen, Zimmern unter der 
Burg. 

 
N (2) Der Ländliche Raum im engeren Sinne ist so zu entwickeln, dass günstige Wohn-

standortbedingungen ressourcenschonend genutzt, ausreichende und attraktive Ar-
beitsplatz-, Bildungs- und Versorgungsangebote in angemessener Nähe zum Wohnort 
bereitgehalten, der agrar- und wirtschaftsstrukturelle Wandel sozial verträglich bewäl-
tigt und großflächige, funktionsfähige Freiräume gesichert werden.  

 
Z (3) Folgende Dichtewerte (Einwohner/ha Bruttowohnbauland) sind bei der Bemessung 

des Wohnbauflächenbedarfs im Rahmen der Flächennutzungsplanung in den Städten 
und Gemeinden im Ländlichen Raum im engeren Sinne als Mindestwerte anzuwenden: 
 

Mittelzentrum    70 Ew/ha 
Unterzentrum    60 Ew/ha 
Kleinzentrum     55 Ew/ha 
Gemeinden ohne zentralörtliche Funktion  45 Ew/ha 
 
 
Begründung 
 
zu PS 2.1 allgemein 
Raumkategorien werden gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 1 LplG im Landesentwicklungsplan gemeindeweise festge-
legt. Sie sind nach § 11 Abs. 6 Nr. 1 LplG in den Regionalplan nachrichtlich übernommen. Die Plansätze, 
die als Ziele im Landesentwicklungsplan 2002 enthalten sind, wurden nachrichtlich aufgenommen. 
 

 Entsprechend der siedlungsstrukturellen Gegebenheiten sind im LEP 2002 folgende Raumkategorien aus-
gewiesen: 

 

- Verdichtungsräume als großflächige Gebiete mit stark überdurchschnittlicher Siedlungsverdichtung 
und intensiver innerer Verflechtung,  

- Randzonen um die Verdichtungsräume als an Verdichtungsräume angrenzende Gebiete mit erhebli-
cher Siedlungsverdichtung,  

- Ländlicher Raum, untergliedert in 
- Verdichtungsbereiche im Ländlichen Raum als Stadt-Umland-Bereiche mit engen Verflechtungen 

und erheblicher Siedlungsverdichtung,  
- Ländlicher Raum im engeren Sinne als großflächige Gebiete mit zumeist deutlich unterdurch-

schnittlicher Siedlungsverdichtung und hohem Freiraumanteil. 
 
zu PS 2.1.1 Z (9), 2.1.2 Z (5), PS 2.1.3.1 Z (7), 2.1.3.2 Z (3)  
Die Ziele für die einzelnen Raumkategorien tragen den unterschiedlichen Ansprüchen an die Siedlungstä-
tigkeit, die Verkehrsverbindungen, die Infrastrukturausstattung sowie den Freiraumschutz Rechnung.  
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Die festgelegten Dichtewerte finden ihre Anwendung bei der Berechnung des Wohnbauflächenbedarfs im 
Rahmen der Flächennutzungsplanung. Bei entsprechender Darlegung von örtlichen Besonderheiten sind 
Abweichungen möglich. Sie werden nicht bei Bebauungsplänen angewendet. In den Teilorten werden die 
Bebauungspläne in der Regel eine weniger dichte Bebauung vorsehen als in den Kernorten. Dies wird 
durch die Festlegung der Dichtewerte nicht verhindert. Bei der Aufstellung von Bebauungsplänen soll den 
unterschiedlichen Anforderungen in den Kernorten und den Teilorten Rechnung getragen werden. 
 
Als Grundlage für die Plausibilitätsprüfung der Bauflächenbedarfsnachweise im Rahmen des Genehmi-
gungsverfahrens nach §§ 6 und 10 Abs. 2 BauGB liegen die Hinweise des Ministeriums für Verkehr und 
Infrastruktur vom 23.05.2013 vor.  
 
Bei unvermeidbaren Eingriffen in den Außenbereich sind zukunftsweisende Siedlungsmodelle mit wegwei-
senden Wohnformen, Verkehrs- und Energiekonzepten anzuwenden. Gefordert sind dabei nachhaltige 
Konzepte mit Mindestdichten. 
 
 
2.2 Entwicklungsachsen 
 

Z (1) Um die Vorteile der Siedlungsverdichtung auszuschöpfen und die Voraussetzungen 
für die Erhaltung bestehender und den Ausbau neuer Infrastruktureinrichtungen zu 
verbessern, ist die zukünftige Siedlungstätigkeit an Standorten entlang der Entwick-
lungsachsen, vorrangig in den Zentralen Orten, zu konzentrieren. 

 
G (2) Durch die Konzentration der Siedlungstätigkeit in den Achsen soll einer weiteren 

Zersiedelung der Landschaft entgegengewirkt werden. 
 
G (3) Entlang der Achsen sollen überörtlich wirksame 
 

- Straßenverbindungen, 
- Schienenverbindungen, 
- ÖPNV-Netze, 
- Transportleitungen für die Energieversorgung sowie 
- Informations- und Kommunikationsnetze 
 

vorrangig erhalten und ausgebaut werden. 
 
 
Begründung 
 
zu PS 2.2 Z (1), G (2) und G (3) 
Das Konzept der Achsen steht in enger Verknüpfung mit dem System der Zentralen Orte. Beide dienen 
der Konzentration der Siedlungstätigkeit und des Infrastrukturausbaus mit dem Ziel, die Auslastung von 
Infrastruktureinrichtungen zu erhalten oder die Voraussetzungen für deren Ausbau zu schaffen. Dies gilt 
sowohl für den verdichteten Siedlungsraum als auch für den Ländlichen Raum, da eine höherwertige In-
frastruktur z. B. auch ein tragfähiges ÖPNV-Konzept und ein Mindestmaß an Bevölkerungsdichte benötigt, 
um mit vertretbaren Kosten realisiert und unterhalten werden zu können.  
 
Die geringe Benutzer-/Siedlungsdichte im Ländlichen Raum ist jedoch vielfach der ausschlaggebende 
Grund für die räumlichen Ungleichgewichte bei der Infrastrukturausstattung, die sich angesichts der Ein-
führung neuer Techniken für die Kommunikation noch verschärfen können. Dies hat auch Auswirkungen 
auf die Standortgunst und damit auf die Entwicklungschancen der Gemeinden. Andererseits kann mit der 
Konzentration der Siedlungstätigkeit und der Bündelung des Infrastrukturausbaus ein Beitrag zur Vermei-
dung der Zersiedlung der Landschaft geleistet werden.  
 
Höchste Priorität hat die Konzentration der zukünftigen Siedlungstätigkeit auf die Zentralen Orte und die 
festgelegten „Orte mit Siedlungsbereich“ entlang der Entwicklungsachsen. Der Umfang der Siedlungstä-
tigkeit an Standorten entlang der Achsen ist für Gemeinden, die nicht als Zentraler Ort bzw. „Ort mit Sied-
lungsbereich“ festgelegt sind (vgl. Kapitel 2.4), deutlich geringer. Sie können jedoch in geringem Umfang 
Siedlungstätigkeiten über den Eigenbedarf hinaus vornehmen.  
 
 
2.2.1 Landesentwicklungsachsen 
 

N (1) Folgende Entwicklungsachsen des Landesentwicklungsplans Baden-Württemberg 
2002 sind übernommen: 
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- Reutlingen/Tübingen (- Stuttgart), 
- Reutlingen/Tübingen - Metzingen (- Nürtingen), 
- Reutlingen/Tübingen (- Riedlingen), 
- Reutlingen/Tübingen - Hechingen - Balingen - Albstadt (- Sigmaringen), 
- Reutlingen/Tübingen - Hechingen - Balingen (- Rottweil), 
- Reutlingen/Tübingen - Rottenburg am Neckar (- Horb am Neckar), 
 

Z (2) Die Landesentwicklungsachsen sind in der Strukturkarte als Korridor ausgeformt: 
 

- Reutlingen/Tübingen (- Stuttgart): 
- Stadt Reutlingen, Stadt Tübingen, Gemeinde Kusterdingen, Gemeinde Wann-

weil, Gemeinde Kirchentellinsfurt, Gemeinde Walddorfhäslach, Gemeinde 
Pliezhausen. 

- Reutlingen/Tübingen - Metzingen (- Nürtingen), 
- Stadt Reutlingen, Stadt Metzingen, Gemeinde Grafenberg, Gemeinde Rie-

derich. 
- Reutlingen/Tübingen (- Riedlingen), 

- Stadt Reutlingen, Stadt Tübingen, Gemeine Eningen unter Achalm, Stadt Pful-
lingen, Gemeinde Lichtenstein, Gemeinde Engstingen, Gemeinde Hohenstein, 
Gemeinde Pfronstetten, Stadt Hayingen, Gemeinde Zwiefalten. 

- Reutlingen/Tübingen - Hechingen - Balingen - Albstadt (- Sigmaringen), 
- Stadt Reutlingen, Stadt Tübingen, Gemeinde Gomaringen, Gemeinde Dußlin-

gen, Gemeinde Nehren, Gemeinde Ofterdingen, Stadt Mössingen, Gemeinde 
Bodelshausen, Stadt Hechingen, Gemeinde Bisingen, Gemeinde Grosselfin-
gen, Stadt Balingen, Stadt Albstadt , Stadt Meßstetten, Gemeinde Straßberg, 
Gemeinde Winterlingen. 

- Reutlingen/Tübingen - Hechingen - Balingen (- Rottweil), 
- Stadt Reutlingen, Stadt Tübingen, Gemeinde Gomaringen, Gemeinde Dußlin-

gen, Gemeinde Nehren, Gemeinde Ofterdingen, Stadt Mössingen, Gemeinde 
Bodelshausen, Stadt Hechingen, Gemeinde Bisingen, Gemeinde Grosselfin-
gen, Stadt Balingen, Gemeinde Dotternhausen, Gemeinde Dormettingen, Stadt 
Schömberg. 

- Reutlingen/Tübingen – Rottenburg am Neckar (- Horb am Neckar), 
- Stadt Reutlingen, Stadt Tübingen, Gemeinde Neustetten, Stadt Rottenburg am 

Neckar. 
- (Stuttgart - Böblingen/Sindelfingen - Herrenberg) - Rottenburg am Neckar-

Ergenzingen (- Horb am Neckar). 
 

V (3) Als Landesentwicklungsachse soll im Landesentwicklungsplan Baden-Württemberg 
zukünftig folgende regionale Entwicklungsachse (Kapitel 2.2.2) festgelegt werden: 

 

- Metzingen - Dettingen an der Erms - Bad Urach - Münsingen (- Ehingen ). 
 
 
Begründung 
 
zu PS 2.2.1 N (1) 
Die Landesentwicklungsachsen des Landesentwicklungsplans Baden-Württemberg (LEP) 2002 sind in 
den Regionalplan übernommen. Der Forderung des Regionalverbands Neckar-Alb im Regionalplan 1993, 
die Achsen Tübingen - Rottenburg am Neckar - Rottenburg-Ergenzingen (- Horb) und Reutlingen/Tübin-
gen - (Leinfelden-Echterdingen - Stuttgart) als Landesentwicklungsachsen festzulegen, wurde entspro-
chen.  
 
Eine neue Landesentwicklungsachse verbindet das Oberzentrum Reutlingen/Tübingen über die Alb hin-
weg (B 312) mit Riedlingen. Mit dieser Verbindung ist den vielen, oft divergierenden Wünschen nach Ach-
sen über die Schwäbische Alb mit einer geografisch „mittleren“ Linie Rechnung getragen worden. Diese 
neue Achse führt weiter nach Biberach und nach Ravensburg/Weingarten. 
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zu PS 2.2.1 Z (2) 
Die Ausformung der Landesentwicklungsachsen erfolgt unter Plansatz Z (2). Hier sind die Städte sowie 
Gemeinden aufgeführt, die an den Achsen liegen. Die weitere Ausformung der Achsen erfolgt in den in der 
Strukturkarte dargestellten Korridoren. 
 
zu PS 2.2.1 V (3) 
Zur Festlegung als Landesentwicklungsachse wird nunmehr die Achse Metzingen - Dettingen an der Erms 
- Bad Urach - Münsingen (- Ehingen - Ulm) vorgeschlagen. Sie soll dazu beitragen, die Anbindung an die 
benachbarten Mittelzentren zu verbessern und die Ost-West-Verbindung der Region Neckar-Alb zu den 
angrenzenden Regionen zu stärken. Im LEP verbinden die Landesentwicklungsachsen in der Regel die 
Oberzentren, die Oberzentren mit den Mittelzentren sowie die Mittelzentren untereinander. Insofern ist 
eine Ergänzung der Landesentwicklungsachse zur Anbindung des Mittelzentrums Münsingen erforderlich.  
 
 
2.2.2 Regionale Entwicklungsachsen (Regionale Siedlungs- und Nahverkehrs-

achsen) 
 

Z Ergänzend zu den Landesentwicklungsachsen sind folgende regionale Siedlungs- und 
Nahverkehrsachsen festgelegt: 

 

- Metzingen - Dettingen an der Erms -  Bad Urach – Münsingen (- Ehingen(Donau)),  
- Bad Urach - Römerstein (- Laichingen), 
- Engstingen - Trochtelfingen (- Gammertingen), 
- Engstingen -  Münsingen, 
- Tübingen - Ammerbuch (- Herrenberg), 
-  (Gammertingen -) Burladingen -  Hechingen -  Rangendingen - Haigerloch (- Horb 

am Neckar), 
- Balingen -  Rosenfeld (- Oberndorf), 
 

Die regionalen Siedlungs- und Nahverkehrsachsen sind in der Strukturkarte als Korri-
dor ausgeformt dargestellt. 
 
 
Begründung 
 
zu PS 2.2.2 Z 
Plansatz 2.6.1 (G) LEP 2002 lautet: „In den Regionalplänen können zusätzlich regionale Entwicklungsach-
sen ausgewiesen werden für Bereiche, in denen die Siedlungsentwicklung eine hohe Verdichtung erreicht 
hat und der Ausbau der Verkehrs- und Versorgungsinfrastrukturen weit fortgeschritten ist oder ein leis-
tungsfähiger Ausbau angestrebt wird; dies gilt insbesondere für Verdichtungsräume und ihre Randzonen 
in Verbindung mit schienengebundenen Nahschnellverkehren.“ 
 
Im Regionalplan sind dementsprechend ergänzend zu den Landesentwicklungsachsen regionale Sied-
lungs- und Nahverkehrsachsen festgelegt, in denen die Siedlungstätigkeit und der Ausbau der linienhaften 
Infrastruktur vorrangig konzentriert werden sollen. 
 
Bei den regionalen Entwicklungsachsen besteht ein enger funktionaler Bezug von Siedlungsentwicklung 
und leistungsfähigen Massenverkehrsmitteln. Die Konzentration der Siedlungstätigkeit und ihre Zuordnung 
zu den Haltestellen des öffentlichen Personennahverkehrs und wichtigen sonstigen Infrastruktureinrich-
tungen dienen der Minderung der Flächeninanspruchnahme für Siedlungstätigkeiten, der Minimierung von 
Individualfahrten durch Verlagerung auf öffentliche Verkehre sowie der Sicherstellung kurzer Wege für 
Versorgung und Freizeitaktivitäten. 
 
Die regionalen Siedlungs- und Nahverkehrsachsen sind aus dem Regionalplan Neckar-Alb 1993 über-
nommen.  
 
Die regionale Entwicklungsachse Metzingen - Dettingen an der Erms - Bad Urach - Münsingen (- Ehin-
gen(Donau)) verbindet die beiden Mittelzentren Metzingen und Münsingen. Sie ist eine wichtige Verbin-
dung vom Verdichtungsraum im Albvorland zum Ländlichen Raum auf der Hochfläche der Schwäbischen 
Alb.  
 
Die regionale Entwicklungsachse Bad Urach - Römerstein (- Laichingen) ist eine wichtige Verkehrsverbin-
dung für Gemeinden im Verdichtungsraum und insbesondere für Gemeinden im Ländlichen Raum zur 
Autobahn A 8. Der regionalbedeutsame Schwerpunkt für Industrie, Gewerbe und Dienstleistungseinrich-
tungen „Bad-Urach-Hengen“ liegt an dieser Achse.  
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An der regionalen Entwicklungsachse Engstingen - Trochtelfingen (- Gammertingen) liegt der regionalbe-
deutsame Schwerpunkt für Industrie, Gewerbe und Dienstleistungseinrichtungen „Gewerbepark Haid“. Es 
besteht eine Bahnlinie entlang dieser Achse: Gammertingen - Trochtelfingen - Engstingen - Münsingen.  
 
Die regionale Entwicklungsachse Engstingen - Münsingen über Gomadingen dient dazu, den Ländlichen 
Raum zu stärken und einen Leistungsaustausch zu gewährleisten. Es besteht eine Bahnlinie entlang die-
ser Achse: Gammertingen - Trochtelfingen - Engstingen - Münsingen.  
 
Die regionale Entwicklungsachse Tübingen - Ammerbuch - Herrenberg ist sowohl als Siedlungs- als auch 
als Nahverkehrsachse von überregionaler Bedeutung. Insbesondere die Ammertalbahn erfüllt wichtige 
ÖPNV-Funktionen zwischen den Räumen Region Stuttgart und Region Neckar-Alb. An dieser Achse wird 
festgehalten, auch wenn eine Weiterführung in der Nachbarregion nicht vorgesehen wurde.  
 
Die regionale Entwicklungsachse (Gammertingen -) Burladingen - Hechingen - Rangendingen - Haigerloch 
(- Horb am Neckar) über Jungingen und Hirrlingen ist eine für den Leistungsaustausch wichtige Ost-West-
Verbindung mit Anbindung an die Autobahn A 81. Es besteht eine Bahnlinie entlang dieser Achse: Gam-
mertingen - Burladingen - Hechingen - Haigerloch - Horb. An dieser Achse wird festgehalten, auch wenn 
eine Weiterführung in der Nachbarregion nicht vorgesehen wurde.  
 
Die regionale Entwicklungsachse Balingen - Rosenfeld (- Oberndorf) über Geislingen stellt eine wichtige 
Verkehrsverbindung vom Raum Albstadt/Balingen zur Autobahn A 81 dar. An dieser Achse wird festgehal-
ten, auch wenn eine Weiterführung in der Nachbarregion nicht vorgesehen wurde.  
 
Das Achsenkonzept ist mit dem Freiraumkonzept (Kapitel 3) und dem Verkehrskonzept (Kapitel 4.1) des 
Regionalplans abgestimmt. 
 
 
2.3  Zentrale Orte 
 

G (1) Das Zentrale-Orte-Konzept setzt die Forderung nach Schaffung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse um. Durch das Prinzip der dezentralen Konzentration sollen in den 
Städten und auf dem Land leistungsfähige Infrastrukturen flächendeckend erhalten 
werden.  

 
Z (2) Die Zentralen Orte sind als Standorte für solche Einrichtungen festgelegt, die nicht 

in jedem Ort innerhalb des Verflechtungsbereichs errichtet und unterhalten werden 
können (zentralörtliche Einrichtungen).  

 
Z (3) Um die Auslastung der zentralörtlichen Einrichtungen zu unterstützen, ist die 

verstärkte Siedlungstätigkeit vorrangig auf die Kernorte der Zentralen Orte zu konzent-
rieren.  

 
G (4) Zur Sicherung der Erreichbarkeit und der Auslastung der zentralörtlichen Einrich-

tungen sollen die Zentralen Orte als Ziel- und Verknüpfungspunkte des Nahverkehrs 
erhalten und ausgebaut werden.  

 
G (5) Einrichtungen, deren Tragfähigkeit durch die Bevölkerung am Ort gegeben ist, 

sollen auch in den Gemeinden ohne zentralörtliche Funktion langfristig erhalten bzw. 
bedarfsgerecht ausgebaut werden.  
 
 
Begründung 
 
zu PS 2.3 G (1) 
Die Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse erfordert, dass der Zugang zu notwendigen Ein-
richtungen für die Gestaltung des täglichen Lebens und der Daseinsvorsorge für alle Bürger glei-
chermaßen gewährleistet wird. Dazu zählen Einrichtungen des Bildungs- und Gesundheitswesens, des 
kulturellen Lebens, der Sozial- und Behindertenhilfe etc. Sie sollten prinzipiell in jedem Ort angeboten 
werden. Dies ist für solche Einrichtungen, deren Tragfähigkeit langfristig durch die Bevölkerungszahl am 
Ort gegeben ist, unabhängig von der zentralörtlichen Einstufung vorzusehen. 
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zu PS 2.3 Z (2) 
Viele der Infrastruktureinrichtungen können nur dann wirtschaftlich vertretbar angeboten und unterhalten 
werden, wenn sie auf eine größere Bevölkerungszahl, d. h. auf die Benutzung durch die Bevölkerung 
mehrerer Orte (des Verflechtungsbereichs) ausgelegt sind. Für solche Einrichtungen ergibt sich die Not-
wendigkeit, den Standort so zu wählen, dass sie von der Bevölkerung aus dem Verflechtungsbereich mit 
angemessenem Aufwand erreicht werden können.  
 
Durch die Bündelung der Einrichtungen wird zudem die Standortgunst verbessert; dies gilt insbesondere 
für den Ländlichen Raum. Dieses Konzept trägt zur Erhaltung und Weiterentwicklung einer dezentralen 
Siedlungs- und Wirtschaftsstruktur bei, deren Vorteile im Vergleich mit zentralistisch orientierten Konzepti-
onen erkennbar sind. Nicht zuletzt wegen dieser dezentralen Planungs- und Verwaltungsprinzipien, die ein 
eigenverantwortliches und flexibles Reagieren auf Veränderungen ermöglichen, haben sich in Baden-
Württemberg und auch in der Region Neckar-Alb leistungsfähige Siedlungs- und Wirtschaftsräume mit 
einem vergleichsweise hohen Standard an Infrastrukturausstattung erhalten und neu gebildet. 
 
zu PS 2.3 Z (3) 
Um die Tragfähigkeit und die Auslastung der Einrichtungen zu sichern und zu erhöhen, sind die Einwoh-
nerzahlen vorrangig in den Kernorten der Zentralen Orten zu festigen. Deshalb sollte die Ausweisung von 
Wohnbauflächen schwerpunktmäßig im jeweiligen Zentralen Ort erfolgen. Dies bedeutet jedoch nicht, 
dass Gemeinden ohne oder mit niedriger Zentralitätsstufe ihre Eigenständigkeit aufgeben sollen.  
 
zu PS 2.3 G (4) 
Der Verkehrsinfrastruktur und insbesondere dem öffentlichen Verkehr kommen in diesem Zusammenhang 
besondere Aufgaben zu. Ein tragfähiges Verkehrskonzept lässt sich nur dann realisieren, wenn die Ziele 
des Verkehrs gebündelt werden, d. h. Einrichtungen mit überörtlichem Einzugsbereich in den Zentralen 
Orten und dort möglichst in den Stadt- oder Ortskernen angesiedelt werden. Dies ist das Grundkonzept 
der Zentralen Orte. Es ist somit weder ein zentralistisch orientiertes Planungs-, noch ein Versorgungskon-
zept, sondern ein Koordinationsinstrument für die Standortsuche nach Erreichbarkeits- bzw. Auslastungs-
kriterien von Infrastruktureinrichtungen und steht in engem Zusammenhang mit dem Verkehrskonzept.  
 
zu PS 2.3 G (5) 
Einrichtungen, die sich aus der Bevölkerung vor Ort tragen, sollen auch weiterhin dezentral angeboten und 
bedarfsgerecht unterhalten werden. Städte und Gemeinden, die zu den Verflechtungs- und Nahbereichen 
von Ober-, Mittel-, Unter- und Kleinzentren gehören, sollen in ihrer Eigenständigkeit langfristig erhalten 
werden. Die Eigenentwicklung einer Gemeinde ist grundgesetzlich garantiert. 
 
 
2.3.1 Oberzentrum 
 

N (1) Oberzentren sollen als Standorte großstädtischer Prägung die Versorgung eines 
Verflechtungsbereichs von mehreren hunderttausend Einwohnern (in der Regel die 
Region) mit hoch qualifizierten und spezialisierten Einrichtungen und Arbeitsplätzen 
gewährleisten.  

 
N (2) Oberzentrum für die Region Neckar-Alb sind die Städte Reutlingen und Tübingen. 
 Das Oberzentrum Reutlingen/Tübingen ist in der Strukturkarte dargestellt. 
 
G (3) Das Oberzentrum Reutlingen/Tübingen bildet einen eigenständigen Pol innerhalb 

der Europäischen Metropolregion Stuttgart und soll als Schwerpunkt für Wirtschaft 
(Standort für Banken, Versicherungen, Kammern, Verbände, Einzelhandel), Wissen-
schaft (Standort für Universitäten, Hochschulen und Forschungseinrichtungen), Kultur 
(Standort für Theater, Museen, Kunst- und Konzerthallen, Messen und Kongresse) und 
öffentliche Verwaltung erhalten bzw. ausgebaut werden.  

 
Z (4) In den Städten Reutlingen und Tübingen sind solche Einrichtungen zu erhalten, 

auszubauen oder anzusiedeln, deren Tragfähigkeit auf die gesamte Region ausgerich-
tet ist und die für die Bevölkerung aus dem Verflechtungsbereich des Oberzentrums, d. 
h. aus den Landkreisen Reutlingen, Tübingen und Zollernalbkreis, erreichbar sein 
müssen. 

 
Z (5) Die Städte Reutlingen und Tübingen sind als gemeinsames Oberzentrum der 

Region Neckar-Alb verkehrsmäßig so zu erschließen und miteinander zu verbinden, 
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dass sie der Funktion als Ziel- und Verknüpfungspunkte des regionalen Verkehrs mit 
dem Fernverkehr gerecht werden (Kapitel 4.1).  

 
Z (6) Die Erreichbarkeit der Einrichtungen mit regionalem Einzugsbereich in den Städten 

Reutlingen und Tübingen ist durch eine Intensivierung der Kreisgrenzen überschrei-
tenden Kooperation im Nahverkehr weiter zu verbessern. Dem dienen die Bestrebun-
gen zur Einrichtung der Regional-Stadtbahn Neckar-Alb. 

 
N (7) Die besondere Bedeutung des Raums um das Oberzentrum Reutlingen/Tübingen 

innerhalb der Europäischen Metropolregion Stuttgart und seine Mittlerrolle in andere 
Teile des Landes ist zu wahren und zu nutzen. Besondere regionale Entwicklungsauf-
gaben dazu sind 

 

- die Stärkung der oberzentralen Funktionen von Reutlingen/Tübingen, insbesondere 
durch den Ausbau in den Bereichen Kultur, Wissenschaft und Forschung, Techno-
logie und Dienstleistung sowie durch die Ausgestaltung der Landesentwicklungs-
achse nach Stuttgart, 

 

- die Stärkung des Raums Reutlingen/Tübingen in seiner Rolle als Bindeglied zwi-
schen dem Verdichtungsraum um die Landeshauptstadt Stuttgart und dem Ländli-
chen Raum der Schwäbischen Alb und des Donauraums, insbesondere entlang der 
Entwicklungsachsen als Leitlinien der Vernetzung und der Schwerpunktsetzung, 

 

- die Unterstützung beim wirtschaftlichen Strukturwandel und bei der Folgenutzung 
militärischer Konversionsflächen. 

 
 
Begründung 
 
zu PS 2.3.1 N (1) und N (2) 
Gemäß § 11 Abs. 6 Nr. 2 LplG ist das Oberzentrum Reutlingen/Tübingen aus dem Landesentwick-
lungsplan 2002 in den Regionalplan nachrichtlich übernommen.  
 
Laut Begründung zu Plansatz 2.5.8 LEP 2002 sind Oberzentren als Standorte großstädtischer Prägung 
mit einem Angebot an hoch qualifizierten und spezialisierten Einrichtungen, Dienstleistungen und Arbeits-
plätzen zur Deckung des höheren spezialisierten Bedarfs Schwerpunkte von regionaler, häufig auch über-
regionaler Bedeutung. Zu ihrer Ausstattung gehören z. B. Fachschulen, Fachhochschulen, Hochschulen 
und Universitäten, zentrale Bibliotheken, Theater, Konzerthäuser, Großraum- und Kongresshallen, Muse-
en und Galerien, Sporthallen und Stadien, Krankenhäuser der Zentral- und der Maximalversorgung, Nie-
derlassungen von Kreditinstituten, Versicherungen, Organisationen und Verbänden, umfassende Ein-
kaufsmöglichkeiten in Spezial-Fachgeschäften und Großkaufhäusern, Haltepunkt des Eisenbahnfernver-
kehrs, internationaler Flughafen bzw. Verkehrslandeplatz, Behörden und Gerichte. 
 
zu PS 2.3.1 G (3) und Z (4) 
Forschung, Entwicklung und Bildung sind elementare Voraussetzungen für die Bewältigung der Zukunfts-
aufgaben. Mit der Universität Tübingen beheimatet die Region Neckar-Alb eine der renommiertesten und 
ältesten Universitäten Deutschlands mit erstklassigen Wissenschaftlern, die an ihr forschen und lehren, 
und hohen Zahlen von Studierenden. Auch die Hochschulen in Albstadt, Reutlingen und Rottenburg am 
Neckar besitzen einen guten Ruf. Dazu kommen hochrangige Forschungseinrichtungen, von denen stell-
vertretend das Max-Planck-Institut zu nennen ist.  
 
Im Umfeld der Hochschulen ist in den letzten Jahren in mehreren hervorragend ausgestatteten Technolo-
gieparks eine Gründerszene entstanden, die das Profil des Standorts Neckar-Alb in den nächsten Jahren 
nachhaltig prägen wird. Schon heute sichert die enge Kooperation von Wissenschaft und Wirtschaft die 
Zukunftsfähigkeit der Region. Dazu zählt auch der Technologiepark Tübingen-Reutlingen (TTR) am 
Standort Tübingen, wo die Biotechnologie einen Schwerpunkt bildet, und am Standort Reutlingen, wo die 
Hochtechnologie ihren Platz hat. Hier siedeln erfolgreiche Unternehmen aus der Medizin-, Bio- und Nano-
technologie.  
 
Die BioRegio STERN Management GmbH, im Jahr 2001 gegründet, leistet Wirtschaftsförderung für die 
Biotechnologie in den Regionen Stuttgart und Neckar-Alb sowie in den Städten Esslingen, Reutlingen, 
Stuttgart und Tübingen. Bei der BioRegio STERN Management GmbH geht man davon aus, dass die 
Zukunft der Medizintechnik eng mit der Biotechnologie verknüpft sein wird. Deshalb wird schon jetzt für die 
richtigen Verbindungen gesorgt. Hier wie da ist interdisziplinäres Denken selbstverständlich.  
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Im Standortwettbewerb kommt - neben messbaren Größen wie Grundstücks- und Mietpreisen, Steuern 
und Abgaben - den sogenannten weichen Faktoren immer größere Bedeutung zu. Zu diesen zählt auch, 
wie die Region ihre Ressourcen in der Verbindung von Wirtschaft, Wissenschaft und Landschaft nutzt und 
geschlossen anbietet. So besteht die Arbeit der 2003 gegründeten Standortagentur Tübingen - Reutlingen 
- Zollernalb GmbH, die ihren Sitz in Reutlingen hat, darin, das „Gesamtpaket“ Neckar-Alb seinem hochwer-
tigen Inhalt angemessen zu vermarkten. Die Standortagentur setzt sich also das Marketing für die gesam-
te Region zum Ziel, ohne das Subsidiaritätsprinzip zu verletzen und in Konkurrenz zu kommunalen Marke-
tingmaßnahmen zu treten. Übergreifendes Marketing soll die Blicke auf den Lebens- und Wirtschaftsraum 
als Ganzes ziehen. 
 
Das vielfältige Angebot an oberzentralen Infrastruktureinrichtungen insbesondere in den Bereichen Kultur, 
Wissenschaft und Forschung, Technologie, Dienstleistung und Einzelhandel ist in den Städten Reutlingen 
und Tübingen dauerhaft zu erhalten und auszubauen.  
 
Um die Wettbewerbsfähigkeit der Region entsprechend ihrer Potenziale zu verbessern, regt der Regional-
plan eine enge Zusammenarbeit an, um mit den regionalen Akteuren Entwicklungsprozesse zu initiieren, 
zu moderieren und zu koordinieren sowie verschiedene Formen der interkommunalen Kooperation, auch 
grenzüberschreitend, zu unterstützen.  
 
zu PS 2.3.1 Z (5) und Z (6) 
Die Einrichtungen, deren Einzugsbereich auf die Bevölkerung der gesamten Region Neckar-Alb ausge-
richtet ist, sind auf die Städte Reutlingen und Tübingen verteilt. Durch die dezentrale Lage des Oberzent-
rums im Norden der Region wird die Erreichbarkeit der oberzentralen Einrichtungen erschwert. Der Aus-
bau des Verkehrsverbunds naldo mit der Regional-Stadtbahn Neckar-Alb als Klammer kann dem entge-
genwirken und gleichzeitig die Möglichkeiten für eine verstärkte Zusammenarbeit zwischen Reutlingen und 
Tübingen und mit dem Umland auf wirtschaftlicher, dienstleistungsbezogener und kultureller Ebene weiter 
verbessern. 
 
zu PS 2.3.1 N (7) 
Mit Blick auf die Erfüllung der besonderen regionalen Entwicklungsaufgaben des Landesentwicklungs-
plans 2002 betont und unterstützt der Regionalplan nachdrücklich die Rolle des Oberzentrums Reutlin-
gen/Tübingen innerhalb der Europäischen Metropolregion Stuttgart sowie seine Ausstrahlung auf die ge-
samte Region Neckar-Alb und darüber hinaus.  
 
Das Oberzentrum Reutlingen/Tübingen ist als Teil der Europäischen Metropolregion Stuttgart in seiner 
Eigenständigkeit zu stärken, auch im Hinblick auf die Mittlerrolle und oberzentralen Funktionen für die 
Region Neckar-Alb. Eine auf breiter kommunaler Basis in der Region Neckar-Alb im Jahr 2000 beschlos-
sene Resolution bringt zum Ausdruck, dass Entwicklungschancen, die sich aus der Zuordnung zur Euro-
päischen Metropolregion Stuttgart ergeben, so genutzt werden sollen, dass der Raum Neckar-Alb seinen 
Beitrag zur Landesentwicklung erbringen kann. Die Zielsetzungen in Plansatz 6.2.2.3 LEP 2002 werden 
nachdrücklich unterstützt. 

Leitlinie ist es, die Chancen der überregionalen Zusammenarbeit in der Europäischen Metropolregion 
Stuttgart zu nutzen, gleichzeitig aber auch die Eigenständigkeit der Region Neckar-Alb zu stärken. Insbe-
sondere vor dem Hintergrund zahlreicher gemeinsamer Interessen strebt die Region Neckar-Alb eine 
Intensivierung der Zusammenarbeit in der Europäischen Metropolregion auf der Ebene von Politik, Wis-
senschaft, Verwaltung, Wirtschaft und Gesellschaft an.  
 
 
2.3.2 Mittelzentren und Mittelbereiche 
 

G (1) Die Mittelzentren dienen als Schwerpunkte für Angebote an Bildung, Gesundheit 
und Kultur.  

 
N (2) Mittelzentren sollen als Standorte eines vielfältigen Angebots an höherwertigen 

Einrichtungen und Arbeitsplätzen so entwickelt werden, dass sie den gehobenen spe-
zialisierten Bedarf decken können. 

 
N (3) Mittelzentren in der Region Neckar-Alb sind die Städte Albstadt, Balingen, Hechin-

gen, Metzingen, Münsingen und Rottenburg am Neckar. 
 

Die Mittelzentren sind in der Strukturkarte dargestellt. 
 

Z (4) In den Mittelzentren sind solche Einrichtungen zu erhalten, auszubauen und neu 
anzusiedeln, deren Tragfähigkeit auf den Verflechtungsbereich des jeweiligen Mittel-
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zentrums ausgerichtet ist und die für die Bevölkerung aus diesem Mittelbereich er-
reichbar sein müssen. 

 
Z (5) Die Mittelzentren sind verkehrsmäßig so zu erschließen und auszustatten, dass sie 

ihren Funktionen als Ziel- und Verknüpfungspunkte des Nahverkehrs mit dem Regio-
nal- und Fernverkehr gerecht werden (Kapitel 4.1). 

 
N (6) Die Verflechtungsbereiche auf der Stufe der Mittelzentren (Mittelbereiche) sind: 
 

Zentraler Ort  
Verflechtungsbereich (Mittelbereich) 
(Stadt, Gemeinde) 
 

Albstadt (MZ) Albstadt, Bitz, Meßstetten, Nusplingen, Obernheim, Straßberg, Winter-
lingen 

Balingen (MZ) 
Balingen, Dautmergen, Dormettingen, Dotternhausen, Geislingen, 
Hausen am Tann, Ratshausen, Rosenfeld, Schömberg, Weilen unter 
den Rinnen, Zimmern unter der Burg 

Hechingen (MZ) Hechingen, Bisingen, Burladingen, Grosselfingen, Haigerloch, Jungin-
gen, Rangendingen 

Metzingen (MZ) Metzingen, Bad Urach, Dettingen an der Erms, Grabenstetten, Gra-
fenberg, Hülben, Riederich, Römerstein 

Münsingen (MZ) 
Münsingen, Engstingen, Gomadingen, Gutsbezirk Münsingen, Hayin-
gen, Hohenstein, Mehrstetten, Pfronstetten, St. Johann, Trochtelfingen, 
Zwiefalten 

Reutlingen (OZ) Reutlingen, Eningen unter Achalm, Lichtenstein, Pfullingen, Pliezhau-
sen, Sonnenbühl, Walddorfhäslach, Wannweil 

Rottenburg am Neckar (MZ) Rottenburg am Neckar, Hirrlingen, Neustetten, Starzach; 

Tübingen (OZ) 
Tübingen, Ammerbuch, Bodelshausen, Dettenhausen, Dußlingen, 
Gomaringen, Kirchentellinsfurt, Kusterdingen, Mössingen, Nehren, 
Ofterdingen 

 
 
Begründung 
 
zu PS 2.3.2 G (1) und N (2) 
Mittelzentren verkörpern jene Funktionsstufe, die durch ein breites Spektrum von höherwertigen Einrich-
tungen im Bereich öffentlicher und privater Dienstleistungen einschließlich übergemeindlich fungierender 
Verwaltungsbehörden sowie durch ein reichhaltiges Arbeitsplatzangebot gekennzeichnet ist. Mittelzentren 
übernehmen die Bedarfsdeckung der gehobenen spezialisierten zentralörtlichen Versorgung und sind 
maßgebliche Kristallisationspunkte für wesentliche überörtliche Lebensbeziehungen der Bevölkerung 
innerhalb ihrer Verflechtungsbereiche. Je nach den siedlungsstrukturellen Gegebenheiten differieren die 
Mittelzentren nach Einwohnergröße und Ausstattung. 
 
Zur Ausstattung der Mittelzentren gehören z. B. mehrzügig geführte, weiterführende allgemein bildende 
(Gymnasium, Realschule) und berufsbildende Schulen, Fachschulen, Einrichtungen der Erwachsenenbil-
dung (Volkshochschule) und der Jugendarbeit, größere Bibliothek, Altenheim, ein Spektrum an Fachärz-
ten, Krankenhaus der Regional- und der Zentralversorgung, Sport- und Großveranstaltungshalle, Stadion, 
mehrere Kreditinstitute, Geschäftsstellen von Versicherungen, Handels- und Wirtschaftsorganisationen, 
vielseitige Einkaufsmöglichkeiten des gehobenen Bedarfs und Kaufhäuser, freie Berufe und Dienstleistun-
gen mit differenziertem Angebot, Behörden und Gerichte. Die vorstehende Darstellung typischer mittel-
zentraler Einrichtungen dient der beispielhaften Erläuterung der zentralörtlichen Funktionsstufe und stellt 
keinen verbindlichen Ausstattungskatalog dar.  
 
zu PS 2.3.2 N (3) 
Die Mittelzentren und die Mittelbereiche sind gemäß § 11 Abs. 6 Nr. 2 LplG aus dem Landesent-
wicklungsplan in den Regionalplan nachrichtlich übernommen. 
 
Im Landesentwicklungsplan 2002 sind die Städte Albstadt, Balingen, Hechingen, Metzingen, Münsingen 
und Rottenburg am Neckar als Mittelzentren ausgewiesen. Der Forderung des Regionalverbands Neckar-
Alb nach Aufstufung der Unterzentren Metzingen und Rottenburg am Neckar zu Mittelzentren wurde bei 
der Neuaufstellung des Landesentwicklungsplans entsprochen. 
 
zu PS 2.3.2 Z (4) 
Laut Plansatz 2.5.9 (Z) LEP 2002 sollen Mittelzentren als Standorte eines vielfältigen Angebots an höher-
wertigen Einrichtungen und Arbeitsplätzen so entwickelt werden, dass sie den gehobenen, spezialisierten 
Bedarf decken können. Mittelbereiche sollen im Ländlichen Raum mindestens 35.000 Einwohner umfas-
sen. Die Mittelzentren erfüllen wichtige Funktionen zur Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse in der 
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Region. In den dünn besiedelten Räumen sind sie Kristallisationspunkte für den Ausbau höherwertiger 
Infrastruktur. 
 
zu PS 2.3.2 Z (5) 
Zur Stützung der Auslastung dieser Einrichtungen sind die Mittelzentren Ziel- und Verknüpfungspunkte 
des Nahverkehrs mit dem Regionalverkehr und Schwerpunkte der Siedlungstätigkeit. Ein tragfähiges Ver-
kehrskonzept lässt sich nur dann realisieren, wenn die Ziele des Verkehrs gebündelt werden, d. h. Einrich-
tungen mit überörtlichem Einzugsbereich in den Zentralen Orten und dort möglichst in den Stadt- oder 
Ortskernen angesiedelt werden.  
 
zu PS 2.3.2 N (6) 
Die folgende Tabelle gibt einen Überblick über die Größe der Mittelbereiche, die Bevölkerung und die 
Beschäftigung: 
 
Tabelle 1: Verflechtungsbereiche auf der Stufe der Mittelzentren (Mittelbereiche) 
 
Zentraler Ort Verflechtungsbereich (Stadt, Gemeinde) 

 
Fläche 

km² 
Einwohner 
31.12.2011 

Ew/km² 
 

Beschäftigte 
2011 

Besch./1000 Einwohner 
 

Albstadt  331,35 71.128 214,7 22.805 320,6 
Balingen  240,15 56.564 235,5 21.214 375,0 
Hechingen  346,20 60.006 173,3 16.486 274,7 
Metzingen  180,96 58.970 325,9 23.113 391,9 
Münsingen* 574,2 44.167 76,9 11.223 254,1 
Reutlingen  272,94 177.880 651,7 62.268 350,1 

 Rottenburg am Neckar   198,78 53.409 268,7 8.924 167,1 
Tübingen  320,42 168.568 526,1 57.549 341,4 
Quelle: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg; eigene Darstellung 
*Ohne gemeindefreies Gebiet „Gutsbezirk Münsingen“ 
 
 
2.3.3  Unterzentren 
 

Z (1) Unterzentren dienen der Grundversorgung zur Deckung des qualifizierten, häufig 
wiederkehrenden überörtlichen Bedarfs. Sie weisen eine Vielfalt in der Ausstattung mit 
überörtlichen Einrichtungen und im Angebot von Dienstleistungen und Arbeitsplätzen 
auf.  

 
Z (2) Als Unterzentren sind festgelegt: Bad Urach, Burladingen, Engstingen, Haigerloch, 

Meßstetten, Mössingen, Pfullingen und Schömberg.2 
 

Die Unterzentren sind in der Strukturkarte dargestellt. 
 

V (3) Als Unterzentren mit Entlastungs- und Ergänzungsfunktionen sollen im Landesent-
wicklungsplan Baden-Württemberg die Städte Pfullingen und Mössingen festgelegt 
werden.  

  
Z (4) In den Unterzentren sind solche Einrichtungen zu erhalten, auszubauen oder 

anzusiedeln, deren Tragfähigkeit auf den Verflechtungsbereich des jeweiligen Unter-
zentrums ausgerichtet ist und die für die Bevölkerung aus diesem Nahbereich erreich-
bar sein müssen. 

 
Z (5) Die Unterzentren sind verkehrsmäßig so zu erschließen und auszustatten, dass sie 

ihren Funktionen als Ziel- und Verknüpfungspunkte des Nahverkehrs mit dem Regio-
nalverkehr gerecht werden (Kapitel 4.1). 
 

                                            
2 Die durch Kursivdruck gekennzeichneten Ziele (Plansatz und Begründung) sind gemäß der „Genehmigung Regional-

plan Neckar-Alb 2013“ des Ministeriums für Verkehr und Infrastruktur vom 31. März 2015 von der Verbindlichkeit aus-
genommenen. Schömberg ist somit Kleinzentrum (siehe Kap. 2.3.4). 
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Begründung 
 
zu PS 2.3.3 Z (1) 
Gemäß Plansatz 2.5.1 (G) LEP 2002 sollen die in den Regionalplänen festgelegte Unterzentren und 
Kleinzentren dazu beitragen, die dezentrale Siedlungs- und Wirtschaftsstruktur des Landes zu festigen 
und die angestrebte Siedlungsentwicklung zu unterstützen und zu koordinieren. 
 
Die raumordnerische Erforderlichkeit des Konzepts der Zentralen Orte ergibt sich u. a. aus der Sicherstel-
lung einer tragfähigen Mindestausstattung mit Versorgungs- und Dienstleistungseinrichtungen sowie aus 
der Notwendigkeit der Koordinierung und Steuerung der Siedlungs- und Infrastrukturentwicklung. Im Ver-
dichtungsraum steht dabei die Steuerungs- und Koordinierungsfunktion im Vordergrund. Aus diesem 
Grund ist es aus raumordnerischen Erwägungen auch im Verdichtungsraum weiterhin sinnvoll und gebo-
ten, das raumordnerische Instrumentarium Zentraler Orte prinzipiell beizubehalten.  
 
Gemäß Plansatz 2.5.10 (Z) LEP 2002 sollen Unterzentren als Standorte von Einrichtungen und Arbeits-
plätzen so entwickelt werden, dass sie auch den qualifizierten, häufig wiederkehrenden Bedarf eines Ver-
flechtungsbereichs der Grundversorgung decken können. Die Verflechtungsbereiche sollen im Ländlichen 
Raum mindestens 10.000 Einwohner umfassen. 
 
In der Begründung zu Plansatz 2.5.10 LEP 2002 wird ausgeführt, dass sich Unterzentren von den Klein-
zentren durch einen über die übliche Grundversorgung hinausreichenden Verflechtungsbereich, der häufig 
auch noch benachbarte Kleinzentren umfasst, unterscheiden. Im Ländlichen Raum ist deshalb in der Re-
gel eine Einwohnerzahl von mehr als 10.000 Einwohnern im Verflechtungsbereich anzusetzen. In Verdich-
tungsräumen muss die Einwohnerzahl entsprechend höher liegen. 
 
In Unterzentren können zudem Sondergebiete für den großflächigen Einzelhandel ausgewiesen werden.  
 
Mit der Festlegung der Unterzentren sollen die Voraussetzungen dafür geschaffen werden, dass hochwer-
tige Infrastruktureinrichtungen, die ein größeres Benutzerpotenzial benötigen, flächendeckend in der Regi-
on angeboten werden können. Die Unterzentren sind somit die „Trittsteine“ für die Ausbreitung moderner 
Infrastruktureinrichtungen, die man in der Regel nur in vergleichsweise größeren Städten vorfindet. Dabei 
kann die Art der Infrastruktur zwischen den Unterzentren im Verdichtungsraum, in der Randzone um den 
Verdichtungsraum und im Ländlichen Raum erheblich variieren. 
 
Die intensive Analyse der Städte und Gemeinden bestätigt sowohl funktional als auch strukturell die Fest-
legung von Bad Urach, Burladingen, Engstingen, Haigerloch, Meßstetten, Mössingen, Pfullingen und 
Schömberg als Unterzenten. Vorrangige Aufgabe ist es, die bestehenden Zentralen Orte in ihrer Funkti-
onsfähigkeit langfristig zu erhalten.  
 
zu PS 2.3.3 Z (2) 
Die Unterzentren sind im Wesentlichen dieselben wie im Regionalplan Neckar-Alb 1993. Neu aufgenom-
men wurde Schömberg. Zwiefalten wurde aufgrund der Nichterfüllung der Kriterien anstatt als (nicht ge-
nehmigtes) Unterzentrum als Kleinzentrum festgelegt. Alle festgelegten Unterzentren verfügen über eine 
Ausstattung an privaten und öffentlichen Dienstleistungseinrichtungen zur Deckung des qualifizierten, 
häufig wiederkehrenden überörtlichen Grundbedarfs. Die Bündelung dieser Einrichtungen im Kernort und 
damit die Erreichbarkeit dieser Einrichtungen für die Bevölkerung der Teilorte und Gemeinden im Verflech-
tungsbereich ist Ziel des Zentralen-Orte-Prinzips. 
 
Die Kriterien für die Festlegung der Unterzentren sind:  
- Mindesteinwohnerzahl im Verflechtungsbereich im Ländlichen Raum: 10.000 Einwohner; in den Ver-

dichtungsräumen entsprechend höher (siehe Begründung zu Plansatz 2.5.10 LEP 2002);  
- vorhandener Verflechtungsbereich;  
- zumutbare Erreichbarkeit.  
 
Kernort des Unterzentrums Bad Urach ist der Stadtteil Bad Urach. Zum Verflechtungsbereich des Unter-
zentrums Bad Urach gehören neben der Stadt Bad Urach mit den Stadtteilen Bad Urach, Hengen, 
Sirchingen und Wittlingen auch die Gemeinden Dettingen an der Erms, Grabenstetten, Hülben und Rö-
merstein mit den Ortsteilen Böhringen, Donnstetten und Zainingen mit insgesamt rund 29.800 Einwoh-
nern. Der Verflechtungsbereich umfasst sowohl dicht besiedelte Gebiete im Albvorland als auch dünn 
besiedelte Gebiete auf der Albhochfläche. Das Gewerbegebiet Hengen in Bad-Urach-Hengen ist als regi-
onalbedeutsamer Schwerpunkt für Industrie, Gewerbe und Dienstleistungseinrichtungen festgelegt. 
 
Kernort des Unterzentrums Burladingen ist der Stadtteil Burladingen. Zum Verflechtungsbereich des Un-
terzentrums Burladingen gehören die Stadtteile Burladingen, Gauselfingen, Hausen i. K., Hörschwag, 
Killer, Melchingen, Ringingen, Salmendingen, Starzeln und Stetten u. H. Die Stadt Burladingen gehört zu 
den dünn besiedelten Gebieten auf der Schwäbischen Alb. Hier leben rund 12.200 Einwohner. 
 
Kernort des Unterzentrums Engstingen ist der Ortsteil Großengstingen. Zum Verflechtungsbereich des 
Unterzentrums Engstingen gehören die Ortsteile Großengstingen, Kleinengstingen und Kohlstetten sowie 
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die Gemeinde Hohenstein mit den Ortsteilen Bernloch, Eglingen, Meidelstetten, Oberstetten und Öden-
waldstetten und die Stadt Trochtelfingen mit den Stadtteilen Trochtelfingen, Hausen a. d. L., Mägerkingen, 
Steinhilben und Wilsingen. Das ehemalige Kasernengelände Haid wurde zu einem interkommunalen Ge-
werbepark umfunktioniert und ist als regionalbedeutsamer Schwerpunkt für Industrie, Gewerbe und 
Dienstleistungseinrichtungen festgelegt. Die Einwohnerzahl im Verflechtungsbereich beträgt rund 15.300. 
 
Kernort des Unterzentrums Haigerloch ist der Stadtteil Haigerloch. Der Verflechtungsbereich Haigerloch 
besteht aus den Stadtteilen Haigerloch, Bad Imnau, Bittelbronn, Gruol, Hart, Owingen, Stetten b. H., Trill-
fingen und Weildorf mit rund 10.700 Einwohner. 
 
Kernort des Unterzentrums Meßstetten ist der Stadtteil Meßstetten. Der Verflechtungsbereich des Unter-
zentrums Meßstetten auf der Albhochfläche umfasst die Stadt Meßstetten mit den Stadtteilen Meßstetten, 
Hartheim, Heinstetten, Hossingen, Oberdigisheim, Unterdigisheim und Tieringen sowie die Gemeinden 
Nusplingen und Obernheim. Im Verflechtungsbereich leben rund 13.700 Menschen. 
 
Kernort des Unterzentrums Mössingen ist der Stadtteil Mössingen. Zum Verflechtungsbereich des Unter-
zentrums Mössingen gehören die Stadt Mössingen mit den Stadtteilen Mössingen, Öschingen und Tal-
heim sowie die Gemeinden Bodelshausen, Dußlingen, Gomaringen mit Ortsteil Stockach, Ofterdingen und 
Nehren. Die Einwohnerzahl im Verflechtungsbereich beträgt rund 48.800. Durch die Standortgunst und die 
Nähe zur Universitätsstadt Tübingen war hier die Bevölkerungsentwicklung in den letzten Jahren am güns-
tigsten in der Region. 
 
Kernort des Unterzentrums Pfullingen ist Pfullingen. Der Verflechtungsbereich des Unterzentrums Pfullin-
gen reicht bis hoch auf die Schwäbische Alb und umfasst die Stadt Pfullingen sowie die Gemeinde Lich-
tenstein mit den Ortsteilen Unterhausen, Honau, Holzelfingen und Wohnstätte Traifelberg und die Ge-
meinde Sonnenbühl mit den Ortsteilen Undingen, Erpfingen, Genkingen und Willmandingen, insgesamt 
mit einer Einwohnerzahl von rund 34.700. 
 
Kernort des Unterzentrums Schömberg ist der Stadtteil Schömberg. Das bisherige Kleinzentrum Schöm-
berg erfüllt die Kriterien zur Aufstufung zum Unterzentrum. Schömberg besitzt städtisch geprägte Struktu-
ren zur Sicherung einer qualifizierten Grundversorgung, hat eine Einwohnerzahl im Verflechtungsbereich 
von über 10.200 und verfügt über einen ausreichend großen Verflechtungsbereich. Zum Verflechtungsbe-
reich gehören die Stadt Schömberg mit Stadtteilen Schömberg und Schörzingen, die Gemeinden Daut-
mergen, Dormettingen, Dotternhausen, Hausen am Tann, Ratshausen, Weilen unter den Rinnen und 
Zimmern unter der Burg. Das Gewerbegebiet Schömberg Nord ist als regionalbedeutsamer Schwerpunkt 
für Industrie, Gewerbe und Dienstleistungseinrichtungen festgelegt. 
 
zu PS 2.3.3 V (3) 
Nach Plansatz 2.5.8 des Landesentwicklungsplans 2002 soll ein Mittelzentrum oberzentrale Teilfunktionen 
wahrnehmen. Aufbauend auf diesen Vorgang werden für die Unterzentren Pfullingen und Mössingen Er-
gänzungs- und Entlastungsfunktionen auf der Stufe eines Mittelzentrums vorgeschlagen. Bereits im Regi-
onalplan Neckar-Alb 1978 war Pfullingen als Teilzentrum auf der Stufe eines Mittelzentrums enthalten und 
genehmigt. Im Regionalplan Neckar-Alb 1993 ist Pfullingen als Unterzentrum mit Entlastungsfunktion auf 
der Stufe eines Mittelzentrums festgelegt und für verbindlich erklärt. Durch die Festlegung wird der Son-
derstellung der Stadt mit einem Verflechtungsbereich von neun Orten und 34.700 Einwohnern und mittel-
zentralen Infrastruktureinrichtungen Rechnung getragen. 
 
Das Unterzentrum Mössingen erfüllt insbesondere als Große Kreisstadt im Bereich Verwaltung und mit der 
regionsweit ausgerichteten Körperbehindertenförderung Neckar-Alb in den Bereichen Sonderschule für 
körperbehinderte Kinder und Jugendliche, Tagesstätten, Sonderschulkindergärten, Einrichtungen zur 
beruflichen und sozialen Eingliederung, Ergänzungs- und Entlastungsfunktionen auf der Stufe eines Mit-
telzentrums. Mit einer Einwohnerzahl von 48.800 und über 12.000 Beschäftigten im Verflechtungsbereich 
nimmt Mössingen eine herausragende Stellung bei den Unterzentren ein. 
 
zu PS 2.3.3 Z (4) 
Der Umfang der angebotenen Einrichtungen ist von der Größe des jeweiligen Verflechtungsbereichs ab-
hängig (siehe Tabelle 2).  
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Tabelle 2: Nahbereiche der Unterzentren 
 

Zentraler Ort 
 

Nahbereich 
 

Entfernung zum nächsten Mittelzentrum  
im Verflechtungsbereich 

 
Einwohner 
31.12.2011 

Anzahl 
der Orte 

Beschäftigte 
2011 

Zentraler Ort 
 

km 
 

Minuten 
(ÖPNV) 

Bad Urach 29.846 11 10.849 Metzingen 12,0 16 
Burladingen 12.213 10 2.663 Hechingen 11,3 14 
Engstingen 15.293 13 4.323 Münsingen 19,0 30 
Haigerloch 10.721 9 2.695 Hechingen 14,0 25 
Meßstetten 13.670 9 2.945 Albstadt 7,5 15 
Mössingen 48.824 9 12.182 Tübingen 14,8 14 
Pfullingen 34.683 9 7.927 Reutlingen 3,7 17 
Schömberg 10.249 9 2.416 Balingen 10,9 21 

Quelle: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg; eigene Darstellung; eigene Erhebungen 
 
zu PS 2.3.3 Z (5) 
Zur Stützung der Auslastung dieser Einrichtungen sind die Unterzentren Ziel- und Verknüpfungspunkte 
des Nahverkehrs mit dem Regionalverkehr und Schwerpunkte der Siedlungstätigkeit. Ein tragfähiges Ver-
kehrskonzept lässt sich nur dann realisieren, wenn die Ziele des Verkehrs gebündelt werden, d. h. Einrich-
tungen mit überörtlichem Einzugsbereich in den Zentralen Orten und dort möglichst in den Stadt- oder 
Ortskernen angesiedelt werden.  
 
 
2.3.4 Kleinzentren 
 

Z (1) Kleinzentren werden als Standorte von Einrichtungen zur Deckung des häufig 
wiederkehrenden überörtlichen Bedarfs der zentralörtlichen Grundversorgung ausge-
wiesen. Es handelt sich grundsätzlich um Einrichtungen, die mehr als die tägliche örtli-
che Versorgung übernehmen, einen größeren Benutzerkreis voraussetzen und deshalb 
nicht in jeder Gemeinde vorgehalten werden können. 

 
Z (2) Als Kleinzentren sind festgelegt: Ammerbuch, Bisingen, Gomaringen, Kusterdingen, 

Lichtenstein, Pliezhausen, Römerstein, Rosenfeld, Schömberg, St. Johann, Sonnen-
bühl, Starzach, Trochtelfingen, Winterlingen und Zwiefalten.  

 

Die Kleinzentren sind in der Strukturkarte dargestellt. 
 

Z (3) In den Kleinzentren sind solche Einrichtungen zu erhalten, auszubauen oder anzu-
siedeln, deren Tragfähigkeit auf den Verflechtungsbereich des jeweiligen Kleinzent-
rums ausgerichtet ist und die für die Bevölkerung aus diesem Verflechtungsbereich 
erreichbar sein müssen. 

 
Z (4) Die Kleinzentren sind verkehrsmäßig so zu erschließen und auszustatten, dass sie 

ihren Funktionen als Zielpunkte des Nahverkehrs gerecht werden (Kapitel 4.1). 
  

 
Begründung 
 
zu PS 2.3.4 Z (1) 
Gemäß Plansatz 2.5.11 (Z) LEP 2002 sollen Kleinzentren als Standorte von zentralörtlichen Einrichtungen 
der Grundversorgung so entwickelt werden, dass sie den häufig wiederkehrenden überörtlichen Bedarf 
ihres Verflechtungsbereichs decken können. Die Verflechtungsbereiche sollen in der Regel mindestens 
8.000 Einwohner umfassen. 
 
Die demografische Entwicklung erfordert insbesondere im Ländlichen Raum eine höhere Beachtung der 
Zentralen Orte im Sinne der dezentralen Konzentration. Bei einer stagnierenden Einwohnerzahl muss die 
Stabilisierung der Versorgung der Bevölkerung vor Ort im Vordergrund stehen. Die Festlegung von Klein-
zentren trägt dem Rechnung. 
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zu PS 2.3.4 Z (2), Z (3) 
Die in Plansatz Z (2) festgelegten genehmigten Kleinzentren sind im Wesentlichen aus dem Regionalplan 
Neckar-Alb 1993 übernommen, mit Ausnahme von Schömberg, das nunmehr als Unterzentrum festgelegt 
ist. Zwiefalten wird als Kleinzentrum festgelegt. Die Gemeinde erfüllt nicht die Kriterien zur Festlegung als 
Unterzentrum. 
 
Alle Kleinzentren sind mit privaten und öffentlichen Dienstleistungseinrichtungen zur Deckung des häufig 
wiederkehrenden überörtlichen Bedarfs der zentralörtlichen Grundversorgung ausgestattet.  
 
Die Ausstattung an Infrastruktureinrichtungen in den Gemeinden Ammerbuch, Bisingen und Pliezhausen 
gehen über die eines Kleinzentrums hinaus. Sie erfüllen damit Ergänzungsfunktionen auf der Stufe eines 
Unterzentrums. Der Verflechtungsbereich der Gemeinden Ammerbuch und Bisingen umfasst darüber 
hinaus mehr als 11.000 Einwohner. 
 
Die Kriterien für die Festlegung der Kleinzentren sind:  
- Mindesteinwohnerzahl im Verflechtungsbereich („Im Regelfall sollen die Verflechtungsbereiche von 

Kleinzentren im Ländlichen Raum mehr als 8.000 Einwohner haben. Diese Größe kann in Ausnahme-
fällen bis zu einer Schwelle von 5.000 Einwohnern unterschritten werden, wenn der nächste Zentrale 
Ort unzumutbar entfernt ist. In besonders dünn besiedelten Gebieten, z. B. in Mittelbereichen mit ei-
ner geringeren Bevölkerungsdichte als die Hälfte des Landesdurchschnitts, kann die Mindesteinwoh-
nerzahl für einen Verflechtungsbereich bis auf 3.500 Einwohner sinken. Diese Staffelung der Orientie-
rungswerte für Tragfähigkeitsschwellen stellt jedoch keine Zielvorgabe dar.“ Siehe Begründung zu 
Plansatz 2.5.11 LEP 2002);  

- Definition des Verflechtungsbereichs;  
- zumutbare Erreichbarkeit.  
 
Kleinzentren erfüllen im Wesentlichen die gleichen Funktionen wie die Unterzentren; die Unterscheidung 
liegt in der Größe des Verflechtungsbereichs. Außerdem ist in den Unterzentren die Ansiedlung von groß-
flächigem Einzelhandel möglich.  
 
Tabelle 3: Nahbereiche von Kleinzentren 
 
Zentraler Ort 

 
  

Nahbereich 
 
 

Entfernung zum nächsten 
Zentralen Ort  

im Verflechtungsbereich 

 
Kernort 
 

Einwohner 
31.12.2011 

Teil-
orte 

Fläche km² 
 

EW/km² 
  

km 
 

Minuten 
(ÖPNV) 

Ammerbuch Entringen 11.580 6 48,1 240,7 Tübingen 9,3 12 
Bisingen Bisingen 11.359 5 49,0 231,8 Hechingen 8,0 8 
Gomaringen Gomaringen 18.491 4 38,9 475,3 Mössingen 5,6 20 
Kusterdingen Kusterdingen 8.187 5 24,2 338,3 Tübingen 6,9 20 
Lichtenstein Unterhausen 8.990 4 34,2 262,9 Pfullingen 4,4 9 
Pliezhausen Pliezhausen 14.200 6 31,7 447,9 Reutlingen 7,5 18 
Römerstein Böhringen 3.896 3 46,1 84,5 Bad Urach 8,7 23 
Rosenfeld Rosenfeld 6.484 7 51,1 126,9 Balingen 13,1 27 
St. Johann Würtingen 5.106 6 59,0 86,5 Münsingen 14,1 25 
Sonnenbühl Undingen 6.996 4 61,3 114,1 Pfullingen 12,0 19 
Starzach Bierlingen 4.403 5 27,8 158,4 Rottenburg 14,0 23 
Trochtelfingen Trochtelfingen 6.365 5 79,2 80,4 Engstingen 10,6 23 
Winterlingen Winterlingen 8.969 5 75,5 118,8 Albstadt 9,7 16 
Zwiefalten Zwiefalten 5.745 20 162,8 35,3 Münsingen 26,0 40 
Quelle: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg; eigene Darstellung; eigene Erhebungen 
 
Zum Verflechtungsbereich des Kleinzentrums Ammerbuch mit Kernort Entringen gehören die weiteren 
Ortsteile Altingen, Breitenholz, Pfäffingen, Poltringen und Reusten. Die Einwohnerzahl beträgt insgesamt 
rund 11.600. Die Gemeinde Ammerbuch hat aufgrund ihrer infrastrukturellen Ausstattung Ergänzungsfunk-
tionen auf der Stufe eines Unterzentrums. Das Kleinzentrum Ammerbuch liegt im Verdichtungsraum, der 
nächstgelegene Zentrale Ort ist das Oberzentrum Tübingen in 9 km Entfernung. 
 
Zum Verflechtungsbereich des Kleinzentrums Bisingen mit Kernort Bisingen gehören die weiteren Ortsteile 
Thanheim, Wessingen und Zimmern sowie die Gemeinde Grosselfingen. Die Gemeinde Bisingen hat 
aufgrund ihrer infrastrukturellen Ausstattung Ergänzungsfunktionen auf der Stufe eines Unterzentrums. 
Auf Gemarkung Bisingen ist ein Schwerpunkt für Industrie, Gewerbe und Dienstleistungseinrichtungen 
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festgelegt. Im Verflechtungsbereich wohnen rund 11.400 Einwohner. Er liegt im Verdichtungsbereich des 
Ländlichen Raums. Der nächste Zentrale Ort ist das Mittelzentrum Hechingen in 8 km Entfernung. 
 
Zum Verflechtungsbereich des Kleinzentrums Gomaringen mit Kernort Gomaringen gehört noch der Orts-
teil Stockach sowie die Gemeinden Nehren und Dußlingen. Die Einwohnerzahl beträgt rund 18.500. Die 
Einwohnerzahl in diesem Verwaltungsraum ist in den letzten Jahren am höchsten angestiegen. In diesem 
Verwaltungsraum ist auch ein Schwerpunkt für Industrie, Gewerbe und Dienstleistungseinrichtungen fest-
gelegt. Das Kleinzentrum Gomaringen gehört zur Randzone um den Verdichtungsraum. Der nächste Zent-
rale Ort ist das Unterzentrum Mössingen in ca. 6 km Entfernung. 
 
Zum Verflechtungsbereich des Kleinzentrums Kusterdingen mit Kernort Kusterdingen gehören die weite-
ren Ortsteile Immenhausen, Jettenburg, Mähringen und Wankheim. Im Verflechtungsbereich wohnen rund 
8.200 Einwohner. Er gehört zum Verdichtungsraum. Der nächstgelegene Zentrale Ort ist das Oberzentrum 
Tübingen in einer Entfernung von 7 km. 
Zum Verflechtungsbereich des Kleinzentrums Lichtenstein mit Kernort Unterhausen gehören die weiteren 
Ortsteile Holzelfingen und Honau sowie die Wohnstätte Traifelberg. Im Verflechungsbereich leben rund 
9.000 Einwohner. Er gehört zur Randzone um den Verdichtungsraum. Der nächstgelegene Zentrale Ort ist 
das Unterzentrum Pfullingen in einer Entfernung von 4 km. 
 
Zum Verflechtungsbereich des Kleinzentrums Pliezhausen mit Kernort Pliezhausen gehören die weiteren 
Ortsteile Dörnach, Gniebel und Rübgarten sowie die Gemeinde Walddorfhäslach mit den Ortsteilen Wald-
dorf und Häslach. Hier wohnen 14.200 Personen. Der Verflechtungsraum gehört zum Verdichtungsraum. 
Der nächstgelegene Zentrale Ort ist das Oberzentrum Reutlingen in ca. 8 km Entfernung. 
 
Zum Verflechtungsbereich des Kleinzentrums Römerstein mit Kernort Böhringen gehören die weiteren 
Ortsteile Donnstetten und Zainingen. Die Einwohnerzahl beträgt rund 3.900. Der Verflechtungsbereich ist 
im sehr dünn besiedelten Ländlichen Raum auf der Albhochfläche. Der nächstgelegene Zentrale Ort ist 
das Unterzentrum Bad Urach in 9 km Entfernung. 
 
Zum Verflechtungsbereich des Kleinzentrums Rosenfeld mit Kernort Rosenfeld gehören die weiteren Ort-
steile Bickelsberg, Brittheim, Heiligenzimmern, Isingen, Leidringen und Täbingen. Der Verflechtungsbe-
reich hat rund 6.500 Einwohner. Er liegt im dünn besiedelten Ländlichen Raum. Der nächste höhere Zent-
rale Ort ist das Mittelzentrum Balingen in 13 km Entfernung. 
 
Zum Verflechtungsbereich des Kleinzentrums St. Johann mit Kernort Würtingen gehören die weiteren 
Ortsteile Bleichstetten, Gächingen, Lonsingen, Ohnastetten und Upfingen. Im Verflechtungsbereich woh-
nen rund 5.200 Einwohner. Der Verflechtungsbereich gehört zum dünn besiedelten Ländlichen Raum. Der 
nächste Zentrale Ort ist das Mittelzentrum Münsingen in 14 km Entfernung. 
 
Zum Verflechtungsbereich des Kleinzentrums Sonnenbühl mit Kernort Undingen gehören die weiteren 
Ortsteile Erpfingen, Genkingen und Willmandingen. Im Verflechtungsbereich leben rund 7.000 Einwohner. 
Er liegt im dünn besiedelten Ländlichen Raum auf der Albhochfläche. Der nächste Zentrale Ort ist das 
Unterzentrum Pfullingen in 14 km Entfernung.  
 
Zum Verflechtungsbereich des Kleinzentrums Starzach mit Kernort Bierlingen gehören die weiteren Orte  
Börstingen, Felldorf, Sulzau und Wachendorf. Der Verflechtungsbereich gehört zum Ländlichen Raum, 
hier leben 4.400 Einwohner. Der nächste Zentrale Ort ist das Mittelzentrum Rottenburg am Neckar in 
14 km Entfernung. 
 
Zum Verflechtungsbereich des Kleinzentrums Trochtelfingen mit Kernort Trochtelfingen gehören die weite-
ren Stadtteile Hausen a. d. L., Mägerkingen, Steinhilben und Wilsingen. Der Verflechtungsbereich hat 
insgesamt 6.400 Einwohner. Er gehört zum dünn besiedelten Ländlichen Raum auf der Albhochfläche. 
Der nächste Zentrale Ort ist das Unterzentrum Engstingen in 11 km Entfernung. 
 
Zum Verflechtungsbereich des Kleinzentrums Winterlingen mit Kernort Winterlingen gehören die weiteren 
Ortsteile Benzingen und Harthausen sowie die Gemeinde Straßberg mit den Ortsteilen Straßberg und 
Kaiseringen. Der Verflechtungsbereich hat rund 9.000 Einwohner. Er gehört zum Ländlichen Raum auf der 
Albhochfläche. Der nächst gelegene Zentrale Ort ist das Mittelzentrum Albstadt in 10 km Entfernung. 
 
Zum Verflechtungsbereich des Kleinzentrums Zwiefalten mit Kernort Zwiefalten gehören die weiteren 
Ortsteile Baach, Gauingen, Gossenzugen, Hochberg, Mörsingen, Sonderbuch und Upflamör sowie die 
Stadt Hayingen mit den Stadtteilen Hayingen, Anhausen, Ehestetten, Indelhausen, Münzdorf und Ober-
wilzingen sowie die Gemeinde Pfronstetten mit den Ortsteilen Pfronstetten, Aichelau, Aichstetten, Geisin-
gen, Huldstetten und Tigerfeld. Der Verflechtungsbereich hat 5.700 Einwohner. Er gehört zum sehr dünn 
besiedelten Ländlichen Raum auf der Albhochfläche. Der nächste Zentrale Ort in der Region Neckar-Alb 
ist das Mittelzentrum Münsingen in 26 km Entfernung. 
 
Die Gemeinden Bodelshausen, Dettenhausen, Dettingen a. d. E. und Eningen u. A. erfüllen die vorgege-
benen Kriterien zur Festlegung als Kleinzentren nicht. Sie haben keinen formalen Verflechtungsbereich. 
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Sie werden deshalb nicht als Kleinzentren festgelegt. Sie sind jedoch „Ort mit verstärkter Siedlungstätig-
keit“ (vgl. Kapitel 2.4.1). Damit wird die Qualität der Ausstattung ihrer vorhandenen Einrichtungen aner-
kannt, ihre Eigenständigkeit dokumentiert und ihr Entwicklungspotenzial anerkannt.  
 
Die Gemeinden Geislingen, Gomadingen, Hirrlingen, Hohenstein, Hülben, Kirchentellinsfurt, Neustetten 
und Rangendingen erfüllen trotz ihrer Ausstattung mit Einrichtungen von überörtlicher Bedeutung die vor-
gegebenen Kriterien zur Festlegung als Kleinzentren nicht. Sie sollen durch Bündelung der infrastrukturel-
len Einrichtungen ihren Kernort ausbilden bzw. aufwerten, um damit die Versorgung langfristig zu sichern. 
Damit wird ihre Eigenständigkeit dokumentiert und ihr Entwicklungspotenzial hervorgehoben.  
 
zu PS 2.3.4 Z (4) 
Kleinzentren werden dort festgelegt, wo die Erreichbarkeiten im Nahbereich Defizite aufweisen. Dies sind 
im Ländlichen Raum die großen Entfernungen zu den nächstgelegenen Unterzentren (z. B. Starzach, 
St. Johann) und im Verdichtungsraum (einschließlich Randzone) die Ausrichtung auf mehrere Zentren  
(z. B. Pliezhausen). Dadurch werden die Einrichtung und der Betrieb eines leistungsfähigen ÖPNV behin-
dert. Ein tragfähiges Verkehrskonzept lässt sich nur dann realisieren, wenn die Ziele des Verkehrs gebün-
delt werden, d. h. Einrichtungen mit überörtlichem Einzugsbereich in den Zentralen Orten und dort mög-
lichst in den Stadt- oder Ortskernen angesiedelt werden.  
 
 
2.4 Siedlungsentwicklung  
 
2.4.1 Gemeinden oder Gemeindeteile mit verstärkter Siedlungstätigkeit 

(Siedlungsbereiche) 
 

Z (1) Um die Tragfähigkeit bzw. Auslastung der Infrastruktur, insbesondere des ÖPNV, 
langfristig zu gewährleisten und einer Zersiedelung der Landschaft vorzubeugen, ist 
die verstärkte Siedlungstätigkeit vorrangig auf die Zentralen Orte zu konzentrieren.  

 
Z (2) Gemeinden oder Gemeindeteile mit verstärkter Siedlungstätigkeit (Siedlungsberei-

che) sind: 
Oberzentrum (Kernstadt): Reutlingen, Tübingen; 
Mittelzentren (Kernstadt): Albstadt-Ebingen/Tailfingen, Balingen, Hechingen, Metzin-
gen, Münsingen, Rottenburg am Neckar; 
Unterzentren (Kernstadt/-ort): Bad Urach, Burladingen, Engstingen-Großengstingen, 
Haigerloch, Meßstetten, Mössingen, Pfullingen, Schömberg; 
Kleinzentren: Ammerbuch-Entringen, Bisingen (Kernort), Gomaringen, Kusterdingen 
(Kernort), Lichtenstein-Unterhausen, Pliezhausen (Kernort), Rosenfeld (Kernstadt), 
Römerstein-Böhringen, St. Johann-Würtingen, Sonnenbühl-Undingen, Starzach-
Bierlingen, Trochtelfingen (Kernstadt), Winterlingen (Kernort); Zwiefalten (Kernort); 
Gemeinden ohne zentralörtliche Funktion: Bodelshausen, Dettenhausen, Dettingen an 
der Erms, Eningen unter Achalm. 
 
Sie sind in der Raumnutzungskarte mit einem Symbol dargestellt. 

 
Z (3) Schwerpunktmäßig in den Siedlungsbereichen sollen Wohnbauflächen und/oder 

gewerbliche Bauflächen für den überörtlichen Bedarf ausgewiesen werden.  
 
 

Begründung 
 
zu PS 2.4.1.Z (1) 
Nach Plansatz 3.1.2 LEP 2002 Baden-Württemberg ist die Siedlungstätigkeit vorrangig auf Siedlungsbe-
reiche sowie Schwerpunkte des Wohnungsbaus und Schwerpunkte für Industrie, Gewerbe und Dienstleis-
tungseinrichtungen zu konzentrieren. 
 
Siedlungsbereiche sind Gemeinden und Gemeindeteile, in denen Siedlungstätigkeiten über den Bedarf 
aus Eigenentwicklung hinaus, für den Bedarf aus Wanderungsgewinnen, stattfinden können. Die Standor-
te der dafür geplanten Bauflächen werden im Rahmen der Bauleitplanung in enger Abstimmung mit der 
Regionalplanung ausgewiesen. 
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Die Lenkung der Siedlungstätigkeit, die über die Eigenentwicklung einer Gemeinde hinausgeht, ist eine 
wichtige und notwendige regionalplanerische Aufgabe. Dabei ist aus der Sicht der Infrastrukturauslastung 
sowie des Freiraumschutzes die Konzentration der Siedlungstätigkeit auf Schwerpunkte anzustreben.  
 
Angesichts des demografischen Wandels ist es in Zukunft notwendig, die über den Eigenbedarf hinausge-
hende Siedlungstätigkeit auf die Siedlungsbereiche zu konzentrieren, um langfristig die notwendige Infra-
struktur flächendeckend zu sichern.  
 
Gemeinden/Gemeindeteile, die innerhalb einer Entwicklungsachse (vgl. Kapitel 2.2), liegen, können in 
geringem Umfang Siedlungstätigkeiten über den Eigenbedarf hinaus vornehmen. Der Umfang der Sied-
lungstätigkeit an Standorten entlang der Achsen ist für Gemeinden, die nicht als „Ort mit verstärkter Sied-
lungstätigkeit“ festgelegt sind, deutlich geringer.  
 
Auf die Ausweisung von Schwerpunkten für den Wohnungsbau wurde verzichtet, da in den aktuellen Flä-
chennutzungsplänen bzw. in Auslegung befindlichen Flächennutzungsplanentwürfen sowie im Siedlungs-
bestand genügend Flächenpotenziale vorhanden sind. 
 
zu PS 2.4.1 Z (2) 
Nach Plansatz 3.1.3 LEP 2002 Baden-Württemberg sind in den Regionalplänen Gemeinden und Gemein-
deteile, in denen sich die Siedlungstätigkeit verstärkt vollziehen soll, als Siedlungsbereiche festzulegen, 
soweit dies für die Entwicklung der regionalen Siedlungsstruktur erforderlich ist. 
 
In der Region Neckar-Alb gibt es in 66 Städten und Gemeinden insgesamt 250 Teilorte. 35 dieser Teilorte 
sind als „Siedlungsbereich“ festgelegt. Davon sind 30 die Kernorte der Zentralen Orte.  
 
Als Gemeinden oder Gemeindeteile mit verstärkter Siedlungstätigkeit (Siedlungsbereiche) werden mit 
Ausnahme der Gemeinden Bodelshausen, Dettenhausen, Dettingen a. d. E. und Eningen u. A., nur die 
Kernorte der Zentralen Orte festgelegt. Damit soll zum einem die Auslastung der Infrastruktureinrichtungen 
langfristig gesichert werden, zum anderen die Standorte der Kernorte als Schnittstelle zwischen Siedlung 
und Nahverkehr unterstützt werden. 
 
Die Gemeinden Bodelshausen, Dettenhausen, Dettingen a. d. E. und Eningen u. A. erfüllen die vorgege-
benen Kriterien zur Festlegung als Kleinzentren nicht, da sie keinen formalen Verflechtungsbereich haben. 
Alle vier Gemeinden verfügen über eine sehr gute infrastrukturelle Ausstattung. Sie sind als Orte mit ver-
stärkter Siedlungstätigkeit festgelegt. Damit wird ihre Ausstattung mit infrastrukturellen Einrichtungen an-
erkannt, ihre Eigenständigkeit dokumentiert und ihr Entwicklungspotenzial anerkannt. Die Gemeinden 
Bodelshausen, Dettenhausen, Dettingen a. d .E. und Eningen u. A. haben genügend Potenziale aufgrund 
ihrer Standortgunst. Die Gemeinden Bodelshausen und Eningen u. A. liegen an einer Landesentwick-
lungsachse. Die Gemeinde Dettingen a. d. E. liegt an einer regionalen Entwicklungsachse. Die Gemeinde 
Dettenhausen liegt dicht an der Grenze der Region Stuttgart, ist an diese mit schienengebundenem Nah-
verkehr angebunden und hat dadurch eine hohe Nachfrage nach Bauland. 
 
Die Gemeinden Dettenhausen (+ 3,1 %), Dettingen (+ 2,3 %) und Eningen u. A. (+ 6,3 %) haben eine 
überdurchschnittliche Dynamik hinsichtlich der Bevölkerungsentwicklung (2000 - 2010). Die Gemeinden 
Bodelshausen (+ 771 Personen im Jahr 2011) und Dettingen a. d. E. (+ 1.222 Personen im Jahr 2011) 
haben aufgrund ihrer herausragenden wirtschaftlichen Entwicklung einen positiven Berufspendlersaldo. 
 
zu PS 2.4.1 Z (3) 
Die Gemeinden oder Gemeindeteile mit verstärkter Siedlungstätigkeit (Siedlungsbereiche) werden in der 
Raumnutzungskarte mit einem Symbol dargestellt. Das heißt, auf eine gebietsscharfe Darstellung wird 
verzichtet. Damit soll den Städten und Gemeinden die Möglichkeit gegeben werden, flexibel im Rahmen 
der Bauleitplanung über die Standorte der Siedlungstätigkeit in den genannten Stadt-/Gemeindeteilen 
entscheiden zu können. 
 
 
2.4.2 Gemeinden, in denen keine über die Eigenentwicklung hinausgehende 

Siedlungstätigkeit stattfinden soll 
 

Z (1) Als Gemeinden, in denen keine über die Eigenentwicklung hinausgehende 
Siedlungstätigkeit stattfinden soll, werden festgelegt: 
 

 Bitz, Dautmergen, Grabenstetten, Hausen am Tann, Nusplingen, Obernheim, Rats-
hausen, Weilen unter den Rinnen, Zimmern unter der Burg. 
 

 Sie sind in der Raumnutzungskarte mit einem Symbol dargestellt. 
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G (2) Das Maß der Neuausweisung von Bauflächen für den Eigenbedarf wird im Rahmen 
der Bauleitplanung ermittelt. Zur Eigenentwicklung einer Gemeinde gehört die Schaf-
fung von Wohnraum und Arbeitsplätzen für den Bedarf aus der natürlichen Bevölke-
rungsentwicklung und aus dem inneren Bedarf. 

 
 

Begründung 
 
zu PS 2.4.2 Z (1) 
Gemäß Plansatz 3.1.5 (Z) LEP 2002 werden Gemeinden, in denen aus besonderen Gründen, insbesonde-
re aus Rücksicht auf Naturgüter, keine über die Eigenentwicklung hinausgehende Siedlungstätigkeit statt-
finden soll, in den Regionalplänen festgelegt. Der Rahmen der Eigenentwicklung soll es den Gemeinden 
ermöglichen, ihre gewachsene Struktur zu erhalten und angemessen weiterzuentwickeln. Zur Eigenent-
wicklung einer Gemeinde gehört die Schaffung von Wohnraum und Arbeitsplätzen für den Bedarf aus der 
natürlichen Bevölkerungsentwicklung und für den inneren Bedarf sowie für die Aufnahme von Spätaus-
siedlern. 
 
Die Eigenentwicklung ist für alle Gemeinden garantiert. 
 
In nahezu allen Gemeinden der Region Neckar-Alb werden bis zum Jahr 2025 die Sterbefälle die Gebur-
tenzahlen übertreffen. Dadurch wird der Wohnbauflächenbedarf, der sich aus der natürlichen Bevölke-
rungsentwicklung errechnet, zukünftig deutlich zurückgehen. 
 
Der innere Bedarf an Wohnbauflächen ergibt sich aus der Verringerung der Belegungsdichte und dem 
Ersatzbedarf durch Sanierung. Der innere Bedarf an Gewerbeflächen ergibt sich aus dem Bedarf der örtli-
chen gewerblichen Wirtschaft.  
 
Aufgrund ihres Standorts abseits der Entwicklungsachsen und aufgrund ihrer Bevölkerungsentwicklung in 
den vergangenen Jahren und der zu erwartenden Bevölkerungsentwicklung soll in den genannten Ge-
meinden keine über die Eigenentwicklung hinausgehende Siedlungstätigkeit stattfinden. Besondere Grün-
de aus Rücksicht auf Naturgüter liegen nicht vor. 
 
zu PS 2.4.2 G (2) 
Nach den Bestimmungen des Baugesetzbuches müssen die Träger der Bauleitplanung einen Bedarfs-
nachweis über die in den Flächennutzungsplänen ausgewiesenen Bauflächen führen. Dieser Bedarfs-
nachweis erfordert regional abgestimmte Rahmendaten, um zu verhindern, dass die einzelnen Städte und 
Gemeinden mit Bevölkerungszuwächsen rechnen, die eigentlich der Nachbargemeinde zuzurechnen sind. 
Nur mit Hilfe dieser regional abgestimmten Daten lässt sich der Bedarfsnachweis nachvollziehbar und 
plausibel darstellen. Die Berechnung des Bauflächenbedarfs bzw. des Bedarfsnachweises erfolgt mit Hilfe 
von Bevölkerungszahlen, die über die Dichtewerte in Flächen umgerechnet werden.  
 
Die Bevölkerungszahlen setzen sich wie folgt zusammen:  
- Saldo aus der natürlichen Bevölkerungsentwicklung, 
- Saldo der Zu- und Fortzüge.  
 
Hinzu kommt der innere Bedarf aus:  
- Verringerung der Belegungsdichte,  
- Ersatz- und Sanierungsbedarf. 
 
Die aus den o. g. Faktoren ermittelte und addierte Bevölkerungszahl wird über den Dichtewert in Bauflä-
chen umgerechnet, für die der Bedarfsnachweis geführt werden kann. Als Grundlage für die Plausibilitäts-
prüfung der Bauflächenbedarfsnachweise im Rahmen des Genehmigungsverfahrens nach § 6 BauGB und 
nach § 10 Abs. 2 BauGB liegen die Hinweise des  Ministeriums für Verkehr und Infrastruktur vom  
23.05.2013 vor. Der Bedarfsnachweis für neue Wohnbauflächen ist im Rahmen der Bauleitplanung zu 
erbringen. Dabei werden die aktuellen Bevölkerungszahlen und die aktuellen Trends zu Grunde gelegt. 
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2.4.3 Schwerpunkte für Industrie, Gewerbe und Dienstleistungseinrichtungen, 
Standorte für Einkaufszentren, großflächige Einzelhandelsbetriebe und 
sonstige großflächige Handelsbetriebe, regionalbedeutsame Veranstal-
tungszentren 

 
2.4.3.1 Schwerpunkte für Industrie, Gewerbe und Dienstleistungseinrichtungen 
 

Z (1)  Neuansiedlungen oder Verlagerungen von überörtlich bedeutsamen Industrie-, 
Gewerbe- und Dienstleistungseinrichtungen sind an solchen Standorten zu konzen-
trieren, die mit den Anforderungen der Freiraumsicherung (Kapitel 3) in Einklang ge-
bracht werden können und den Möglichkeiten des Infrastrukturausbaus (Kapitel 4) ent-
sprechen. 

 
Z (2)  Neue Industrie- und Gewerbeanlagen sowie produktionsorientierte Dienstleis-

tungseinrichtungen sind möglichst an vorhandene Gewerbestandorte anzugliedern. 
Dienstleistungseinrichtungen mit Versorgungscharakter, d. h. mit Publikumsverkehr, 
sind möglichst in den Kernbereichen der Zentralen Orte anzusiedeln.  

 
Z (3)  Die bedarfsgerechte Erweiterung bestehender Industrie- und Gewerbegebiete 

muss im Rahmen der Flächennutzungsplanung unter Berücksichtigung der Innenent-
wicklungspotenziale erfolgen. 

 
Z (4) Das Oberzentrum Reutlingen/Tübingen ist Motor und wirtschaftlicher sowie 

industrieller Mittelpunkt der Region Neckar-Alb.  
 Regionalbedeutsame Schwerpunkte für Industrie, Gewerbe und Dienstleistungseinrich-

tungen sind an folgenden Standorten als Vorranggebiete festgelegt und in der Raum-
nutzungskarte dargestellt: 

 

-  Bad Urach/Nachbargemeinden (Bad Urach-Hengen), 
-  Balingen/Nachbargemeinden (Weilstetten), 
-  Bisingen/Nachbargemeinden (Bisingen Nord), 
-  Dußlingen/Gomaringen/Nehren (Unipro Gewerbepark), 
-  Engstingen/Hohenstein/Trochtelfingen (Gewerbepark Haid), 
-  Hechingen/Bodelshausen (Nasswasen), 
-  Münsingen/Nachbargemeinden (Münsingen West), 
-  Rottenburg-Ergenzingen/Bondorf (Ergenzingen Ost), 
-  Schömberg/Nachbargemeinden (Schömberg Nord). 

 
G (5) Regionalbedeutsame Schwerpunkte für Industrie, Gewerbe und Dienstleistungsein-

richtungen sollen unter der Prämisse der interkommunalen Zusammenarbeit (z. B. als 
interkommunales Gewerbegebiet oder in einem Gewerbeflächenpool) geplant bzw. 
erweitert werden. 

 
Z (6) In den regionalbedeutsamen Schwerpunkten für Industrie, Gewerbe und Dienstleis-

tungseinrichtungen sind Einzelhandelsgroßprojekte einschließlich Hersteller-Direkt-
verkaufszentren/Fabrikverkaufszentren und Agglomerationen von Einzelhandelsbetrie-
ben sowie Veranstaltungszentren unzulässig. 

 
G (7) Die bestehenden Standorte und die regionalbedeutsamen Schwerpunkte für 

Industrie, Gewerbe und Dienstleistungseinrichtungen sind in das Netz des ÖPNV ein-
zubinden; bestehende Anschlüsse sind zu erhalten und auszubauen. 
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Begründung 
 
zu PS 2.4.3.1 Z (1) 
Die Wirtschaft in der Region Neckar-Alb befindet sich im Wandel. Der traditionelle Schwerpunkt in der 
Textilindustrie ist zwar teilweise noch vorhanden, vielerorts sind jedoch neue Branchen wie z. B. die Medi-
zintechnik, Biotechnologie, Autozulieferer, Informationstechnik, produktionsorientierte gewerbliche Dienst-
leistungen etc. hinzugekommen. Dieser Strukturwandel in der Industrie und im Gewerbe stellt hohe Anfor-
derungen an die Standorte, die Flächen und an die innere und äußere Erschließung. Die Nachfrage nach 
neuen Gewerbegebieten ist insbesondere im nördlichen Teil der Region Neckar-Alb ungebrochen hoch. 
Die Festsetzungen im Regionalplan dienen dazu, die Neuausweisungen mit den Anforderungen der Frei-
raumsicherung und den Möglichkeiten des Infrastrukturausbaus in Einklang zu bringen. 
 
zu PS 2.4.3.1 Z (2) 
Dem daraus resultierenden Bedarf an Industrie- und Gewerbeflächen muss Rechnung getragen werden. 
Auch für Industrie- und Gewerbeflächen gilt das Ziel der Innenentwicklung vor der Außenentwicklung und 
der Grundsatz des sparsamen Umgangs mit der Freifläche. Die Angliederung an bestehende Gewerbege-
biete in Schwerpunkten soll eine weitere Zersiedelung der Landschaft unterbinden.  
 
zu PS 2.4.3.1 Z (3) 
Bestehende Gewerbestandorte sollen unter Berücksichtigung des sparsamen Umgangs mit Grund und 
Boden entwickelt werden. Die qualitative Entwicklung dieser Gebiete dient der langfristigen Sicherung des 
Wirtschaftsstandorts Neckar-Alb [vgl. auch Kapitel 2.0 Plansätze G (2) und Z (3)]. 
 
Folgende Städte und Gemeinden haben entsprechend einer internen Überprüfung im Rahmen der Ge-
werbeflächenstudie 2011 entweder durch ihren hohen Besatz an Gewerbegebieten und/oder Beschäftig-
ten pro 1.000 Einwohner und/oder des positiven Pendlersaldos und/oder der überregional bedeutenden 
Einzelbetriebe bzw. der guten Erschließung mit Infrastruktur sowie ausreichenden Flächenpotenzialen 
eine besondere Bedeutung für die wirtschaftliche Entwicklung der Region Neckar-Alb: Albstadt, Bad 
Urach, Balingen, Bisingen, Bodelshausen, Burladingen, Dettingen an der Erms, Hechingen, Hohenstein, 
Meßstetten, Metzingen, Münsingen, Pfullingen, Reutlingen, Rosenfeld, Rottenburg am Neckar, Tübingen 
und Zwiefalten. Die qualitative Entwicklung der Industrie- und Gewerbegebiete dieser Städte und Gemein-
den dient der langfristigen Sicherung des Wirtschaftsstandorts Neckar-Alb.  
 
Die bedarfsgerechte Erweiterung bestehender Gewerbebetriebe, auch in nicht zentralen Orten, ist zuläs-
sig, vorausgesetzt der Standort ist aus Sicht der Freiraumplanung möglich. 
 
zu PS 2.4.3.1 Z (4) 
Das Oberzentrum Reutlingen/Tübingen ist der wirtschaftliche Mittelpunkt der Region Neckar-Alb. Im Rah-
men der Bauleitplanung können dementsprechend bedarfsgerecht gewerbliche Bauflächen ausgewiesen 
werden. Zur Stärkung des Ländlichen Raums werden auf regionaler Ebene Schwerpunkte für Industrie, 
Gewerbe und Dienstleistungseinrichtungen festgelegt, die von der Lage, der Größe und der möglichen 
infrastrukturellen und verkehrstechnischen Erschließung regionale, d. h. übergemeindliche Bedeutung 
haben sollen.  
 
Tabelle 4: Regionalbedeutsame Schwerpunkte für Industrie, Gewerbe und Dienstleistungseinrich-

tungen 
 

Mittelbereich Stadt/Gemeinde 
Standortbezeichnung 

Aufgaben, Qualifikation und 
Bezugsraum 

Erreichbarkeit/ 
Größe in ha/ unbebaute 
Flächen in ha (Stand 2011) 

Metzingen (MZ) Bad Urach 
„Bad Urach-Hengen“ 

Gemeinsamer Schwerpunkt für 
den Ländlichen Raum Bad Urach. 
Standort: Im Nordosten des Teilor-
tes Bad Urach-Hengen 

Erreichbar über die Bundes-
straße B 28 
18 ha /11 ha 

Balingen (MZ) Balingen 
„Balingen-Weilstetten“ 

Vorsorgegebiet im Raum Balingen 
zur Entlastung der Gewerbestand-
orte zwischen der Kernstadt und 
dem Teilort Frommern 

Erreichbar über die Bundes-
straßen B 27 und 
B 463 
25 ha /16 ha 

Hechingen (MZ) Bisingen, Grosselfingen 
„Bisingen Nord“ 

Lagegünstiger Standort mit guten 
Potenzialen im Zollernalbkreis mit 
bereits bestehender gemeinsamer 
Nutzung durch die Gemeinden 
Bisingen und Grosselfingen. 

Direkt erreichbar über die 
Bundesstraße B 27 
52 ha /37 ha 

Tübingen (OZ) Dußlingen, Gomaringen, 
Nehren 
„Unipro Gewerbepark“ 

Lage südlich zwischen den Ge-
meinden Dußlingen, Gomaringen 
und nördlich von Nehren 

Direkte Lage an der 
Bahntrasse Tübingen - 
Hechingen und an der Lan-
desstraße L 384 
9 ha /6 ha 
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Münsingen (MZ) Engstingen, Hohenstein, 
Trochtelfingen 
„Gewerbepark Haid“ 

Gemeinsamer Schwerpunkt für 
den Ländlichen Raum; Standort 
südlich von Engstingen auf einem 
früheren Kasernengelände und 
Truppenübungsplatz 

Erschließung über die Bun-
desstraßen B 312/B 313, 
direkt an der Bahntrasse 
Gammertingen - Münsingen 
- Schelklingen 
72 ha /20 ha 

Hechingen (MZ) Bodelshausen, Hechingen 
„Nasswasen“ 

Standort südlich des Bahnhofs 
Bodelshausen, nördlich von 
Hechingen und durchquert durch 
die Bahntrasse Tübingen - 
Hechingen 

Erschließung über die Bun-
desstraßen B 27 und B 32, 
die Landesstraße L410 und 
die Bahntrasse Tübingen - 
Hechingen 
27 ha /27 ha 

Münsingen (MZ) Münsingen 
„Münsingen West“ 

Erweiterungsfläche für das Ge-
werbegebiet im Westen Münsin-
gens. Lagegünstiger, zentraler 
Standort im Ländlichen Raum des 
Landkreises Reutlingen mit guten 
Potenzialen 

Direkt Lage an der Bundes-
straße B 465, nördlich der 
Bahnlinie Gammertingen - 
Münsingen - Schelklingen 
56 ha /41 ha  

Rottenburg am 
Neckar (MZ) 

Rottenburg a. N., Bondorf 
„Ergenzingen Ost“ 

Lagegünstiger Standort mit guten 
Potenzialen im Landkreis Tübin-
gen nordöstlich von Ergenzingen, 
direkt an der A 81 und der 
Gäubahn; geeignet für den kombi-
nierten Verkehr 

Im Norden direkt über die 
Autobahn A 81 und die 
Bundesstraße B 28a er-
reichbar; Gäubahntrasse 
111 ha /77 ha 

Balingen (MZ) Schömberg 
„Schömberg Nord“ 

Gemeinsamer Schwerpunkt für 
den Ländlichen Raum; Standort 
nördlich von Schömberg. Das 
Gewerbegebiet soll durch die 
Umgehung Schömberg der Bun-
desstraße B 27 ortsdurchfahrtsfrei 
angeschlossen werden. 

Direkt an der kommenden 
Umgehung Schömberg der 
Bundesstraße B 27 
30 ha /24 ha 

 
Insgesamt umfassen diese Schwerpunkte rund 400 ha, davon sind 259 ha noch unbebaut. 
 
Die Schwerpunkte „Bad Urach-Hengen“, „Unipro Gewerbepark“ und „Nasswasen“ sind vollständig in den 
bestehenden Flächennutzungsplänen enthalten. Für über 80 % der Flächen in den Schwerpunkten „Balin-
gen-Weilstetten“, „Gewerbepark Haid“ und „Schömberg-Nord“ gibt es eine genehmigte Bauleitplanung. Für 
die Schwerpunkte in Münsingen, Rottenburg a.N.-Ergenzingen und Bisingen sind ebenfalls bereits ge-
nehmigte Flächennutzungspläne vorhanden, allerdings sind hier über die Flächennutzungsplanung hin-
ausgehende Flächen in den Schwerpunkt integriert. Diese drei Schwerpunkte, die in drei verschiedenen 
Landkreisen liegen, haben aufgrund ihrer Lagegunst und ihrer Potenziale eine besondere Bedeutung für 
die Region. 
 
Bei der Inanspruchnahme von Flächen für forstrechtliche und naturschutzfachliche Ausgleichs- und Er-
satzmaßnahmen ist auf agrarstrukturelle Belange besonders Rücksicht zu nehmen. Flächen, die in Vor-
rangfluren der Stufe I der digitalen Flurbilanz des Ministeriums für Ländlichen Raum Baden-Württemberg 
liegen, sind von Ausgleichsmaßnahmen auszuschließen. 
 
Zur artenschutzrechtlichen Problematik:  
Die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung bezüglich der Schwerpunkte für Industrie, Gewerbe und 
Dienstleistungseinrichtungen ergab, dass bei drei Gebieten, in Bereichen, die über die im Flächennut-
zungsplan ausgewiesenen Flächen hinausgehen, Vorkommen streng geschützter Arten nicht ausge-
schlossen werden können (Umweltbericht Kap. 8.3.3). In diesen Gebieten, in denen keine genaueren 
Kenntnisse zum Vorkommen streng geschützter Arten vorhanden sind, vor Ort jedoch geeignete Lebens-
raumbedingungen bestehen, wurde die genauere Untersuchung der Betroffenheit streng geschützter Arten 
auf die nachgelagerte Ebene der Bauleitplanung abgeschichtet. Das bedeutet, dass im Rahmen dieses 
Verfahrens zur Erweiterung der Industrie- bzw. Gewerbegebiete bei folgenden Schwerpunkten nähere 
Untersuchungen zum Vorkommen und zur Betroffenheit der ermittelten Arten erforderlich sind: Münsin-
gen/Nachbargemeinden (Münsingen West), Bisingen/Nachbargemeinden (Bisingen Nord), Schöm-
berg/Nachbargemeinden (Schömberg Nord). Details sind der Tabelle A 72 im Anhang II des Umweltbe-
richts (Seite 361f) zu entnehmen, der ein separater Teil des Regionalplans ist. Tabelle 8.6, im Umweltbe-
richt Seite 138, gibt einen zusammenfassenden Überblick über die möglichen Betroffenheiten. 
 
zu PS 2.4.3.1 G (5) 
Die Planung und Umsetzung der regionalbedeutsamen Schwerpunkte für Industrie, Gewerbe und Dienst-
leistungseinrichtungen soll in interkommunaler Zusammenarbeit erfolgen. Durch die interkommunale Ko-
operation werden die Notwendigkeiten der Vorhaltung von „Reserveflächen“ reduziert und die Konkurrenz 
zwischen Nachbargemeinden abgebaut. 
 
zu PS 2.4.3.1 Z (6) 
Der verbindliche Ausschluss von Einzelhandelsbetrieben in den Schwerpunkten steht im Zusammenhang 
mit Kapitel 2.4.3.2. Im Rahmen des regionalen Zentren- und Märktekonzepts Neckar-Alb sind die Standor-



 41 

te für Einzelhandelsgroßprojekte erarbeitet und in den Regionalplan übernommen worden: In Kapitel 
2.4.3.2 sind sie als Plansätze formuliert und in der Raumnutzungskarte gebietsscharf abgegrenzt. Die 
Schwerpunkte für Industrie, Gewerbe und Dienstleistungseinrichtungen sollen angesichts der Knappheit 
von gewerblichen Bauflächen für arbeitsplatzintensive Industrie-, Gewerbe- und Dienstleistungsbetriebe 
vorgehalten werden. 
 
zu PS 2.4.3.1 G (7) 
Aufgrund des hohen Verkehrsaufkommens durch die Vielzahl der Pendler ist eine Ausrichtung der beste-
henden Standorte sowie der regionalbedeutsamen Schwerpunkte für Industrie, Gewerbe und Dienstleis-
tungseinrichtungen auf das Netz des ÖPNV dringend erforderlich. 
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2.4.3.2 Standorte für Einkaufszentren, großflächige Einzelhandelsbetriebe und 
sonstige großflächige Handelsbetriebe, regionalbedeutsame Veranstal-
tungszentren 

 
G (1) Die Siedlungsstruktur in der Region Neckar-Alb ist geprägt von städtischen und 

dörflichen Zentren als Mittelpunkte des gemeindlichen Lebens. Sie sind traditionell 
auch die Standorte für den Handel und als solche zu schützen und zu stärken. Der 
Verlagerung des Einzelhandels in Randgebiete und an städtebaulich nicht integrierte 
Standorte soll entgegengewirkt werden. 

 
G (2) Die wohnungsnahe Grundversorgung soll möglichst in allen Städten und Gemein-

den gewährleistet und gesichert werden. Einzelhandelsbetriebe sollen verbrauchernah 
und städtebaulich integriert angesiedelt werden. Die Standorte sollen gut für den Fuß-
gänger- und Fahrradverkehr erschlossen und mit dem ÖPNV erreichbar sein. Die An-
forderungen von Familien mit Kindern, Senioren und Behinderten sollen bei der Stand-
ortwahl berücksichtigt werden.  

 
Z (3) Die Ausweisung, Errichtung oder Erweiterung von Einzelhandelsgroßprojekten ist in 

der Regel nur in Ober-, Mittel- und Unterzentren möglich. Kongruenzgebot (Plansatz 
3.3.7.1 (Z) Satz 1 LEP 2002), Beeinträchtigungsverbot (Plansatz 3.3.7.1 (Z) Satz 2 
LEP 2002) und Integrationsgebot (Plansatz 3.3.7.2 (Z) Satz 2 LEP 2002) sind dabei zu 
beachten. 

 
Z (4) Einzelhandelsgroßprojekte sind im Einzelfall auch in Kleinzentren und Gemeinden 

ohne zentralörtliche Funktion zulässig, wenn 
 

- sie nach raumstrukturellen Gegebenheiten zur Sicherung der wohnortnahen 
Grundversorgung geboten sind oder 

- diese in Verdichtungsräumen liegen und mit Siedlungsbereichen benachbarter 
Ober-, Mittel- oder Unterzentren zusammengewachsen sind. 

 

Kongruenzgebot, Integrationsgebot und Beeinträchtigungsverbot sind dabei zu beach-
ten. 

 
Z (5) Einzelhandelsgroßprojekte mit zentrenrelevanten Sortimenten (vgl. Sortimentsliste 

in der Begründung) sind nur an integrierten Standorten zulässig. Dazu werden zentral-
örtliche Versorgungskerne als „Standort für Einkaufszentren, großflächige Einzelhan-
delsbetriebe und großflächige Handelsbetriebe“ als Vorranggebiet festgelegt und in der 
Raumnutzungskarte dargestellt.  

 
In Albstadt-Tailfingen wird ein Nebenzentrum als Vorranggebiet festgelegt und in der 
Raumnutzungskarte mit „NZ“ gekennzeichnet dargestellt. Zulässig sind Sortimente der 
Grundversorgung und sonstige zentrenrelevante Sortimente.  

  
Für große Ortsteile des Oberzentrums und der Mittelzentren werden Grund- und Nah-
versorgungszentren als Vorranggebiet festgelegt und in der Raumnutzungskarte mit 
„GZ“ gekennzeichnet dargestellt. Zulässig sind Sortimente der Grundversorgung und 
Drogeriewaren. 
 
Die Vorranggebiete werden in der Begründung zum Plansatz, Tabelle 5, beschrieben. 

 
G (6) Einzelhandelsgroßprojekte mit nicht zentrenrelevanten Sortimenten (vgl. Sorti-

mentsliste in der Begründung) sind grundsätzlich ebenfalls den zentralörtlichen Ver-
sorgungskernen zuzuordnen. Sie können aber auch an Ergänzungsstandorten ange-
siedelt werden, die als „Standorte für Einkaufszentren, großflächige Einzelhandelsbe-
triebe und großflächige Handelsbetriebe“ als Vorbehaltsgebiet festgelegt und in der 
Raumnutzungskarte dargestellt sind. Ergänzungsstandorte sind für die Ansiedlung von 
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regionalbedeutsamen Einzelhandelsgroßprojekten mit nicht zentrenrelevanten Sorti-
menten geeignet und daher bei der Standortsuche außerhalb der zentralörtlichen Ver-
sorgungskerne vorrangig in Betracht zu ziehen. 

 
Z (7) Für Betriebe außerhalb der zentralörtlichen Versorgungskerne mit nicht zentrenre-

levantem Kernsortiment sind zentrenrelevante Randsortimente in einem Umfang mög-
lich, welcher den zentralörtlichen Versorgungskern der Standortkommune und benach-
barter Zentraler Orte nicht wesentlich beeinträchtigt. Zentrenrelevante Randsortimente 
sind hierbei auf höchstens 10 % der Gesamtverkaufsfläche und maximal 350 m² Ver-
kaufsfläche zu beschränken. 

 
Z (8) Mehrere Einzelhandelsbetriebe, die aufgrund ihres räumlichen und funktionalen 

Zusammenhangs (Agglomeration) negative raumordnerische Auswirkungen erwarten 
lassen, sind wie ein einheitliches Einzelhandelsgroßprojekt zu beurteilen.  

 
Z (9) Fabrikverkäufe sind eine besondere Form des Einzelhandels. Sofern sie großflä-

chig sind, gelten die PS 2.4.3.2. Z (3) bis Z (8) entsprechend.  
  

Z (10) Hersteller-Direktverkaufszentren (Fabrikverkaufszentren und Factory-Outlet-
Center) sind grundsätzlich nur in den Oberzentren zulässig. Bei einer Geschossfläche 
von weniger als 5.000 m² sind auch Standorte in Mittelzentren möglich. 

 

 Kongruenzgebot, Integrationsgebot und Beeinträchtigungsverbot sind dabei zu be-
achten. 

 
Z (11) Die Outletcity Metzingen ist mit gewachsenen innerstädtischen Fabrikverkäufen 

ein atypischer Fall und ein Tourismusmagnet für Besucher aus der ganzen Welt.  
 

Die Weiterentwicklung der Outletcity Metzingen ist möglich an städtebaulich integrier-
ten Standorten innerhalb des zentralörtlichen Versorgungskerns, wenn 
 

- positive regionale Effekte zu erwarten sind und 
- wenn sie auf der Grundlage eines kommunalen Zentren- und Märktekonzepts er-

folgen. 
 

Das Beeinträchtigungsverbot ist zu beachten.3 
 

V (12) Zur Entwicklung des Einzelhandels und zur Sicherung der verbrauchernahen 
Versorgung sollen die Städte und Gemeinden  
 

- kommunale oder interkommunale Entwicklungskonzepte erarbeiten und mit den 
betroffenen Trägern öffentlicher Belange abstimmen, 

- bei der Ansiedlung von regionalbedeutsamen Einzelhandelsvorhaben eine frühzei-
tige informelle Abstimmung mit den Nachbarkommunen, gegebenenfalls auch mit 
denen in den Nachbarregionen, vornehmen und 

- das Unterstützungs-, Beratungs- und Moderationsangebot des Regionalverbands 
in Anspruch nehmen. 

 
G (13) Regionalbedeutsame Veranstaltungszentren (Veranstaltungs- und Freizeiteinrich-

tungen, -zentren und -agglomerationen) sollen ebenso wie großflächiger Einzelhandel 
vor allem in den zentralörtlichen Versorgungskernen der Ober-, Mittel- und Unterzen-
tren errichtet oder erweitert werden. Für Einrichtungen, die sich wegen ihrer Größe 
nicht in die zentralörtlichen Versorgungskerne integrieren lassen, sollen in dafür geeig-
neten und verkehrlich insbesondere mit dem ÖPNV gut erschlossenen städtebaulichen 

                                                           
3 Die durch Kursivdruck gekennzeichneten Ziele (Plansatz und Begründung) sind gemäß der „Genehmigung Regional-
plan Neckar-Alb 2013“ des Ministeriums für Verkehr und Infrastruktur vom 31. März 2015 von der Verbindlichkeit aus-
genommenen. 
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Randlagen Sondergebiete für regionalbedeutsame Veranstaltungszentren festgelegt 
werden. 
 
 
Begründung 
 
zu PS 2.4.3.2 G (1) 
Der Einzelhandel, insbesondere der Lebensmitteleinzelhandel und Handel mit weiteren Waren des tägli-
chen Bedarfs, ist geprägt durch die Trends Abnahme der Zahl der Betriebe, Flächenwachstum und Verla-
gerung an Ortsränder und in Gewerbegebiete. Diese Entwicklung führt zu nachteiligen Auswirkungen, die 
gekennzeichnet sind durch 
 

- Kaufkraftabfluss aus den Innenstädten und Ortszentren zu peripheren Standorten, 
- Angebotsverlagerung, Funktionsverlust und Verlust der Attraktivität der Innenstädte und Ortszentren, 
- Erschwernis oder Wegfallen der wohnortnahen, fußläufig erreichbaren Versorgung und damit Abhän-

gigkeit vom motorisierten Individualverkehr, 
- Zunahme des Individualverkehrs und der damit verbundenen Belastungen für Umwelt und Klima, 
- Zunahme des Flächenverbrauchs, 
- Verschlechterung der Versorgungssituation, insbesondere für ältere und weniger mobile Bevölke-

rungsgruppen. Dies steht im Gegensatz zur demografischen Entwicklung einer alternden Gesell-
schaft. 

 
Ziel ist deshalb die Erhaltung und die Weiterentwicklung lebendiger und funktionsfähiger Innenstädte und 
Ortskerne.  
 
Die nachteiligen Auswirkungen der ungeregelten Ansiedlung von Einzelhandelsgroßprojekten, d. h. von 
Einkaufszentren, großflächigen Einzelhandelsbetrieben und anderen großflächigen Handelsbetrieben für 
Endverbraucher gemäß § 11 (3) BauNVO 1990, außerhalb der gewachsenen Innenstädte und Ortskerne 
verdeutlichen die Notwendigkeit einer regionalen Steuerung der Ansiedlung von Einzelhandelsgroßprojek-
ten. Diese Aufgabe wird durch das Landesplanungsgesetz und den Landesentwicklungsplan (LEP) 2002 
bestimmt. Von grundlegender Bedeutung ist darüber hinaus die Verwaltungsvorschrift des Wirtschaftsmi-
nisteriums Baden-Württemberg zur Ansiedlung von Einzelhandelsgroßprojekten vom 21.02.2001 (Einzel-
handelserlass). 
 
zu PS 2.4.3.2 G (2) 
Trotz stagnierender Bevölkerung und Kaufkraft ist ein anhaltendes Verkaufsflächenwachstum zu beobach-
ten. Insbesondere im Bereich Lebensmittel und des kurzfristigen Bedarfs herrscht derzeit ein Verdrän-
gungswettbewerb. In der Folge ist mittel- und langfristig mit dem Wegfall weiterer, vor allem kleinerer Ein-
zelhandelsstandorte zu rechnen.  
 
Deshalb ist es Aufgabe der Regional- und Stadtplanung, den Einzelhandel und insbesondere die Grund- 
und Nahversorgung vorausschauend und langfristig verbrauchernah und, soweit möglich, in fußläufiger 
Entfernung zu sichern. So fordert auch der Landesentwicklungsplan 2002 in PS 1.2 eine wohnortnahe 
Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen, bei der die unterschiedlichen Bedürfnisse der verschiedenen 
demografischen und sozialen Gruppen der Gesellschaft sowie die besondere Situation von Frauen, Fami-
lien und Kindern, älteren Menschen sowie Menschen mit Behinderungen berücksichtigt sind. Nach PS 
3.3.7.3 LEP sollen Einzelhandelsgroßprojekte nur an Standorten realisiert werden, an denen sie zeitnah 
an den ÖPNV angeschlossen werden können. 
 
Die Region Neckar-Alb weist Besonderheiten wie zahlreiche Studierende, Touristen und Fabrikverkaufs-
kunden auf, die bei der regionalen Einzelhandelssteuerung Berücksichtigung finden müssen. Für eine 
einheitliche Bewertung von diesen Sonderfaktoren sind die im regionalen Zentren- und Märktekonzept 
Neckar-Alb (reZuM NA 2011) erarbeiteten Handlungsempfehlungen heranzuziehen. 
 
zu PS 2.4.3.2 Z (3) 
Einzelhandelsgroßprojekte können bei falscher Standortwahl und Größenordnung das zentralörtliche Ver-
sorgungssystem, die verbrauchernahe Versorgung der Bevölkerung und die Funktionsfähigkeit der Stadt- 
und Ortskerne nachteilig beeinflussen (LEP 2002). Regionalplanerische Vorgaben für Standortgemeinden 
entsprechend ihrer zentralörtlichen Versorgungsfunktion zu den Auswirkungen eines Einzelhandelsgroß-
projekts und zum Standort innerhalb der Gemeinde sollen auf die Raumverträglichkeit derartiger Vorhaben 
hinwirken.  
 
Insbesondere Ober-, Mittel- und Unterzentren sind als Standorte für überörtliche Versorgungseinrichtun-
gen und deshalb für die Ansiedlung von Einzelhandelsgroßprojekten geeignet. Die Verkaufsfläche ist so 
zu bemessen, dass der Einzugsbereich des Vorhabens den zentralörtlichen Verflechtungsbereich nicht 
wesentlich überschreitet (Kongruenzgebot). Der zentralörtliche Versorgungskern der Standortgemeinde, 
die Funktionsfähigkeit anderer Zentraler Orte und die verbrauchernahe Versorgung dürfen nicht wesentlich 
beeinträchtigt werden (Beeinträchtigungsverbot) (vgl. Plansätze 3.3.7.1 (Z) und 3.3.7.2 (Z) des LEP 2002). 
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Eine möglichst gut erreichbare Grundversorgung für die Bewohnerinnen und Bewohner aller Städte und 
Gemeinden ist ein wichtiges Ziel des Regionalplans. Sortimente der Grundversorgung sollen möglichst in 
allen Gemeinden erhältlich sein. Die Grundversorgung der Nachbarkommunen darf nicht beeinträchtigt 
werden. 
 
Für die Größe der Einzelhandelsgeschäfte ist bei der Grundversorgung der Verflechtungsbereich der 
klein- und unterzentralen Funktionsstufe maßgeblich; bei Gütern des mittel- und längerfristigen Bedarfs ist 
es je nach Hierarchiestufe der entsprechende Verflechtungsbereich. 
 
Zur Großflächigkeit: Einzelhandelsgroßprojekte sind Vorhaben, die das Merkmal der Großflächigkeit erfül-
len und nicht nur unwesentliche Auswirkungen im Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO haben. Die Großflä-
chigkeit beginnt, wo üblicherweise die Größe der wohnungsnahen Versorgung dienenden Einzelhandels-
betriebe (Nachbarschaftsläden) ihre Obergrenze findet (Einzelhandelserlass). Die Grenze zur Großflä-
chigkeit liegt derzeit gemäß aktueller Rechtsprechung bei mehr als 800 m² Verkaufsfläche. 
 
Nach § 11 Abs. 3 Satz 4 BauNVO ist eine Einzelfallbetrachtung bezüglich der Regelvermutung erforder-
lich, wonach die Auswirkungen nach § 11 Abs. 3 BauNVO bei einer Geschossfläche von mehr oder weni-
ger als 1.200m² auftreten können. Dabei sind insbesondere folgende Entscheidungskriterien wesentlich: 
 

- Gliederung und Größe der Gemeinde und ihrer Ortsteile, 
- die Sicherung der verbrauchernahen Versorgung der Bevölkerung und 
- das Warenangebot des Betriebs. 
 
Die in § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 und 3 BauNVO genannten raumordnerischen oder städtebaulichen Auswir-
kungen werden in § 11 Abs. 3 Satz 2 beispielhaft konkretisiert. Im Einzelfall können auch nicht ausdrück-
lich aufgeführte Auswirkungen von Bedeutung sein. Für die Anwendung von § 11 Abs. 3 BauNVO bedarf 
es nicht des konkreten Nachweises, dass Auswirkungen tatsächlich eintreten; es genügt vielmehr bereits 
die Möglichkeit des Eintretens solcher Auswirkungen. § 11 Abs. 3 Satz 2 BauNVO nennt beispielhaft fol-
gende Auswirkungen: 
 

- schädliche Umwelteinwirkungen, 
- Auswirkungen auf die infrastrukturelle Ausstattung, 
- auf den Verkehr, 
- auf die Versorgung der Bevölkerung, 
- auf die Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche in der Gemeinde oder in anderen Gemeinden, 
- auf das Orts- und Landschaftsbild und 
- auf den Naturhaushalt. 
 
zu PS 2.4.3.2 Z (4) 
Abweichend von Plansatz Z (3) und Z (5) kommen für großflächige Einzelhandelsprojekte neben den zen-
tralörtlichen Versorgungskernen, den Standorten im Nebenzentrum und in den Grund- und Nahversor-
gungszentren in den Stadtteilen auch Standorte in Kleinzentren und Gemeinden ohne zentralörtliche Ein-
stufung in Betracht, wenn dies zur Sicherung der Grundversorgung geboten ist und keine wesentlichen 
Beeinträchtigungen zu erwarten sind. Diese Ausnahmeregel soll Kleinzentren und Gemeinden ohne zent-
ralörtliche Funktion eine Lebensmittelgrundversorgung ermöglichen, z. B. wenn Geschäftsaufgaben dro-
hen bzw. erfolgt sind. 
 
Das Sortiment der Grundversorgung beinhaltet Nahrungs- und Genussmittel und Getränke. Sonstige Wa-
ren sollen nur als Nebensortiment auf nicht mehr als 10 % der Verkaufsfläche angeboten werden, denn 
generell gilt hier ebenfalls, dass die Nahversorgung benachbarter Orte nicht wesentlich beeinträchtigt 
werden darf. Eine frühzeitige interkommunale Abstimmung mit Nachbargemeinden wird empfohlen. 
 
Gemäß LEP 2002 (Seite B37) ist die Funktionsfähigkeit der Stadt-und Ortskerne wesentlich beeinträchtigt, 
wenn wegen des Kaufkraftabflusses Geschäftsaufgaben drohen. Der Einzelhandelserlass (Artikel 3.2.2.3) 
geht davon aus, dass ab einem Umsatzverlust von ca. 10 % bei zentren- und nahversorgungsrelevanten 
Sortimenten mit erheblichen Beeinträchtigungen der Versorgungsinfrastruktur zu rechnen ist.  
 
In der Region Neckar-Alb muss die Grundversorgung insbesondere im Ländlichen Raum gesichert werden 
und weniger in Verdichtungsräumen oder in zusammengewachsenen Siedlungsbereichen, wie dies der 
Landesentwicklungsplan 2002 ebenfalls ermöglicht. Zur Sicherstellung der Grundversorgung sind in Klein-
zentren und nicht zentralen Orten auch Agglomerationen möglich. 
 
zu PS 2.4.3.2 Z (5) 
Einzelhandelsgroßprojekte sollen nur in städtebaulich integrierten Lagen ausgewiesen, errichtet oder er-
weitert werden, d. h. Standorte für den Einzelhandel sollen grundsätzlich die Kernbereiche der Städte und 
Gemeinden sein (Integrationsgebot). Dabei hat der Einzelhandel eine Leitfunktion für die Attraktivität der 
Innenstädte. Soll die Attraktivität der Innenstädte erhalten und entwickelt werden, müssen neue Einrich-
tungen den Innenstädten zugeordnet werden. Einer Verlagerung an dezentrale Standorte muss entgegen-
gewirkt werden. 
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Die gewachsenen Innenstädte und Ortskerne sind der optimale Anknüpfungspunkt zur Weiterentwicklung 
vorhandener und zur Ansiedlung neuer Einzelhandelsgroßprojekte aufgrund 
 

- ihrer zentralen Lage im Siedlungsgebiet der jeweiligen Kommune und des zu versorgenden Umlands 
(Verflechtungsbereich), 

- des vorhandenen umfassenden Angebots an Einzelhandels- sowie öffentlichen und privaten Dienst-
leistungseinrichtungen, kulturellen und sonstigen Einrichtungen, 

- der verkehrlichen Anbindung insbesondere durch den auf die Innenstädte ausgerichteten ÖPNV. 
 
Im regionalen Zentren- und Märktekonzept Neckar-Alb (reZuM NA 2011) wurden für alle Ober-, Mittel- und 
Unterzentren nach einheitlichen Kriterien und in Abstimmung mit den Städten und Gemeinden zentralörtli-
che Versorgungskerne (im regionalen Zentren- und Märktekonzept Neckar-Alb (reZuM NA) als zentrale 
Versorgungsbereiche (ZVB) bezeichnet) abgegrenzt. Die Abgrenzung erfolgte nach folgenden Kriterien: 
 

- Angebotsdichte und Nutzungsvielfalt: Einzelhandelsbesatz, ergänzt um Gastronomie- und Dienstleis-
tungseinrichtungen, auch öffentliche Versorgungseinrichtungen im Sinne von Durchgängigkeit des 
Geschäftsbesatzes bzw. Dichte des Besatzes an solchen Einrichtungen in Erdgeschosslage (ent-
spricht BVerwG, Urteil v. 11.10.2007 - 4 C 7/07), 

- fußläufige Erreichbarkeit der Versorgungseinrichtungen innerhalb des ZVB, auch in Bezug auf die 
Stadtgröße (entspricht BVerwG, Urteil v. 17.12.2009 - 4 C 1/08), 

- Erreichbarkeit der Versorgungseinrichtungen (Einzelhandel, Gastronomie, Dienstleistungen) für alle 
Verkehrsarten (v. a. auch ÖPNV, Fußgänger, Individualverkehr), 

- ÖPNV-Erreichbarkeit (Nachweis über die Nähe zur nächsten Bahn-/Bushaltestelle), 
- Passantenfrequenz (tatsächliche Laufwege von Passanten), 
- „Lauflagequalität“ und Aufenthaltsqualität, auch Stadtbildqualität bzw. städtebauliches/architektoni-

sches Erscheinungsbild sowie Gestaltung des öffentlichen Raumes, 
- Kompaktheit der Bebauung, 
- Frequenzwirkung durch einzelne großflächige Einzelhandelsbetriebe (Magneten), 
- Barrieren als Begrenzung (Bahnlinien, Straßen, Flüsse usw.). 
 

Dabei wurden neben dem „Ist-Zustand“ auch Potenzialflächen im Sinne einer „perspektivischen Innen-
stadtentwicklung“ berücksichtigt.  
 
Die zentralörtlichen Versorgungskerne werden als „Standort für Einkaufszentren, großflächige Einzelhan-
delsbetriebe und großflächige Handelsbetriebe (Vorranggebiet)“ im Sinne von § 11 Abs. 7 LplG festgelegt. 
Die in der Raumnutzungskarte dargestellten Standorte sind gemäß § 11 Abs. 3 LplG gebietsscharf abge-
grenzt. 
 
Aufgrund der heterogenen Struktur der Städte und Gemeinden in der Region Neckar-Alb wurden im regio-
nalen Zentren- und Märktekonzept neben den zentralörtlichen Versorgungskernen bei größeren Teilorten 
und Stadtteilen die Kategorien „Nebenzentrum“ (betrifft Albstadt-Tailfingen) und „Grund- und Nahversor-
gungszentrum“ festgelegt. Dies erfolgte angesichts der hohen Einwohnerzahl einzelner Stadtteile in fol-
genden Städten: Albstadt, Balingen, Reutlingen, Rottenburg, Tübingen. In diesen Zentren sind insbeson-
dere Sortimente der Grundversorgung erwünscht. Das Nebenzentrum und die Grund- und Nahversor-
gungszentren sind in der Raumnutzungskarte als Vorranggebiet mit eigenem Planzeichen (NZ für Neben-
zentrum und GZ für Grund- und Nahversorgungszentrum) dargestellt.  
 
Tabelle 5: Beschreibung der Zentralörtlichen Versorgungskerne 
 

Zentraler Ort Räumliche Lage der Zentralörtlichen Versorgungskerne  

OZ 
Reutlingen 

Zentralörtlicher Versorgungskern Reutlingen: 
Die Abgrenzung erfolgte in Abstimmung mit der Stadt Reutlingen. Das abgegrenzte 
Vorranggebiet (79,5 ha) umfasst den Altstadtbereich sowie die nordöstlich angrenzen-
den Straßenzüge. In diesem Bereich sind sowohl öffentliche als auch private Dienst-
leistungseinrichtungen gebündelt angesiedelt. Er ist der oberzentrale Einzelhandels-
schwerpunkt innerhalb der Stadt mit regionsweitem Einzugsbereich.  
Räumliche Lage: Die Innenstadt von Reutlingen umfasst den städtebaulich gesehenen 
Altstadtbereich, innerhalb dessen im Bereich der Wilhelmstraße die Hauptein-
kaufslage zu verorten ist. Aufgrund des Einzelhandelsbesatzes und der direkten Ver-
bindung sind auch die nordöstlich angrenzenden Straßenzüge zur Innenstadt zu zäh-
len, so dass die Begrenzung erst mit der Bismarckstraße erfolgt. Auch nach Südosten 
sind die Begrenzungen anhand der Nutzungen festzulegen, da südöstlich des Leon-
hardsplatzes eine immer stärker werdende Wohnnutzung festzustellen ist, so dass die 
Abgrenzung des zentralörtlichen Versorgungskerns erfolgt. Im südwestlichen und 
westlichen Bereich ergeben sich die Begrenzungen der Innenstadt v. a. durch verkehr-
liche Barrieren mit dem Verlauf der B 312 und auch der Bahntrasse im Westen. Der 
Bahnhofsbereich ist trotz der Trennwirkung der Karlstraße mit einbezogen. 
Verkehrliche Anbindung: Besonders im Bereich der abgegrenzten Innenstadt ist das 
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Haltestellennetz des RSV (Reutlinger Stadtverkehr) sehr ausgeprägt. Besonders die 
Haltestelle ‚Stadtmitte‘, an der zehn verschiedene Buslinien abfahren, und die Halte-
stellen rund um den Bahnhof sind zentrale Ein- und Aussteigepunkte in Reutlingen und 
müssen deshalb unbedingt dem Innenstadtbereich zugerechnet werden. Daneben 
können durch die Anbindung an den Bahnhof weiter entfernte Orte erreicht werden. 
Außerdem gibt es Regiobusse, die Haltestellen in der Reutlinger Innenstadt mindes-
tens einmal pro Stunde bedienen.  
Städtebaulich-funktionale Gegebenheiten: Potenzialflächen, die in Reutlingen als per-
spektivische Innenstadt zu bewerten sind, finden sich im Bereich der City Nord. Hierbei 
soll in diesem Bereich eine erhöhte Aufenthaltsqualität geschaffen werden sowie eine 
verbesserte Anbindung an die Innenstadt erfolgen. Diese Anstrengungen sind in der 
perspektivischen Abgrenzung zu berücksichtigen, da in der restlichen Innenstadt Flä-
chenpotenziale für großflächigen Handel nur eingeschränkt zu realisieren sind, so 
dass für die Stärkung des Oberzentrums hier zusätzliche Flächen zur Verfügung ste-
hen. 

Grund- und Nahversorgungszentrum Reutlingen-Betzingen: 
Die Abgrenzung erfolgte in Abstimmung mit der Stadt Reutlingen. Das abgegrenzte 
Vorranggebiet (6,3 ha) umfasst Teile des alten Ortskerns um die Kirche von Betzingen 
mit bestehenden Einzelhandelsbetrieben. 

Grund- und Nahversorgungszentrum Reutlingen-Gönningen: 
Die Abgrenzung erfolgte in Abstimmung mit der Stadt Reutlingen. Das abgegrenzte 
Vorranggebiet (8,0 ha) umfasst Teile des alten Ortskerns und die Flächen bis zum 
ehemaligen Bahnhof von Gönningen mit bestehenden Einzelhandelsbetrieben.  
Grund- und Nahversorgungszentrum Reutlingen-Mittelstadt: 
Die Abgrenzung erfolgte in Abstimmung mit der Stadt Reutlingen. Das abgegrenzte 
Vorranggebiet (4,7 ha) umfasst Teile des alten Ortskerns von Mittelstadt mit bestehen-
den Einzelhandelsbetrieben.  
Grund- und Nahversorgungszentrum Reutlingen-Ohmenhausen: 
Die Abgrenzung erfolgte in Abstimmung mit der Stadt Reutlingen. Das abgegrenzte 
Vorranggebiet (6,2 ha) umfasst Teile des alten Ortskerns von Ohmenhausen mit be-
stehenden Einzelhandelsbetrieben. 
Grund- und Nahversorgungszentrum Reutlingen-Orschel-Hagen: 
Die Abgrenzung erfolgte in Abstimmung mit der Stadt Reutlingen. Das abgegrenzte 
Vorranggebiet (3,3 ha) umfasst das bestehende Zentrum der Einzelhandelsbetriebe 
von Orschel-Hagen. 
Grund- und Nahversorgungszentrum Reutlingen-Rommelsbach: 
Die Abgrenzung erfolgte in Abstimmung mit der Stadt Reutlingen. Das abgegrenzte 
Vorranggebiet (4,6 ha) umfasst Teile des alten Ortskerns von Rommelsbach mit be-
stehenden Einzelhandelsbetrieben und öffentlichen Einrichtungen. 
Grund- und Nahversorgungszentrum Reutlingen-Sondelfingen: 
Die Abgrenzung erfolgte in Abstimmung mit der Stadt Reutlingen. Das abgegrenzte 
Vorranggebiet (5,5 ha) umfasst Teile des alten Ortskerns von Reutlingen-Sondelfingen 
mit bestehenden Einzelhandelsbetrieben. 

OZ 
Tübingen 

Zentralörtlicher Versorgungskern Tübingen: 
Die Abgrenzung erfolgte in Abstimmung mit der Stadt Tübingen. Das abgegrenzte 
Vorranggebiet (54,8 ha) umfasst den Altstadtbereich sowie den südlich angrenzenden 
Bereich um das Zinser-Dreieck sowie das Güterbahnhofsareal. In diesem Bereich sind 
sowohl öffentliche als auch private Dienstleistungseinrichtungen gebündelt angesie-
delt. Er ist der oberzentrale Einzelhandelsschwerpunkt innerhalb der Stadt mit regi-
onsweitem Einzugsbereich.  
Räumliche Lage: Der zentrale Versorgungskern von Tübingen umfasst zum einen den 
Altstadtbereich. Nach Süden und Norden ergeben sich durch Flussläufe und auch im 
Norden durch die stark befahrene Rümelinstraße Barrierewirkungen. Im Osten und 
Westen erfolgen die Begrenzungen auch durch einen deutlichen Rückgang des Ein-
zelhandelsbesatzes, so dass im Osten noch die Mühlstraße und ein Teil der Wilhelm-
straße Berücksichtigung finden und im Westen im Bereich der Seelhausgasse und in 
Höhe des Schlosses eine Begrenzung der Innenstadt vorhanden ist. Weiterhin ist das 
sogenannte „Zinser-Dreieck“ zu beachten, das zwar räumlich durch den Neckar sepa-
riert zur Altstadt gelegen ist, aber v. a. wichtige Magnetbetriebe im Einzelhandelssek-
tor in sich vereint. Dazu sind in diesem Bereich der Tübinger Hauptbahnhof und der 
zentrale Omnibusbahnhof gelegen. Dieser Bereich schließt im Westen den Bahnhof 
ein und wird im Süden und Osten durch die Hauptverkehrsachsen begrenzt.  
Verkehrliche Anbindung: Die Abgrenzung des zentralen Versorgungskerns wird durch 
das SVT-Liniennetz (Stadtverkehr Tübingen) bestätigt. Im Bereich rund um den Bahn-
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hof sind diverse Buslinien mit sehr hohen Taktzeiten zu finden. Die östliche Innenstadt 
wird ebenfalls durch einige Buslinien bedient und ist somit gut zu erreichen. Der west-
liche Teil mit der Westbahnhofstraße als Abgrenzung wird durch verschiedene Halte-
stellen, die am Rand der Innenstadt liegen, ebenfalls gut per ÖPNV erschlossen. 
Städtebaulich-funktionale Gegebenheiten: Aufgrund der topografischen Verhältnisse 
sowie der kleinteiligen historischen Strukturen der Innenstadt von Tübingen sind die 
Flächenpotenziale als gering einzustufen. Deshalb ist der zentrale Versorgungskern 
Innenstadt im Westen auf den Einzelhandelsstandort am Schleifmühleweg auszuwei-
ten. Dieser Standort weist die größtmögliche Innenstadtnähe auf und stellt somit einen 
ergänzenden Potenzialstandort dar. Hier wird bereits heute eine wichtige Nahversor-
gungsfunktion für die Weststadt übernommen. Für eine weitere Verbesserung der 
Kopplung mit der Innenstadt ist im Bereich Rappstraße eine Entwicklung im Einzel-
handelssektor denkbar. Da das Oberzentrum Tübingen in mehreren Sortimenten aktu-
ell eine eher unterdurchschnittliche Ausstattung aufweist, sind Ergänzungsflächen für 
die Tübinger Innenstadt wichtig für die weitere Stärkung der heutigen zentralörtlichen 
Funktion. Weiterhin ist der östliche Bereich des „Zinser-Dreiecks“ jenseits der Stein-
lach (Blaue Brücke, Güterbahnhof) in die Abgrenzung einbezogen worden, da dort 
noch Flächenpotenziale vorhanden sind, die sich in direktem Anschluss an die Innen-
stadt befinden. 
Grund- und Nahversorgungszentrum Tübingen-Lustnau: 
Die Abgrenzung erfolgte in Abstimmung mit der Stadt Tübingen. Das abgegrenzte 
Vorranggebiet (2,5 ha) umfasst das Einkaufszentrum von Lustnau mit bestehenden 
Einzelhandelsbetrieben. 
Grund- und Nahversorgungszentrum Tübingen-Waldhäuser Ost: 
Die Abgrenzung erfolgte in Abstimmung mit der Stadt Tübingen. Das abgegrenzte 
Vorranggebiet (1,3 ha) umfasst das bestehende Zentrum von Einzelhandelsbetrieben 
von Waldhäuser Ost. 
Grund- und Nahversorgungszentrum Tübingen-Wanne: 
Die Abgrenzung erfolgte in Abstimmung mit der Stadt Tübingen. Das abgegrenzte 
Vorranggebiet (1,4 ha) umfasst das bestehende Zentrum von Einzelhandelsbetrieben 
auf der Wanne. 
Grund- und Nahversorgungszentrum Tübingen-Derendingen: 
Die Abgrenzung erfolgte in Abstimmung mit der Stadt Tübingen. Das abgegrenzte 
Vorranggebiet (2,1 ha) umfasst den Bereich südlich des Mühlenviertels an der Wohl-
boldstraße. 

MZ Albstadt 
 

Zentralörtlicher Versorgungskern Albstadt-Ebingen: 
Die Abgrenzung erfolgte in Abstimmung mit der Stadt Albstadt. Das abgegrenzte Vor-
ranggebiet (57,8 ha) umfasst den Altstadtbereich von Ebingen bis zum Bahnhof, im 
Süden begrenzt durch die Bahntrasse, südöstlich ergänzt um einen Bereich an der 
Kientenstraße. Im Westen begrenzt von Bleichestraße und Schmiechastraße reicht die 
perspektivische Innenstadt im Norden bis zur Höhe Christophstraße. Westliche Be-
grenzung ist die Silberburgstraße bis zum Kreiskrankenhaus. In diesem Bereich sind 
sowohl öffentliche als auch private Dienstleistungseinrichtungen gebündelt angesie-
delt. Er ist, zusammen mit dem Nebenzentrum in Albstadt-Tailfingen, der mittelzentrale 
Einzelhandelsschwerpunkt innerhalb der Stadt.  
Nebenzentrum Albstadt-Tailfingen: 
Die Abgrenzung erfolgte in Abstimmung mit der Stadt Albstadt. Das abgegrenzte Vor-
ranggebiet (24,0 ha) umfasst den Altstadtbereich von Tailfingen. In diesem Bereich 
sind sowohl öffentliche als auch private Dienstleistungseinrichtungen gebündelt ange-
siedelt. Er ist zusammen mit dem zentralörtlichen Versorgungskern in Albstadt-
Ebingen der mittelzentrale Einzelhandelsschwerpunkt innerhalb der Stadt.  
Grund- und Nahversorgungszentrum Albstadt-Onstmettingen: 
Die Abgrenzung erfolgte in Abstimmung mit der Stadt Albstadt. Das abgegrenzte Vor-
ranggebiet (15,7 ha) umfasst den alten Ortskern von Onstmettingen. 

MZ Balingen Zentralörtlicher Versorgungskern Balingen: 
Die Abgrenzung erfolgte in Abstimmung mit der Stadt Balingen. Das abgegrenzte 
Vorranggebiet (39,6 ha) umfasst den Altstadtbereich von Balingen bis zum Bahnhof. In 
diesem Bereich sind sowohl öffentliche als auch private Dienstleistungseinrichtungen 
gebündelt angesiedelt. Er ist der mittelzentrale Einzelhandelsschwerpunkt innerhalb 
der Stadt. Nach Osten wird der zentrale Versorgungskern von Balingen durch die 
natürliche Barriere der Eyach begrenzt. Nach Süden ergibt sich die Begrenzung v. a. 
durch einen deutlichen Rückgang der innerstädtischen Strukturen. Die Begrenzung ist 
in Höhe der Hermann-Hesse-Straße gefasst worden. In westlicher Richtung stellt die 
Bahnlinie eine deutliche Barriere und somit das Ende der Innenstadt dar. Nach Norden 
geht die Abgrenzung des zentralörtlichen Versorgungskerns noch über den Innen-
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stadtring (= Paulinenstraße, Wilhelmstraße) hinaus. Die Innenstadtabgrenzung 
schließt deshalb im Norden den Bahnhof ein, der auch für die Anbindung an den 
ÖPNV eine wichtige Innenstadtkomponente darstellt. 

Grund- und Nahversorgungszentrum Balingen-Frommern: 
Die Abgrenzung erfolgte in Abstimmung mit der Stadt Balingen. Das abgegrenzte 
Vorranggebiet (3,8 ha) umfasst das bestehende Zentrum von Einzelhandelsbetrieben 
von Frommern. 

MZ Hechingen 
 

Die Abgrenzung erfolgte in Abstimmung mit der Stadt Hechingen. Das abgegrenzte 
Vorranggebiet (23,9 ha) umfasst den Altstadtbereich der Oberstadt sowie Teile der 
Unterstadt von Hechingen bis zum Bahnhof. In diesem Bereich sind sowohl öffentliche 
als auch private Dienstleistungseinrichtungen gebündelt angesiedelt. Er ist der mittel-
zentrale Einzelhandelsschwerpunkt innerhalb der Stadt. Die Innenstadt von Hechingen 
ist stark durch die vorhandene Topographie und die städtebaulichen Strukturen ge-
prägt. Die historische Innenstadt befindet sich mit kleinparzellierten Strukturen in der 
Oberstadt. Dort sind die Begrenzungen nach Süden durch den Besatz, aber auch die 
Topographie zu erklären. Somit sind die Begrenzungen an der Neustraße und Heilig-
kreuzstraße festzumachen. Nach Norden setzt sich die Abgrenzung der Einkaufsin-
nenstadt in der Unterstadt im Bereich Herrenackerstraße und Sigmaringer Straße fort.  

MZ Metzingen 
 

Die Abgrenzung erfolgte in Abstimmung mit der Stadt Metzingen. Das abgegrenzte 
Vorranggebiet (66,5 ha) umfasst den Altstadtbereich von Metzingen sowie die „Outlet-
City“, die sich südlich an den Altstadtkern anschließt. Die Innenstadtsituation von Met-
zingen ist heute neben der Einkaufsinnenstadt im Bereich der Reutlinger und der Nürt-
inger Straße durch die Outletcity Metzingen geprägt, die sich hier im Süden an die 
gewachsene Einkaufsinnenstadt anschließt. Durch hohe Investitionen in die städtebau-
liche Aufwertung und die bessere Verknüpfung zwischen Outletcity und Innenstadt 
(verkehrliche Maßnahmen, Platzgestaltung usw.) ist eine erhebliche Verbesserung 
dieser beiden Innenstadtlagen gelungen. Die Abgrenzung des zentralen Versorgungs-
kerns erfolgt daher südlich der Outletcity. Weiter östlich liegt die Begrenzung nach 
Süden an der Ulmer Straße. Weiterhin stellt im östlichen Innenstadtbereich die Bahnli-
nie eine klare Barriere dar. Im Norden wird die Innenstadt mit dem Straßenverlauf der 
Nürtinger Straße begrenzt. Im westlichen Innenstadtbereich ist die Begrenzung im 
Bereich des SB-Warenhauses bis hin zur Outlet-/Fachmarktagglomeration zu ziehen. 
In diesem westlichen Bereich ist die Begrenzung der Innenstadt an der Max-Eyth-
Straße vorzunehmen. 

MZ Münsingen 
 

Die Abgrenzung erfolgte in Abstimmung mit der Stadt Münsingen. Das abgegrenzte 
Vorranggebiet (38,6 ha) umfasst den Altstadtbereich von Münsingen bis einschließlich 
Bahnhof. In diesem Bereich sind sowohl öffentliche als auch private Dienstleistungs-
einrichtungen angesiedelt. Er ist der mittelzentrale innerstädtische Einzelhandels-
schwerpunkt. Die Innenstadt von Münsingen umfasst die gewachsene Einkaufsinnen-
stadt mit der Hauptstraße als Haupteinkaufslage und die nördlich anschließenden. 
Nach Süden stellt die Karlstraße bereits eine deutliche Barriere dar. Im Osten endet 
die Innenstadt mit dem Übergang der Karlstraße in die Hauptstraße und im nördlichen 
Verlauf am Kegelgraben. Westlich der Uracher Straße ist eine langsame Abnahme der 
Innenstadtnutzungen festzustellen, wobei die Begrenzung der Ist-Situation aufgrund 
der dort befindlichen Stadtverwaltung, Tourist-Info u. ä. noch mit berücksichtigt wurde. 

MZ Rottenburg 
am Neckar 

Zentralörtlicher Versorgungskern Rottenburg am Neckar: 
Die Abgrenzung erfolgte in Abstimmung mit der Stadt Rottenburg am Neckar. Das 
abgegrenzte Vorranggebiet (26,9 ha) umfasst den Altstadtbereich von Rottenburg am 
Neckar sowie ein Areal südlich des Neckars bis einschließlich Bahnhof. In diesem 
Bereich sind sowohl öffentliche als auch private Dienstleistungseinrichtungen gebün-
delt angesiedelt. Er ist der mittelzentrale Einzelhandelsschwerpunkt innerhalb der 
Stadt. Der zentralörtliche Versorgungskern Rottenburg umfasst zum einen die histori-
sche Altstadt von Rottenburg. Im Westen sind die Abgrenzungen durch die Topogra-
phie und den gleichzeitigen Rückgang der Innenstadtnutzungen zu erklären. Im östli-
chen Bereich ist die Grenze im Bereich der Sprollstraße zu ziehen. Nach Süden 
schließt sich ein weiterer Bereich südlich des Neckars an. Ferner ist in diesem Gebiet 
der Rottenburger Bahnhof gelegen, so dass von dort eine gute Erreichbarkeit zur In-
nenstadt besteht und weiterhin eine hohe Fußgängerlauffrequenz vorherrscht. Nach 
Süden ergibt sich die Begrenzung durch die Barrierewirkung der Bahntrasse. 
Grund- und Nahversorgungszentrum Rottenburg-Ergenzingen: 
Die Abgrenzung erfolgte in Abstimmung mit der Stadt Rottenburg. Das abgegrenzte 
Vorranggebiet (5,9 ha) umfasst einen Teil des alten Ortskerns von Ergenzingen mit 
bestehenden Einzelhandelsbetrieben. 
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UZ Bad Urach 
 

Die Abgrenzung erfolgte in Abstimmung mit der Stadt Bad Urach. Das abgegrenzte 
Vorranggebiet (26,9 ha) umfasst den Altstadtbereich von Bad Urach bis zum Bahnhof. 
In diesem Bereich sind sowohl öffentliche als auch private Dienstleistungseinrichtun-
gen gebündelt angesiedelt. Er ist der unterzentrale Einzelhandelsschwerpunkt inner-
halb der Stadt.  

UZ Burladin-
gen 
 

Die Abgrenzung erfolgte in Abstimmung mit der Stadt Burladingen. Das abgegrenzte 
Vorranggebiet (25,7 ha) umfasst einen Bereich entlang der B 32. Die Stadt Burladin-
gen weist einen Einzelhandelsbestand auf, der sich weit durch den Ort entlang der 
B 32 zieht („Straßendorfcharakter“). Als innerstädtische Abgrenzung ist der Bereich mit 
einer noch hohen Einzelhandelsdichte berücksichtigt sowie die angrenzenden Stra-
ßenzüge. Im Osten ist der zentrale Versorgungskern im Umfeld des bestehenden 
Lebensmitteldiscounters zu begrenzen, im Westen ergibt sich die Abgrenzung durch 
das dortige Firmengelände.  

UZ Engstingen 
 

Die Abgrenzung erfolgte in Abstimmung mit der Gemeinde Engstingen. Das abge-
grenzte Vorranggebiet (17 ha) umfasst Teile des alten Ortskerns von Großengstingen 
sowie nordöstlich daran anschließend ein Areal bis nach Kleinengstingen, in dem 
Einzelhandelsbetriebe angesiedelt sind,wo die neue Mitte entwickelt werden soll. In 
diesem Bereich sind sowohl öffentliche als auch private Dienstleistungseinrichtungen 
angesiedelt. Er ist der unterzentrale Einzelhandelsschwerpunkt der Gemeinde.  

UZ Haigerloch 
 

Die Abgrenzung erfolgte in Abstimmung mit der Stadt Haigerloch. Das abgegrenzte 
Vorranggebiet (22,2 ha) umfasst den Altstadtbereich von Haigerloch sowie einen Be-
reich westlich der Altstadt. Die Innenstadt ist im Bestand im Tal ab der Unterstadt 
sowie im Bereich der Oberstadtstraße bis zur Hohenbergstraße zu begrenzen. In die-
sen Bereichen sind in Haigerloch die höchsten Dichten an Einzelhandels- und Dienst-
leistungsangeboten festzuhalten, wobei die gesamte Innenstadt sehr kleinteilige Struk-
turen aufweist.  

UZ Meßstetten  
 

Die Abgrenzung erfolgte in Abstimmung mit der Stadt Meßstetten. Das abgegrenzte 
Vorranggebiet (19,6 ha) umfasst einen Bereich entlang der Ebinger Straße. In diesem 
Bereich sind sowohl öffentliche als auch private Dienstleistungseinrichtungen angesie-
delt. Er ist der unterzentrale Einzelhandelsschwerpunkt innerhalb der Stadt.  

UZ Mössingen 
 

Die Abgrenzung erfolgte in Abstimmung mit der Stadt Mössingen. Das abgegrenzte 
Vorranggebiet (41,3 ha) umfasst den Altstadtbereich von Mössingen bis zum Bahnhof. 
Die Innenstadt weist keine wirklichen städtebaulich innenstädtischen Strukturen auf, 
sondern ist relativ weit auseinandergezogen. Nach Süden stellt die Bahnhofstraße mit 
den noch südlich anschließenden Gebäuden die Grenze dar. Nach Westen stellt der 
Kreuzungsbereich Karl-Jaggy-Straße, Bahnhofstraße mit den angrenzenden Einzel-
handelsnutzungen die Grenze zur faktischen Innenstadt dar. Im Norden stellt die Lan-
ge Straße das Ende des zentralen Versorgungskerns von Mössingen dar. Im Osten 
liegt die Abgrenzung im Bereich Falltorstraße bzw. Spitalgasse und wird weiter südlich 
begrenzt durch ausschließliche Wohnbebauung. 

UZ Pfullingen 
 

Die Abgrenzung erfolgte in Abstimmung mit der Stadt Pfullingen. Das abgegrenzte 
Vorranggebiet (24,5 ha) umfasst im Wesentlichen den Altstadtbereich von Pfullingen. 
In diesem Bereich sind sowohl öffentliche als auch private Dienstleistungseinrichtun-
gen gebündelt angesiedelt. Er ist der zentrale Einzelhandelsschwerpunkt innerhalb der 
Stadt.  Im Süden ist die Abgrenzung im Bereich des Klostergartens festzusetzen. Im 
Westen stellt der Verlauf der Echaz die natürliche Barriere dar. Im Norden wurde die 
Begrenzung an der Marktstraße  vorgenommen. Im Osten begrenzen die große Heer-
straße und die angrenzenden Nutzungen die Innenstadt. 

UZ Schöm-

berg4 

 

Die Abgrenzung erfolgte in Abstimmung mit der Stadt Schömberg. Das abgegrenzte 
Vorranggebiet (14,1 ha) umfasst den Altstadtbereich von Schömberg. In diesem Be-
reich sind sowohl öffentliche als auch private Dienstleistungseinrichtungen gebündelt 
angesiedelt. Er ist der unterzentrale Einzelhandelsschwerpunkt innerhalb der Stadt. 
Die Innenstadt von Schömberg umfasst den Bereich der historischen Ortsmitte sowie 
das Umfeld des Marktplatzes, an dem sich eine Konzentration von Einzelhandelsnut-
zungen und Dienstleistungen ergibt. Im Osten ergeben sich die Innenstadtbegrenzun-
gen anhand der städtischen Baustruktur mit dem Ende der alten Hauptstraße, im Nor-
den stellt die Balinger Straße als Hauptverkehrsachse die Grenze dar, während im 
Süden und Osten aufgrund des Rückganges des Einzelhandelsbesatzes und der Zu-
nahme der Wohnnutzung die Grenzen gezogen wurden. 

                                                           
4 Gemäß der „Genehmigung Regionalplan 2013“ des Ministeriums für Verkehr und Infrastruktur vom 31. März 2015 ist 

die Festlegung der Gemeinde Schömberg als Unterzentrum von der Verbindlichkeit ausgenommen und damit auch 
die hier beschriebenen und in der Raumnutzungskarte dargestelllten Festlegungen zu Schömberg. 
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Tabelle 6: Regionale Sortimentsliste Neckar-Alb 
 

   (a) Typischerweise 
zentrenrelevante 
Sortimente**) 

(b) Typischer-
weise grundver-
sorgungsrele-
vante und ggf. 

zentrenrelevante 
Sortimente 
*) und **). 

(c) Typischerweise 
nicht zentrenrelevante 
Sortimente 

(d) I. d. R. zentrenrelevante 
Sortimente, deren tatsächli-
che Zuordnung auf kommu-
naler Ebene bspw. im Rah-
men eines Einzelhandels-
konzeptes definiert und 
begründet werden soll 

Kleinteilige Baby- / Kinderarti-
kel 

Lebensmittel Möbel Teppiche (ohne Teppichböden) 

Kunst / Antiquitäten Apothekerwaren Bau-, Heimwerker- / 
Gartenbedarf 

Tiere und Tiernahrung, Zooarti-
kel 

Unterhaltungselektronik / Com-
puter, kleinteilige Elektrowaren 
(bspw. Toaster, Rühr- und Mix-
geräte) 

Getränke  Sonstige großteilige 
Sortimente wie Boote, 
Autos / Zubehör, Heizun-
gen / Kamine / (Kachel-) 
Öfen, Teppichböden 

Großteilige Baby- / Kinderarti-
kel (bspw. Kinderwagen, Kin-
dersitze) 

Bekleidung, Lederwaren, 
Schuhe 

Genussmittel, 
Tabakwaren 

 Großteilige Sportartikel / Sport-
geräte (bspw. Fahrräder) 

Körperpflege / Drogeriewaren, 
Parfümerie- und Kosmetikarti-
kel, Putz-, Wasch- und Reini-
gungsmittel 

  Waffen, Angler-, Reit- und 
Jagdbedarf 

Bücher / Zeitschriften / Papier / 
Schreibwaren / Büroorganisati-
on 

  Großteilige Elektrowaren 
(bspw. Kühlschränke, Wäsche-
trockner) 

Foto / Optik    

Einrichtungszubehör (ohne 
Möbel), Haus- und Heimtextili-
en, Bastelartikel, Kunstgewerbe 

   

Musikalienhandel    

Uhren / Schmuck    

Spielwaren, kleinteilige Sportar-
tikel 

   

Blumen    

Haushaltswaren    
 
Quelle: imakomm AKADEMIE 2011: Regionales Zentren- und Märktekonzept Neckar-Alb, angepasst gemäß den Be-
schlüssen der Verbandsversammlung: Getränke sind auch gemäß Einzelhandelserlass nahversorgungsrelevant. Droge-
riewaren sind zentrenrelevant. 
*) Bei diesen Sortimenten gelten Ausnahmeregelungen gemäß Leitidee 4 reZuM NA und PS 2.4.3.2 Z (4) 
**) Übernommen aus dem Einzelhandelserlass Baden-Württemberg, teilweise ergänzt/konkretisiert. 
 
Zur Sortimentsliste: Zur Differenzierung zwischen zentrenrelevanten und nicht zentrenrelevanten Sorti-
menten wurde im Rahmen des reZuM NA eine einheitliche regionale Sortimentsliste in enger Anlehnung 
an den Einzelhandelserlass Baden-Württemberg erstellt. Sie definiert Einzelhandelssortimente, die stets 
als zentrenrelevant oder aber nicht zentrenrelevant einzustufen sind. Diese Zuordnung ist von den Kom-
munen zu übernehmen. Die regionale Sortimentsliste gibt zudem aber auch Sortimente an, die in der 
Regel zentrenrelevant sind, die jedoch ortsspezifisch auch nicht zentrenrelevant sein können. Die konkrete 
Zuordnung liegt bei den einzelnen Kommunen. Sie kann im Rahmen von kommunalen Einzelhandelskon-
zepten auf Basis der Vor-Ort-Situation mit entsprechender Begründung zusammengestellt werden. Kon-
gruenzgebot und Beeinträchtigungsverbot sind zu beachten.  
 
Die Sortimentsliste im reZuM NA wurde aufgrund regionaler Gegebenheiten weiter entwickelt:  
Getränke sind grundversorgungsrelevant, Drogeriewaren sind zentrenrelevant. Getränke gehören zu den 
Nahrungs- und Genussmitteln, unabhängig vom Gebinde in dem sie gekauft werden. Flaschen können 
auch einzeln gekauft werden. Getränkemärkte sind in der Region Neckar-Alb überwiegend kleinflächig und 
treten meist in Verbindung mit Lebensmittelmärkten auf, bilden also eine Agglomeration. Agglomerationen 
aus Lebensmittelmarkt und Getränkemarkt dienen der Nahversorgung und sollen verbrauchernah erreich-
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bar sein. Getränke gehören deshalb, ebenso wie Lebensmittel, zu den grundversorgungsrelevanten Sor-
timenten. Auch im Einzenhandelserlass zählen Getränke zu den nahversorgungsrelevanten (gegebenen-
falls  auch zentrenrelevanten) Sortimenten. 
 
Bei Drogeriewaren besteht zunehmend der Trend zu eigenständigen großen Drogeriemärkten, häufig in 
Kombination mit Discountern am Ortsrand (Agglomeration). Drogeriemärkte sind Frequenzbringer und 
gehören deshalb in die Ortszentren. Drogeriewaren erfüllen ebenso wie Haushaltswaren die Kriterien für 
zentrenrelevante Sortimente. 
 
Sortimente sind als zentrenrelevant einzustufen wenn sie  
- dem kurz- bis mittelfristigen Bedarf zugeordnet werden,  
- Magnetfunktion aufweisen und zu einer Attraktivitätssteigerung der Innenstädte beitragen,  
- für einen einfachen Transport geeignet sind („Handtasche“, ohne Pkw),  
- geringe bis mittleren Flächen beanspruchen,  
- Bestandteil des innerstädtischen Branchenmix sind und Synergien zu anderen Sortimenten in der 

Innenstadt aufweisen.  
 
Zu den Sortimenten der Nahversorgung zählen gemäß Einzelhandelserlass: Lebensmittel, Getränke, Dro-
gerie-, Kosmetik-, Haushaltswaren. Diese sind nahversorgungs- (gegenenfalls auch zentren-)relevante 
Sortimentsgruppen. 
 
Nach der regionalen Sortimentsliste Neckar-Alb zählen zu den typischerweise grundversorgungsrelevan-
ten und gegebenenfalls zentrenrelevanten Sortimenten: Lebensmittel, Apothekerwaren, Getränke, Ge-
nussmittel, Tabakwaren (vgl. Tab. 6 Regionale Sortimentsliste Neckar-Alb Spalte b).  
 
Grundversorgungsrelevante Sortimente wie Lebensmittel sollen nach Möglichkeit ebenfalls in den zentral-
örtlichen Versorgungskernen, im Nebenzentrum, in den Grund- und Nahversorgungszentren und in den 
Ortsmitten der Kleinzentren und nicht zentralen Orte angesiedelt werden. Wenn die Einzelhandelsbetriebe 
nicht regionalbedeutsam sind und nachweislich keine Flächen im zentralörtlichen Versorgungskern, im 
Nebenzentrum, in den Grund- und Nahversorgungszentren und in den Ortsmitten der Kleinzentren und 
nicht zentralen Orte zur Verfügung stehen, sind auch sonstige integrierte und verbrauchernahe Standorte 
möglich. Diese Sortimente des kurzfristigen und häufigen Bedarfs sollen für alle Gruppen der Bevölkerung, 
auch für weniger mobile, verbrauchernah erhältlich sein. Die Standorte sollen mit allen Verkehrsmitteln, 
insbesondere auch zu Fuß und mit dem ÖPNV, erreichbar sein.  
 
Kosmetik-, Drogerie- und Haushaltwaren sind Frequenzbringer in der Innenstadt und in der Region 
Neckar-Alb zentrenrelevant.  
 
zu PS 2.4.3.2 G (6) 
In den zentralörtlichen Versorgungskernen sind nach Möglichkeit auch Einzelhandelsgroßprojekte mit 
nicht zentrenrelevantem Sortiment anzusiedeln. Bei solchen Einzelhandelsbetrieben (z. B. Möbel-, Bau- 
und Gartenmärkte) ist jedoch zu berücksichtigen, dass diese auf Grund ihres Warenangebots überwie-
gend keine Innenstadtrelevanz besitzen und darüber hinaus aufgrund ihres Flächenanspruchs oft nur 
schwer in den historischen Stadtkernen realisiert werden können. Diesem Umstand wurde im reZuM NA 
durch die Ausweisung von sog. Ergänzungsstandorten Rechnung getragen. Diese Ergänzungsstandorte 
sind aus regionalplanerischer Sicht für nicht zentrenrelevante Einzelhandelsgroßprojekte geeignet. Sie 
werden im Regionalplan als „Standort für Einkaufszentren, großflächige Einzelhandelsbetriebe und groß-
flächige Handelsbetriebe (Vorbehaltsgebiet)“ im Sinne von § 11 Abs. 7 LplG festgelegt und in der Raum-
nutzungskarte dargestellt. 
 
Die räumliche Ausweisung der Ergänzungsstandorte erfolgte nach einheitlichen Kriterien und in Abstim-
mung mit den Kommunen. Die in der Raumnutzungskarte dargestellten Ergänzungsstandorte für nicht 
zentrenrelevante Einzelhandelsgroßprojekte sind gemäß § 11 Abs. 3 LplG gebietsscharf abgegrenzt.  
 
Tabelle 7: Beschreibung der Ergänzungsstandorte (VBG) 
 

Die Ergänzungsstandorte wurden ebenso wie die zentralörtlichen Versorgungskerne mit den Kommunen 
abgestimmt. 
 

Zentraler Ort Räumliche Lage der Ergänzungsstandorte 

OZ 
Reutlingen 

Dem „Ringansatz“ der Einzelhandelskonzeption der Stadt Reutlingen wird grundsätz-
lich gefolgt. Die Konzentration auch des nicht zentrenrelevanten Einzelhandels mög-
lichst in Nähe der Innenstadt ist richtig. Einige Bereiche dieses Rings gemäß kommu-
nalem Einzelhandelskonzept wurden für die regionalplanerische Abgrenzung des 
Ergänzungsstandortes jedoch ausgeklammert, weil dieser „kommunale Ring“ auch 
Bereiche beinhaltet, die auch künftig ausschließlich Wohnbereiche bleiben werden 
(beispielsweise Hanglagen an der Achalm). Diese Bereiche wurden aus dem Ring 
herausgenommen und im regionalplanerischen Ergänzungsstandort nicht berücksich-
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tigt. Als Grenzen bei diesen Bereichen wurden städtebauliche Barrieren (größere 
Straßen) herangezogen. Zudem wurden Bereiche ausgeklammert, die ebenfalls lang-
fristig andere Nutzungen als Einzelhandel vereinen werden, beispielsweise der Be-
reich Hochschule. Damit ergibt sich ein nach Gebieten abgegrenzter Ergänzungs-
standort für Reutlingen, der den Grundansatz der kommunalen Steuerung des Ober-
zentrums übernimmt, gleichzeitig aber die Festlegungslogik der regionalen Steuerung 
anwendet und hierfür ausschließlich Gebiete nicht berücksichtigt, die auch auf kom-
munaler Ebene langfristig einer Einzelhandelsnutzung nicht zugeführt werden dürften. 
Die Grenzen des Rings verlaufen in etwa entlang der folgenden Straßen: im Westen 
entlang der B 28 vom Knoten beim Gas-Kessel bis zur L 378 aus Richtung Rommels-
bach einschließlich des Bereichs bis südlich der Eissporthalle, im Norden Teilbereiche 
des Gewerbegebiets In Laisen, entlang der Burkhardt-Weber-Straße, Sondelfinger 
Straße, entlang der Bahnlinie, Am Heilbrunnen, In Laisen, Stuttgarter Straße, im Osten 
entlang der Panoramastraße, August-Lämmle-Straße, Betzenriedstraße, Ulrichstraße, 
Ernst-Reuter-Straße, im Süden entlang der Wörthstraße in Verlängerung bis zur Hin-
denburgstraße, Friedrich-Ebert-Straße, Jahnstraße, Keplerstraße und Moltkestraße. 
Ausgeschlossen ist der Bereich des zentralörtlichen Versorgungskerns der Innenstadt 
Reutlingen sowie ein Bereich, der laut dem kommunalen Einzelhandelskonzepts Ein-
zelhandel ausschließt (zwischen Gustav-Wagner-Straße, Echaz, Benzstraße, Emil-
Adolf-Straße und östlich des Baumarktes/Möbelhauses). 
Ein weiteres Ergänzungsgebiet befindet sich in Reutlingen Betzingen, Mark West, und 
wird von folgenden Straßenzügen umgrenzt: Ernst-Abbe-Straße, Karl-Henschel-Straße 
und Markwiesenstraße sowie Ferdinand-Lassalle-Straße, Friedrich-Wilhelm-
Raiffeisen-Straße, L 384 einschließlich dem Baumarkt und der Autowaschstraße süd-
lich der L 384. 

OZ 
Tübingen 

Ein Ergänzungsstandort stellt in Tübingen der im Südosten der Innenstadt befindliche 
Bereich nördlich (vom Güterbahnhof entlang der Bahngleise) und südlich (bis zur 
Stuttgarter Straße, Kiesäckerstraße, Eugenstraße, Sternplatz, Ludwigstraße) der Reut-
linger Straße (B 28) dar. Hier ist heute die höchste Dichte an Einzelhandelsbetrieben 
in dezentraler Gewerbegebietslage zu finden, so dass sich eine Entwicklung vorrangig 
auf diesen Standort beziehen sollte.  
Als weiterer Ergänzungsstandort ist das Gewerbegebiet im Nordwesten der Kernstadt, 
zwischen Herrenberger Straße (B 28) und Hagellocher Weg zu benennen. Dort be-
steht bereits eine Einzelhandelsagglomeration, die auf diese Weise sinnvoll ergänzt 
werden kann. Dieser verkehrlich ebenfalls gut erreichbare Standort stellt eine sinnvolle 
Ergänzung dar, da somit auf beiden Stadtseiten ein Ergänzungsstandort vorhanden 
ist, so dass das Umland hier von beiden Seiten bedient werden kann. 

MZ Albstadt 
 

Albstadt weist im langfristigen Bedarfsbereich bereits heute eine gute bis überdurch-
schnittliche Versorgungssituation auf. Im Stadtgebiet ist der Einzelhandelsbesatz auf 
bestehende Einzelhandelsstandorte und möglichst dort befindliche Potenzialstandorte 
zu begrenzen. Um der in Tallage befindlichen langgezogenen Struktur gerecht zu 
werden, sind mehrere Ergänzungsstandorte ausgewiesen worden. 
In Ebingen ist im Südosten der Bereich zwischen Zieglerstraße, Sigmaringer Straße 
und Berliner Straße einbezogen sowie im Südwesten die bereits bestehende Einzel-
handelslage zwischen der Kientenstraße, Meßstetter Straße, B 463 und der Lerchen-
straße.  
An der nach Norden verlaufenden Ausfallstraße L 360 ist im Ortsteil Truchtelfingen die 
Gewerbegebietslage mit einer ausschließlichen Begrenzung auf den heutigen Einzel-
handelsbestand als Ergänzungsstandort vorgesehen (zwischen Konrad-Adenauer-
Straße, Werner-von-Siemens-Straße, Talgangstraße einschließlich des Autohauses im 
Süden) sowie in Truchtelfingen die Einzelhandelsimmobilie im Wiesengrund (Super-
markt zwischen Schmiecha und Konrad-Adenauer-Straße), die noch Potenziale als 
Einzelhandelsstandort bietet. 

MZ Balingen 
 

Ein Ergänzungsstandort von Balingen befindet sich im Gewerbegebiet Gehrn (Dreieck 
zwischen B 27, B 463 und Lange Straße), in dem sich ein Großteil des nicht zentrenre-
levanten Handels der Stadt Balingen befindet. Das Gewerbegebiet ist bereits heute 
durch Überlastungstendenzen und hohes Verkehrsaufkommen gekennzeichnet. 
Deshalb wurde ein weiterer, nördlich an die Innenstadt angrenzender Bereich als Er-
gänzungsstandort ausgewiesen. An der Schnittstelle zum zentralörtlichen Versor-
gungskern befinden sich Bahnhof und Busbahnhof. Der Ergänzungsstandort erstreckt 
sich nördlich Rosenfelder Straße und Auf Jauchen und um die Albrechtstraße. 
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MZ Hechingen 
 

In der Stadt Hechingen bestehen derzeit mehrere dezentral gelegene Einzelhandels-
standorte. So sind als Ergänzungsstandorte die Fachmarktstandorte an der Haigerlo-
cher Straße vorgesehen (nördlicher Bereich zwischen Haigerlocher Straße, Fred-
West-Straße, Emelesstraße und Lebensmittel-Markt, südlicher Bereich zwischen 
Haigerlocher Straße, Hospitalstraße, Stutenhofstraße und Hofgartenstraße), wobei im 
nördlichen Bereich noch Flächenpotenziale für weitere, auch großflächige Ansiedlun-
gen bestehen.  
Weiterhin sind die Bestandsstandorte der heutigen SB-Warenhäuser und des Bau-
marktstandortes eingebunden (Bereich nördlich und südlich der Brunnenstraße von 
der Emelesstraße bis Im Etzental). Daraus ergeben sich Einzelhandelsbereiche, die 
sowohl nach Norden als nach Süden eine Erreichbarkeit ermöglichen.  

MZ Metzingen 
 

Als Ergänzungsstandort ist der zentrale Bereich des Gewerbegebietes Lindebachhof 
festgelegt. Dieses Gebiet weist heute den höchsten Einzelhandelsbesatz bei den de-
zentralen Standorten auf, ist verkehrlich gut erreichbar und hat die größtmögliche 
Innenstadtnähe. Da in der Stadt Metzingen auf lange Frist noch Entwicklungspotenzia-
le bestehen, ist hier ein größeres Gesamtgebiet ausgewiesen worden, das aber eine 
Konzentration auf den bereits heute vorzufindenden Bestand aufweist, so dass sich 
keine weiteren Verkehrsflüsse ergeben werden. Nördliche Begrenzung ist die Nord-
tangente, im Westen reicht das Gebiet bis zur Stuttgarter Straße und endet im Osten 
östlich der Max-Planck-Straße. Im Süden endet der Ergänzungsstandort zwischen 
Gaußweg und Senefelder Straße. 

MZ Münsingen 
 

In der Stadt Münsingen sind drei Ergänzungsstandorte vorgesehen. Der östlich der 
Kernstadt in Richtung Stadtteil Auingen befindliche Standort umfasst vorrangig die 
heute bestehende Einzelhandelsagglomeration an der Hauptstraße (Bereich zwischen 
Gewerbestraße, Finkenstraße, Lehenstraße, Hauptstraße, Herzog-Albrecht-Allee, 
Grundstraße und Mörikestraße, die südliche Begrenzung ist auf Höhe der Dammstra-
ße).  
Im Nordwesten der Kernstadt ist weiterhin ein Potenzialstandort vorgesehen, der auf-
grund der heute tendenziell unterdurchschnittlichen Ausstattung im nicht zentrenrele-
vanten Bereich abgegrenzt wurde (Bereich zwischen B 465, Dottinger Straße, Graf-
Zeppelin-Straße und Uracher Straße).  
Schließlich befindet sich ein dritter Standort in südwestlicher Lage (im Bereich Aikert 
westlich der Lautertalstraße, im Flächennutzungsplan als Gewerbegebiet ausgewie-
sen, sowie angrenzend östlich der Lautertalstraße). 

MZ Rottenburg 
 

Ergänzungsstandorte sind neben dem Fachmarktzentrum östlich der Graf-Wolfegg-
Straße der Bereich des Gewerbegebiets Siebenlinden, welche bereits heute einen 
gewissen Handelsbesatz aufweisen (westlich der L 361 begrenzt von Röntgenstraße, 
Graf-Bentzel-Straße, Sülchenstraße, Graf-Wolfegg-Straße, südlich der Sofienstraße, 
Graf-Bentzel-Straße, Maieräcker Straße bis zur Siebenlindenstraße) sowie der Bereich 
östlich angrenzend an die Innenstadt um die Tübinger Straße inkl. des Gewerbeparks 
Dätzweg (ehemaliges DHL-Gelände) auf der anderen Seite der Bahnlinie.  
Da in Rottenburg aktuell keine größeren dezentralen Einzelhandelsagglomerationen 
bestehen, sind so auch Potenzialstandorte für eine Stärkung des Gesamtstandortes 
berücksichtigt. Diese weisen neben einer guten verkehrlichen Erreichbarkeit z. T. auch 
eine größtmögliche Innenstadtnähe auf (Bereich Tübinger Straße). 

UZ Bad Urach 
 

Die Ergänzungsstandorte befinden sich westlich der Innenstadt zum einen im Umfeld 
der bestehenden Einzelhandelslage Im Unterwässer (zwischen Im Unterwässer und 
Burgstraße). Hier sind zukünftig nicht zentrenrelevante Angebote auch im großflächi-
gen Bereich möglich. Aufgrund des Anschlusses an den bestehenden autokundenori-
entierten Standort ist dieser Standort als sinnvolle Ergänzung zu erachten. 
Weiterhin möglich sind die nahe der Innenstadt befindlichen gewerblich genutzten 
Flächen nördlich der Stuttgarter Straße (Firma Magenwirth, angrenzend an die Innen-
stadt nördlich der Stuttgarter Straße bis zum Prof.-Carl-Fischer-Weg), da dieser Be-
reich neben einer verkehrlich gut erreichbaren Lage auch noch eine größtmögliche 
Integration aufweist. Diese beiden Standorte bieten zusammen eine ausreichende 
Ergänzungsfläche für nicht zentrenrelevanten Handel, der in Bad Urach unterdurch-
schnittlich aufgestellt ist. 

UZ Burladingen 
 

Die Ergänzungsstandorte sind im Bereich des heutigen Einzelhandelsbestandes im 
Westen der Kernstadt zu verorten. Der Bereich reicht im Nordosten von der Blumen-
stetterstraße bis in die nordöstlich befindliche Adolph-Kolping-Straße und schließt den 
Streifen zwischen Bahnlinie und B 32 ein. Im Osten wird der Bereich durch den Nel-
kenweg und im Süden durch die Hirschaustraße sowie Josef-Mayer-Straße begrenzt. 
Hier sind neben Angeboten der Nahversorgung mehrere Fabrikverkäufe und Fach-
märkte ansässig, die aufgrund der dezentralen Lage ausschließlich durch nicht zen-
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trenrelevanten Handel ergänzt werden sollten. 

UZ Engstingen 
 

Auch der Ergänzungsstandort befindet sich zwischen den beiden Ortsteilen im Bereich 
des Bahnhofes (zwischen Siemenstraße, Reutlinger Straße, Goethestraße sowie 
Kohlstetter Straße), der gewerblich geprägt ist und zusätzlich eine gute Erreichbarkeit 
aufweist. 

UZ Haigerloch 
 

Der Ergänzungsstandort von Haigerloch ist in der westlichen Kernstadt in der Gewer-
begebietslage beim Madertal zu verorten (nördliche Begrenzung durch die Oberstadt-
straße) und umfasst hier neben den gewerblichen Bestandsflächen einen Bereich neu 
ausgewiesener gewerblicher Nutzflächen (nordöstlicher Teil des geplanten Gewerbe-
gebietes Lichtäcker), die ein Flächenpotenzial für zukünftige Ansiedlungen darstellen. 
Dies ist auch vor dem Hintergrund zu betrachten, dass die Entwicklungsflächen in 
Haigerloch aufgrund der Topographie auch für den nicht zentrenrelevanten Bereich als 
begrenzt einzustufen sind.  
Weiterhin ist im Stadtteil Owingen im Umfeld des bestehenden Möbelanbieters ein 
Ergänzungsstandort festgelegt, der sich aber hauptsächlich auf den Bestand begrenzt. 
Dieser Bereich umfasst die Sonderbaufläche sowie das Gewerbegebiet, begrenzt 
durch die Hauptstraße im Westen. Aufgrund der räumlichen Struktur von Haigerloch 
mit mehreren, ähnlich großen Stadtteilen wird so den bestehenden Strukturen Rech-
nung getragen. 

UZ Meßstetten  
 

Der Meßstettener Ergänzungsstandort ist im Gewerbegebiet, das bereits heute den 
Einzelhandelsschwerpunkt darstellt, im Südwesten der Kernstadt zu verorten. Der 
Bereich wird im Westen von der Unterdigisheimer Straße sowie Am Hartheimer Weg, 
im Süden durch die Sanettastraße sowie im Osten durch die Alemannenstraße be-
grenzt. Aufgrund der unterdurchschnittlichen Ausstattung bei den nicht zentrenrelevan-
ten Sortimenten ist in diesem Bereich neben dem heutigen Bestand auch ein nach 
Norden angrenzendes Gebiet (zwischen der Hossinger Straße sowie der Straße Im 
Grund) eingebunden worden, da hier noch potenzielle Flächen zu Verfügung stehen, 
die dazu noch die größtmögliche Integration aufweisen. 

UZ Mössingen 
 

Die Ergänzungsstandorte beziehen sich v. a. auf das Gewerbegebiet Riethäcker im 
Westen der Kernstadt, das heute schon einen deutlichen Angebotsschwerpunkt dar-
stellt. Hierbei ist aber darauf zu achten, dass ausschließlich nicht zentrenrelevante 
Ansiedlungen vorgenommen werden. Dieser Bereich wird durch die Ofterdinger Straße 
im Norden, im Osten durch die Eisenbahnstraße in Verlängerung zur Straße In Lange 
Hirschen, im Süden durch die Butzenbadstraße sowie im Westen durch die Daimler-
straße begrenzt.  
Weiterhin wurde ein Bereich im Umfeld des Einrichtungshauses (zwischen Eisenbahn-
linie und Ulrichstraße) ausgewiesen.  

UZ Pfullingen 
 

Aufgrund des heutigen Einzelhandelsbestandes ist der Ergänzungsstandort für Pfullin-
gen im Norden der Kernstadt abzugrenzen, wo bereits heute zahlreiche Einzelhan-
delsnutzungen aus allen Bedarfsbereichen bestehen bzw. in den angrenzenden Berei-
chen, die heute bereits eine planungsrechtliche Grundlage für Einzelhandelsansied-
lungen beinhalten (östlicher Bereich des Ergänzungsstandortes). Hier ist eine aus-
schließliche Ergänzung im nicht zentrenrelevanten Bereich sinnvoll. Eine weiterrei-
chende Festlegung des Ergänzungsstandortes ist aufgrund des begrenzten Ansied-
lungspotenziales nicht sinnvoll. Der Ergänzungsstandort lässt sich in drei Teilbereiche 
gliedern. Der Mittelteil wird im Norden durch die Daimlerstraße, im Osten durch die 
Eichendorffstraße im Süden durch die Dieselstraße und die Gutenbergstraße sowie im 
Westen durch die Echaz begrenzt. Der nordwestliche Teilbereich befindet sich zwi-
schen Echaz und Kläranlage und beinhaltet im Norden den Baumarkt. Der nordöstli-
che Teilbereich wird im Norden von der Reutlinger Straße, im Osten durch die Karl-
von-Drais-Straße, im Süden durch die Arbachstraße mit Verbindungsglied zum Mittel-
bereich sowie im Westen durch die Marktstraße einschließlich des Firmengeländes 
westlich der Marktstraße begrenzt. 

UZ Schömberg5 

 

Der Ergänzungsstandort befindet sich in der südlichen Kernstadt Schömberg im Be-
reich zwischen der Wellendinger Straße und der Bahnhofstraße. Zusätzlich gehört zu 
dem Ergänzungsstandort auch der östliche Bereich mit den Supermärkten. Dieser 
Bereich stellt heute schon den hauptsächlichen dezentralen Einzelhandelsschwer-
punkt dar, so dass eine Konzentration auf weitere Flächen an diesem Standort sinnvoll 
erscheint. Die Ansiedlungspotenziale sind allerdings vergleichsweise gering, so dass 
nur noch begrenzte Flächenpotenziale ausgewiesen wurden. 

                                                           
5 Gemäß der „Genehmigung Regionalplan 2013“ des Ministeriums für Verkehr und Infrastruktur vom 31. März 2015 ist 

die Festlegung der Gemeinde Schömberg als Unterzentrum von der Verbindlichkeit ausgenommen und damit auch 
die hier beschriebenen und in der Raumnutzungskarte dargestelllten Festlegungen zu Schömberg. 
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Ergänzungsstandorte sind als Vorbehaltsgebiet für die Entwicklung großflächiger Einzelhandelsbetriebe 
mit nicht zentrenrelevantem Hauptsortiment festgelegt. Mit der Darstellung dieser Bereiche ist jedoch nicht 
verbunden, dass diese Bereiche für entsprechende Einzelhandelszwecke vorrangig aufgesiedelt werden 
müssen. Die Ergänzungsstandorte sind vielmehr als prinzipielle Eignungsstandorte anzusehen, die aus 
regionalplanerischer Sicht vorzugswürdig sind. Grundsätzlich bedarf es bei Ansiedlungsvorhaben von 
großflächigen Einzelhandelsbetrieben einer raumordnerischen Prüfung jedes Einzelfalles - die Festlegung 
von Ergänzungsstandorten beinhaltet nicht automatisch die Zulässigkeit von großflächigen Einzelhandels-
vorhaben an diesen Standorten. Kongruenzgebot und Beeinträchtigungsverbot sind einzuhalten und ggf. 
nachzuweisen. 
 
Nicht ausgeschlossen ist auch die Möglichkeit, unter Reduzierung oder Verzicht auf einen Ergänzungs-
standort einen alternativen Standort dann zu entwickeln, wenn sich z. B. erweist, dass aus stadtentwick-
lungsplanerischer Sicht eine Weiterentwicklung in einem anderen Bereich noch günstiger wäre oder über-
haupt nur an einem anderen Standort realisiert werden kann. Grundvoraussetzung hierfür ist jedoch, dass 
die übrigen regionalplanerischen Ziele eingehalten werden und sich insbesondere keine negativen raum-
ordnerischen Wirkungen in Bezug auf andere Zentrale Orte, die Funktion der Innenstadt und die wohnort-
nahe Versorgung ergeben. Dies ist jeweils konkret nachzuweisen. Bezüglich der Sortimentsliste siehe 
Begründung zu Plansatz 2.4.3.2 Z (5). 
 
zu PS 2.4.3.2 Z (7) 
Für nicht zentrenrelevante Branchen, die einen großen Flächenbedarf aufweisen und die auf Grund ihres 
Warensortiments mit sperrigen, schweren Gütern und des damit verbundenen Transportaufkommens nicht 
in die zentralörtlichen Versorgungskerne integriert werden können (z. B. Möbelhäuser, Bau- und Heimwer-
kermärkte, Gartencenter), ist aus städtebaulichen, verkehrlichen und betrieblichen Gründen eine Ansied-
lung an verkehrlich gut angebundenen, Pkw-orientierten Ergänzungsstandorten zweckmäßig. Märkte, die 
aufgrund ihres nicht zentrenrelevanten Sortiments am Ergänzungsstandort zulässig sind, sollten deshalb 
keine zentrenrelevanten Waren anbieten.  
 
Viele Betriebsformen, die früher auf ihr klassisches Kernsortiment beschränkt waren, entwickeln sich zu-
nehmend zu Mehrbranchenbetrieben mit Sortimenten, die zum Teil das Kernsortiment ergänzen (z. B. 
Teppiche, Heimtextilien, Leuchten und Haushaltswaren im Möbelhaus), zum Teil jedoch in keinem Zu-
sammenhang mit diesem stehen (z. B. Babyartikel und Spielwaren im Möbelhaus oder Wein, Haushalts-
waren und Sportartikel im Baumarkt).  
 
Das Randsortiment dient laut Einzelhandelserlass der Ergänzung des Angebots und muss sich dem Kern-
sortiment deutlich unterordnen. Da auf den Flächen der Randsortimente oft hohe Umsätze erzielt werden, 
sind die Auswirkungen etwaiger Randsortimente auf die Zentrenstruktur genau zu betrachten. Wenn zen-
trenrelevante Sortimente außerhalb der zentralörtlichen Versorgungskerne angesiedelt werden, sind nega-
tive Auswirkungen insbesondere auf die Innenstadt zu erwarten. Zur Vermeidung städtebaulicher und 
raumordnerischer Fehlentwicklungen ist ein Ausschluss bzw. eine weitgehende Begrenzung der zentren-
relevanten Randsortimente notwendig.  
 
Randsortimente müssen auf höchstens 10 % der Gesamtverkaufsfläche begrenzt werden. Der Einzelfall 
ist zu betrachten. Zum Schutz innerstädtischer Fachgeschäfte sind insgesamt maximal 350 m² Randsorti-
mente zulässig. Die durchschnittliche Größe innerstädtischer Fachgeschäfte in der Region Neckar-Alb 
beträgt ca. 150 m², ca. 90 % aller Fachgeschäfte haben weniger als 350 m². Eine Begrenzung der Rand-
sortimente erscheint aufgrund dieser Tatsachen für den Handel in der Region Neckar-Alb angemessen. 
Die Daten wurden 2011 im Rahmen einer vollständigen Bestandsaufnahme des Einzelhandels für das 
reZuM NA erhoben. 
 
Den Trägern der Bauleitplanung wird empfohlen, Sortimente im Bebauungsplan festzuschreiben. 
 
zu PS 2.4.3.2 Z (8) 
Eine Agglomeration von Einzelhandelsbetrieben entsteht, wenn räumlich nahe beieinanderliegend mehre-
re Einzelhandelsbetriebe errichtet werden, zu einem bestehenden Einzelhandelsbetrieb ein oder mehrere 
neue Einzelhandelsbetriebe hinzu treten oder bestehende Einzelhandelsbetriebe erweitert oder umgenutzt 
werden.  
 
Agglomerationen von Einzelhandelsbetrieben sind in den zentralörtlichen Versorgungskernen, im Neben-
zentrum, in den Grund- und Nahversorgungszentren in den Stadtteilen und in den Ortsmitten der Kleinzen-
tren und nicht zentralen Orte erwünscht.  
 
In Kleinzentren und nicht-zentralen Orten sind im Rahmen der Ausnahmeregelung zur Sicherstellung der 
Grundversorgung Agglomerationen aus Lebensmittelmarkt, Getränkemarkt, Bäcker, Metzger, Genussmit-
tel- und sonstigem Lebensmittelhandel möglich. 
 

Entstehen Agglomerationen von Einzelhandelsbetrieben, die einzeln auch unterhalb der Grenze zur Groß-
flächigkeit liegen können, allerdings in Randlagen oder in Gewerbegebieten außerhalb, sind ähnlich nega-
tive Auswirkungen wie bei regionalbedeutsamen Einzelhandelsgroßprojekten zu erwarten, insbesondere 
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auf die infrastrukturelle Ausstattung, auf den Verkehr, auf die verbrauchernahe Versorgung der Bevölke-
rung, auf die Entwicklung zentraler Versorgungskerne in der Kommune oder in anderen Kommunen, auf 
das Orts- und Landschaftsbild oder auf den Naturhaushalt. Wenn sich Agglomerationen nach Art, Lage 
und Umfang auf die Verwirklichung der Ziele der Raumordnung und Landesplanung nicht nur unwesent-
lich auswirken, sind sie wie ein einheitliches Einzelhandelsgroßprojekt zu beurteilen.  
 
Konzentrationsgebot, Kongruenzgebot und Beeinträchigungsverbot (PS 3.3.7 (Z) Satz 1 und 3.3.7.1 (Z) 
Satz 1, Plansatz 3.3.7.1 (Z) Satz 2 LEP 2002) sind auch auf Agglomerationen anzuwenden (BVerwGE 
vom 10.11.2011). 
 
Wesentliche Beeinträchtigungen der Ziele der Raumordnung im Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO können 
also nicht nur durch einzelne regionalbedeutsame Einzelhandelsgroßprojekte verursacht werden, sondern 
auch durch mehrere kleinere Einzelhandelsbetriebe, die für sich jeweils unter der Grenze der Regionalbe-
deutsamkeit bleiben. Deshalb müssen diese, einzeln für sich betrachtet, möglicherweise unbedenklichen 
Vorhaben in ihrem Zusammenhang gesehen werden. Die Auswirkungen sind in der Summe zu betrachten. 
Auswirkungen, die von diesen Agglomerationen ausgehen, sind dann mehr als unwesentlich, wenn sie 
übergemeindliche Wirkungen haben und die Ziele der Raumordnung sowie der Landes- und Regionalpla-
nung beeinträchtigen. 
 
Nach Rechtsprechung des BVerwG kann ein Einkaufszentrum auch nachträglich („etappenweise“) entste-
hen. Gemäß Einzelhandelserlass sind mehrere aufeinander bezogene Fachmärkte („Fachmarktzentren“) 
ebenfalls Einkaufszentren. 
 
Agglomerationen dürfen nicht zu einer Verletzung des Kongruenzgebots und des Beeinträchtigungsver-
bots führen. Die Zentralitätsfunktion benachbarter Orte darf nicht verletzt werden, negative städtebauliche 
Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche sind zu vermeiden (VHG Baden-Württemberg, Urteil vom 
21.09.2010). 
 
Die Agglomerationsregelung ist von den Gemeinden bei der Aufstellung eines Bebauungsplans zu be-
rücksichtigen, dabei müssen Gemeinden ihre Stellung im zentralörtlichen System beachten und Konflikte 
vermeiden (BVerwGE vom 10.11.2011). 
 
zu PS 2.4.3.2 Z (9)  
Fabrikverkäufe haben in der Region Neckar-Alb als Standorte der Textilindustrie eine lange Tradition. 
Daraus haben sich Fabrikverkäufe in unterschiedlicher Größe, auch großflächig und mit unterschiedlichen 
Einzugsbereichen entwickelt. Sie stellen eine besondere Form des Einzelhandels dar und sind eine be-
sondere Attraktion in der Region Neckar-Alb. Dies ist bei Erweiterungen zu berücksichtigen. Sobald sie 
großflächig sind, gelten für sie die PS Z (3) bis Z (8) dieses Kapitels entsprechend und das regionale Zen-
tren- und Märktekonzept Neckar-Alb (reZuM NA). 
 
Das regionale Zentren- und Märktekonzept definiert folgende Kriterien für die Ansiedlung und Erweiterung 
von Fabrikverkäufen: 
 

- Ansiedlung vorrangig in städtebaulich integrierter Lage, 
- nur an gewachsenen Produktions- und Fabrikverkaufsstandorten, 
- die Einhaltung des Beeinträchtigungsverbots sowie 
- die Konzentration vorrangig auf eigene Marken.  
- Außerhalb der zentralörtlichen Versorgungskerne gilt das Agglomerationsverbot, 
- das Kongruenzgebot ist zu beachten. 
 
Bestehende Fabrikverkäufe haben Bestandsschutz. Fabrikverkäufe unterhalb der Grenze zur Großflächig-
keit werden vom Regionalplan nicht geregelt. 
 
zu PS 2.4.3.2 Z (10) 
Hersteller-Direktverkaufszentren als eine besondere Form des großflächigen Einzelhandels im Sinne des 
LEP PS 3.3.7 (Z) sind Einkaufszentren, in denen eine Vielzahl von Herstellern - oder von ihnen Beauftrag-
te - eigenproduzierte Markenwaren unter Ausschaltung des Groß- und Einzelhandels mit deutlichen Preis-
nachlässen direkt an den Endverbraucher veräußern. Sie sind grundsätzlich nur in Oberzentren zulässig. 
Bei einer Geschossfläche von weniger als 5.000 m² sind auch Standorte in Mittelzentren möglich. 
 
In den Mittelzentren sind folgende weitere Kriterien zu beachten, die in kommunalen Zentren- und Märkte-
konzepten nachzuweisen sind: 
 

- Nachweis einer Kundenstruktur, für die in der Region Neckar-Alb sonst kaum Angebote bestehen, 
- positive Impulse für den Einzelhandel in der Region durch Kopplungskäufe, 
- positive Impulse für Tourismus und Gastronomie in der Region, 
- gemeinsame Maßnahmen der Standortgemeinde mit den Nachbargemeinden und Tourismusverbän-

den zur touristischen Inwertsetzung. 
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Die städtebauliche Verträglichkeit gegenüber der Standortgemeinde und des Umlandes ist im Einzelfall 
nachzuweisen. Die wohnortnahe Versorgung der Städte und Gemeinden des Umlandes darf nicht wesent-
lich beeinträchtigt werden.  
 
Die im Einzelfall zu erwartenden Auswirkungen sind in der Regel in einem Raumordnungsverfahren zu 
prüfen. Das Integrations-, Kongruenzgebot und Beeinträchtigungsverbot sind zu beachten (vgl. PS 3.3.7.1 
Z und 3.3.7.2 Z des LEP 2002). 
 
zu PS 2.4.3.2 Z (11) 
Die Stadt Metzingen ist seit dem 19. Jahrhundert traditioneller Standort der Textilindustrie. Aus den Per-
sonal- und Werksverkäufen der 1960er Jahre haben sich seit den 1990ern in brachliegenden innerstädti-
schen Fabrikgebäuden des Mittelzentrums rund um das Weltunternehmen Hugo Boss Fabrikverkäufe 
bekannter nationaler und internationaler Marken entwickelt. Bereits 2002, zum Zeitpunkt der Aufstellung 
des LEP, hatte die Outletcity Metzingen über 20.000 m² Verkaufsfläche in integrierter Lage und ist daher 
ein atypischer Fall. Die Outletcity Metzingen ist ein internationaler Tourismusmagnet mit über drei Millio-
nen Besuchern jährlich. Dabei kommt ein wachsender Anteil aus dem Ausland (2010 ca. 38 %) und von 
außerhalb Europas. 
 
Die Outletcity Metzingen stellt eine besondere Attraktion in der Region Neckar-Alb dar. Dies ist bei der 
Weiterentwicklung zu berücksichtigen. Sie soll in die städtebauliche Entwicklung der Stadt Metzingen und 
in den regionalen Tourismus eingebunden werden.  
 
Bei der Weiterentwicklung sind folgende Kriterien zu beachten, die im kommunalen Zentren- und Märkte-
konzept nachzuweisen sind: 
 

- Ansiedlung im zentralörtlichen Versorgungskern in integrierter Lage, 
- vorrangig an gewachsenen Produktions- und Fabrikverkaufsstandorten, 
- die Konzentration vorrangig auf eigene und exklusive Marken, 
- Nachweis einer Kundenstruktur, für die in der Region Neckar-Alb sonst kaum Angebote bestehen, 
- positive Impulse für den Einzelhandel in der Region durch Kopplungskäufe, 
- positive Impulse für Tourismus und Gastronomie in der Region, 
- gemeinsame Maßnahmen der Standortgemeinde mit den Nachbargemeinden und Tourismusverbän-

den zur touristischen Inwertsetzung. 
 
Die städtebauliche Verträglichkeit gegenüber der Standortgemeinde und des Umlandes ist im Einzelfall 
nachzuweisen. Die wohnortnahe Versorgung der Städte und Gemeinden des Umlandes darf nicht wesent-
lich beeinträchtigt werden. Die im Einzelfall zu erwartenden Auswirkungen sind in der Regel in einem 
Raumordnungsverfahren zu prüfen. 
 
zu PS 2.4.3.2 V (12) 
Zur Steuerung der Einzelhandelsentwicklung und zur Sicherung der Nahversorgung sollten von den Städ-
ten und Gemeinden umfassende, die ganze Gemeinde sowie das Umland einbeziehende Entwicklungs-
konzepte erarbeitet und mit den betroffenen Trägern öffentlicher Belange abgestimmt werden. Ohne um-
fassende und sorgfältig abgestimmte Konzeptionen zur Entwicklung und Steuerung des Einzelhandels 
sind größere Einzelhandelsprojekte in der Regel nicht mehr abwägungsfähig - insbesondere vor dem 
Hintergrund des erforderlichen Nachweises darüber, dass Einzelhandelsgroßprojekte keine negativen 
Auswirkungen auf die Funktionsfähigkeit der zentralörtlichen Versorgungskerne der Standortgemeinde 
oder anderer Zentraler Orte haben und die verbrauchernahe Versorgung der Bevölkerung im Einzugsbe-
reich nicht beeinträchtigt wird. 
 
Auch im Einzelhandelserlass der obersten Raumordnungs- und Landesplanungsbehörde wird kommuna-
len Einzelhandelskonzepten eine zentrale Bedeutung hinsichtlich der wirksamen Steuerung des Einzel-
handels beigemessen. Unter anderem wird ausgeführt, dass ohne eine entsprechende Einzelhandelskon-
zeption und ausreichende Thematisierung der Steuerung von Einzelhandelsprojekten im Flächennut-
zungsplan diesem die Genehmigung zu versagen ist. Dies dokumentiert die zentrale Bedeutung abge-
stimmter kommunaler Einzelhandelskonzepte für die wirksame Steuerung des Einzelhandels. 
 
Weil kleinere Orte die Anforderungen von Investoren für die Ansiedlung von Einzelhandelsprojekten meis-
tens nicht erfüllen, werden von Seiten der Anbieter häufig Standorte angestrebt, die mehrere Orte abde-
cken. Damit findet das System der Zentralen Orte Grenzen. Eine interkommunale Abstimmung wird des-
halb zunehmend wichtiger. Mit dem Trend zu größeren Märkten stellt sich auch immer häufiger die Frage 
nach der Einhaltung des Kongruenzgebots. Eine frühzeitige interkommunale Abstimmung unter Einbezie-
hung aller relevanten Beteiligten und Träger öffentlicher Belange kann zu einvernehmlichen Lösungen 
beitragen und Vorhaben vereinfachen und beschleunigen. Der Einzelhandelserlass empfiehlt im Zusam-
menhang mit der Erarbeitung entsprechender Konzeptionen u. a. auch eine Abstimmung mit benachbar-
ten Kommunen und eine Beteiligung der Regionalverbände (Pkt. 4.1 Einzelhandelserlass).  
 
Dem Regionalverband obliegen formale Aufgaben bei der regionalen Einzelhandelssteuerung. Darüber 
hinaus kann der Regionalverband die Kommunen auf Wunsch bei Einzelhandelsansiedlungen beraten und 
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die interkommunale Abstimmung moderieren. Damit werden die Ziele der Regionalplanung und des regio-
nalen Zentren- und Märktekonzepts frühzeitig beachtet, Interessenkonflikte erkannt und interkommunale 
Differenzen vermieden oder vermindert. Durch Klärungen im Vorfeld von regulären Verfahren können 
diese insgesamt vereinfacht und beschleunigt werden. 
 
Kaufkraftströme kennen keine administrativen Grenzen, daher ist neben einer regionalen Einzelhandels-
steuerung auch eine interregionale Abstimmung zweckmäßig und notwendig. Aufgrund von Pendlerver-
flechtungen zwischen den Regionen und entsprechenden Einzelhandelsangeboten in den Grenzbereichen 
bestehen teilweise starke Kaufkraftverflechtungen. Vor diesem Hintergrund ist eine regelmäßige Abstim-
mung zwischen benachbarten Regionen bei der Erweiterung und Ansiedlung von großflächigen Einzel-
handelsvorhaben speziell im Grenzbereich von Vorteil. Langfristiges Ziel könnten „Spielregeln“ für die 
Einzelhandelssteuerung in den Grenzbereichen sein. 
 
Durch eine entsprechende interregionale Abstimmung können sich folgende positive Kooperationseffekte 
ergeben: 
 

- Kenntnisse über Angebote und Kaufkraftströme über regionale Grenzen hinweg, 
- Sensibilisierung für die Auswirkungen von Ansiedlungen an den Regionsgrenzen, 
- frühzeitiges Erkennen des Konfliktpotenzials, Minimierung und Lösung von Konflikten, 
- abgestimmte Haltung im Umgang mit Investoren, 
- Planungssicherheit und Beschleunigung von Verfahren, 
- Schaffen von Vertrauen. 
 
zu PS 2.4.3.2 G (13) 
Im Sinne einer vielfältig genutzten, lebendigen und attraktiven Innenstadt sind in den zentralörtlichen Ver-
sorgungskernen (Vorranggebiet) gemäß PS 2.4.3.2 Z (5) neben den regionalbedeutsamen Einzelhandels-
großprojekten auch andere innenstadttypische Nutzungen wie Freizeit und Kultur grundsätzlich zulässig 
und erwünscht.  
 
Veranstaltungszentren sind regionalbedeutsam, wenn sie auf Grund ihrer Größe (Besucherkapazität, 
Fläche) und ihres Angebots (Attraktivität, Einmaligkeit) einen den kommunalen Einzugsbereich weit über-
steigenden Einzugsbereich haben. Grundsätzlich sind mit dieser Bezeichnung Großformen kultureller 
Einrichtungen gemeint, wie Kinozentren, Musical-Zentren, Großdiskotheken und multifunktionelle Veran-
staltungshallen, die jeweils aufgrund ihrer Besucherkapazität auf einen großen, überörtlichen Einzugsbe-
reich ausgerichtet sind. Auch Kombinationen aus diesen Einrichtungen sowie mit anderen Dienstleis-
tungseinrichtungen oder Einkaufsmöglichkeiten fallen unter diesen Begriff.  
 
Die Größe der Einrichtungen ist dabei auf die Größe des Zentralen Ortes und seines Verflechtungsberei-
ches abzustimmen, Kriterium ist die Einwohnerzahl, aber auch die wirtschaftliche und kulturelle Bedeutung 
des Zentralen Ortes und die verkehrliche Lage. 
 
Veranstaltungs- und Freizeiteinrichtungen sollen mit öffentlichen Verkehrsmitteln gut erreichbar sein. 
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3 Regionale Freiraumstruktur 
 
 
Die steigenden Ansprüche an die Landschaft durch Flächenumwidmung für bauliche Zwecke (ein-
schließlich Verkehr und technische Infrastruktur), Erholung und verstärkte Nutzung der Naturgüter 
haben zu einer erheblichen Verminderung der naturnahen Freiräume in der Region Neckar-Alb 
geführt. Die Ansprüche an den Freiraum werden weiter zunehmen und damit die Konflikte zwi-
schen den einzelnen Nutzungsansprüchen und den ökologischen Funktionen.  
 
Die Unterstützung des sparsamen und schonenden Umgangs mit dem Freiraum ist daher eine der 
zentralen Aufgaben der Landes- und Regionalplanung. Dies ist ein Aspekt des Prinzips der Nach-
haltigkeit, an dem sich die Entwicklung der Region ausrichtet. Bei der Befriedigung der sozialen 
und wirtschaftlichen Ansprüche sind die natürlichen Lebensgrundlagen schonend zu behandeln, 
um ein hohes Maß an Lebens- und Umweltqualität zu erhalten. Die Inanspruchnahme von Freiraum 
für Siedlungen, Verkehrswege und Infrastruktureinrichtungen ist durch Konzentration, Bündelung, 
Ausbau vor Neubau sowie Wiedernutzung von Siedlungsbrachen auf das für die weitere Entwick-
lung notwendige Maß zu begrenzen. Notwendige Siedlungserweiterungen sollen sich in die Land-
schaft einfügen und in flächensparender Form verwirklicht werden.  
 
In der Region Neckar-Alb werden zukünftig die folgenden Faktoren, die Auswirkungen auf den Frei-
raum haben, verstärkt wirksam: 
 
 Die trotz stagnierender Bevölkerungszahlen noch zunehmende Flächeninanspruchnahme für 

Siedlungen und Infrastruktur. 
 

Die Flächeninanspruchnahme wird insbesondere dort zum Problem, wo die Gefahr des Zu-
sammenwachsens von einzelnen Orten zu ungegliederten, bandartigen Siedlungskörpern be-
steht. Die Folgen sind behinderter Luftaustausch und zunehmende Smogbelastungen. Davon 
sind insbesondere die verdichteten Siedlungsräume und die Tallagen betroffen. Dort werden 
die Belastungen (Wärme, Smog) infolge des Klimawandels noch verstärkt. 

 
 Der anhaltende agrarstrukturelle Wandel in Folge der technischen Fortschritte, der Öffnung der 

Weltmärkte und der veränderten EU-Agrarpolitik.  
 

Der Wandel in der Landwirtschaft in der Region (Verlust von über 70 % der Betriebe seit 1979) 
hat das Landschaftsbild im Ländlichen Raum bisher nur relativ geringfügig verändert. Von eini-
gen Aufforstungen abgesehen, blieben die landwirtschaftlich genutzten Flächen durch Zukauf 
oder Pacht weiter in Bewirtschaftung. Die Öffnung der Weltmärkte, steigende Energiekosten 
und Veränderungen der Agrarpolitik bringen neue Dynamiken, die sich auch auf die Freiräume 
auswirken werden. Aufgrund der weltweit erhöhten Nachfrage nach Biomasse und Bioenergie 
sind weitere erhebliche Änderungen im Anbau zu erwarten. In den letzten Jahren hat die zu-
nehmende Bedeutung von Biomasse zur Energiegewinnung zu verstärkten Konflikten mit dem 
Arten-, Biotop-, Landschafts- und Gewässerschutz geführt. Es erfolgte eine Intensivierung der 
landwirtschaftlichen Nutzung. Davon ist auch vermehrt Grünland betroffen. Umbruch und Nut-
zungsintensivierung wirken sich hierbei vielfach negativ auf Arten und Lebensgemeinschaften 
aus. 

 
 Der globale Temperaturanstieg mit allen Folgen des Klimawandels.  
 

Durch den globalen Anstieg der Temperaturen ergeben sich Folgewirkungen wie z. B. die Zu-
nahme der Niederschläge, insbesondere der Stark- und Dauerregen, die Zunahme heftiger 
Stürme infolge erhöhter Windgeschwindigkeiten sowie extreme Nassperioden im Winter und 
Trockenperioden im Sommer. Es steigt die Wahrscheinlichkeit von Hochwasserereignissen. 

 
Den negativen Folgen muss durch vorausschauende und koordinierte Planung entgegengewirkt 
werden. Es ist notwendig, zukünftig erforderliche Maßnahmen an dem regionalen Freiraumkonzept 
des Regionalplans auszurichten, das sowohl den Belangen des Naturhaushalts Rechnung trägt, 
als auch mit den Erfordernissen der Siedlungstätigkeit (Kapitel 2) und des Infrastrukturausbaus 
(Kapitel 4) abgestimmt ist. 

 
 
G (1) In der Region Neckar-Alb sind zur Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen  

- auch in den verdichteten Siedlungsräumen und Tallagen - ausreichend große Frei-
räume zu erhalten. 

 
G (2) Die Naturgüter Boden, Wasser, Luft, Klima, die Tier- und Pflanzenwelt sowie die 

Landschaft sind zu bewahren. Sie sollen so behandelt, genutzt und geschützt werden, 
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dass sie als natürliche Lebensgrundlagen erhalten bleiben und ihre Funktionen im Na-
turhaushalt dauerhaft erfüllen können. Dabei sind sowohl die Einzelfaktoren als auch 
das Zusammenspiel aller Faktoren zu berücksichtigen. 

 
G (3) Bei Eingriffen in die Landschaft sind vor allem folgende Grundsätze zu beachten: 
 

- Maßnahmen der Siedlungstätigkeit und zum Ausbau der Infrastruktur sind mit den 
Erfordernissen der Freiraumsicherung abzustimmen. 

 

- Bei der Planung und Durchführung notwendiger Baumaßnahmen ist auf eine mög-
lichst sparsame Flächeninanspruchnahme hinzuwirken. 

 

- Eine weitere Zerschneidung und Fragmentierung zusammenhängender naturnaher 
Landschaftsteile ist zu vermeiden. 

 

- Für das Siedlungsklima relevante, klimatisch wertvolle Bereiche sind zu erhalten. 
Dies gilt insbesondere für lokale Luftaustauschsysteme, für Kaltluftentstehungs- 
und Kaltluftabflussgebiete. 

 

- Durch Eingriffe bedingte Störungen des Naturhaushalts sind im Rahmen der Ein-
griffs-Ausgleichsregelung zu beheben oder zu mildern. 

 
 

Begründung 
 
zu PS 3 G (1) 
Die steigende Flächeninanspruchnahme für bauliche Anlagen (Wohnen, Gewerbe, Verkehr, Freizeit) und 
die zunehmenden Belastungen der Umwelt haben negative Auswirkungen auf einzelne Naturgüter, auf die 
Balance des Naturhaushalts und auf das Landschaftsbild. Ziel des Freiraumschutzes ist es, die Funktions-
fähigkeit des Naturhaushalts zu erhalten und eine nachhaltige Nutzung der Naturgüter zu gewährleisten. 
Die Sicherung des Freiraums und seiner Funktionen ist ein tragendes Element nachhaltiger Regional-
entwicklung. 
 
Die Sicherung der Freiräume darf nicht ausschließlich auf die dünn besiedelten Gebiete der Region be-
schränkt werden. Gerade auch innerhalb der verdichteten Regionsteile müssen ausreichende Freiräume 
zur Regeneration des Naturhaushalts, insbesondere in siedlungsklimatischer Hinsicht und für die Erholung 
der Bevölkerung, erhalten bleiben.  
 
zu PS 3 G (2) 
Die Festlegungen zur regionalen Freiraumstruktur sollen dazu beitragen, dass die Regenerationsfähigkeit 
der Naturgüter Boden, Wasser, Luft, Klima, Tier- und Pflanzenwelt sowie des Naturhaushalts insgesamt 
langfristig gesichert bleibt. In Anbetracht des Klimawandels und der damit einhergehenden zunehmenden 
Hochwassergefahr kommt dabei der Wasserrückhaltung in der Landschaft besondere Bedeutung zu. 
 
zu PS 3 G (3) 
Bei Maßnahmen im Zuge der Eingriffs-Ausgleichsregelung muss verstärkt auf die rechtlichen Bestimmun-
gen geachtet und eine Abstimmung mit dem Naturschutz vorgenommen werden. Ausgleichsmaßnahmen 
sollen sich gegebenenfalls an übergeordneten Planungen, z. B. Landschaftsrahmenplan, Landschaftsplä-
nen, Biotopverbundplänen, Gewässerentwicklungsplänen, orientieren. 
 
Hinweis zum regionalen Freiraumkonzept 
Die auf regionaler Ebene, d. h. im großräumigen Zusammenhang erforderlichen Untersuchungen wurden 
mit dem Regionalen Raumordnungsbericht 1976 begonnen, im Landschaftsrahmenbericht 1981 fortge-
setzt, im Landschaftsrahmenplan 1989 umfassend dargestellt und im Landschaftsrahmenplan 2011 aktua-
lisiert. Dem regionalen Freiraumkonzept liegt durchweg ein Ansatz zugrunde, bei dem die Erfordernisse 
des Freiraumschutzes regionsweit analysiert und berücksichtigt wurden. 
 
Das regionale Freiraumkonzept ergänzt das Siedlungs- und Infrastrukturkonzept (Kapitel 2 und 4) des 
Regionalplans, es besteht aus 
 

- Regionalen Grünzügen und Grünzäsuren (Kapitel 3.1), 
- Gebieten für besonderen Freiraumschutz (Kapitel 3.2), 
- Gebieten zur Sicherung von Wasservorkommen (Kapitel 3.3), 
- Gebieten für den vorbeugenden Hochwasserschutz (Kapitel 3.4) und 
- Gebieten für Rohstoffvorkommen (Kapitel 3.5). 
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3.1 Regionale Grünzüge und Grünzäsuren 
 

3.1.1 Regionale Grünzüge 
 
G (1) Zur Gewährleistung einer ausgewogenen Siedlungsstruktur, zur Stabilisierung des 

Siedlungsklimas und zur Erhaltung der landschaftlichen Erholungsqualität und eines 
ausgewogenen Landschaftshaushalts sind in der Region Neckar-Alb, unabhängig von 
der Schutzwürdigkeit einzelner natürlicher Ressourcen, solche Freiräume zu erhalten, 
die 

- Siedlungskörper voneinander abgrenzen, 
- zur Durchlüftung und damit zur Verbesserung des Lokalklimas beitragen, 

- den freien Zugang zur unbebauten Landschaft ermöglichen, 

- freie (unbebaute) Landschaften miteinander und mit innerörtlichen Grünflächen ver-
binden, 

- für die siedlungsnahe Erholung wichtig sind sowie 

- wichtige ökologische Funktionen besitzen. 
 
Z (2) Große zusammenhängende Freiräume in der Region sind gemeindeübergreifend 

langfristig zu erhalten. Sie sind als regionale Grünzüge (Vorranggebiet) festgelegt und 
in der Raumnutzungskarte dargestellt. 

 
Z (3) Regionale Grünzüge, die als Vorranggebiet festgelegt sind, sollen von Besiedlung 

und anderen funktionswidrigen Nutzungen freigehalten werden.  
 
Z (4) Die Errichtung von Windkraftanlagen ist in regionalen Grünzügen (Vorranggebiet) 

unter folgenden Voraussetzungen zulässig:  

- Bei Vorliegen eines räumlichen Gesamtkonzeptes zur Festlegung von besonders 
geeigneten Gebieten für die Windkraftnutzung. 

- Liegt kein räumliches Gesamtkonzept vor, so sind Windkraftanlagen nur auf Stand-
orten zulässig, bei denen der Referenzertrag wenigstens 60 % erreicht.  

 
Z (5) Regionalbedeutsame Infrastruktureinrichtungen, für die ein öffentliches Interesse 

besteht, sind in regionalen Grünzügen (Vorranggebiet) ausnahmsweise zulässig, wenn 
sie außerhalb nicht verwirklicht werden können. Dies gilt auch für Vorhaben gemäß  
§ 35 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 6 Baugesetzbuch und für Schuppengebiete für nicht privile-
gierte Landbewirtschafter, für letztere unter folgenden Voraussetzungen:  

- Außerhalb der regionalen Grünzüge (Vorranggebiet) können keine geeigneten 
Standorte gefunden werden.  

- Die Nutzung bestehender landwirtschaftlicher Gebäude ist nicht möglich.  
- Nachweis des Bedarfs für die Unterbringung land- und forstwirtschaftlicher Maschi-

nen und Geräte zur Bewirtschaftung im Außenbereich.  
- Nachweis, dass die Landbewirtschafter jeweils wenigstens 1 ha Fläche im Außenbe-

reich bewirtschaften.  
- Nutzung der Schuppen nur für die Unterstellung von land- und forstwirtschaftlichen 

Geräten und Maschinen.  
- Landschaftsgerechte Ausführung möglichst in Ortsnähe.  

 
Z  (6) In der Raumnutzungskarte kommt es zu Überlagerungen von regionalen Grünzü-

gen (Vorranggebiet) mit Gebieten für Naturschutz und Landschaftspflege, Gebieten für 
Landwirtschaft, Gebieten für Forstwirtschaft, Gebieten zur Sicherung von Wasservor-
kommen, Gebieten für den vorbeugenden Hochwasserschutz, Gebieten für den Abbau 
oberflächennaher Rohstoffe und Gebieten zur Sicherung von Rohstoffen (jeweils Vor-
ranggebiete). Im Konfliktfall ist jeweils dem Naturschutz und der Landschaftspflege, der 
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Landwirtschaft, der Forstwirtschaft, dem vorbeugenden Hochwasserschutz sowie dem 
Rohstoffabbau und der Rohstoffsicherung der Vorrang einzuräumen. 

 
G (7) An Siedlungen angrenzend gibt es neben den als Vorranggebiet festgelegten 

regionalen Grünzügen auch regionale Grünzüge, die als Vorbehaltsgebiet festgelegt 
sind. Sie sind in der Raumnutzungskarte dargestellt. 

 
G (8) In den regionalen Grünzügen, die als Vorbehaltsgebiet festgelegt sind, soll durch 

die Träger der Bauleitplanung vor der Inanspruchnahme eine sorgfältige Abwägung 
zwischen den Belangen des Freiraums und der geplanten baulichen Nutzung statt-
finden.  

 
G (9) Im Rahmen der Bauleitplanung soll ein Verbund zwischen den innerörtlichen 

Grünflächen und dem Freiraum im Außenbereich angestrebt werden. Dabei ist darauf 
zu achten, dass Frischluftbahnen, die für eine Verbesserung des Siedlungsklimas von 
Bedeutung sind, nicht durch Gehölzpflanzungen in ihrer Funktion behindert werden. 
Durch Ausweisung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Boden, Gewässer, Natur und Landschaft können die landes- und regio-
nalplanerisch festgelegten Bereiche des Freiraumverbundes im Rahmen der Bauleit-
planung ergänzt werden. 

 
 

Begründung 
 
zu PS 3.1.1 G (1) 
Die anhaltende Inanspruchnahme der Landschaft durch Flächenumwidmung für bauliche Zwecke und für 
Freizeit- und Erholungseinrichtungen hat zu einer erheblichen Verminderung und zu weiteren Belastungen 
der naturnahen Freiräume in der Region Neckar-Alb geführt. Im Zeitraum 1989 - 2008 wurden insgesamt 
4.723 ha Freiraum für Siedlung und Verkehr in Anspruch genommen, ca. 28 % davon in den Jahren 2001 
bis 2004. Zwar ist die Flächeninanspruchnahme im Zeitraum 2005 bis 2008 deutlich zurückgegangen, die 
Region Neckar-Alb ist jedoch von dem von der Landesregierung anvisierten „Netto-Nullflächenverbrauch“ 
weit entfernt. Großflächige Freiräume sollen aufgrund ihrer Bedeutung für das Siedlungsklima, die Wohn-
qualität, die Naherholung und für einen ausgewogenen Landschaftshaushalt erhalten bleiben. 
 

 
Abb. 1: Flächenumwidmung in Siedlungs- und Verkehrsfläche in der Region Neckar-Alb im Zeit-

raum 1989 - 2008 
 
zu PS 3.1.1 Z (2) 
Große zusammenhängende Freiräume sind in der Region aufgrund ihrer siedlungs-, erholungs- und land-
schaftsbezogenen Funktionen als regionaler Grünzug (Vorranggebiet) festgelegt. Neben dem Ziel einer 
landschaftsangepassten Siedlungsentwicklung sollen die weitere Zerschneidung und Fragmentierung der 
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Landschaft mit den damit verbundenen Nachteilen für das Siedlungsklima, den Wohnwert, die Erholung 
und die natürlichen Ressourcen verhindert werden. Kriterien für die Festlegung regionaler Grünzüge sind: 
 

- größere, zusammenhängende und unzerschnittene Freiräume; 
- siedlungsgliedernde Freiräume zur Verhinderung von bandartig und flächenhaft ausufernden Sied-

lungsentwicklungen, in Bereichen, in denen keine Grünzäsuren festgelegt sind; 
- Freiräume mit besonderer Bedeutung für Klima und Lufthygiene der Siedlungen (Klima- und Immissi-

onsschutzzonen, Kaltluftentstehungs- und -abflussgebiete sowie Frischluftentstehungsgebiete in den 
verdichteten Teilräumen der Region); 

- siedlungsnahe Erholungsräume; 
- Verbundflächen zwischen innerörtlichen Grünflächen und den Freiräumen im Außenbereich. 
 
zu PS 3.1.1 Z (3) 
Die als Vorranggebiet festgelegten regionalen Grünzüge sind von Besiedlung und anderen funktionswidri-
gen Nutzungen freizuhalten. Dazu zählen Vorhaben, die bauliche Anlagen und Flächenversiegelung nach 
sich ziehen. Bezüglich kleinflächiger Erweiterungen im Siedlungsrandbereich ist in Anbetracht der Maß-
stäblichkeit der Raumnutzungskarte Folgendes relevant. Die Festlegungen in der Raumnutzungskarte sind 
gebietsscharf. Bei Planungen bzw. Vorhaben im Randbereich der Festlegungen erfolgt die parzellenschar-
fe Ausformung auf den der Regionalplanung nachgeordneten Ebenen (z. B. Bauleitplanung). Vor diesem 
Hintergrund können nach Einzelfallprüfung bei geschlossenen Siedlungen Arrondierungen bis zu 1 ha, bei 
Splittersiedlungen bis zu 0,5 ha zulässig sein. Bei bestehenden Einzelgebäuden und Anlagen im Außen-
bereich (z. B. Erholungseinrichtungen, Freizeitanlagen) sind, sofern sie nicht widerrechtlich errichtet wur-
den, Erweiterungen beziehungsweise Ausbauten im Rahmen der Bestandserhaltung und Modernisierung 
zulässig. 
 
zu PS 3.1.1 Z (4) 
Dem Ausbau der regenerativen Energien kommt im Zusammenhang mit dem Klimaschutz eine große 
Bedeutung zu. Nach den Klimaschutzkonzepten des Bundes und des Landes Baden-Württemberg soll die 
Nutzung der Windkraft dazu einen erheblichen Beitrag leisten. Diesem wird auch im Regionalplan Neckar-
Alb Rechnung getragen. Windkraftanlagen sind in regionalen Grünzügen (Vorranggebiet) in den Bereichen 
zulässig, die im Rahmen eines räumlichen Gesamtkonzeptes als besonders für die Windkraftnutzung ge-
eignet ermittelt wurden. Auf Ebene der Regionalplanung sind es die Gebiete für regionalbedeutsame 
Windkraftanlagen, auf Ebene der Bauleitplanung sind es Konzentrationszonen für Windenergieanlagen. 
Liegt kein räumliches Gesamtkonzept für die Festlegung von Gebieten für Windkraftanlagen vor, so sind 
Einzelanlagen in regionalen Grünzügen (Vorranggebiet) nur in Bereichen zulässig, in denen mindestens 
60 % des EEG-Referenzertrages erreicht werden können. 
 
Mit diesen Regelungen wird zum einen der besonderen landschaftlichen Situation in der Region Neckar-
Alb Rechnung getragen, zum anderen soll damit sichergestellt werden, dass die Region Neckar-Alb ihren 
Beitrag zum Ausbau der regenerativen Energien leisten kann und Windkraftanlagen nur in besonders ge-
eigneten Gebieten errichtet werden. Weitergehende Regelungen für der Regionalplanung nachgeordnete 
Planungsebenen werden als nicht erforderlich erachtet, da ein Großteil der Region durch Restriktionen 
von der Windkraftnutzung ausgeschlossen ist und nur auf einem relativ kleinen Teil der nicht durch Re-
striktionen belegten Flächen die Windhöffigkeit einen wirtschaftlichen Betrieb von Windkraftanlagen erwar-
ten lässt. Der Regionalverband wird zeitnah in einer Teilfortschreibung von Kapitel 4.2.4.1 des Regional-
plans Neckar-Alb 2013 Festlegungen zur Windkraftnutzung erarbeiten. 
 
Der Windkraftnutzung wird in regionalen Grünzügen (Vorranggebiet) unter den genannten Voraussetzun-
gen Vorrang vor dem Freiraumschutz eingeräumt. Die Errichtung von Windkraftanlagen hat zwar Eingriffe 
in den Freiraum zur Folge, hier wurde jedoch zugunsten des Klimaschutzes abgewogen. 
 
zu PS 3.1.1 Z (5) 
Besondere Probleme ergeben sich, wenn für regional bedeutsame Einrichtungen, für die ein öffentliches 
Interesse besteht, keine Standorte bzw. Trassen außerhalb der regionalen Grünzüge (Vorranggebiet) 
gefunden werden können (z. B. Pumpspeicherkraftwerke). Derartige Einrichtungen müssen in regionalen 
Grünzügen dann möglich sein, wenn sie außerhalb dieser Bereiche nicht verwirklicht werden können. 
Dabei ist allerdings die Beeinträchtigung so gering zu halten, dass der Freiraum seine Funktionen noch in 
ausreichendem Maß erfüllen kann. 
 
Auch privilegierte Vorhaben gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 6 Baugesetzbuch sind in regionalen Grünzü-
gen (Vorranggebiet) zulässig. Hier wird aus regionalplanerischer Sicht gegenüber der Freirauminan-
spruchnahme und der Zersiedelung der Landschaft zugunsten der privilegierten Vorhaben entschieden. 
Damit findet zudem Berücksichtigung, dass sich die dörflichen Gemeinden in den letzten Jahrzehnten 
immer mehr zu „Wohngemeinden“ entwickelt haben und die Wohnqualität in den Ortschaften durch den 
landwirtschaftlichen Betrieb (Lärm, Geruch) beeinträchtigt wird. Bezüglich der Bedeutung und der Aufga-
ben der Landwirtschaft in der Region wird auf Kapitel 3.2.3 verwiesen. 
 
Landwirtschaftliche Schuppengebiete sind zur Schonung der freien Landschaft vorrangig in räumlichem 
Bezug zu bestehenden Ortslagen oder anderen baulichen Anlagen auszuweisen. Ausnahmsweise können 
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Schuppenanlagen für nicht privilegierte Landbewirtschafter in regionalen Grünzügen (Vorranggebiet) zu-
lässig sein. Eine Erschließung mit Strom und Wasser ist unzulässig. Regionalplanerisch wurde hier zu-
gunsten der Landbewirtschaftung und Landschaftspflege abgewogen, da in der Region Neben- und Zuer-
werbslandwirte sowie „Gütlesbesitzer“ einen erheblichen Beitrag zur Offenhaltung und Pflege der Land-
schaft leisten, für die ein öffentliches Interesse besteht. Es wird darauf hingewiesen, dass derartige 
Schuppenanlagen rechtlich unzulässig sein können, wenn diese in naturschutzrechtlichen Schutzgebieten 
liegen. 
 
zu PS 3.1.1 Z (6) 
Stellenweise kommt es in der Raumnutzungskarte zur Überlagerung von regionalen Grünzügen (Vorrang-
gebiet) mit Vorranggebieten für Naturschutz und Landschaftspflege, Vorranggebieten für Landwirtschaft, 
Vorranggebieten für Forstwirtschaft, Vorranggebieten zur Sicherung von Wasservorkommen, Vorrangge-
bieten für den vorbeugenden Hochwasserschutz, Vorranggebieten für den Abbau oberflächennaher Roh-
stoffe und Vorranggebieten zur Sicherung von Rohstoffen. Das Verhältnis zwischen den sich überlagern-
den Zielaussagen ist widerspruchsfrei festzulegen.  
 
Die Ziele bezüglich der Vorranggebiete für Naturschutz und Landschaftspflege [PS 3.2.1 Z (3)] stehen in 
der Regel in keinem Widerspruch zu den Zielen bezüglich der regionalen Grünzüge (Vorranggebiet). Sollte 
es bezüglich der in Plansatz Z (5) genannten Ausnahmeregelungen in regionalen Grünzügen zu Konflikten 
kommen, so ist dem Naturschutz und der Landschaftspflege der Vorrang einzuräumen. 
 
Die Zielsetzungen bezüglich der Vorranggebiete für Landwirtschaft [PS 3.2.3 Z (3)] betreffen Flächen, die 
aufgrund der Bodengüte sowie infrastruktureller und betrieblicher Gegebenheiten von besonderer Bedeu-
tung für die Landwirtschaft sind. Sie sind für die landwirtschaftliche Nutzung zu sichern. Es ist nicht auszu-
schließen, dass durch eine intensive landwirtschaftliche Nutzung Ziele bezüglich der regionalen Grünzüge 
negativ betroffen sein können. Unter der Voraussetzung einer „guten fachlichen landwirtschaftlichen Pra-
xis“ ist im Konfliktfall aus regionalplanerischer Sicht der Landwirtschaft Vorrang vor den Zielen zu den 
regionalen Grünzügen einzuräumen. 
 
Die Zielsetzungen bezüglich der Vorranggebiete für Forstwirtschaft [PS 3.2.4 Z (2)] betreffen Waldflächen, 
die aufgrund ihres besonderen Standortpotenzials eine hohe Bedeutung für die forstliche Produktion ha-
ben. Zeitweilig kann es durch die forstliche Nutzung zu Konflikten mit den Zielsetzungen zu den regionalen 
Grünzügen kommen. Im Konfliktfall ist aus regionalplanerischer Sicht der Forstwirtschaft Vorrang vor den 
Zielen zu den regionalen Grünzügen einzuräumen. 
 
Die Ziele bezüglich der Vorranggebiete zur Sicherung von Wasservorkommen [PS 3.3 Z (4)] stehen in der 
Regel in keinem Widerspruch zu den Zielen bezüglich der regionalen Grünzüge (Vorranggebiet). Sollte es 
bezüglich der in Plansatz Z (5) genannten Ausnahmeregelungen in regionalen Grünzügen zu Konflikten 
kommen, so ist der Sicherung der Wasservorkommen der Vorrang einzuräumen. 
 
In den Vorranggebieten für den vorbeugenden Hochwasserschutz wird der natürlichen Rückhaltung des 
Niederschlagswassers eine hohe Bedeutung beigemessen. Die Gebiete sind insbesondere von Bebauung 
freizuhalten, Neubau und Ausbau von Straßen sollen vermieden werden. Die hierzu festgelegten Ziele [PS 
3.4 Z (3)] stehen in der Regel in keinem Widerspruch zu den Zielen bezüglich der regionalen Grünzüge. 
Sollte es bezüglich der in Plansatz Z (5) genannten Ausnahmeregelungen in regionalen Grünzügen zu 
Konflikten kommen, so ist dem vorbeugenden Hochwasserschutz der Vorrang einzuräumen. 
 
Die Zielsetzungen bezüglich der Vorranggebiete für den Abbau oberflächennaher Rohstoffe [PS 3.5.1 Z 
(2)] stehen teilweise den Festlegungen zu den regionalen Grünzügen (Vorranggebiet) entgegen. In den 
Gebieten ist die Errichtung von baulichen Anlagen eine Grundvoraussetzung für den Abbaubetrieb. Die 
Erholung ist innerhalb der Gebiete weitgehend ausgeschlossen, in der Umgebung ist sie beeinträchtigt. 
Auswirkungen auf die Wohn- und Wohnumfeldqualität nahe gelegener Siedlungen sind in Einzelfällen 
nicht auszuschließen. Es besteht jedoch ein Bedarf an Rohstoffen, der gedeckt werden muss. Die Regio-
nalplanung hat entsprechende Rahmenbedingungen zu schaffen und Abwägungen zutreffen. Entspre-
chende Sicherheitsabstände wurden eingehalten. Bei konkurrierenden Zielsetzungen zwischen den regio-
nalen Grünzügen (Vorranggebiet) und den Vorranggebieten für den Abbau von Rohstoffen ist der Roh-
stoffgewinnung aus regionalplanerischer Sicht Vorrang gegenüber den Zielen zu den regionalen Grünzü-
gen einzuräumen. Nach Beendigung des Abbaus erlangen die Zielsetzungen bezüglich der regionalen 
Grünzüge (Vorranggebiet) ihre volle Gültigkeit (Ausnahmeregelungen hinsichtlich Photovoltaikanlagen 
siehe Kapitel 4.2.4.3). 
 
Durch die Vorranggebiete zur Sicherung von Rohstoffen sollen besonders für den Rohstoffbau geeignete 
Flächen von Planungen und Maßnahmen freigehalten werden, die einen späteren Rohstoffabbau er-
schweren oder unmöglich machen würden. In diesen Gebieten ist für die Wirkungsdauer des Regional-
plans kein Abbau vorgesehen. Die hierzu festgelegten Ziele [PS 3.5.2 Z (1)] stehen in der Regel in keinem 
Widerspruch zu den Zielen bezüglich der regionalen Grünzüge. Sollte es bezüglich der in Plansatz Z (5) 
genannten Ausnahmeregelungen in regionalen Grünzügen zu Konflikten kommen, so ist der Rohstoffsi-
cherung der Vorrang einzuräumen. 
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zu PS 3.1.1 G (7) 
Um im Rahmen der Siedlungsentwicklung zu einem sensibleren Umgang mit den Belangen des Freiraums 
zu kommen, werden zwischen den regionalen Grünzügen (Vorranggebiet) und den Siedlungsrändern re-
gionale Grünzüge als Vorbehaltsgebiet festgelegt. Sie sind Grundsatz der Raumordnung. 
 
zu PS 3.1.1 G (8) 
Die als Vorbehaltsgebiet festgelegten regionalen Grünzüge sind bei geplanten Siedlungstätigkeiten im 
Rahmen der kommunalen Planungshoheit durch die Träger der Bauleitplanung in der Abwägung oder bei 
der Ermessensausübung zu berücksichtigen (LplG § 4 Abs. 2). 
 
zu PS 3.1.1 G (9) 
Die regionalen Grünzüge sollen durch einen Verbund mit den innerörtlichen Grünflächen, z. B. entlang von 
Fließgewässern, ergänzt werden. Dabei ist vor allem auf die Freihaltung von Frischluftbahnen zu achten. 
Die Schaffung einer solchen Grünflächenvernetzung kann mit einer Nutzungskonzeption für bestehende 
Baulücken verbunden werden. Ergänzend wird auf die Regelung in PS 5.1.4 Landesentwicklungsplan 
2002 verwiesen, nach der auf Ebene der Bauleitplanung mittels eines Instrumentariums des Baugesetz-
buches weitere Ergänzungen des Freiraumverbundes möglich sind. 
 
 
3.1.2 Grünzäsuren 

 
Z (1) In der Region sind ungegliederte, bandartige Siedlungsentwicklungen, die zu einem 

Zusammenwachsen von Städten, Gemeinden und Ortsteilen führen, zu vermeiden. 
Dazu sind siedlungsgliedernde Freiräume als Grünzäsuren (Vorranggebiet) festgelegt 
(Tabelle 8) und in der Raumnutzungskarte dargestellt. 

 
Z (2) Grünzäsuren sind kleinere Freiräume zur Vermeidung des Zusammenwachsens 

von Siedlungen und für siedlungsnahe Ausgleichs- und Erholungsfunktionen. Die 
Grünzäsuren sollen von Besiedlung und anderen funktionswidrigen Nutzungen freige-
halten werden. 

 
Z (3) In der Raumnutzungskarte kommt es zu Überlagerungen von Grünzäsuren 

(Vorranggebiet) mit Vorranggebieten für Landwirtschaft. Den Zielen bezüglich der 
Grünzäsuren ist im Konfliktfall der Vorrang vor der Landwirtschaft einzuräumen. 
 
 
Begründung 
 
zu PS 3.1.2 Z (1) 
In Folge der enormen Siedlungsentwicklung der letzten Jahrzehnte sind vermehrt Siedlungen aufeinander 
zugewachsen. Die Festlegung von Grünzäsuren ist dann notwendig, wenn der Abstand zwischen zwei 
Siedlungskörpern geringer als etwa 1.500 m (Ländlicher Raum) bzw. 750 m (verdichtete Teilräume) ist. 
Diese Orientierungswerte beruhen auf der Erfahrung, dass Freiräume eine Mindestausdehnung brauchen, 
um ihre Funktionen wirksam erfüllen zu können. Sie sollten also an den Stellen, wo der Abstand zwischen 
Siedlungen bereits relativ gering ist, nicht weiter eingeengt werden. 
 
In Tabelle 8 sind die Grünzäsuren mit ihrer Lage zwischen den Ortschaften aufgelistet. 
 
Tabelle 8: Grünzäsuren in der Region Neckar-Alb 
 

Stadt/Gemeinde Lage Grünzäsur min. Abstand [m] 
(gem. FNP) 

Albstadt Lautlingen - Laufen 530 
Albstadt Ebingen - Lautlingen 160 
Albstadt Pfeffingen - Margrethausen 670 
Albstadt Tailfingen - Onstmettingen 160 
Ammerbuch Pfäffingen Nord - Pfäffingen Süd 70 
Ammerbuch Poltringen - Pfäffingen 520 
Bad Urach Hengen - Wittlingen 1260 
Bad Urach Bad Urach - Georgi-Siedlung 370 
Bad Urach, Dettingen a. d. E. Bad Urach - Dettingen a. d. E. 670 
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Fortsetzung Tabelle 8 
Stadt/Gemeinde Lage Grünzäsur min. Abstand [m] 

(gem. FNP) 
Bad Urach, St. Johann Sirchingen - Upfingen 550 
Balingen Balingen - Ostdorf/Engstlatt 330/400 
Balingen Endingen - Erzingen 280 
Balingen Weilstetten - Roßwangen 720 
Balingen Dürrwangen - Stockenhausen 270 
Balingen Zillhausen - Streichen 540 
Bisingen Bisingen - Thanheim 170 
Bisingen Wessingen - Zimmern 290 
Bisingen, Grosselfingen Bisingen - Grosselfingen 670 
Bodelshausen Bodelshausen - Bechtoldsweiler 530 
Bodelshausen Bodelshausen - Oberhausen 190 
Burladingen Killer - Starzeln 80 
Burladingen Hausen - Starzeln 160 
Burladingen Hausen - Burladingen 1410 
Burladingen Hörschwag - Stetten 1060 
Burladingen Salmendingen - Melchingen 800 
Burladingen, Trochtelfingen Hörschwag - Hausen 490 
Dettingen a. d. Erms Dettingen/Erms - Buchhalde 320 
Dußlingen Dußlingen - Hönisch 140 
Engstingen, Lichtenstein Klein-/Großengstingen - Traifelberg 1010/1380 
Geislingen Erlaheim - Binsdorf 700 
Gomadingen Marbach - Schelmenbühl - Dapfen 420/160 
Gomadingen Gomadingen - Steingebronn 810 
Gomadingen Gomadingen - Offenhausen 620 
Gomadingen Dapfen - Wasserstetten 650 
Gomaringen, Dußlingen Gomaringen - Hönisch 350 
Gomaringen, Dußlingen Gomaringen - Dußlingen 470 
Haigerloch Bittelbronn - Weildorf 820 
Haigerloch Stetten - Owingen 840 
Haigerloch Haigerloch - Gruol 1590 
Hayingen Indelhausen - Weiler 730 
Hayingen Anhausen - Indelhausen 60 
Hechingen Sickingen - Stein GE 100 
Hechingen Stein - Stein GE/Hechingen 300/230 
Hechingen GE Nasswasen - Hechingen/Sickingen/Stein 180/610/200 
Hechingen Hechingen - Boll 470 
Hechingen, Bisingen Hechingen - Bisingen 170 
Hechingen, Bodelshausen Stein GE - Bodelshausen 210 
Hechingen, Bodelshausen Sickingen - Bodelshausen 210 
Hohenstein Meidelstetten - Bernloch 1260 
Kirchentellinsfurt, Wannweil Kirchentellinsfurt - Wannweil 0/680 
Kusterdingen Wankheim - Mähringen 540 
Kusterdingen Mähringen - Immenhausen 170 
Mehrstetten Mehrstetten - Ziegelhof 280 
Meßstetten Oberdigisheim - Unterdigisheim 600 
Meßstetten Tieringen - Oberdigisheim 1590 
Meßstetten Meßstetten - Meßstetten Ost 550 
Meßstetten Meßstetten - Meßstetten Nord 70 
Metzingen Neuhausen - Hartsiedlung 190 
Metzingen Neuhausen Hartsiedlung - Glems 730 
Metzingen, Dettingen a. d. E. Metzingen - Dettingen a. d. E. 450 
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Fortsetzung Tabelle 8 
Stadt/Gemeinde Lage Grünzäsur min. Abstand [m] 

(gem. FNP) 
Metzingen, Grafenberg Metzingen - Grafenberg 320 
Metzingen, Riederich Metzingen - Riederich 140 
Mössingen Mössingen - Bästenhardt 0/120 
Mössingen, Nehren Mössingen - Nehren 680 
Mössingen, Ofterdingen Mössingen - Ofterdingen 100 
Münsingen Böttingen - Auingen (Langenwag/Altes Lager) 480 
Münsingen Münsingen - Tailfingen 840 
Münsingen Rietheim - Dottingen 540 
Münsingen Buttenhausen - Hundersingen 550 
Münsingen Hundersingen - Bichishausen 800 
Münsingen Bichishausen - Gundelfingen 650 
Münsingen Bremelau - Dürrenstetten 1620 
Ofterdingen, Nehren Ofterdingen - Nehren 580 
Pfronstetten Pfronstetten - Aichstetten 1300 
Pfronstetten Aichstetten - Tigerfeld 970 
Pfronstetten Geisingen - Huldstetten 490 
Pfullingen, Eningen u. A. Pfullingen - Eningen u. A. 60 
Pfullingen, Unterhausen Pfullingen - Unterhausen 700 
Pliezhausen Gniebel - Dörnach 400 
Pliezhausen Pliezhausen - Dörnach 420 
Pliezhausen, Walddorfhäslach Gniebel - Walddorf 120 
Pliezhausen, Walddorfhäslach Dörnach - Walddorf 500 
Rangendingen, Haigerloch Höfendorf - Hart 690 
Rangendingen, Hirrlingen Bietenhausen - Hirrlingen 650 
Reutlingen Altenburg - Rommelsbach/Oferdingen 0/540 
Reutlingen Rommelsbach – Orschel-Hagen 60/0 
Reutlingen Rommelsbach - Oferdingen 110 
Reutlingen Reutlingen - Degerschlacht 440 
Reutlingen Gönningen - Bronnweiler 420 
Reutlingen Sickenhausen - Altenburg 260 
Reutlingen, Eningen u. A. Reutlingen - Eningen u. A. 320 
Reutlingen, Kirchentellinsfurt Degerschlacht - Kirchentellinsfurt 640 
Reutlingen, Kusterdingen Reutlingen - Jettenburg 130 
Reutlingen, Pliezhausen Mittelstadt - Pliezhausen 310 
Reutlingen, Wannweil Betzingen - Wannweil 300 
Rosenfeld Bickelsberg - Brittheim 430 
Rosenfeld Rosenfeld - Bickelsberg 280 
Rosenfeld Heiligenzimmern - Sägmühle 370 
Rosenfeld Rosenfeld - Isingen 460 
Rosenfeld, Dautmergen Täbingen - Dautmergen 410 
Rottenburg a. N. Eckenweiler - Liebfrauenhöhe 80 
Rottenburg a. N., Ammerbuch Oberndorf - Poltringen 640 
Schömberg, Dotternhausen Schömberg - Dotternhausen 1480 
Schömberg, Weilen u. d. R. Schömberg - Schörzingen - Weilen u. d. R. 880/700 
Sonnenbühl Willmandingen - Undingen 1130 
Sonnenbühl Undingen - Genkingen 510 
Sonnenbühl Erpfingen Feriendorf - Gruppenloch-Hardt 680 
Sonnenbühl Erpfingen - Stetten 1380 
St. Johann Würtingen - Bleichstetten 120 
St. Johann Gächingen - Lonsingen 230 
St. Johann Upfingen - Lonsingen 710 
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Fortsetzung Tabelle 8 
Stadt/Gemeinde Lage Grünzäsur min. Abstand [m] 

(gem. FNP) 
St. Johann Würtingen - Ohnastetten 1370 
Starzach Felldorf - Bierlingen 1020 
Starzach Bierlingen - Wachendorf 1120 
Starzach Sulzau - Schloss Weitenburg 600 
Starzach Wachendorf - Wachendorf Nord 410 
Straßberg Straßberg - Kaiseringen 770 
Trochtelfingen Trochtelfingen - Steinhilben 1040 
Trochtelfingen Trochtelfingen - Mägerkingen 1030 
Tübingen Kilchberg - Bühl 0/520 
Tübingen Kilchberg - Weilheim 760 
Tübingen Tübingen - Weilheim 400 
Tübingen Tübingen - Hagelloch 620 
Tübingen, Ammerbuch Unterjesingen - Pfäffingen 520/280 
Walddorfhäslach Walddorf - Häslach 260 
Winterlingen Winterlingen - Benzingen 620 
Winterlingen, Straßberg Winterlingen - Straßberg 180 
Zwiefalten Zwiefalten - Gossenzugen 620 
Zwiefalten Zwiefalten - Baach 280 

 
zu PS 3.1.2 Z (2) 
Die als Vorranggebiet festgelegten Grünzäsuren sind von Besiedlung und anderen funktionswidrigen Nut-
zungen freizuhalten. Dazu zählen neben Wohnungsbau und gewerblicher Nutzung auch Sport- und Frei-
zeiteinrichtungen, die bauliche Anlagen und Flächenversiegelung nach sich ziehen. 
 
Eine Öffnung der Grünzäsuren für Windkraftanlagen wird nicht vorgenommen. Grünzäsuren sind in be-
sonders sensiblen Freiräumen zwischen Siedlungen festgelegt. In diesen Bereichen wirken bauliche Anla-
gen im besonderen Maße landschaftszersiedelnd und einschränkend auf die Funktionen der Grünzäsuren. 
Dem Landschaftsbild und der siedlungsnahen Ausgleichs- und Erholungsfunktion wird hier der Vorrang 
gegenüber der Windkraftnutzung eingeräumt. 
 
zu PS 3.1.2 Z (3) 
Stellenweise kommt es in der Raumnutzungskarte zur Überlagerung von Grünzäsuren (Vorranggebiet) mit 
Vorranggebieten für Naturschutz und Landschaftspflege, Vorranggebieten für Landwirtschaft und Vor-
ranggebieten für den vorbeugenden Hochwasserschutz. Das Verhältnis zwischen den sich überlagernden 
Zielaussagen ist widerspruchsfrei festzulegen.  
 
Die Ziele bezüglich der Vorranggebiete für Naturschutz und Landschaftspflege [PS 3.2.1 Z (3)] und der 
Vorranggebiete für den vorbeugenden Hochwasserschutz [PS 3.4 Z (2)] stehen in keinem Widerspruch zu 
den Zielen bezüglich der Grünzäsuren. 
 
Die Zielsetzungen bezüglich der Vorranggebiete für Landwirtschaft [PS 3.2.3 Z (3)] betreffen Flächen, die 
aufgrund der Bodengüte sowie infrastruktureller und betrieblicher Gegebenheiten von besonderer Bedeu-
tung für die Landwirtschaft sind. Sie sind für die landwirtschaftliche Nutzung zu sichern. Es ist nicht auszu-
schließen, dass durch eine intensive landwirtschaftliche Nutzung Ziele bezüglich der Grünzäsuren negativ 
betroffen sein können. Da es sich bei den Grünzäsuren um besonders sensible, siedlungsnahe Freiräume 
handelt, ist im Konfliktfall aus regionalplanerischer Sicht den diesbezüglichen Zielen der Vorrang vor der 
Landwirtschaft einzuräumen. 
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3.2 Gebiete für besonderen Freiraumschutz 
 

3.2.1 Gebiete für Naturschutz und Landschaftspflege 
 
G (1) Um die Vielfalt von Natur und Landschaft und damit die Regenerationsfähigkeit des 

Naturhaushalts in der Region Neckar-Alb zu erhalten und zu verbessern, sind bei 
raumbeanspruchenden Maßnahmen verstärkt die Belange von Naturschutz und Land-
schaftspflege zu berücksichtigen. Insbesondere ist eine weitere Reduzierung und Zer-
stückelung der freien Landschaft zu vermeiden. 

 
G (2) Wild lebende Tiere und wild wachsende Pflanzen sowie ihre Lebensgemeinschaf-

ten sind als Teil des Naturhaushalts in ihrer natürlichen und historisch gewachsenen 
Artenvielfalt zu schützen; ihre Lebensräume sowie ihre Lebensbedingungen sind zu 
erhalten, zu entwickeln oder wiederherzustellen.  

 
Z (3) Gebiete, die für die Erhaltung einer artenreichen und standorttypischen Pflanzen- 

und Tierwelt und damit für die langfristige Sicherung landschaftlicher Eigenarten sowie 
für die Regenerationsfähigkeit des Naturhaushalts eine besondere Bedeutung haben, 
sind zusammenhängend im Verbund zu schützen. Sie sind als Vorranggebiete für Na-
turschutz und Landschaftspflege festgelegt und in der Raumnutzungskarte dargestellt. 
In den Vorranggebieten für Naturschutz und Landschaftspflege sind andere raumbe-
deutsame Nutzungen und Funktionen ausgeschlossen, soweit sie mit den vorrangigen 
Nutzungen, Funktionen oder Zielen der Raumordnung bezüglich Naturschutz und 
Landschaftspflege nicht vereinbar sind. 

 
Z (4) Die Errichtung von Windkraftanlagen ist in Teilbereichen der Gebiete für Natur-

schutz und Landschaftspflege ausnahmsweise unter folgenden Voraussetzungen zu-
lässig:  
- Nach Einzelfallprüfung in den Verbindungsgliedern des regionalen Biotopverbundes 

(siehe Beikarte 4 zu Kapitel 3.2.1 im Anhang) und 
- dort nur auf Standorten, bei denen wenigstens 80 % des EEG-Referenzertrages er-

reicht werden können. 
Dies gilt bei Vorliegen und Fehlen eines Gesamtkonzeptes zur Festlegung von beson-
ders geeigneten Gebieten für die Windkraftnutzung. 

 
G (5) Die Vorranggebiete für Naturschutz und Landschaftspflege bilden zusammen mit 

den Wäldern und naturnahen Fließgewässern einen erweiterten Biotopverbund; er wird 
durch die Gebiete für den vorbeugenden Hochwasserschutz (Kapitel 3.4) ergänzt. 

 
G (6) Wichtige Teile des Biotopverbundes in der Landschaft sind regional bedeutsame 

Wildtierkorridore. Eine Einschränkung der Passierbarkeit für Wildtiere ist in diesen Be-
reichen zu vermeiden. Bei Planungen und Maßnahmen ist grundsätzlich zu prüfen, ob 
eine Verbesserung der Durchgängigkeit durch unterstützende Maßnahmen erreicht 
werden kann. 

 
Z (7) Das Biosphärengebiet Schwäbische Alb ist seit Mai 2009 als UNESCO-

Biosphärenreservat anerkannt. Es ist in seiner Funktion als Lebensraum für die Tier- 
und Pflanzenwelt sowie als Lebens-, Kultur- und Erholungsraum für die Menschen zu 
erhalten und zu entwickeln. Bestrebungen zu einer nachhaltigen Entwicklung in ökolo-
gischer, ökonomischer und sozialer Hinsicht sollen unterstützt werden. 

 
Z (8) Die Naturparke Schönbuch und Obere Donau sind in ihrer Funktion als Lebens-

raum für die frei lebende Tier- und Pflanzenwelt sowie als Lebens-, Kultur- und Erho-
lungsraum für den Menschen zu erhalten und zu entwickeln. 
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G (9) Streuobstbestände sind in ihrer ökologischen, wirtschaftlichen und kulturhistori-
schen Bedeutung langfristig zu erhalten und zu entwickeln. Hierbei sind insbesondere 
wirtschaftlich tragfähige, umweltschonende Nutzungsweisen, die Vermarktung regiona-
ler Streuobstprodukte, die Einrichtung eines Streuobstkompetenzzentrums sowie be-
wusstseinsbildende Maßnahmen zu unterstützen. 

 
G (10) Das Neckartal soll aufgrund seiner übergeordneten Bedeutung als Kultur-, Natur- 

und Erholungsraum als regionsübergreifender Freiraum im Sinne eines regionalen 
Landschaftsparks entwickelt werden. 

 
 

Begründung 
 
zu PS 3.2.1 G (1) und G (2) 
Vielfalt und Eigenart und damit die Qualität von Natur und Landschaft werden nach wie vor durch die Tä-
tigkeiten des Menschen direkt und indirekt beeinflusst. Schädlich sind die Flächeninanspruchnahme durch 
Siedlungs- und Infrastrukturvorhaben, die hohe Dichte der Verkehrswege und des Verkehrsaufkommens 
sowie Nähr- und Schadstoffimmissionen. In den letzten Jahren hat die zunehmende Bedeutung von Bio-
masse zur Energiegewinnung zu verstärkten Konflikten mit dem Arten-, Biotop-, Landschafts- und Gewäs-
serschutz geführt. Es erfolgte eine Intensivierung der landwirtschaftlichen Nutzung (Flächenausdehnung, 
Düngung, Herbizideinsatz, Häufigkeit der Maßnahmen, Fruchtfolge) im Zuge des dafür bevorzugten 
Maisanbaus. Des Weiteren wirkte sich in den letzten Jahrzehnten nicht nur die Intensivierung der landwirt-
schaftlichen Bewirtschaftung negativ auf die wild lebenden Tier- und Pflanzenarten und -gemeinschaften 
aus, sondern auch die Aufgabe der landwirtschaftlichen Nutzung auf Ungunststandorten. Diese Standorte 
wurden aufgeforstet oder blieben sich selbst überlassen. In diesen Fällen verschwinden über kurz oder 
lang die oftmals artenreichen Lebensgemeinschaften mit seltenen und gefährdeten Arten.  
 
zu PS 3.2.1 Z (3) 
Damit der Naturhaushalt langfristig regenerationsfähig bleibt und die Landschaft in ihrer Eigenart und Viel-
falt erhalten werden kann, müssen bei allen Planungen und Maßnahmen die Belange des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege in ihren ökologischen Zusammenhängen, d. h. über den singulären Arten-
schutz hinaus, berücksichtigt werden. Einen wesentlichen Beitrag zur Erhaltung der Tier- und Pflanzenwelt 
in den aus Naturschutzsicht wertvollen Gebieten leisten die Landwirtschaft und die Forstwirtschaft im Zuge 
von Landschaftspflegemaßnahmen. 
 
Besonders wertvolle und gefährdete Arten und Lebensräume werden rechtlich i. d. R. durch Gesetze und 
Rechtsverordnungen nach dem Naturschutzgesetz und dem Waldgesetz gesichert. Der langfristig erfor-
derliche umfassende Vorsorgeschutz der Landschaft ist jedoch nicht allein durch die Festlegung von 
Schutzgebieten zu erreichen, sondern muss verstärkt auch durch raumordnerische Mittel angestrebt wer-
den (PS 5.1.2 LEP 2002 und Landesnaturschutzgesetz). Im Vordergrund steht dabei die Notwendigkeit 
des Verbundes wertvoller Landschaftsbestandteile, was die Regenerationsfähigkeit der Lebensräume und 
damit ihre Stabilität langfristig sichern soll. Dazu sind Vorranggebiete für Naturschutz und Landschafts-
pflege festgelegt, die einen regionalen Biotopverbund bilden.  
 
Die Erarbeitung des regionalen Biotopverbundkonzepts erfolgte im Zuge der parallel laufenden Land-
schaftsrahmenplanung. Das dort erarbeitete Konzept ist in die Festlegung der Vorranggebiete für Natur-
schutz und Landschaftspflege eingeflossen. Damit wird der landesweite Biotopverbund konkretisiert, des-
sen Flächen im regionalen Biotopverbund der Region Neckar-Alb enthalten sind. Dieser gliedert sich in 
Kernflächen, Verbindungsflächen und Verbindungsglieder (siehe Beikarte 4 zu Kapitel 3.2.1 im Anhang). 
Die Kernflächen umfassen durch Rechtsverordnungen und Gesetze gesicherte Flächen: FFH-Gebiete, 
Vogelschutzgebiete, Naturschutzgebiete, Kernzonen und Pflegezonen des Biosphärengebiets, § 32-
Biotope, Bannwälder, Schonwälder, Waldbiotope, flächenhafte Naturdenkmale (Beikarten 1 und 2 zu Kapi-
tel 3.2.1 im Anhang). Einzelne Bereiche der Pflegezonen des Biosphärengebiets Schwäbische Alb sowie 
der Vogelschutzgebiete wurden nicht als wertvolle Gebiete für Naturschutz und Landschaftspflege festge-
legt. Hier wurde bei sehr günstigen Nutzungsvoraussetzungen aus regionalplanerischer Sicht der Land-
wirtschaft und der Forstwirtschaft ein Vorrang eingeräumt. Sofern die Flächen für den Wasserrückhalt von 
besonderer Bedeutung sind, wurde zu Gunsten des vorbeugenden Hochwasserschutzes abgewogen. Im 
Falle von Abbaustellen, die inmitten von Vogelschutzgebieten liegen, wurde dem Rohstoffabbau Vorrang 
vor dem Naturschutz und der Landschaftspflege eingeräumt. In allen Fällen wird auf eine umweltschonen-
de Nutzung verwiesen. Als Verbindungsflächen wurden wertvolle, nicht durch oben genannte Rechtsver-
ordnungen gesicherte Streuobstwiesen, Heiden, Sümpfe, Stillgewässer, Fließgewässer, Feldgehölze und 
Geotope sowie teilweise regional und überregional bedeutsame Wildtierkorridore (Beikarte 3 zu Kapitel 
3.2.1 im Anhang) aufgenommen. Das Mosaik aus Kernflächen und Verbindungsflächen wurde durch so-
genannte Verbindungsglieder zu einem möglichst zusammenhängenden Verbundsystem geschlossen. Als 
Verbindungsglieder wurden bevorzugt Grünland, Laubwald, Fließgewässer und Gehölzstreifen gewählt. 
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Insbesondere Fließgewässer und Auen, die sich in einem guten ökologischen Zustand befinden, sind 
wichtige Vernetzungsstrukturen in der Landschaft. Gewässerrandstreifen unterstützen hierbei die bio-
topvernetzende Wirkung der Fließgewässer. An vielen Fließgewässern der Region fehlen ausreichend 
breite Gewässerrandstreifen. Damit ist deren biotopvernetzende Wirkung eingeschränkt. Dieses Defizit ist 
durch die Einrichtung von Gewässerrandstreifen zu beheben. Primär sind hierbei Fließgewässer zu be-
handeln, die im regionalen Biotopverbund liegen. 
 
Das regionale Biotopverbundkonzept kann als fachliche Grundlage im Rahmen der Eingriffs-Ausgleichs-
regelung bzw. des Ökokontos herangezogen werden. Ziel muss es sein, außerhalb von Schutzgebieten 
liegende Flächen des regionalen Biotopverbunds durch entsprechende Nutzungen oder Maßnahmen öko-
logisch aufzuwerten und damit ihre biotopvernetzende Funktion zu verbessern. Diese Flächen können im 
Sinne der Ökokontoverordnung als ökokontofähige Flächen für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen her-
angezogen werden. Die konkrete Ausgestaltung muss auf kommunaler Ebene mit Hilfe der Fachbehörden 
erfolgen. Gute Möglichkeiten zur Verwirklichung von Maßnahmen bieten Flurneuordnungsverfahren, Ge-
wässerentwicklungsplanungen sowie Maßnahmen zur Extensivierung der landwirtschaftlichen Bodennut-
zung und die Durchführung von Biotopvernetzungen nach den Landschaftspflegerichtlinien des Ministeri-
ums für Ernährung und Ländlichen Raum Baden-Württemberg vom 14. März 2008. 
 
zu PS 3.2.1 Z (4) 
Nach den Klimaschutzkonzepten des Bundes und des Landes Baden-Württemberg hat der Klimaschutz 
und in diesem Zusammenhang der Ausbau der regenerativen Energien eine große Bedeutung. Die Nut-
zung der Windkraft kann dazu einen erheblichen Beitrag leisten. Diesem wird auch im Regionalplan 
Neckar-Alb Rechnung getragen. Windkraftanlagen sind in Gebieten für Naturschutz und Landschaftspfle-
ge im Bereich der in Flächennutzungsplänen ausgewiesenen Konzentrationszonen für Windenergieanla-
gen unter folgenden Voraussetzungen ausnahmsweise zulässig: 
- Ausnahmen sind nur zulässig in den sogenannten Verbindungsgliedern des regionalen Biotopverbunds, 

die Teil der Gebiete für Naturschutz und Landschaftspflege sind. Diese sind in Beikarte 4 zu Kapitel 
3.2.1 (siehe Anhang) dargestellt. 

- Im Zuge einer Einzelfallprüfung muss nachgewiesen werden, dass der Biotopverbund durch die Errich-
tung von Windkraftanlagen erhalten bleibt und dass seltene und gefährdete Tierarten durch die geplan-
ten Windkraftanlagen nicht negativ betroffen sind. 

- Außerdem muss ein Nachweis für günstige Windverhältnisse mit einem EEG-Referenzertrag von we-
nigsten 80 % erbracht werden. Zur Erbringung des „Nachweises“ über den Referenzertrag bzw. die 
Windhöffigkeit sind die Daten des Windatlasses Baden-Württemberg ausreichend. 

Aufgrund der Bedeutung der Verbindungsglieder im bestehenden bzw. anzustrebenden landschaftlichen 
Biotopverbund werden bei den Gebieten für Naturschutz und Landschaftspflege die Anforderungen an den 
Referenzertrag höher gesetzt. Durch die Ausnahmeregelung sollen weitere Möglichkeiten zum Ausbau der 
regenerativen Energien in der Region Neckar-Alb geschaffen werden. Dem Klimaschutz wird in diesen 
weniger wertvollen Teilbereichen der Gebiete für Naturschutz und Landschaftspflege unter den genannten 
Voraussetzungen ausnahmsweise der Vorrang vor den regionalplanerischen Zielen von Naturschutz und 
Landschaftspflege eingeräumt. 
 
zu PS 3.2.1 G (5) 
Fließgewässer und Wälder haben in der Landschaft wichtige Funktionen als Vernetzungsstrukturen. Die-
sem Umstand soll in einem erweiterten Biotopverbund Rechnung getragen werden. Als lineare Strukturen 
durchziehen Fließgewässer die Landschaft. Sowohl der Wasserkörper als auch die begleitende Vegetation 
sind Lebens- und Rückzugsraum für viele Tier- und Pflanzenarten, insbesondere in der landwirtschaftlich 
geprägten Kulturlandschaft. Im Regionalplan wurden sie nicht durchgehend in die Gebiete für Naturschutz 
und Landschaftspflege integriert. Dem vorbeugenden Hochwasserschutz wurde in Niederungen von grö-
ßeren Bächen und bei Flüssen (siehe Kapitel 3.4) aus regionalplanerischer Sicht der Vorrang vor Natur-
schutz und Landschaftspflege eingeräumt. 
 
Die biotopvernetzende Funktion der Wälder spielt für viele Arten eine entscheidende Rolle. Große Wälder 
fungieren als Lebens- und Rückzugsraum, kleinere Wälder als sogenannte Trittsteine für wandernde Ar-
ten. Der Bedeutung des Waldes für die Erhaltung der Biodiversität wurde in den letzten Jahrzehnten durch 
den Umbau der Wälder in Mischbestände sowie durch eine naturnahe Waldwirtschaft Rechnung getragen. 
Teile der Wälder (z. B. Bannwälder, Alt- und Totholzinseln) sind aus Artenschutz- und Biotopschutzgrün-
den vollständig aus der Nutzung genommen oder unterliegen einer reduzierten Nutzung (Schonwälder, 
Biotopschutzwälder, ARB-Bestände). Wälder ergänzen den regionalen Biotopverbund, sofern sie nicht 
durch diesen bereits erfasst sind. Die Ziele und Grundsätze bezüglich der Gebiete für Naturschutz und 
Landschaftspflege sollen im Wald durch die naturnahe Waldwirtschaft und im Offenland durch schonende 
landwirtschaftliche Nutzungen und Pflegemaßnahmen unterstützt werden. 
 
Seit Oktober 2012 gibt es einen „Fachplan Landesweiter Biotopverbund“, (http://www.lubw.baden-
wuerttemberg.de/servlet/is/ 216970/), der das Offenland behandelt. Auch dieser sollte bei Planungen und 
Maßnahmen Berücksichtigung finden. Ziel des landesweiten Biotopverbunds ist, neben der nachhaltigen 
Sicherung heimischer Arten, Lebensgemeinschaften und ihrer Lebensräume ökologische Wechselbezie-
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hungen in der Landschaft zu bewahren, wieder herzustellen und zu entwickeln. Der Biotopverbund ge-
währleistet in stark zersiedelten und zerschnittenen Landschaften den genetischen Austausch zwischen 
den Populationen und ermöglicht Ausbreitungs- und Wiederbesiedlungsprozesse. Diese sind auch im 
Hinblick auf die durch den Klimawandel hervorgerufenen Arealverschiebungen bei einer Reihe von Arten 
von besonderer Bedeutung. 
 
zu PS 3.2.1 G (6) 
Der Erhaltung und Verbesserung der Durchgängigkeit von Wildtierkorridoren kommt im Biotopverbund 
eine besondere Bedeutung zu. Diese sind für Wildtiere Rückzugsräume und Wanderrouten durch die viel-
fach intensiv genutzte Kulturlandschaft. Ziel ist die Erhaltung der Durchlässigkeit der Landschaft für Tierar-
ten für großräumige Wanderbewegungen. Insbesondere im Verdichtungsraum und bei großen und vielbe-
fahrenen Verkehrstrassen wirken diese noch übrig gebliebenen Korridore des Biotopverbundes gegen 
eine Verinselung der Lebensräume.  
 
Die Wildtierkorridore in der Region Neckar-Alb wurden auf Basis des Generalwildwegeplans erstellt. Mit 
Unterstützung des Landesjagdverbands Baden-Württemberg e. V. und unter Einbeziehung von Angaben 
des Landkreises Tübingen und der Diplomarbeit von S. Petzold, Hochschule für Forstwirtschaft Rotten-
burg, wurden die Wildtierkorridore des Generalwildwegeplans konkretisiert. Sie sind in Beikarte 3 zu Kapi-
tel 3.2.1 (siehe Anhang) dargestellt. Die Darstellungen haben hinweisenden Charakter. Bei konkreten 
Planungen sind genauere Analysen erforderlich. Da es sich bei den Wildtierkorridoren um ein großflächi-
ges Konzept handelt, ist dieses in Anlehnung an die Angaben der Forstlichen Versuchs- und Forschungs-
anstalt Baden-Württemberg grenzüberschreitend abzustimmen. 
 
Insbesondere in den verdichteten Teilräumen der Region und entlang von Verkehrstrassen mit hohem 
Verkehrsaufkommen ist mit einer deutlich eingeschränkten Durchgängigkeit für Wildtiere zu rechnen. Art-
typische Wanderungen und genetischer Austausch sind erschwert. Seit Jahren kommt es im Bereich von 
Wildwechseln zu Verkehrsunfällen mit zum Teil erheblichen Schäden. Eine Verschlechterung der Situation 
durch Siedlungserweiterungen oder den Ausbau von Verkehrstrassen erhöht lokal das Unfallrisiko und 
birgt die Gefahr der Verinselung und Schrumpfung von Tierpopulationen. Von einer Verbesserung der 
Situation profitiert nicht nur die Tierwelt, sondern auch der Mensch. Als Möglichkeiten zur Verbesserung 
sind im Falle von Planungen und Maßnahmen im Bereich der regional bedeutsamen Wildtierkorridore der 
Bau von Grünbrücken und Durchlässen sowie unterstützende Bepflanzungsmaßnahmen zu prüfen und 
gegebenenfalls umzusetzen. 
 
zu PS 3.2.1 Z (7) 
Die Aufgabe der militärischen Nutzung des Truppenübungsplatzes Münsingen eröffnete die Möglichkeit für 
die Einrichtung eines Biosphärengebiets auf der Schwäbischen Alb und im Albvorland. Das Biosphären-
gebiet Schwäbische Alb wurde im Januar 2008 gegründet; seit Mai 2009 ist es als UNESCO-
Biosphärenreservat anerkannt. Das Gebiet ist somit anerkannte Modellregion, in der die nachhaltige Ent-
wicklung in ökologischer, ökonomischer und sozialer Hinsicht exemplarisch verwirklicht werden soll. Ge-
mäß § 25 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) dienen Biosphärenreservate „vornehmlich der 
Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung einer durch hergebrachte vielfältige Nutzung geprägten 
Landschaft und der darin historisch gewachsenen Arten- und Biotopvielfalt …“. Einem erweiterten Ansatz 
(siehe dazu http://www.biosphaerengebiet-alb.de) zufolge sind Biosphärenreservate Modellregionen mit 
hoher Aufenthalts- und Lebensqualität, in denen aufgezeigt wird, wie Wirtschaft, Siedlungstätigkeit und 
Tourismus zusammen mit den Belangen von Natur und Umwelt gemeinsam innovativ fortentwickelt wer-
den können. Dies gilt es auch von regionalplanerischer Seite zu unterstützen. 
 
Das Biosphärengebiet Schwäbische Alb ist eine Entwicklungschance für die gesamte Region Neckar-Alb. 
Alle regionalen Kräfte bemühen sich gemeinsam, ein ausgewogenes Verhältnis zwischen der Bewahrung 
der natürlichen Ressourcen und einer erfolgreichen wirtschaftlichen Nutzung zu erreichen. Wichtigste 
naturräumliche Grundlage ist das großflächige Vorkommen extensiv genutzten Grünlandes einschließlich 
Kalkmagerrasen sowie naturnaher Laubmischwälder. Dem Vorrang von Naturschutz und Landschaftspfle-
ge in den Kernzonen und Pflegezonen wird auf regionalplanerischer Ebene durch die Festlegung der ent-
sprechenden Flächen als Vorranggebiete für Naturschutz und Landschaftspflege Rechnung getragen. 
Über den Naturschutz und die Landschaftspflege hinaus werden durch regionalplanerische Ziele und 
Grundsätze zur Bodenerhaltung, zur Landwirtschaft, zur Forstwirtschaft und zur Erholung weitere Anliegen 
des Biosphärengebietes unterstützt. Im Übrigen wird auf die „Verordnung des Ministeriums für Ernährung 
und Ländlichen Raum über das Biosphärengebiet Schwäbische Alb“ vom 31. Januar 2008 (GBl. S. 88) 
verwiesen. 
 
zu PS 3.2.1 Z (8) 
Mit den Naturparken Schönbuch (seit 1972) und Obere Donau (seit 1980, Erweiterung 2005) hat die Regi-
on Neckar-Alb Anteil an naturräumlich und kulturlandschaftlich besonders bedeutsamen Landschaften. 
Erholung, umweltgerechte Landnutzungen, Naturschutz und Landschaftspflege spielen eine wichtige Rol-
le. Die Rahmenbedingungen für die Erhaltung und Entwicklung der Landschaften werden in den Rechts-
verordnungen zu den Naturparken geregelt. Diese werden von Seiten der Regionalplanung unterstützt. 
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zu PS 3.2.1 G (9) 
Die große Bedeutung von Streuobstbeständen ergibt sich insbesondere aus folgenden Funktionen: Le-
bensraum für Tiere und Pflanzen, Ausgleichsfunktion im Landschaftswasserhaushalt, Frischluftentste-
hungsgebiete, Kulturlandschaft, Landschaftsbild, Erholung und Tourismus, Wirtschaft (Rohstoffbasis für 
Fruchtsaftkeltereien, Brennereien, Essigfabriken, Tafelobst... ). 
 
Aufgrund des Strukturwandels in der Landwirtschaft und des Wandels der Agrarmärkte ist die Bewirtschaf-
tung von Streuobstbeständen in den letzten Jahren und Jahrzehnten nicht mehr rentabel gewesen. In der 
Folge wurden Bewirtschaftung und Pflege der Bäume und des Unterwuchses vernachlässigt. Dies bedingt 
eine zunehmende Vergreisung und einen stetigen Rückgang der Baumbestände, wie Untersuchungen des 
Ministeriums für Ernährung und Ländlichen Raum aus dem Jahr 2009 belegen. Aktuell ist dieses deshalb 
so gravierend, weil viele Bestände sehr alt sind und jüngere Pflanzungen vielfach fehlen. In 10 bis 20 Jah-
ren wird ein weiterer massiver Rückgang von Streuobstbeständen befürchtet. 
 
Die Region Neckar-Alb hat einen maßgeblichen Anteil an einem der größten zusammenhängenden Streu-
obstgebiete Europas. Der Obstbau hat in diesem Gebiet eine lange Tradition und zeichnet sich durch ein 
breites Spektrum an verschiedenen Obstkulturen aus. Ausgedehnte Streuobstwiesen mit einer Vielzahl 
alter Sorten, Sonderkulturen wie Kirschen bis hin zu Wildobstvorkommen prägen diesen Raum und bieten 
Einheimischen und Gästen ein Stück Erholung in einer intakten Landschaft. Aus diesen Gründen haben 
regionsübergreifend die Landkreise Böblingen, Esslingen, Göppingen, Reutlingen, Tübingen und Zoller-
nalbkreis sowie zahlreiche Kommunen, Verbände, Vereine, Betriebe und Privatpersonen am 22.05.2012 
den Verein „Schwäbisches Streuobstparadies e. V.“ gegründet, mit dem Ziel, diese besondere Kulturland-
schaft mit ihren vielfältigen ökologischen und touristischen Funktionen zu erhalten und weiter zu entwi-
ckeln. Nur durch gemeinsame Anstrengungen des Landes, der Kommunen, der Verbände und weiterer 
Akteure und im Zusammenhang mit einer Steigerung der Wertschätzung der Streuobstwiesen und der 
Wertschöpfung aus dem Streuobstbau kann die langfristige Erhaltung dieser Kulturlandschaft gelingen. 
Initiativen zur Erhaltung und Förderung der Streuobstwiesen und des Streuobstbaus sind zu unterstützen.  
 
Die Erhaltung der Streuobstbestände ist nur über wirtschaftlich tragfähige, umweltschonende Nutzungs-
weisen möglich. Unabdingbar sind hierbei die fachgerechte Baumpflege und Neupflanzungen, vorzugs-
weise von hochstämmigen Obstbäumen. Als Unternutzung kommen vor allem Gras- und Heugewinnung 
sowie Beweidung in Betracht. Pflanzenschutzmittel- und Düngemitteleinsatz sind, falls erforderlich, auf das 
unbedingt notwendige Maß zu beschränken. Garant für die Nutzung der Streuobstwiesen und damit auch 
für deren Erhaltung sind wirtschaftlich tragfähige Nutzungskonzepte. Dabei müssen Arten-, Biotop- und 
Landschaftsschutz gebührend Berücksichtigung finden. Ebenso bedeutsam sind in diesem Zusammen-
hang die Bewusstseinsbildung zur Bedeutung der Streuobstwiesen und ihrer Produkte sowie die Weiter-
gabe des Wissens und der praktischen Kenntnisse des Streuobstbaus. Alternative Nutzungsweisen, neue 
Streuobstprodukte und die touristische „Nutzung“ der Streuobstwiesen, wie sie beispielsweise im Rahmen 
von PLENUM, Life+ und Biosphärengebiet Schwäbische Alb oder auch von Einzelinitiativen umgesetzt 
werden, bieten dafür gute Beispiele. Diese gilt es auszubauen und zu koordinieren. Einen wesentlichen 
Beitrag kann dabei ein Streuobstkompetenzzentrum leisten, das die verschiedenen Aktivitäten bündelt und 
neue Impulse gibt. 
 
Wissenschaftliche Untersuchungen an der Universität Freiburg sehen als wirtschaftlich attraktive Alternati-
ve zum Streuobstbau die Wertholz erzeugende Agroforstwirtschaft. Ähnlich den Streuobstwiesen werden 
hierbei aufgeastete Einzelbäume (z. B. Ahorn, Esche, Kirsche, Walnuss) in verstreuter Lage genutzt und 
nach 50 - 80 Jahren geerntet. Durch die den Streuobstwiesen ähnliche Nutzungsweise können flächig 
teilweise wichtige Funktionen von Streuobstwiesen und ein ähnliches Landschaftsbild erhalten werden. 
Durch ein naturschutzorientiertes Management kann dies verbessert werden. 
 
zu PS 3.2.1 G (10) 
Auf Landesebene wird ein durchgehender „Landschaftspark Neckartal“ von der Quelle des Neckars bei 
Villingen-Schwenningen bis zu seiner Mündung in den Rhein angestrebt. Der Neckar und die Kulturland-
schaften des Neckartals sollen in ihrer ökologischen, ökonomischen und sozialen Bedeutung erhalten, 
aufgewertet und besser ins Bewusstsein der Bevölkerung gebracht werden. Mit dem Masterplan Neckar 
liegt für das Neckartal in der Region Neckar-Alb eine Konzeption des Regionalverbands Neckar-Alb vor. 
Die Grenze des „Landschaftsparks Neckartal“ ist in Beikarte 1 zu Kapitel 3.2.1 (siehe Anhang) dargestellt. 
Der Landschaftspark Neckartal ist auch als regionaler und überregionaler Kooperationsraum und als För-
derkulisse zu verstehen. Die Konzeption des Regionalverbands Neckar-Alb soll zusammen mit den Kom-
munen und weiteren Akteuren konkretisiert, entsprechende Maßnahmen können beispielsweise mittels 
Förderprogrammen umgesetzt werden. 
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3.2.2 Gebiete für Bodenerhaltung 
 
G (1) Der Boden ist so zu behandeln, dass er seine vielfältigen Funktionen als  

- Lebensraum für Organismen (Tiere, Pflanzen, Pilze, Bakterien),  
- Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaumedium für stoffliche Einwirkungen,  
- Filter-, Puffer- und Stoffumwandlungsmedium zum Schutz des Grundwassers,  
- Wasserrückhalteraum zur Regelung des Wasserabflusses,  
- Produktionsgrundlage für Nahrungs- und Futtermittel sowie pflanzliche Rohstoffe 
 

dauerhaft erfüllen kann, seine Standsicherheit erhalten bleibt und Rutschungsprozesse 
möglichst ausgeschlossen werden können.  

 
G (2) Zum Schutz des Bodens und wichtiger Bodenfunktionen sind Vorbehaltsgebiete für 

Bodenerhaltung festgelegt und in der Raumnutzungskarte dargestellt. In den Vorbe-
haltsgebieten für Bodenerhaltung hat der Schutz der Böden bei der Abwägung mit 
konkurrierenden raumbedeutsamen Nutzungen ein besonderes Gewicht. 

 
G (3) Folgende Grundsätze sind in den Vorbehaltsgebieten für Bodenerhaltung zu 

beachten: 
 

- In den stark erosionsgefährdeten Bereichen sind bei einer ackerbaulichen Nutzung 
Vorkehrungen zum Erosionsschutz zu treffen, bei forstwirtschaftlicher Nutzung ist 
eine dauerhafte Bestockung mit vorwiegend standortheimischen Baumarten sowie 
einer möglichst bodendeckenden Vegetation anzustreben. 

 

- In den stark rutschungsgefährdeten Bereichen sind destabilisierende Eingriffe in 
den Boden zu unterlassen oder, wenn Eingriffe unumgänglich sind, Maßnahmen 
zur Hangsicherung zu treffen. 

 

- Bei Böden mit hoher Filter- und Pufferkapazität, mit hoher Ausgleichswirkung im 
Wasserhaushalt und mit hohem natürlichem Ertragspotenzial sind großflächige Ab-
tragungen und Versiegelung möglichst zu vermeiden. Die Landnutzung ist so aus-
zurichten, dass die Verdichtung der Böden und eine Kontaminierung mit Schadstof-
fen unterbleiben oder möglichst gering gehalten werden. 

 
G (4) Bei erforderlichen baulichen Maßnahmen ist die Flächeninanspruchnahme und 

damit die Zerstörung und Versiegelung des Bodens auf ein Minimum zu beschränken. 
Insbesondere sind bauliche Maßnahmen soweit wie möglich auf solche Gebiete zu 
konzentrieren, die für bestimmte bodenabhängige Nutzungen und Funktionen eine ge-
ringere Bedeutung haben.  

 
G (5) Zur Erhaltung der Bodenstruktur und damit zum Schutz des Wassers und der 

Nahrungskette sind Schadstoffeinträge in den Boden sowie Bodenschäden durch Ver-
dichtungen zu vermeiden. 

 
 

Begründung 
 
zu PS 3.2.2 G (1) 
Böden erfüllen eine Vielzahl von Funktionen im Naturhaushalt und für die menschliche Gesellschaft. In 
einem hochindustrialisierten und dicht besiedelten Land wie der Bundesrepublik Deutschland werden viel-
fältige Nutzungsansprüche an die Böden gestellt. Gleichzeitig sind Böden leicht zerstörbar und nicht ver-
mehrbar. Im Widerstreit der Nutzungen muss die begrenzte Ressource Boden daher so behandelt werden, 
dass sie ihre Funktionen optimal erfüllen kann. Der Boden ist äußerst wichtig für die Nahrungsmittel- und 
Rohstoffproduktion, als Filter- und Puffermedium für Schadstoffe zum Schutz des Grundwassers, als Stau-
raum für Substanzen und als Lebensraum für Organismen. Die Standsicherheit des Bodens muss gewähr-
leistet bleiben, da infolge von Rutschungen bedeutsame Raumnutzungen und Funktionen beeinträchtigt 
oder zerstört werden können.  
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Siedlungsentwicklung sowie Neu- und Ausbau von Verkehrswegen und Infrastruktur können zu Beein-
trächtigungen bis hin zum Verlust wichtiger Bodenfunktionen führen. Die Regionalplanung hat Vorsorge für 
eine Schonung der besonders wertvollen Böden sowie eine Reduzierung der Inanspruchnahme dieser 
nicht vermehrbaren natürlichen Ressource zu treffen. Dies betrifft nicht nur die Inanspruchnahme durch 
Siedlung, Verkehr und Infrastruktur, sondern auch die Bewirtschaftung von Böden. Gerade angesichts des 
Klimawandels mit zunehmenden Starkregenereignissen und längeren Trockenperioden müssen Boden-
funktionen bei Vorhaben verstärkt in die Abwägung einbezogen werden. Folgende Einwirkungen stellen 
eine Bedrohung für Böden dar: Zerstörung durch Abtrag, Kontamination, Versiegelung, Verdichtung, 
Rückgang der organischen Substanz, Reduzierung der Artenvielfalt, Versalzung und Überflutung.  
 
zu PS 3.2.2 G (2) und G (3) 
Zum Schutz des Bodens und der Bodenfunktionen sind Vorbehaltsgebiete für Bodenerhaltung nach fol-
genden Kriterien festgelegt: 
 

- Erosionsgefährdung: Durch Erosion werden wichtige Bodenfunktionen beeinträchtigt oder gehen mit 
dem abgetragenen Boden unwiederbringlich verloren. Ursache für Erosion ist vielfach eine nicht 
standortgerechte Nutzung. In die Vorbehaltsgebiete für Bodenerhaltung sind deshalb Bereiche einbe-
zogen, die bei unsachgemäßer Nutzung stark erosionsgefährdet sind (siehe Beikarte 1 zu Kapitel 
3.2.2 im Anhang). Es handelt sich zum einen um Offenlandbereiche mit einer Hangneigung ab 9 %, 
zum anderen um Bodenschutzwald aus der Waldfunktionenkartierung. Des Weiteren sind aktuelle 
und potenzielle Überschwemmungsflächen einbezogen, da hier im Falle eines Hochwassers mit Bo-
denerosion zu rechnen ist. Letzteres ist insbesondere vor dem Hintergrund zunehmender Starknie-
derschläge in Folge des Klimawandels zu sehen. Die Region Neckar-Alb zeichnet sich durch eine 
bewegte Topographie aus. Teile der Region weisen Hanglagen auf, die besonders erosionsgefährdet 
sind. Bei wasserbedingter Erosion ist neben dem Verlust des Oberbodens auch eine Belastung der 
Fließgewässer mit Nährstoffen sowie mit organischer und mineralischer Substanz die Folge.  

 

- Rutschungsgefährdung: In der Region Neckar-Alb sind aufgrund der geologischen Verhältnisse ins-
besondere Bereiche am Rand und im Vorland der Schwäbischen Alb durch Rutschungen gefährdet. 
Auf der Zeitachse sind langsame Gleitbewegungen des Bodens von abrupt auftretenden Massenab-
gängen zu unterscheiden, wobei kaum prognostizierbar ist, wann die langsamen, gleichmäßigen Pro-
zesse sich abrupt beschleunigen. Der Klimawandel wirkt sich vielfältig auf diese Prozesse aus. Seine 
Wirkungen sind hierbei entweder unmittelbar (z. B. veränderte Niederschlags- und Schneeverhältnis-
se) oder mittelbar (z. B. durch die Destabilisierung von Hängen durch Sturmwurf). Aktuelle For-
schungsergebnisse prognostizieren eine steigende Häufigkeit von diesen gravitativen Massenbewe-
gungen in Folge des Klimawandels. 

 

 Eine planerische Vorsorge ist neben der Erhaltung des Bodens und der Bodenfunktionen auch für den 
Schutz von Siedlungs- und Verkehrsflächen wichtig. Aus diesen Gründen sind stark rutschungsge-
fährdete Bereiche (siehe Beikarte 1 zu Kapitel 3.2.2 im Anhang) in die Vorbehaltsgebiete für Boden-
erhaltung einbezogen. Damit erhalten Fachbehörden und Kommunen Informationen über die Lage 
solcher Gebiete und können im Falle von Planungen Erfordernisse für besondere geologische Unter-
suchungen ableiten. Durch die Freihaltung stark rutschungsgefährdeter Bereiche von Bebauung und 
Infrastruktureinrichtungen - und damit von destabilisierenden Eingriffen - kann die Rutschungsgefahr 
und damit auch das Risiko von Schäden an bestehenden Baukörpern und Infrastruktureinrichtungen 
vermieden oder vermindert werden. Eine Inanspruchnahme dieser Gebiete bedarf einer besonderen 
Begründung. 

 

 Bei den stark rutschungsgefährdeten Bereichen handelt es sich maßgeblich um Hanglagen mit tonrei-
chen Böden, für die im Rahmen des BMBF-Forschungsprojekts ILEWS (Integrated Landslide Early 
Warning Systems) eine besonders hohe Rutschungsgefährdung ermittelt wurde. Sie wurden unab-
hängig von der derzeitigen Bodennutzung auf der Grundlage einer nachgewiesenen Hangrut-
schungsgefährdung abgegrenzt. 

 

- Filter- und Pufferkapazität: Die Filter- und Pufferfunktion beschreibt die Fähigkeit der verschiedenen 
Bodengesellschaften, eingetragene Schadstoffe auf dem Weg durch den Boden in das Grundwasser 
durch physiko-chemische Adsorption und Reaktion sowie biologischen Stoffumbau festzuhalten oder 
zu neutralisieren. Die aufgenommenen Schadstoffe bleiben, sofern sie nicht durch Bodenorganismen 
abgebaut werden, bis zur Ausschöpfung der Filter- und Pufferkapazität im Boden, bevor sie in das 
Grundwasser abgegeben werden. Bei andauernden Immissionen besteht daher die Gefahr, dass die-
se Böden als Schadstoffsenke fungieren und Bodenbelastungen auftreten, die zum Beispiel landwirt-
schaftliche Nutzungen auf diesen Flächen nicht mehr ermöglichen. Dies betrifft Böden mit geringer 
Filter- und Pufferkapazität noch mehr als Böden, die eine hohe diesbezügliche Leistungsfähigkeit 
aufweisen. Auch in diesem Punkt ist regionalplanerisch Vorsorge zu treffen. Deshalb sind in die Vor-
behaltsgebiete für Bodenerhaltung diejenigen Gebiete einbezogen, in denen die Böden eine hohe bis 
sehr hohe Filter- und Pufferkapazität für Schadstoffe besitzen (siehe Beikarte 2 zu Kapitel 3.2.2 im 
Anhang). Datengrundlage hierbei sind Angaben des Landesamtes für Geologie, Rohstoffe und Berg-
bau Baden-Württemberg (1998). 

 

- Ausgleichskörper im Wasserhaushalt: Unversiegelter Boden hat die Fähigkeit, Niederschlagswasser 
aufzunehmen, zu speichern und zeitlich verzögert an die Atmosphäre, an die Vegetation, an die Vor-
fluter oder an das Grundwasser abzugeben. Boden wirkt damit ausgleichend auf den Wasserhaushalt 
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und wirkt der Entstehung von Hochwasser entgegen. Es ist daher darauf zu achten, dass Böden mit 
einer hohen Infiltrations- und Speicherfähigkeit in ihrer Funktion erhalten bleiben. Bereiche mit Böden, 
die als Ausgleichskörper im Wasserhaushalt eine hohe Bedeutung haben (siehe Beikarte 2 zu Kapitel 
3.2.2 im Anhang), sind in die Vorbehaltsgebiete für Bodenerhaltung übernommen. Datengrundlage 
hierbei sind Angaben des Landesamtes für Geologie, Rohstoffe und Bergbau Baden-Württemberg 
(1998). 

 

- Hohes natürliches Ertragspotenzial: Neben dem Wasser stellen Böden die Grundlage für unsere Zivi-
lisation dar. Sie sind demnach auch nach ihrer Nutzungseignung zu bewerten. Böden mit besonders 
hoher Fruchtbarkeit bzw. hohem Ertragspotenzial sind auch künftig möglichst für die landwirtschaftli-
che und forstwirtschaftliche Nutzung, d. h. maßgeblich zur Produktion von Biomasse, zu erhalten. Die 
Regionalplanung kann hierbei Vorsorge treffen. Bereiche mit Böden mit einem hohen natürlichen Er-
tragspotenzial sind in die Gebiete für Bodenerhaltung einbezogen (siehe Beikarte 2 zu Kapitel 3.2.2 
im Anhang). Datengrundlage bilden Angaben der Landwirtschaftsämter der Landkreise Reutlingen, 
Tübingen und Zollernalbkreis sowie der Forstdirektion des Regierungspräsidiums Tübingen. 

 
zu PS 3.2.2 G (4) 
Im Zuge der Weiterentwicklung der Region Neckar-Alb wird es auch in Zukunft im Rahmen von baulichen 
Maßnahmen zur Inanspruchnahme von Böden kommen. Im Rahmen der Plan-Umweltprüfung und der 
Umweltverträglichkeitsprüfung werden Möglichkeiten der Vermeidung und Verringerung von negativen 
Umweltauswirkungen aufgezeigt. Diese sind im Sinne der Bodenerhaltung nach Möglichkeit umzusetzen. 
 
zu PS 3.2.2 G (5) 
Im Rahmen der landbaulichen Bodennutzung, aber auch im Zuge von baulichen Maßnahmen kann es zu 
Schadstoffeinträgen in den Boden und zu Bodenverdichtungen kommen. Zum Schutz des Bodens, des 
Wassers und der Lebewelt ist auf eine verstärkte Einhaltung der entsprechenden rechtlichen Vorgaben zu 
achten. 
 
Die Festlegungen des Regionalplans bilden nur einen Teil des Bodenschutzes. Sie werden wie folgt er-
gänzt: 
 

- In der Landwirtschaft z. B. durch Regelungen über Dauergrünland und Ackerflächen, zur Fruchtfolge 
und zur Anwendung von Dünge- bzw. Pflanzenbehandlungsmitteln;  

- in der Flurneuordnung durch die Berücksichtigung der Funktionen und Empfindlichkeiten der Böden 
bei der Neueinteilung der Flur;  

- im Naturschutz z. B. durch die Bestimmung geeigneter Pflegemaßnahmen für die Erhaltung bestimm-
ter Biotope;  

- in der Wasserwirtschaft z. B. durch Maßnahmen zur Regelung des Wasserabflusses (Festlegung von 
Überschwemmungsgebieten oder Bau von Hochwasserrückhaltebecken) und durch die Festsetzung 
von Wasserschutzgebieten mit Auflagen;  

- in der Forstwirtschaft z. B. durch eine dem Bodenschutz dienende Art der Waldbewirtschaftung, wie 
sie in den ausgewiesenen Bodenschutzwäldern vorgenommen wird;  

- beim Rohstoffabbau z. B. durch eine optimale Ausnutzung vorhandener Abbaustätten und hinrei-
chende Wiederherstellung der natürlichen Bodenfunktionen bei der Rekultivierung;  

- bei Tiefbaumaßnahmen durch das Ausbringen des abgetragenen, wertvollen Oberbodens auf land-
wirtschaftliche Nutzflächen mit geringeren Bodenwertigkeiten. 
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3.2.3 Gebiete für Landwirtschaft 
 
G (1) Die Landwirtschaft ist in allen Teilen der Region Neckar-Alb so zu unterstützen, 

dass sie langfristig ihre wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und landschaftspflegeri-
schen Aufgaben erfüllen kann. Dabei sind die Grenzen der Belastbarkeit des Natur-
haushalts, insbesondere der Naturgüter Boden und Wasser, zu beachten. 

 
N (2) Die für eine landwirtschaftliche Nutzung gut geeigneten Böden und Standorte, die 

eine ökonomisch und ökologisch effiziente Produktion ermöglichen, sollen als zentrale 
Produktionsgrundlage geschont werden; sie dürfen nur in unabweisbar notwendigem 
Umfang für andere Nutzungen vorgesehen werden. Die Bodengüte ist dauerhaft zu 
bewahren. 

 
Z (3) Flächen, die aufgrund der Bodengüte sowie infrastruktureller und betrieblicher 

Gegebenheiten besondere Bedeutung für die Landwirtschaft haben, sind für die land-
wirtschaftliche Nutzung zu sichern. Sie sind als Vorranggebiete für Landwirtschaft fest-
gelegt und in der Raumnutzungskarte dargestellt. In den Vorranggebieten für Landwirt-
schaft sind andere raumbedeutsame Nutzungen ausgeschlossen, soweit sie mit der 
landwirtschaftlichen Nutzung der Flächen nicht vereinbar sind. 

 
Z (4) Die Errichtung von Windkraftanlagen ist in Vorranggebieten für Landwirtschaft unter 

folgenden Voraussetzungen zulässig: 
- Bei Vorliegen eines räumlichen Gesamtkonzeptes zur Festlegung von besonders 

geeigneten Gebieten für die Windkraftnutzung. 
- Liegt kein räumliches Gesamtkonzept vor, so sind Windkraftanlagen nur auf Stand-

orten zulässig, bei denen wenigstens 60 % des EEG-Referenzertrages erreicht wer-
den können. 

 
G (5) Die Landwirtschaft soll über die Sicherung ertragreicher Böden hinaus durch einen 

integrativen Ansatz gefördert werden, der die Erzeugung von pflanzlichen Rohstoffen, 
die Vermarktung hochqualitativer regionaler Produkte und die Einbindung der Land-
wirtschaft in einen landschaftsbezogenen Tourismus beinhaltet. Entsprechende regio-
nale Kooperationen sowie die Etablierung einer Dachmarke sind zu fördern. 

 
G (6) Das Programm PLENUM, das Biosphärengebiet Schwäbische Alb sowie entspre-

chende sonstige Ansätze einer integrativen Landwirtschaft sind zu unterstützen und 
weiter zu entwickeln. 

 
G (7) Besondere Bedeutung kommt der Erhaltung von Grünlandgebieten, insbesondere 

auf der Schwäbischen Alb und im Neckartal, zu. Entsprechende Maßnahmen sind zu 
fördern. 

 
G (8) In den Gebieten für Landwirtschaft sind Flächen mit ökologischen Ausgleichsfunkti-

onen zu erhalten sowie im Rahmen von Flurneuordnungsverfahren und kommunalen 
Initiativen lokale Biotopvernetzungen anzustreben, soweit es die Möglichkeiten der 
Landbewirtschaftung zulassen. 

 
 

Begründung 
 
zu PS 3.2.3 G (1) 
Auch in der Region Neckar-Alb ist der agrarstrukturelle Wandel nach wie vor in vollem Gange. Der seit 
Jahrzehnten anhaltende Rückgang der landwirtschaftlichen Betriebe (seit 1979 um über 70 %) hält un-
vermindert an. Es besteht die Gefahr, dass bei weiterer Abnahme die weniger ertragreichen Flächen aus 
der landwirtschaftlichen Nutzung fallen und damit die charakteristische Vielfalt und die Eigenart der Land-
schaft der Region Neckar-Alb verloren gehen.  
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Trotz des gravierenden Strukturwandels seit den 1960er Jahren nimmt die Landwirtschaft nach wie vor 
wichtige Funktionen wahr. Mit der Produktion von Nahrungsmitteln und nachwachsenden Rohstoffen wird 
sie auch künftig ein wesentlicher Faktor im Wirtschaftsgefüge der Region sein. Sie erfüllt außerdem land-
schaftspflegerische Aufgaben und schafft damit eine wichtige Voraussetzung für die Erhaltung der Kultur-
landschaft. Dies betrifft nicht nur die hoch produktiven Flächen, sondern auch solche, die aus Sicht des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege bedeutend sind; sie dienen häufig auch der Erholung und dem 
Tourismus. 
 
Deshalb muss es das Bestreben sein, die Landwirtschaft auf allen Ebenen zu unterstützen, damit mög-
lichst viele landwirtschaftliche Betriebe erhalten bleiben. Den wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und land-
schaftspflegerischen Aufgaben kann die Landwirtschaft langfristig nur dann gerecht werden, wenn ihre 
Belange bei konkurrierenden Raumnutzungen ausreichend berücksichtigt werden. 
 
Damit ertragreiche Böden erhalten bleiben, hat sich die landwirtschaftliche Nutzung am Prinzip der Nach-
haltigkeit zu orientieren. Die Grenzen der Belastbarkeit des Naturhaushalts sind zu beachten. Ein einge-
schränkter Vorrang für die Landwirtschaft in den Vorranggebieten für Landwirtschaft ergibt sich in Wasser-
schutzgebieten, insbesondere in der engeren Wasserschutzzone II. Nutzungseinschränkungen sind gege-
benenfalls einzuhalten. 
 
zu PS 3.2.3 N (2) 
Die Landwirtschaft kann ihre Aufgaben nur dann erfüllen, wenn entsprechende räumliche, bodenbezoge-
ne, betriebs- und flurstrukturelle Voraussetzungen vorliegen. Für die landwirtschaftliche Nutzung gut ge-
eignete Böden und Standorte sollen als zentrale Produktionsgrundlagen geschont und nur in unabweisbar 
notwendigem Umfang für andere Nutzungen vorgesehen werden. Gerade aufgrund der in den Räumen 
mit hohem Siedlungsdruck zu erkennenden Mehrfachansprüche an die Flur ist eine langfristig gesicherte, 
ökonomische Bewirtschaftung durch landwirtschaftliche Betriebe letztlich Voraussetzung für eine verbrau-
chernahe Versorgung und die Sicherung der vielfältigen Funktionen der Landwirtschaft. 
 
zu PS 3.2.3 Z (3) 
Im Rahmen der Regionalplanung sind die Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass sich die Landwirt-
schaft als leistungsfähiger Wirtschaftszweig entwickeln kann und dazu beiträgt, die natürlichen Lebens-
grundlagen zu schützen sowie Natur und Landschaft zu pflegen und zu gestalten. Neben Klima und Relief 
kommt der Bodengüte in der Landwirtschaft eine große Bedeutung zu. Im Regionalplan sind deshalb die 
besonders ertragreichen Böden, die in der Flurbilanz als Vorrangflur I ausgewiesen sind, zusammen mit 
hofnahen Wirtschaftsflächen als Vorranggebiete für Landwirtschaft festgelegt. Damit sollen in ausreichen-
dem Umfang wertvolle Flächen für die Landwirtschaft gesichert werden.  
 
zu PS 3.2.3 Z (4) 
Nach den Klimaschutzkonzepten des Bundes und des Landes Baden-Württemberg hat der Klimaschutz 
und in diesem Zusammenhang der Ausbau der regenerativen Energien eine große Bedeutung. Die Nut-
zung der Windkraft kann dazu einen erheblichen Beitrag leisten. Diesem wird auch im Regionalplan 
Neckar-Alb Rechnung getragen. Windkraftanlagen sind in Gebieten für Landwirtschaft in den Bereichen 
zulässig, die im Rahmen eines räumlichen Gesamtkonzeptes als besonders für die Windkraftnutzung ge-
eignet ermittelt wurden. Auf Ebene der Regionalplanung sind es die Gebiete für regionalbedeutsame 
Windkraftanlagen, auf Ebene der Bauleitplanung sind es Konzentrationszonen für Windenergieanlagen. 
Liegt kein räumliches Gesamtkonzept für die Festlegung von Gebieten für Windkraftanlagen vor, so sind 
Einzelanlagen nur in Bereichen zulässig, in denen mindestens 60 % des EEG-Referenzertrages erreicht 
werden können. Hier wurde zugunsten des Klimaschutzes abgewogen.  
 
Das Konfliktpotenzial zwischen der landwirtschaftlichen Nutzung und der Windkraftnutzung ist eher gering, 
da der Flächenbedarf für den Betrieb von Windkraftanlagen relativ gering ist. Beide Nutzungen sind in ein 
und demselben Bereich bei geringen Verlusten an landwirtschaftlicher Nutzfläche möglich. Zudem ist der 
Beitrag der Windkraftnutzung zum Klimaschutz auf gleicher Fläche deutlich größer als bei der Energie-
pflanzenproduktion auf landwirtschaftlichen Flächen. Durch die Regelung sollen weitere Möglichkeiten 
zum Ausbau der regenerativen Energien in der Region Neckar-Alb geschaffen werden. Dem Klimaschutz 
bzw. der Windkraftnutzung wird in kleineren Teilbereichen der Gebiete für Landwirtschaft unter den ge-
nannten Voraussetzungen der Vorrang vor der Landwirtschaft eingeräumt. 
 
zu PS 3.2.3 G (5) und G (6) 
Die Landwirtschaft soll auf regionaler Ebene über die Sicherung ertragreicher Böden hinaus durch die 
Unterstützung integrativer Ansätze gefördert werden: 

  

- Eine Chance zur Stärkung der Landwirtschaft ergibt sich aus einer anspruchsvolleren Verbraucherhal-
tung bezüglich der Qualität von Nahrungsmitteln. Die Lebensmittelskandale der letzten Jahre (z. B. 
BSE, Schweinepest, Dioxin-Skandal, medikamentöse Prophylaxe bei Massentierhaltung) haben deut-
lich gemacht, dass eine gesicherte Bereitstellung gesunder, d. h. möglichst unbelasteter Nahrungs- 
und Futtermittel nur über Erzeugerrichtlinien und entsprechende Kontrollen gewährleistet werden 
kann. Eine gute Marktchance wird hierbei regionalen Produkten beigemessen.  
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- Für landwirtschaftliche Produkte aus der Region Neckar-Alb soll eine Dachmarke entwickelt werden. 
Aktivitäten zur Etablierung einer Dachmarke für landwirtschaftliche Produkte von der Schwäbischen 
Alb und dem Albvorland sollen unterstützt und Kooperationen unter den Erzeugern regionaler Produk-
te angeregt und gefördert werden. Es bietet sich an, bestehende Ansätze von PLENUM in den Land-
kreisen Reutlingen und Tübingen, von REGIONEN AKTIV im Landkreis Reutlingen, dem Biosphären-
gebiet Schwäbische Alb sowie von LEADER SüdWestAlb im Zollernalbkreis etc. zu übernehmen und 
auszubauen. Es sollen gemeinsame Mindesterzeugerkriterien formuliert werden, die eine möglichst 
umweltschonende Landnutzung umfassen. Eine gute Voraussetzung für den Absatz landwirtschaftli-
cher Produkte aus der Region Neckar-Alb ergibt sich durch die kurze Entfernung zum und die gute 
Anbindung an den Großraum Stuttgart. Weitere Chancen für den Absatz hochqualitativer regionaler 
Produkte ergeben sich durch Kooperationen mit der Gastronomie und dem Handel. 

 

- Die Landwirtschaft soll zunehmend in den Tourismus eingebunden werden. Insbesondere im Rahmen 
von PLENUM und REGIONEN AKTIV, vom Biosphärengebiet Schwäbische Alb, von LEADER Süd-
WestAlb und weiteren Aktivitäten werden bzw. wurden diesbezügliche neue Ansätze umgesetzt und 
bestehende ausgebaut. Beispiele dafür sind Ferien auf dem Bauernhof durch den Ferienring Schwä-
bische Alb, AlbhofTouren des Landfrauenverbandes Landkreis Reutlingen, Einbindung landwirtschaft-
licher Betriebe in Rad-Wanderwegrouten und Alb-Guide-Touren, Lehrpfade mit landwirtschaftlichen 
Themen und Wander-Radler-Hütten. 

 
Hinweis: Laufzeit Bundesförderprogramm REGIONEN AKTIV im Landkreis Reutlingen von 2002 bis 2007, 
Laufzeit Landesförderprogramm PLENUM im Landkreis Reutlingen bzw. Schwäbische Alb von 2002 bis 
2013 und im Landkreis Tübingen seit 2013. 
 
zu PS 3.2.3 G (7) 
Der Erhaltung von Grünland, insbesondere extensiver und mittlerer Nutzungsintensität, kommt in der Re-
gion Neckar-Alb eine besondere Bedeutung zu. Während noch vor wenigen Jahren mit einem Rückgang 
von Grünland aufgrund von Nutzungsaufgaben gerechnet wurde, werden heute für diesen Grünlandtyp vor 
allem Gefahren in einer Nutzungsintensivierung gesehen. In den letzten Jahren haben zudem auch in der 
Region Neckar-Alb die Anbauflächen für Energiepflanzen (v. a. Mais und Raps) stark zugenommen. Die 
Landwirtschaft ist aufgerufen, einen ausgeglichenen Mix aus der Produktion von Nahrungsmitteln, Futter-
mittteln und Energiepflanzen zu finden bzw. zu halten und umweltschutz- und naturschutzorientierte Pro-
gramme zu nutzen. 
 
Die Ursachen für die zum Teil rapiden Veränderungen liegen vor allem in veränderten Förderschwerpunk-
ten begründet. Es besteht die Gefahr, dass sich das Landschaftsbild, insbesondere auf der Schwäbischen 
Alb, stark verändert und wertvolle Lebensräume und Lebensgemeinschaften verloren gehen. Dies bringt 
auch Nachteile für den landschaftsgebundenen Tourismus mit sich. Aus regionalplanerischer Sicht sind 
deshalb Vorhaben und Maßnahmen, die zur Erhaltung und Verbesserung der Grünlandnutzung beitragen, 
zu unterstützen.  
 
Ansätze für eine Förderung der Grünlandwirtschaft bieten Beweidungs- und Vermarktungsprojekte mit 
Schafen, Weiderindern und Albbüffeln sowie die Freizeitpferdehaltung (u. a. im Rahmen von PLENUM und 
REGIONEN AKTIV im Landkreis Reutlingen umgesetzt). Es zeigt sich, dass Kooperationen von Erzeu-
gern, Veredelungsbetrieben bzw. Verarbeitern, der Gastronomie und dem Handel Erfolg versprechend 
sind. Erwähnenswert in diesem Zusammenhang sind Alternativen der Verwertung des Grasschnittgutes. 
Möglichkeiten bieten die thermische Verwertung sowie die Verwertung in Biogasanlagen. Die Bemühun-
gen für deren Förderung kommen auch der Landwirtschaft zugute. 
 
zu PS 3.2.3 G (8) 
Aus Gründen eines ausgeglichenen Landschaftshaushalts sollen auch in den Vorranggebieten für Land-
wirtschaft Flächen mit ökologischen Ausgleichsfunktionen erhalten bleiben und neu angelegt werden. Sie 
bieten wild lebenden Tieren und Pflanzen Lebensraum oder dienen ihnen als Rückzugsgebiete und Tritt-
steinbiotope in den intensiver genutzten Gebieten. Bei der Inanspruchnahme von landwirtschaftlich ge-
nutzten Flächen für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen ist gemäß § 15 Abs. 3 BNatSchG auf agrarstruk-
turelle Belange Rücksicht zu nehmen. Insbesondere sind für die landwirtschaftliche Nutzung besonders 
geeignete Böden nur im notwendigen Umfang in Anspruch zu nehmen. 



Tüb
ing

en

Reu
tlin

gen

Me
tzin

gen

Pfu
llin

gen

Mö
ssin

gen

Rot
ten

bu
rg

am
 Ne

cka
r

Bad
 Ur

ach

Mü
nsi

nge
n

Eng
stin

gen

Bur
lad

ing
en

Hec
hin

gen

Alb
sta

dt

Me
ßst

ett
en

Bal
ing

en

Hai
ger

loc
h

86

Ma
ßst

ab
 1 

: 3
50

 00
0

0
2,5

5,0
7,5

10
,0 

km

Üb
ers

ich
tsk

art
e z

u K
api

tel
 3.2

.3

Leg
end

e

Ge
wä

sse
r

Ge
bie

t fü
r L

an
dw

irts
ch

aft
 (V

RG
)

Re
gio

ns
gre

nz
e

Sch
öm

ber
g



 87 

3.2.4 Gebiete für Forstwirtschaft 
 
G (1) Wälder sind in allen Teilen der Region Neckar-Alb so zu behandeln, dass sie ihre 

ökologischen, wirtschaftlichen und sozialen Funktionen erfüllen können. Dabei ist auf 
eine standortgerechte, vielfältige Nutzung und Gestaltung der Wälder zu achten. Forst-
liche Nutzung und Pflege haben sich nach den Prinzipien der Nachhaltigkeit und der 
naturnahen Waldwirtschaft zu richten.  

 
Z (2) Wälder, die aufgrund ihres besonderen Standortpotenzials eine hohe Bedeutung für 

die forstliche Produktion haben, sind als Vorranggebiete für Forstwirtschaft festgelegt 
und in der Raumnutzungskarte dargestellt. In den Vorranggebieten für Forstwirtschaft 
sind andere raumbedeutsame Nutzungen ausgeschlossen, soweit sie mit der forstwirt-
schaftlichen Nutzung der Flächen nicht vereinbar sind. 

 
Z (3) Die Errichtung von Windkraftanlagen ist in Vorranggebieten für Forstwirtschaft unter 

folgenden Voraussetzungen zulässig: 
- Bei Vorliegen eines räumlichen Gesamtkonzeptes zur Festlegung von besonders 

geeigneten Gebieten für die Windkraftnutzung. 
- Liegt kein räumliches Gesamtkonzept vor, so sind Windkraftanlagen nur auf Stand-

orten zulässig, bei denen wenigstens 60 % des EEG-Referenzertrages erreicht wer-
den können. 

 
G (4) Wälder, die neben der forstlichen Produktionsfunktion besondere ökologische und 

soziale Funktionen haben, werden als Gebiete für Forstwirtschaft und Waldfunktionen 
(Vorbehaltsgebiet) festgelegt und in der Raumnutzungskarte dargestellt. 

 
G (5) Im Rahmen der Waldbewirtschaftung ist verstärkt eine Verjüngung der Wälder mit 

solchen Baumarten anzustreben, die nach heutiger Einschätzung dem Klimawandel 
voraussichtlich standhalten. 

 
G (6) Erstaufforstungen sind auf der Grundlage abgestimmter Konzepte vorzunehmen. 

Sie sollen vorrangig an vorhandene Waldbestände anschließen, eine standortgerechte 
Baumartenzusammensetzung aufweisen und dem charakteristischen Landschaftsbild, 
der Arten- und Biotopausstattung sowie den klimatischen Gegebenheiten angepasst 
werden. 

 
 

Begründung 
 
zu PS 3.2.4 G (1) 
Die Region Neckar-Alb ist zu 38,2 % mit Wald bedeckt (Stand 2010, Statistisches Landesamt Baden-
Württemberg). Insbesondere die größeren zusammenhängenden Waldgebiete nehmen vielfältige Funktio-
nen im ökologischen, ökonomischen und sozialen Sinne wahr. Die gesellschaftliche Hauptverantwortung 
für deren Erhaltung liegt bei der Forstwirtschaft. 
 
Bezüglich der Ökologie ist die Bedeutung des Waldes für den Bodenhaushalt, den Wasserhaushalt, das 
Klima sowie die Tier- und Pflanzenwelt hervorzuheben. Die gestiegene ökologische Bedeutung großer 
Waldgebiete ist einerseits vor dem Hintergrund der weltweit anhaltenden, großflächigen Rodungen und 
globaler Umweltprobleme zu sehen, andererseits im Zusammenhang mit der gestiegenen Zerschneidung 
bzw. Verlärmung der Landschaft. Naturnahe Wälder beeinflussen mehr als alle anderen Pflanzenformatio-
nen den Naturhaushalt günstig. Mit ihren naturnah bewirtschafteten Wäldern leistet die Region Neckar-Alb 
sowohl landesweit als auch global einen wichtigen Beitrag zum Natur- und Umweltschutz im Sinne der 
Umweltkonferenz von Rio 1992. Dies muss auch in Zukunft gewährleistet sein. Garant dafür sind insbe-
sondere die Forstbehörden, die die Wälder nach den Kriterien der naturnahen Waldwirtschaft nutzen und 
pflegen. Hierbei sind die Ansätze von PLENUM und Biosphärengebiet Schwäbische Alb weiter zu verfol-
gen. Sie bieten Chancen, den Schutz der Natur mit der nachhaltigen wirtschaftlichen Nutzung weiter zu 
entwickeln und damit ihrer Vorbildfunktion gerecht zu werden.  
 
Auch die sozialen Funktionen des Waldes sind für die Gesellschaft bedeutsam. Im Verdichtungsraum 
bilden sie im öffentlichen Wald die vorrangigen Bewirtschaftungsziele. Wälder zählen zu den am meisten 
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bevorzugten Landschaftstypen für Erholung und Freizeit. Wegen der hierzulande zunehmenden Entfrem-
dung der Arbeits- und Wohnwelt von Natur und Landschaft hat der Wald auch diesbezüglich an Bedeu-
tung gewonnen. Die Forst- und Holzwirtschaft bietet vielen Menschen einen Ausbildungs- und Arbeitsplatz 
und damit Perspektiven bzw. ein Einkommen. 
 
zu PS 3.2.4 Z (2) 
Gleichrangig ist die wirtschaftliche Bedeutung des Waldes als Lieferant des nachwachsenden Rohstoffes 
Holz zu sehen. Dies ist durch die steigenden Energiepreise der letzten Jahre ins Bewusstsein gebracht 
worden. Durch die Vorranggebiete für Forstwirtschaft auf den für die Holzproduktion günstigen Standorten 
sollen die Grundlagen für eine effiziente und nachhaltige Holzbereitstellung erhalten und gefördert werden. 
Basis für die Festlegung der Vorranggebiete sind mit den Kreisforstämtern abgestimmte Daten der Forstdi-
rektion Tübingen. Diese bezeichnen Waldflächen mit überdurchschnittlich ausgeprägten Standorteigen-
schaften und guten Bewirtschaftungsmöglichkeiten, die durch hochwertige Holzerzeugung ein Optimum an 
Wertschöpfung bei einem gleichzeitig breiten, standörtlich geeigneten Baumartenspektrum zulassen. Die 
Verwendung von Holz als Baustoff und Energielieferant ist weitestgehend CO2-neutral und unterstützt die 
Bemühungen, den Klimawandel aufzuhalten. 
 
zu PS 3.2.4 Z (3) 
Nach den Klimaschutzkonzepten des Bundes und des Landes Baden-Württemberg hat der Klimaschutz 
und in diesem Zusammenhang der Ausbau der regenerativen Energien eine große Bedeutung. Die Nut-
zung der Windkraft kann dazu einen erheblichen Beitrag leisten. Diesem wird auch im Regionalplan 
Neckar-Alb Rechnung getragen. Windkraftanlagen sind in Gebieten für Forstwirtschaft in den Bereichen 
zulässig, die im Rahmen eines räumlichen Gesamtkonzeptes als besonders für die Windkraftnutzung ge-
eignet ermittelt wurden. Auf Ebene der Regionalplanung sind es die Gebiete für regionalbedeutsame 
Windkraftanlagen, auf Ebene der Bauleitplanung sind es Konzentrationszonen für Windenergieanlagen. 
Liegt kein räumliches Gesamtkonzept für die Festlegung von Gebieten für Windkraftanlagen vor, so sind 
Einzelanlagen nur in Bereichen zulässig, in denen mindestens 60 % des EEG-Referenzertrages erreicht 
werden können. Hier wurde zugunsten des Klimaschutzes abgewogen.  
 
Da der Flächenbedarf für den Betrieb von Windkraftanlagen im Wald etwas größer ist als im Offenland, ist 
auch hier das Konfliktpotenzial zwischen beiden Nutzungen größer. Dennoch wird hier der Windkraftnut-
zung der Vorrang eingeräumt, da im Wald der Beitrag der Windkraftnutzung zum Klimaschutz auf gleicher 
Fläche deutlich größer ist als bei der Energieholzproduktion. Sofern naturschutzrechtliche Bestimmungen 
eingehalten werden, sind kleinflächige Einschränkungen bezüglich der Wohlfahrtsfunktionen des Waldes 
aufgrund des Betriebs von Windkraftanlagen hinnehmbar. Durch die Regelung sollen weitere Möglichkei-
ten zum Ausbau der regenerativen Energien in der Region Neckar-Alb geschaffen werden. Dem Klima-
schutz bzw. der Windkraftnutzung wird in Teilbereichen der Gebiete für Forstwirtschaft unter den genann-
ten Voraussetzungen der Vorrang vor der Forstwirtschaft und den Wohlfahrtsfunktionen des Waldes ein-
geräumt. 
 
zu PS 3.2.4 G (4) 
Vor dem Hintergrund der gestiegenen gesellschaftlichen und ökologischen Anforderungen an den Wald 
sind insbesondere in den verdichteten Teilräumen der Region Neckar-Alb die Schutz- und Nutzungsfunkti-
onen der Wälder nachhaltig zu sichern. Dazu werden zusätzlich zu den Vorranggebieten für Forstwirt-
schaft Vorbehaltsgebiete für Forstwirtschaft und Waldfunktionen festgelegt. Damit werden in diesen Berei-
chen neben der wichtigen Funktion des Waldes als Holzlieferant seine ökologischen Ausgleichsfunktionen 
und seine Funktion für die Erholung der Bevölkerung hervorgehoben. Basis für die Festlegung der Vorbe-
haltsgebiete sind mit den Kreisforstämtern abgestimmte Angaben der Forstdirektion Tübingen zu Wald-
standorten, die für die Holzproduktion günstig sind. Die Vorbehaltsgebiete für Forstwirtschaft und Wald-
funktionen befinden sich im Überschneidungsbereich der Vorrangflächen für die forstliche Produktion mit 
ökologisch besonders wertvollen Gebieten (FFH-Gebiete, Naturschutzgebiete, Pflegezonen Biosphären-
gebiet, Waldbiotope, Gebiete zur Sicherung von Wasservorkommen). 
 
zu PS 3.2.4 G (5) 
Die zunehmende Häufigkeit und Heftigkeit von Stürmen und von Trockenperioden sowie die erhöhte Ero-
sion durch vermehrte Starkniederschläge erfordern neue Ansätze bei der Waldbewirtschaftung. Es besteht 
langfristig gesehen die Gefahr, dass es aufgrund des Klimawandels und seiner Folgen zu einer großflä-
chigen Schädigung der Wälder kommt. Die Forstwirtschaft ist deshalb bei ihren Bemühungen um eine 
geänderte Baumartenzusammensetzung der Wälder, die den Folgen des Klimawandels gewachsen ist, zu 
unterstützen. 
 
zu PS 3.2.4 G (6) 
In der Region Neckar-Alb kommt es vor allem im Zuge der Nutzungsaufgabe von landwirtschaftlichen 
Flächen zu Erstaufforstungen. Gegenüber den 1980er Jahren hat der Aufforstungsdruck jedoch nachge-
lassen. Bei Aufforstungen kann es zu Beeinträchtigungen für den Tourismus, die Naherholung sowie die 
Tier- und Pflanzenwelt kommen; auch klimatische Nachteile sind möglich. Aus Gründen des Landschafts-
bildes, aber auch aus naturschutzfachlichen (Biotopverbund) und klimatischen Gründen ist dabei eine 
abgestimmte Vorgehensweise angebracht.  
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Bei der Genehmigung sollten folgende Aspekte in die Abwägung einbezogen werden: Landschaftsbild, 
überörtliche Wanderwege und Freizeiteinrichtungen, Kaltluftentstehungsgebiete und Kaltluftabflussbah-
nen, Biotopausstattung und Biotopverbund sowie Vorkommen von seltenen und geschützten Arten. Bei 
Neuaufforstungen soll zudem geprüft werden, ob die betreffenden Flächen sich für einen niederwaldartig 
bewirtschafteten „Energiewald“ eignen. Dies kann auch eine aus Naturschutzsicht interessante Alternative 
sein. Auch die Begründung von naturnahen Auewäldern in Fluss- und Bachtälern kann ökologisch von 
Vorteil sein. Ihr kann aus regionalplanerischer Sicht in begrenztem Umfang nach Einzelfallbeurteilungen 
zugestimmt werden. 
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3.2.5 Gebiete für Waldfunktionen 
 
G Die ökologischen und sozialen Funktionen des Waldes sind zu erhalten. 
 
 

Begründung 
 
zu PS G 
Die Ziele und Grundsätze der Waldbehandlung in Kapitel 3.2.4 gelten auch für Waldflächen mit besonde-
rer Schutz- und Erholungsfunktion. Die Waldfunktionenkartierung des Landes Baden-Württemberg weist 
Kategorien auf, die den gesellschaftlichen Anforderungen an den Wald Rechnung tragen. Diese sind im 
Regionalplan Neckar-Alb durch verschiedene Festlegungen berücksichtigt. Naturschutzbelange sind über 
die Gebiete für Naturschutz und Landschaftspflege (Kapitel 3.2.1) geregelt. Bodenschutzbelange sind in 
den Gebieten für Bodenerhaltung (Kapitel 3.2.2) enthalten. Durch die nachrichtliche Übernahme der Was-
serschutzgebiete sowie über die Gebiete zur Sicherung von Wasservorkommen (Kapitel 3.3) finden Be-
lange des Grundwasserschutzes Berücksichtigung. Die besondere Bedeutung des Waldes für die Erho-
lung schlägt sich in den Gebieten für Erholung (Kapitel 3.2.6) nieder. Außerdem finden Wälder in ihrer 
Funktion als Frischluftlieferanten für Siedlungen Eingang in die regionalen Grünzüge (Kapitel 3.1.1). Die 
entsprechenden Festlegungen des Regionalplans dienen unter anderem der Sicherung der Waldfunktio-
nen. 

 
 

3.2.6 Gebiete für Erholung 
 
G (1) In der Region Neckar-Alb sind für Erholung und landschaftsgebundenen Tourismus 

regional und überregional bedeutsame Landschaften zu erhalten. An dafür geeigneten 
Stellen sind Infrastruktureinrichtungen zu schaffen, die eine entsprechende Nutzung 
unterstützen und fördern. 

 
G (2) Landschaftlich besonders attraktive und abwechslungsreiche Teile der Region sind 

als Vorbehaltsgebiete für Erholung festgelegt und in der Raumnutzungskarte darge-
stellt. Sie dienen gleichermaßen dem naturverträglichen landschaftsgebundenen Tou-
rismus und der Daseinsvorsorge. Sie sind langfristig zu sichern. In den Vorbehaltsge-
bieten für Erholung haben die Belange der Erholung und des landschaftsgebundenen 
Tourismus bei der Abwägung mit konkurrierenden raumbedeutsamen Nutzungen ein 
besonderes Gewicht. 

 
G (3) In den Gebieten für Erholung sind die landschaftliche Eigenart und die Tragfähigkeit 

des Naturhaushalts zu bewahren, das Naturerlebnis zu fördern sowie eine bedarfsge-
rechte Anbindung und Erschließung durch öffentliche Verkehrsmittel sicherzustellen. 
Es soll eine umweltgerechte Landnutzung gefördert werden.  

 
Z (4) Das seit Mai 2009 als UNESCO-Biosphärenreservat anerkannte Biosphärengebiet 

Schwäbische Alb ist für Erholung und landschaftsgebundenen Tourismus zu erhalten 
und auszubauen (Kapitel 3.2.1). Die Einrichtung von Informationsstellen soll gefördert 
und unterstützt werden. Diese sollen zu Schwerpunkten für Tourismus ausgebaut wer-
den. 

 
Z (5) Die Naturparke Schönbuch und Obere Donau sind in ihrer Bedeutung für Erholung, 

landschaftsgebundenen Tourismus und Umweltbildung zu stärken. Die Erhaltung und 
der Ausbau der Infozentren sollen unterstützt werden. 

 
G (6) Die Region Neckar-Alb soll als Streuobst-Region profiliert werden. Die landschaftli-

chen und produktspezifischen Potenziale aus dem Streuobstbereich sollen verstärkt 
mit Tourismuskonzepten verknüpft werden. 

 
G (7) Durch die Sicherung von attraktiven Freiräumen und deren Berücksichtigung bei 

Planungen und Maßnahmen sowie durch den Ausbau einer entsprechenden Infrastruk-
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tur soll die wirtschaftliche Bedeutung der Erholungsfunktion und des landschaftsge-
bundenen Tourismus gestärkt werden. 

 
G (8) Infrastruktureinrichtungen für Erholung und Tourismus sind zu konzentrieren und an 

bestehende Einrichtungen anzugliedern, damit ausreichend große Ruhezonen erhalten 
bleiben.  

 
G (9) Der landschaftsgebundene Tourismus und die Naherholung sollen gefördert 

werden durch 
 

- die regionale Vernetzung von touristischen Angeboten, 
 

- die Festlegung bzw. den Ausbau eines regionalen Rad-Wander-Wegenetzes, 
 

- die Verknüpfung des ÖPNV mit Tourismus- und Freizeitangeboten. 
 
G (10) Die Erreichbarkeit der Gebiete für Erholung mit öffentlichen Verkehrsmitteln ist bei 

Bedarf, insbesondere an Wochenenden, zu verbessern. 
 
G (11) Kleingartenanlagen und Gartenhausgebiete sind in fußläufiger Entfernung zu den 

Siedlungsschwerpunkten vorzusehen. Sie sind so zu gestalten, dass der Charakter der 
freien Landschaft erhalten bleibt; Umzäunungen sind auf ein Minimum zu beschränken; 
Bepflanzungen sollen nur mit standorttypischen einheimischen Gehölzen erfolgen. 

 
 

Begründung 
 
zu PS 3.2.6 G (1) 
Die Region Neckar-Alb besitzt sowohl bezüglich der natürlichen als auch der kultürlichen Ausstattung eine 
große Vielfalt und Attraktivität auf engem Raum. Viele Gebiete der Region sind daher für die Erholung gut 
bis sehr gut geeignet und werden auch aus benachbarten Regionen häufig aufgesucht. Im Vordergrund 
steht dabei die Naherholung als Feierabend-, Tages- und Wochenenderholung. Zunehmend gewinnt auch 
der landschaftsgebundene Tourismus mit mehrtägigen Aufenthalten an Bedeutung. Erholung und land-
schaftsgebundener Tourismus sollen durch die Erhaltung regional und überregional bedeutsamer Land-
schaften (siehe Tabelle 6) und die Schaffung entsprechender Infrastruktureinrichtungen an geeigneten 
Stellen unterstützt und gefördert werden. 
 
zu PS 3.2.6 G (2) 
Durch die Festlegung von Vorbehaltsgebieten für Erholung soll gewährleistet werden, dass diese Gebiete 
(Tabelle 9) für die Naherholung und den landschaftsgebundenen Tourismus in ihren landschaftlichen Qua-
litäten erhalten bleiben und gefördert werden. Die Naturverträglichkeit und die Berücksichtigung natur-
schutzfachlicher Belange sollten als Grundvoraussetzungen für jegliche Planungen und Aktivitäten inner-
halb der Vorbehaltsgebiete für Erholung gesehen werden. 
 
Tabelle 9: Gebiete für Erholung und landschaftsgebundenen Tourismus in der Region Neckar-Alb  
 
Landschaft/Naturraum Teillandschaften 
Neckartal und Seitentäler mit Randhöhen  
Schönbuch mit Randgebieten  
Rammert mit Randgebieten  
Hohe Schwabenalb mit Randgebieten Hohe Schwabenalb einschl. Zollernalb 
 Südwestliches Albvorland 
Mittlere Schwäbische Alb mit Randgebieten Mittleres Albvorland 
 Reutlinger Alb 
 Zentrale Kuppenalb 
 Münsinger Alb 
 Zwiefalter Alb 
 Großes Lautertal 

 
In die Vorbehaltsgebiete für Erholung gehen folgende regional bedeutsame, landschaftlich besonders 
attraktive und abwechslungsreiche Landschaftsteile ein: größere Laubwälder und Laub-Nadelmischwälder, 
Streuobstwiesengebiete, Wacholderheiden- und Kalkmagerrasengebiete, strukturreiche Grünland- und 
Ackergebiete und strukturreiche Talauen mit naturnahen Fließgewässern. Als Flächen, Strukturen und 
Relikte traditioneller Landnutzungsformen sind insbesondere Streuobstwiesen, Wacholderheiden, Mager-
rasen, Heckengebiete sowie terrassierte Weinberglagen zu erwähnen. 
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zu PS 3.2.6 G (3) 
Die Erholungseignung in den Vorbehaltsgebieten soll gesichert und, wo notwendig, verbessert werden. 
Deshalb ist bei Planungen und Maßnahmen darauf zu achten, dass die landschaftliche Eigenart erhalten 
und die Tragfähigkeit des Naturhaushalts bewahrt wird. Dazu können auch die bedarfsgerechte Anbin-
dung und Erschließung durch öffentliche Verkehrsmittel sowie umweltgerechte Landnutzungen einen 
wichtigen Beitrag leisten. 
 
zu PS 3.2.6 Z (4) 
Besonders bedeutsam für Erholung und landschaftsgebundenen Tourismus ist in der Region Neckar-Alb 
das Biosphärengebiet Schwäbische Alb. Hier sind besonders attraktive Landschaftsteile der Region zu-
sammengefasst. Bei Maßnahmen und Konzepten bezüglich Erholung und Tourismus sind ökonomische, 
ökologische und soziale Aspekte angemessen zu beachten. Ziel für das Biosphärengebiet ist eine Modell-
region mit hoher Aufenthalts- und Lebensqualität, in der aufgezeigt wird, wie Wirtschaft, Siedlungstätigkeit 
und Tourismus zusammen mit den Belangen von Natur und Umwelt gemeinsam innovativ fortentwickelt 
werden können.  
 
Die internationale Bedeutung durch die Anerkennung als UNESO-Biosphärenreservat verlangt besondere 
Anstrengungen hinsichtlich des touristischen Angebots und des Umgangs mit den natürlichen Ressour-
cen. Dazu sind übergreifende Kooperationen von Landkreisen, Städten, Gemeinden sowie Verbänden 
erforderlich. Insbesondere sind Angebote und Einrichtungen zu unterstützen, die den landschaftsgebun-
denen Tourismus fördern. Dazu gehört beispielsweise ein Hauptinformationszentrum im Alten Lager bei 
Münsingen, ergänzt durch ein Netz von dezentralen Informationsstellen. Sie sollen unter besonderer Be-
rücksichtigung naturschutz- und umweltschutzfachlicher Belange zu Schwerpunkten für Tourismus ausge-
baut werden. Auf die Verordnung des Ministeriums für Ernährung und Ländlichen Raum über das Bio-
sphärengebiet Schwäbische Alb vom 31. Januar 2008 (GBl. S. 88) wird verwiesen. 
 
zu PS 3.2.6 Z (5) 
Die Naturparke Schönbuch und Obere Donau tragen mit ihren Ausstellungen, Veranstaltungen und Um-
weltbildungsangeboten der Informationszentren in Tübingen-Bebenhausen, Meßstetten-Oberdigisheim 
und Beuron erheblich zur Attraktivität der Erholungsnutzung und des sanften Tourismus in der Region 
Neckar-Alb und angrenzenden Gebieten bei. Entsprechende Einrichtungen der beiden Naturparke sollen 
gestärkt und unterstützt werden. Dies ist auch vor dem Hintergrund eines Bedeutungszuwachses des 
sanften Tourismus in der Region zu sehen. 
 
zu PS 3.2.6 G (6) 
Die Region Neckar-Alb hat Anteil an einem der größten zusammenhängenden Streuobstgebiete Europas. 
Dieses Alleinstellungsmerkmal kann für den Tourismus und den Absatz von Streuobstprodukten genutzt 
werden. Die diesbezüglichen Potenziale sollen erhoben und in Tourismuskonzepte aufgenommen werden. 
Initiativen zur Förderung der Streuobstwiesen und des Streuobstbaus sind zu unterstützen. 
 
zu PS 3.2.6 G (7) 
Die Sicherung der attraktiven Freiräume, deren Berücksichtigung bei Planungen und Maßnahmen sowie 
der Ausbau der entsprechenden Infrastruktur sollen so ausgerichtet sein, dass die wirtschaftliche Bedeu-
tung von Erholung und landschaftsgebundenem Tourismus an Bedeutung gewinnt. Entsprechende Initiati-
ven der Tourismusverbände, der Landkreise und weiterer Organisationen sollen unterstützt werden.  
 
zu PS 3.2.6 G (8) 
Infrastruktureinrichtungen in Erholungslandschaften bergen die Gefahr, dass durch große Besucheran-
sammlungen die Ruhe der Gebiete gestört wird und damit Erholungsqualitäten verloren gehen. Diesem 
soll vorgebeugt werden, indem künftige Infrastruktureinrichtungen für Erholung und Tourismus konzentriert 
und an bestehende Einrichtungen angegliedert werden. 
 
zu PS 3.2.6 G (9) und G (10) 
Tourismusinteressen werden in der Region Neckar-Alb von ganz unterschiedlichen Institutionen (Städte, 
Gemeinden, Tourismusverbände, Einzelinitiativen) und mit unterschiedlichen Zielrichtungen vertreten. Die 
touristischen Angebote in der Region sind vielfach nicht vernetzt. Für eine attraktive Präsentation der tou-
ristischen Potenziale der Region Neckar-Alb nach außen wie nach innen ist eine Vernetzung der entspre-
chenden Angebote notwendig.  
 
Die Region kann kein einheitliches Rad-Wanderwegenetz vorweisen. Da ein beachtlicher Teil der Naher-
holungssuchenden und Touristen die Landschaft mit dem Fahrrad bereist, ist ein Radwegenetz, das ver-
schiedene Attraktionen bzw. Landschaftsteile verbindet, von großer Bedeutung. Initiativen zum Ausbau 
des regionalen Rad-Wanderwegenetzes sollen unterstützt werden [siehe auch Kapitel 4.1.1, PS G (9)]. 
 
Eine bessere Erreichbarkeit landschaftlich attraktiver Erholungsgebiete mit dem ÖPNV ist ein fundamenta-
les Anliegen. Zur besseren Verknüpfung des ÖPNV mit Angeboten des landschaftsgebundenen Touris-
mus und der Erholung sollen prioritär Bushaltestellen an bestehenden Wanderparkplätzen eingerichtet 
werden, sofern diese an den Linienwegen des ÖPNV liegen. Anstelle von Rundwanderwegen um Wan-
derparkplätze herum sollen verstärkt Wanderwege mit Anbindung an Bus- und Bahnhaltestellen eingerich-
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tet werden. Auf Rad-Wanderwegen sollen die Wegeausschilderungen auf die nächstgelegenen Bus- und 
Bahnhaltestellen verweisen. In allen Fällen ist auf die Vereinbarkeit der Maßnahmen mit bereits vorhande-
nen Besucherlenkungskonzeptionen sowie mit örtlichen und überörtlichen Wanderwegebeziehungen zu 
achten. 
 
zu PS 3.2.6 G (11) 
Die Vorschläge für die Gestaltung bzw. örtliche Festlegung von Kleingartenanlagen und Gartenhausgebie-
ten tragen nicht nur zur Sicherung der Naturgüter bei, sondern schützen gleichzeitig die Erholungseignung 
der Landschaft (Landschaftsbild). 
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3.3 Gebiete zur Sicherung von Wasservorkommen 
 
G (1) Für einen ausgeglichenen Wasserhaushalt und zur langfristigen Sicherung der 

Wasserversorgung sind die Wasservorkommen in der Region Neckar-Alb hinsichtlich 
ihrer Qualität zu erhalten und wo erforderlich zu verbessern. Entsprechend der Europä-
ischen Wasserrahmenrichtlinie ist für Oberflächengewässer ein guter ökologischer und 
ein guter chemischer Zustand, für das Grundwasser ein guter chemischer und ein gu-
ter mengenmäßiger Zustand zu erhalten oder anzustreben. 

 
Z (2) Grundwasser ist als natürliche Ressource flächendeckend vor nachteiliger Beein-

flussung zu sichern. Empfindliche Grundwasservorkommen sind durch standortange-
passte Nutzungen besonders zu schützen. 

 
G (3) Bei allen Planungen und Maßnahmen ist darauf zu achten, dass die Grundwasser-

neubildung nicht vermindert wird. Unvermeidbare Eingriffe sind auf ein Mindestmaß zu 
beschränken und an anderer Stelle auszugleichen. In den Bebauungsplänen ist auf 
eine nachhaltige Regenwasserbewirtschaftung zu achten. 

 
Z (4) Zur langfristigen Sicherung der Wasserversorgung sind in der Region Neckar-Alb 

die besonders empfindlichen Teile der Grundwassereinzugsbereiche, für die kein 
rechtlicher Schutz besteht, als Vorranggebiete zur Sicherung von Wasservorkommen 
festgelegt und in der Raumnutzungskarte dargestellt. In den Vorranggebieten zur Si-
cherung von Wasservorkommen sind andere raumbedeutsame Nutzungen ausge-
schlossen, soweit sie mit den Belangen des Grundwasserschutzes nicht vereinbar 
sind. Prinzipiell verträgliche Nutzungen sind nach Art, Umfang und Intensität so zu be-
treiben, dass eine Gefährdung des Grundwassers ausgeschlossen wird. 

 
G (5) In Gebieten, in denen die Nitratwerte des Grundwassers über dem europäischen 

Richtwert für Trinkwasser liegen und dies auf die intensive landwirtschaftliche Nutzung 
zurückzuführen ist, sind verstärkt Bemühungen für eine umweltschonende Landwirt-
schaft zu unternehmen.  

 
N (6) Rechtlich festgesetzte und im Verfahren befindliche Wasserschutzgebiete sind 

nachrichtlich übernommen und in der Raumnutzungskarte dargestellt.  
 
 

Begründung 
 
zu PS 3.3 G (1) 
Wasser bildet die wichtigste natürliche Grundlage allen Lebens. Bevölkerung und Wirtschaft sind auf ein 
ausreichendes Wasserangebot hinsichtlich Menge und Güte angewiesen. Infolge der Raumnutzung wer-
den Oberflächengewässer und das Grundwasser der Verschmutzungsgefahr ausgesetzt. Durch die weite-
re Versiegelung der Landschaft, durch die zunehmende Verdichtung der Böden und durch eine veränderte 
Niederschlagsverteilung als Folge des Klimawandels besteht die Gefahr einer verminderten Grundwas-
serneubildung. Generelles Ziel ist die qualitative Erhaltung, und, wo notwendig, die Verbesserung des 
Zustandes der Oberflächengewässer und der Grundwasservorkommen.  
 
Die entsprechenden Vorgaben der Europäischen Wasserrahmenrichtlinie sind in nationales Recht über-
nommen und müssen sukzessive umgesetzt werden. Für Oberflächengewässer ist dies ein guter ökologi-
scher und ein guter chemischer Zustand, für das Grundwasser ein guter chemischer und ein guter men-
genmäßiger Zustand. Bei Oberflächengewässern kann beispielsweise die Einrichtung von Gewässerrand-
streifen zur Verbesserung der Wasserrückhaltung, zur Reduzierung des Nährstoffeintrags sowie zur Ver-
besserung des Biotopverbundes beitragen. Zur Sicherstellung der Trinkwasserversorgung sind, sofern 
erforderlich, geeignete Verbünde und Kooperationen zwischen regionalen Wasserversorgern im Rahmen 
der interkommunalen Zusammenarbeit zu schaffen. 
 
zu PS 3.3 Z (2) 
Da die Grundwasservorkommen für die Trinkwasserversorgung und damit die Gesundheit der Bevölke-
rung eine zentrale Bedeutung haben, sind sie flächendeckend vor Beeinträchtigungen zu schützen. Die 
bedeutendsten Grundwasserleiter in der Region Neckar-Alb sind der Weißjura und der Muschelkalk 
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(Karstgrundwasserleiter) sowie die Talkiese des Neckars, seiner Nebenflüsse und der Nebenflüsse der 
Donau. Die verkarsteten Gesteine bewirken ein rasches Einsickern von Niederschlägen, eine hohe 
Grundwasserfließgeschwindigkeit und damit verbunden eine geringe Reinigungswirkung bei der Unter-
grundpassage. Das bedeutet eine geringe Schutzwirkung gegen anthropogene Gefährdungen in diesen 
Gebieten.  
 
Aufgrund der hohen Empfindlichkeit der Grundwasservorkommen und ihrer Bedeutung für die Trinkwas-
serversorgung ist insbesondere auf der Schwäbischen Alb und in der Oberen Gäue auf eine standortan-
gepasste Nutzung zu achten. Übermäßige Düngerausbringung und Anwendung von Pflanzenschutzmitteln 
sind zu vermeiden. 
 
Die Wasserversorgung der Region stützt sich neben den eigenen Vorkommen auf die Bodenseewasser-
versorgung und die Landeswasserversorgung, da mit den ortsnahen Vorkommen allein die Versorgungs-
sicherheit nicht gewährleistet ist. In der Bauleitplanung sind entlang der Fernwasserleitungen auf Schutz-
streifen von 6 bis 10 m Nutzungsbeschränkungen zu beachten.  
 
Da mit den Fernwasserversorgungen nicht alle Gebiete mit Trinkwasser versorgt werden können, sind zur 
Sicherstellung der Wasserversorgung davon unabhängige Versorgungsmöglichkeiten zu erhalten. Aus 
diesem Grund ist dem Schutz der in der Region vorhandenen natürlichen Wasservorkommen besondere 
Bedeutung zuzumessen. Der Vorrang zur Nutzung ortsnaher Wasservorkommen ergibt sich aus § 50 des 
Wasserhaushaltsgesetzes. 
 
zu PS 3.3 G (3) 
In der Region Neckar-Alb zeigen die Grundwasserstände ein mittleres, ausgeglichenes bis hohes Niveau 
mit steigender Tendenz. Folgende Maßnahmen sollten ergriffen werden, um die Grundwasserneubildung 
auch zukünftig auf diesem Niveau zu halten:  

  

- Weitestgehender Verzicht auf Versiegelung von Flächen, 
- Verwendung von versickerungsfähigen Belägen für die Befestigung von Flächen, 
- Erarbeitung von Konzepten zur Entsiegelung von Flächen, 
- Erarbeitung von Regenwasserbewirtschaftungskonzepten zur Vermeidung von Niederschlagswas-

serableitungen in die Kanalisation, 
- Versickerung des Niederschlagswassers von Dach-, Hof- und Verkehrsflächen direkt vor Ort, soweit 

dies schadlos möglich ist, 
- Vermeidung weiterer Bodenverdichtungen im Zuge der Landnutzung durch Verwendung Boden scho-

nender Maschinen und Geräte, 
- Vermeidung weiterer Entwässerung land- und forstwirtschaftlicher Nutzflächen, 
- Wiedervernässung von ehemaligen Feuchtgebieten, 
- Versickerung von Drainage- und Grabenwasser möglichst an „unschädlicher“ Stelle (z. B. in Mulden, 

in Talauen usw.). 
  

Diese Maßnahmen dienen gleichzeitig dem vorbeugenden Hochwasserschutz. Bei der Umsetzung der 
Maßnahmen sind gegebenenfalls Artenschutzbelange zu beachten. 
 
zu PS 3.3 Z (4) 
Die über die Wasserschutzgebiete hinausgehenden, schutzbedürftigen Grundwasservorkommen sind als 
Vorranggebiete zur Sicherung von Wasservorkommen festgelegt. Es handelt sich um Teile von Grund-
wassereinzugsgebieten, die aus hydrogeologischen Gründen besonders empfindlich und gefährdet sind. 
Hierzu wurden die schutzbedürftigen Bereiche für Wasserwirtschaft des Regionalplans Neckar-Alb 1993, 
die in der Zwischenzeit nicht als Wasserschutzgebiete festgelegt wurden, übernommen. Diese waren in 
Zusammenarbeit mit dem Geologischen Landesamt und den regionalen Wasserwirtschaftsbehörden er-
mittelt worden. 
 
In den Vorranggebieten zur Sicherung von Wasservorkommen sind ähnliche Nutzungsbeschränkungen 
erforderlich, wie sie in Zone III, ggf. auch in Zone II, von Wasserschutzgebieten und in Überschwem-
mungsgebieten gelten. Eine Entscheidung darüber soll in Abstimmung mit den Wasserschutzbehörden 
erfolgen. Bei eindeutig nachgewiesener Schutzbedürftigkeit eines Grundwasservorkommens (z. B. hydro-
geologisches Gutachten) können die Wasserbehörden nach §§ 51 und 52 Wasserhaushaltsgesetz be-
stimmte Nutzungen einschränken, untersagen oder von Auflagen abhängig machen, auch wenn eine was-
serrechtliche Grundlage noch nicht gegeben ist. 
 
zu PS 3.3 G (5) 
Die Grundwasserbelastung mit Nitrat ist nach wie vor eines der schwerwiegendsten Probleme der Was-
serwirtschaft in Baden-Württemberg, obwohl in den letzten 15 Jahren eine deutliche Abnahme zu ver-
zeichnen ist. In der Region Neckar-Alb liegen die Nitratgehalte des Grundwassers in einem Großteil der 
Region auf niedrigem bis mittlerem Niveau. Es sind insbesondere die Wälder, unter denen niedrige Nitrat-
gehalte gemessen werden. Nur im Westen/Nordwesten der Region um Haigerloch, Rottenburg und west-
lich von Tübingen sowie punktuell im Südosten sind die Nitratwerte als hoch einzustufen. Hier liegen sie 
überwiegend über dem europäischen Richtwert für das Trinkwasser von 25 mg Nitrat/l. In den belasteten 
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Gebieten ist auf eine Landnutzung hinzuwirken, die eine weitere Gefährdung des Grundwassers aus-
schließt. 
 
zu PS 3.3 N (6) 
Um die große Bedeutung des Grundwasserschutzes in der Region Neckar-Alb zu unterstreichen, werden 
die rechtlich festgesetzten und im Verfahren befindlichen Wasserschutzgebiete in den Regionalplan über-
nommen. Die nachrichtliche Übernahme ist vor allem im Zusammenhang mit der hohen Empfindlichkeit 
der Grundwasservorkommen im stark wasserdurchlässigen Weißen Jura und Muschelkalk zu sehen. 
 
 
3.4 Gebiete für den vorbeugenden Hochwasserschutz 

 
G (1) Für die langfristige Sicherung eines ausgeglichenen Wasserhaushalts sind die 

Retentionswirkungen der Oberflächengewässer und ihrer Auen qualitativ und quantita-
tiv zu erhalten oder zu verbessern. Vorhaben und Maßnahmen, einschließlich der 
Landnutzung, sind grundsätzlich so durchzuführen, dass es zu keiner Erhöhung der 
Wasserabflüsse in den Fließgewässern kommt.  

 
Z (2) Zur Risikovorsorge in potenziell überflutungsgefährdeten Bereichen sowie zur 

Rückhaltung der Niederschläge sind Gebiete für den vorbeugenden Hochwasserschutz 
(Vorranggebiet) festgelegt (Tabelle 10) und in der Raumnutzungskarte dargestellt. In 
den Gebieten für den vorbeugenden Hochwasserschutz sind raumbedeutsame Nut-
zungen ausgeschlossen, soweit sie mit den Belangen des Hochwasserschutzes nicht 
vereinbar sind. 

 
Z (3) Die Vorranggebiete für den vorbeugenden Hochwasserschutz sind insbesondere 

von Bebauung freizuhalten. Neubau und Ausbau von Straßen sollen möglichst vermie-
den werden. Die landwirtschaftlichen und forstwirtschaftlichen Nutzungen sind den Be-
langen des vorbeugenden Hochwasserschutzes so anzupassen, dass eine dauerhafte 
und möglichst geschlossene Bodenpflanzendecke vorhanden ist. 

 
Z (4) Um schädliche Auswirkungen sehr großer, witterungsbedingter Wasserabflüsse in 

der Landschaft zu mildern, ist auf einen Ausgleich des Wasserabflusses hinzuwirken. 
Dazu sind Wälder in ihrer Funktion für die Wasserrückhaltung in der Landschaft zu er-
halten und naturnah zu bewirtschaften. Ferner sind naturnahe Gewässerläufe mit ihren 
Überschwemmungsgebieten zu erhalten und ausgebaute naturnah zurück zu bauen. 
Potenzielle Überschwemmungsflächen sollen - wo möglich - reaktiviert werden. Eben-
so sind Feuchtgebiete zu erhalten und wieder herzustellen. 

 
G (5) Zur Verbesserung der Rückhaltung von Niederschlagswasser sind im besiedelten 

Bereich Maßnahmen zur Versickerung von Niederschlagswasser durchzuführen. Die 
Entsiegelung von Flächen ist anzustreben. 

 
G (6) Der natürlichen Hochwasserrückhaltung und dem naturnahen Gewässerrückbau ist 

der Vorzug vor Regenrückhaltebecken zu geben. Dort, wo die natürlichen Über-
schwemmungsgebiete nicht ausreichen, sind künstliche Rückhalteräume zu schaffen. 

 
G (7) Die Vorranggebiete für den vorbeugenden Hochwasserschutz ergänzen den 

regionalen Biotopverbund (Kapitel 3.2.1). Deshalb sind wasserwirtschaftliche Maß-
nahmen auch auf die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege auszu-
richten. 

 
G (8) Bei Eingriffen in die Landschaft, die einen beschleunigten Wasserabfluss nach sich 

ziehen, sind geeignete Maßnahmen zur Vermeidung oder Verminderung der schädli-
chen Auswirkungen zu ergreifen. Dies können sein: 

  

- Kleine Wasserrückhaltebecken und Versickerungsmulden bei Straßenbauvorhaben 
und größeren Flächenversiegelungen;  
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- Dachbegrünungen und Regenwasserversickerung vor Ort in Neubaugebieten;  
 

- Einrichtung von bewachsenen Gewässerrandstreifen bei Fließgewässern entlang 
landwirtschaftlicher Nutzflächen und im Siedlungsbereich.  

 
N (9) Rechtlich festgesetzte und im Verfahren befindliche Überschwemmungsgebiete 

außerhalb der Siedlungen sind nachrichtlich übernommen und in die Gebiete für den 
vorbeugenden Hochwasserschutz integriert. Die in den Hochwassergefahrenkarten mit 
HQ100 gekennzeichneten Überschwemmungsflächen werden nachrichtlich übernom-
men. 

 
N (10) Größere, bestehende und geplante Hochwasserrückhaltebecken werden 

nachrichtlich übernommen (Tabelle 11). Sie sind in der Raumnutzungskarte als Stand-
orte für Hochwasserrückhaltebecken dargestellt. 

 
G (11) In den Standorten für Hochwasserrückhaltebecken soll den Belangen des 

Hochwasserschutzes bei der Abwägung mit raumbedeutsamen Planungen und Maß-
nahmen ein besonderes Gewicht beigemessen werden. Bebauung und die Wasser-
rückhaltung beeinträchtigende Nutzungen sollen unterbleiben. 

 
 

Begründung 
 
zu PS 3.4 G (1) 
Bei zahlreichen Gewässern Süddeutschlands ist seit Mitte der 1970er Jahre eine starke Häufung von ex-
tremen Hochwasserereignissen festzustellen. Die Hochwässer des Februar 1990, Dezember 1993, Januar 
1995, Februar 1997, Oktober 1998, März 2002 und Juni 2008 verursachten Schäden in Milliardenhöhe. 
Neuere Modellrechnungen für das Flusseinzugsgebiet des Neckars gehen von einer klimabedingten Zu-
nahme der Hochwasserproblematik aus. Demnach wird die Zunahme beim hundertjährlichen Hochwas-
serabfluss HQ100 bis zum Jahr 2050 rund 15 % betragen. Für die Zunahme der mittleren Hochwasserer-
eignisse werden in der Region Neckar-Alb 15 bis 25 % prognostiziert. 
 
Die Ursachen für die gestiegene Hochwassergefahr sind vielfältig. Sie liegen maßgeblich 
 

- in großräumigen klimatischen Veränderungen mit kurzfristig heftigeren Niederschlägen und längeren 
Trockenperioden, 

- in der Zunahme von Siedlungs- und Verkehrsflächen (Verlust von natürlichen Überschwemmungsge-
bieten, beschleunigte Entwässerung von Siedlungsflächen, Verlust von Wasserrückhalteraum im Bo-
den), 

- in der Intensivierung in der Landwirtschaft (größere Schlageinheiten, höhere Bodenverdichtung durch 
den Einsatz schwererer Maschinen). 

 
Dies führt einerseits zu kurzfristig erhöhten und beschleunigten Wasserabflussraten auf der Landoberflä-
che und in der Folge auch in den Fließgewässern. Andererseits kommt es aufgrund des beschleunigten 
Wasserabflusses in trockenen Zeiten schnell zum Austrocknen der Böden. Bei Starkniederschlägen nach 
einer Trockenperiode kommt es wiederum zu einem schnelleren oberflächlichen Abfluss, da das Wasser 
vom Boden anfangs verzögert aufgenommen wird. Das Wasser gelangt in der Folge schneller in die 
Fließgewässer, in denen es dann verstärkt zu Hochwässern kommt. 
 
Diese Änderungen der Abflussverhältnisse zeigen erhebliche negative Auswirkungen, die oft nur mit ei-
nem hohen technischen und finanziellen Aufwand und meist zu Lasten anderer Landschaftsfunktionen 
ausgeglichen, gemildert oder repariert werden können.  
 
zu PS 3.4 Z (2) 
Zur Sicherung verbliebener und zur Reaktivierung ehemaliger Überschwemmungsgebiete sind Vorrang-
gebiete für den vorbeugenden Hochwasserschutz festgelegt (siehe Tabelle 10). Da zum Zeitpunkt der 
Fortschreibung des Regionalplans für die Region Neckar-Alb noch keine Hochwassergefahrenkarten vor-
lagen, wurden die Vorranggebiete für den vorbeugenden Hochwasserschutz in eigener Regie ermittelt. 
Berücksichtigt wurden Fließgewässer nach der Europäischen Wasserrahmenrichtlinie sowie, in Abstim-
mung mit den Landkreisen, weitere Fließgewässer, an denen es in den letzten Jahrzehnten zu Hochwas-
serschäden gekommen ist. Für diese Fließgewässer wurden anhand topografischer Karten (Abgrenzung 
der Talaue anhand der Höhenlinien) und Daten der Gewässerdirektion Riedlingen (Ablagerungen von 
Fließgewässern auf Grundlage von Bodenkarten) aktuelle und potenzielle Überschwemmungsflächen 
ermittelt. Sie umfassen die gesamte Talaue der jeweiligen Flüsse und Bäche. Diese Überschwemmungs-
flächen sind, im Vorgriff und in Ergänzung zu den Hochwassergefahrenkarten, als Vorranggebiete für den 
vorbeugenden Hochwasserschutz festgelegt; die besiedelten Bereiche wurden ausgenommen. 
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Tabelle 10: Fließgewässer der Vorranggebiete für den vorbeugenden Hochwasserschutz  
 
Gemeinde Gemarkung Gewässername 
Albstadt Ebingen Riedbach 

Ebingen, Onstmettingen, Tailfingen Schmeie 
Laufen, Lautlingen, Margrethausen, Pfeffingen Eyach 

Ammerbuch Altingen Schmalbach 
Altingen, Pfäffingen, Poltringen, Reusten Ammer 
Breitenholz Goldersbach 
Breitenholz, Entringen, Pfäffingen, Poltringen Käsbach 
Reusten Kochhartgraben 

Bad Urach Bad Urach Kaltentalbach 
Bad Urach Elsach 
Bad Urach, Seeburg, Sirchingen, Wittlingen Erms 
Seeburg, Wittlingen Fischbach 
Wittlingen Wittlinger Talbach 

Balingen Balingen, Endingen, Engstlatt, Frommern, Ostdorf Eyach 
Endingen, Erzingen Steinach 
Engstlatt Klingenbach 
Erzingen Riedbach 
Erzingen Bontalbach 
Ostdorf Kaunterbach 

Bisingen Bisingen Klingenbach 
Wessingen, Zimmern Zimmerbach (Weidenbach) 

Bodelshausen Bodelshausen Krebsbach 
Burladingen Burladingen, Gauselfingen Fehla 

Hausen, Killer, Starzeln Starzel 
Hörschwag, Melchingen, Stetten Lauchert 
Stetten Erpf 

Dautmergen Dautmergen Schlichem 
Dettenhausen Dettenhausen Schaich 
Dettingen a. d. Erms Dettingen a. d. Erms Erms 
Dormettingen Dormettingen Riedbach 
Dotternhausen Dotternhausen Schlichem 

Dotternhausen Steinach 
Dußlingen Dußlingen Steinlach 

Dußlingen Wiesaz 
Eningen u. Achalm Eningen u. Achalm Arbach 
Geislingen Binsdorf Stunzach 

Geislingen Kaunterbach 
Gomadingen Dapfen Dolderbach 

Dapfen, Gomadingen Große Lauter 
Gomadingen Gächinger Lauter 
Gomadingen Schörzbach 

Gomaringen Gomaringen Wiesaz 
Gomaringen, Stockach Ehrenbach 

Grabenstetten Grabenstetten Elsach 
Grafenberg Grafenberg Ettwiesenbach 
Haigerloch Bad Imnau, Bittelbronn, Haigerloch, Owingen, Stet-

ten, Weildorf, Trillfingen,  
Eyach 

Gruol, Haigerloch Stunzach 
Hausen am Tann Hausen am Tann Schlichem 
Hayingen Hayingen Zwiefalter Aach 
 Anhausen, Hayingen, Indelhausen, Münzdorf Große Lauter 
Hechingen Hechingen, Schlatt, Stetten Starzel 

Hechingen, Weilheim Zimmerbach (Weidenbach) 
Stetten Reichenbach 

Hirrlingen Hirrlingen Krebsbach 
Hirrlingen Starzel 

Jungingen Jungingen Starzel 
Kirchentellinsfurt Kirchentellinsfurt Neckar 
Lichtenstein Unterhausen Echaz 
 Unterhausen Holzelfinger Bach 
 Unterhausen Stahlecker Bach 

Fortsetzung Tabelle nächste Seite 
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Fortsetzung Tabelle 10 
Meßstetten Oberdigisheim Kohlstattbrunnenbach 

Oberdigisheim, Tieringen, Unterdigisheim Obere Bära 
Oberdigisheim, Unterdigisheim Burtelbach 
Tieringen Schlichem 

Metzingen Glems, Neuhausen Glemsbach 
Metzingen Seebach 
Metzingen, Neuhausen Erms 

Mössingen Mössingen Buchbach 
Mössingen Ernbach 
Mössingen Geißbach 
Mössingen Tannbach 
Mössingen, Öschingen Öschenbach 
Mössingen, Talheim Steinlach 
Talheim Seebach 
Talheim Weiherbach (Wangenbach) 

Münsingen Münsingen Fischbach 
Bichishausen, Buttenhausen, Gundelfingen, Hunder-
singen  

Große Lauter 

Nehren Nehren Steinlach 
Neustetten Nellingsheim Seltenbach 

Remmingsheim Weggentalbach 
Nusplingen Nusplingen Obere Bära 
Ofterdingen Ofterdingen Steinlach 
Pfullingen Pfullingen Arbach 

Pfullingen Echaz 
Pfullingen Eierbach 

Pliezhausen Gniebel, Rübgarten Reichenbach 
Pliezhausen Neckar 

Rangendingen Bietenhausen, Höfendorf, Rangendingen Starzel 
Rangendingen Talbach (Dorfbach) 

Ratshausen Ratshausen Schlichem 
Reutlingen Altenburg, Mittelstadt, Oferdingen Neckar 

Bronnweiler, Gönningen Wiesaz 
Mittelstadt, Oferdingen, Reicheneck, Reutlingen, 
Rommelsbach 

Reichenbach 

Reicheneck, Reutlingen Seebach 
Reutlingen Echaz 
Reutlingen Firstbach 
Reutlingen Breitenbach 

Riederich Riederich Ettwiesenbach 
Rosenfeld Heiligenzimmern, Rosenfeld Stunzach 

Täbingen, Leidringen Schlichem 
Rottenburg am 
Neckar 

Bad Niedernau, Bieringen, Kiebingen, Obernau, Rot-
tenburg am Neckar  

Neckar 

Bad Niedernau, Dettingen, Schwalldorf Katzenbach (Aischbach) 
Bieringen, Frommenhausen Starzel 
Dettingen, Hemmendorf Krebsbach 
Hailfingen Kochhartgraben 
Obernau Seltenbach 
Oberndorf, Rottenburg am Neckar, Wendelsheim, 
Wurmlingen 

Arbach 

Rottenburg am Neckar Bühlertalbach 
Rottenburg am Neckar, Seebronn Weggentalbach 
Wurmlingen Ammer 

St. Johann Gächingen Gächinger Lauter 
Gächingen, Lonsingen Riedbach 

Schömberg Schömberg Schlichem 
Schömberg, Schörzingen Schwarzenbach (Zimmerner 

Talbach) 
Schörzingen Starzel 

Sonnenbühl Erpfingen Erpf 
Genkingen Wiesaz 

Fortsetzung Tabelle nächste Seite 
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Fortsetzung Tabelle 10 
Starzach Börstingen, Sulzau Neckar 

Felldorf Eyach 
Wachendorf Starzel 

Straßberg Straßberg, Kaiseringen Schmeie 
Trochtelfingen Hausen, Mägerkingen Lauchert 

Mägerkingen, Trochtelfingen Seckach 
Tübingen Bebenhausen, Hagelloch, Lustnau, Tübingen Goldersbach 

Bühl Bühlertalbach 
Bühl, Hirschau, Kilchberg, Lustnau, Pfrondorf, Weil-
heim, Tübingen 

Neckar 

Derendingen Ehrenbach 
Derendingen Steinlach 
Tübingen, Unterjesingen Ammer 

Walddorfhäslach Häslach, Walddorf Schaich 
Walddorf Reichenbach 

Wannweil Wannweil Echaz 
Wannweil Firstbach 
Wannweil Heckbach 

Zimmern unter 
der Burg 

Zimmern unter der Burg Schwarzenbach (Zimmerner 
Talbach) 

Zwiefalten Gauingen, Mörsingen, Zwiefalten Flözenbach (Tobelbach) 
Zwiefalten Zwiefalter Aach 

 
zu PS 3.4 Z (3) 
Um einem weiteren Rückgang des Wasserrückhalts in der Landschaft entgegen zu wirken, müssen die 
Flächeninanspruchnahme für Siedlung und Verkehr und damit zusammenhängende Entwässerungen 
insbesondere in den Gebieten für den vorbeugenden Hochwasserschutz unterbleiben. Aus der Festlegung 
der Gebiete für Hochwasserschutz ergeben sind Konsequenzen für die Flächennutzung. Die natürlichen 
Überschwemmungsgebiete sind von Nutzungen frei zu halten, die den Wasserrückhalteraum einengen, 
den Wasserabfluss beschleunigen, die Infiltration des Wassers in den Boden und Untergrund behindern 
oder eine Bodenabschwemmung begünstigen. Auf eine dauerhafte, möglichst geschlossene Bodenpflan-
zendecke bei der landwirtschaftlichen und forstwirtschaftlichen Nutzung ist zu achten. 
 
zu PS 3.4 Z (4) 
Ein verzögerter Wasserabfluss aus der Landschaft ist eine grundlegende Voraussetzung für den vorbeu-
genden Hochwasserschutz. Eine zentrale Bedeutung kommt dabei dem Wald zu. Er ist als flächige, dau-
erhaft geschlossene Vegetationsdecke insbesondere im kritischen Einzugsbereich, in umliegenden erosi-
onsgefährdeten Bodenschutzgebieten und an den Randhängen der Gewässerläufe zu erhalten und natur-
nah zu bewirtschaften. Der Ausbau der Waldwege ist unter Berücksichtigung des Hochwasserschutzes zu 
planen und durchzuführen. Dies muss ergänzt werden durch Entwicklungs- und Unterhaltungsmaßnah-
men an Fließgewässern, die eine zusätzliche Wasserrückhaltung begünstigen. Da die Ursachen für die 
veränderten Abflussverhältnisse flächig in der Landschaft liegen, können Renaturierungen von Fließge-
wässern allein die Problematik nicht lösen. Die Reaktivierung ehemaliger Überschwemmungsgebiete so-
wie eine verstärkte Einbeziehung von Maßnahmen bei der Flächennutzung, die eine Wasserrückhaltung 
begünstigen, sind anzustreben. Nutzungskonflikten mit dem Hochwasserschutz lässt sich auch durch ein 
gezieltes Flächenmanagement im Zuge von Flurneuordnungsverfahren entgegenwirken. 
 
zu PS 3.4 G (5) 
Einen weiteren wichtigen Beitrag zum vorbeugenden Hochwasserschutz kann eine Niederschlagswasser-
bewirtschaftung im besiedelten Bereich leisten, die sich zudem positiv auf die Grundwasserneubildung 
auswirkt (Kapitel 3.3). Diese gewinnt vor dem Hintergrund vermehrter und heftigerer Starkniederschläge 
im Zusammenhang mit dem Klimawandel an Bedeutung. Die Städte und Gemeinden sollen Konzepte 
erarbeiten, die eine verstärkte Rückhaltung des Niederschlagswassers zum Ziel haben. 
 
zu PS 3.4 G (6) 
Der vorbeugende Hochwasserschutz ist in erster Linie auf die Sicherung und Reaktivierung natürlicher 
Funktionen ausgerichtet, die eine Wasserrückhaltung in der Landschaft begünstigen. Diesen natürlichen 
Funktionen ist der Vorrang gegenüber dem technischen Hochwasserschutz einzuräumen. Nicht überall 
kann im Rahmen des vorbeugenden Hochwasserschutzes ein angemessener Schutz von Hochwässern 
erreicht werden - auch nicht bei langfristig angelegten Konzepten und Maßnahmen. In solchen Fällen bie-
ten künstliche Wasserrückhalteräume eine Lösung. Die Standortbereiche für künftig ggf. erforderliche 
Hochwasserrückhalteräume sind so zu nutzen, dass der Bau von Rückhaltebecken nicht behindert wird. 
 
zu PS 3.4 G (7) 
Fließgewässer und ihre Auen sind, wenn auch zum Teil stark verändert, die einzig verbliebenen Naturrelik-
te, die in der Landschaft ein mehr oder weniger zusammenhängendes Netz ursprünglich natürlicher Struk-
turen bilden. Im Zuge der Abwägung regionalplanerischer Vorrangfunktionen wurde entlang von Fließge-
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wässern dem vorbeugenden Hochwasserschutz Vorrang gegenüber Naturschutz und Landschaftspflege 
eingeräumt. Konzepte und Maßnahmen des vorbeugenden Hochwasserschutzes unterstützen in aller 
Regel Naturschutzziele. Insofern ergänzen die Vorranggebiete für den vorbeugenden Hochwasserschutz 
den regionalen Biotopverbund. Das bedeutet aber auch, dass Maßnahmen des Hochwasserschutzes, der 
Gewässerunterhaltung und der Gewässerentwicklung mit den Belangen des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege abgestimmt werden müssen. 
 
zu PS 3.4 G (8) 
Im Zuge des Neu- und Ausbaus der Infrastruktur und der Siedlungsentwicklung kommt es zu Eingriffen in 
die Landschaft, die prinzipiell einen beschleunigten Wasserabfluss bedingen. Ziel muss es sein, die ver-
minderte Wasserrückhaltung vor Ort auszugleichen. Dazu werden beispielhaft geeignete Maßnahmen 
vorgeschlagen. 
 
zu PS 3.4 N (9) 
Um die große Bedeutung des Hochwasserschutzes in der Region Neckar-Alb zu unterstreichen und der 
zunehmenden Hochwassergefährdung in Folge des Klimawandels Rechnung zu tragen, wurden die im 
Außenbereich gelegenen, rechtlich festgesetzten und im Verfahren befindlichen Überschwemmungsgebie-
te in die Gebiete für Hochwasserschutz übernommen. Die nachrichtliche Übernahme hebt ihre besondere 
Bedeutung noch einmal hervor. Dies gilt auch für die in den Hochwassergefahrenkarten mit HQ100 ge-
kennzeichneten Überschwemmungsflächen. Zuständige Rechtsbehörden bezüglich der Überschwem-
mungsgebiete sind die unteren Wasserbehörden der Landkreise Reutlingen, Tübingen und Zollernalb-
kreis. Bezüglich der Hochwassergefahrenkarten sind es die Referate 53.1 und 53.2 beim Regierungsprä-
sidium Tübingen. 
 
zu PS 3.4 N (10) 
Die Erfahrungen der letzten Jahre und Jahrzehnte haben gezeigt, dass der vorbeugende Hochwasser-
schutz allein für einen effektiven Hochwasserschutz innerhalb von Siedlungen nicht immer ausreicht. Die-
ser kann teilweise nur mit Hilfe von Hochwasserrückhaltebecken erreicht werden. Dies bestätigen u. a. 
entsprechende Untersuchungen aus den Jahren 2009/2010 im Starzel-Einzugsgebiet. Folgende größere 
bestehende und geplante Hochwasserrückhaltebecken ab einem Stauvolumen von 50.000 m3 werden 
nachrichtlich in den Regionalplan übernommen (siehe Tabelle 11). Sie sind in der Raumnutzungskarte als 
Standorte für Hochwasserrückhaltebecken dargestellt. 
 
Tabelle 11:  Größere bestehende und geplante Hochwasserrückhaltebecken bzw. Talsperren in 

der Region Neckar-Alb 
 

Stadt/Gemeinde/ 
Ortsteil 

Gewässer Lage Rückhalte-
raum 

Stand 

Hechingen-Boll Reichenbach nördlich Boll 175.000 m3 geplant 

Hechingen-Stetten Starzel östlich Stetten 460.000 m3 geplant 

Jungingen Starzel östlich Jungingen 168.000 m3 geplant 

Meßstetten-Oberdigisheim Kohlstattbrun-
nenbach 

südwestlich Oberdigis-
heim 

224.000 m3 seit 1983 

Rangendingen Talbach südlich Rangendingen 173.000 m3 seit 1974 

Rottenburg a. N.-Dettingen Katzenbach östlich Dettingen (L 385) 110.000 m3 Baubeginn 
2013 

Rottenburg a. N.-Dettingen Krebsbach westlich Dettingen (L 389) 50.000 m3 geplant 

Rottenburg a. N.-Baisingen Seltenbach östlich Baisingen, westlich 
Ergenzingen 

76.000 m3 seit 2003 

Rottenburg a. N.-Hemmendorf Krebsbach südöstlich Hemmendorf 230.000 m3 seit 2012 

Schömberg Schlichem östlich Schömberg 900.000 m3 seit 
1944/1982 

Tübingen-Lustnau Goldersbach nördlich Lustnau 135.000 m3 seit 2012 
 
zu PS 3.4 G (11) 
Die genannten Hochwasserrückhaltebecken sind ein wesentlicher Teil des kommunalen und überörtlichen 
Hochwasserschutzes. Sie sind von hohem öffentlichem Interesse. Deshalb soll diesen bei der Abwägung 
mit raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen ein besonderes Gewicht beigemessen werden. Die 
Bebauung und die Wasserrückhaltung beeinträchtigende Nutzungen sollen unterbleiben. 
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3.5 Gebiete für Rohstoffvorkommen 
 
G Die Versorgung mit oberflächennahen mineralischen Rohstoffen ist langfristig zu 

sichern. 
 
 

Begründung 
 
zu PS 3.5 G 
Die Zuständigkeit der Regionalplanung für die Sicherung von Rohstoffvorkommen ergibt sich, wie auch im 
Rohstoffsicherungskonzept der Landes Baden-Württemberg (Stufe 2) dargelegt, aus dem Raumord-
nungsgesetz des Bundes in der Fassung vom 22. Dezember 2008 (BGBl. S. 2986). Dieses verpflichtet die 
Planungsträger zur Rohstoffvorsorge im Sinne einer nachhaltigen Nutzung. Darauf aufbauend verpflichtet 
das Landesplanungsgesetz die Träger der Regionalplanung zur planerischen Sicherung der Rohstoffe. Im 
Landesentwicklungsplan 2002 sind in Kapitel 5.2 die gesetzlichen Vorgaben durch verschiedene Festle-
gungen und damit der planerische Rahmen für die Regionalplanung konkretisiert. 
 
Bei der Planung des künftigen Rohstoffabbaus und der Rohstoffsicherung ist eine enge Kooperation mit 
dem Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau (LGRB) beim Regierungspräsidium Freiburg erfor-
derlich. Das LGRB ist auch Genehmigungs- und Aufsichtsbehörde nach dem Bundesberggesetz 
(BbergG). Leitvorstellung bei der vorsorgenden Sicherung von Rohstoffen ist eine nachhaltige Regional-
entwicklung, die die sozialen und wirtschaftlichen Ansprüche mit den ökologischen Belangen in Einklang 
bringt. 
 
Die Region Neckar-Alb verfügt aufgrund der geologischen Verhältnisse über ein großes Potenzial oberflä-
chennaher Rohstoffe (siehe Beikarte zu Kapitel 3.5 im Anhang), von welchem gegenwärtig nur ein gerin-
ger Teil abgebaut wird. Erweiterungen bzw. Neuaufschlüsse von Abbaustätten führen grundsätzlich zu 
Konflikten mit anderen Raumansprüchen. Insbesondere Erfordernisse des Natur- und Umweltschutzes, 
der Landschaftserhaltung, der Land- und Forstwirtschaft, des Bodenschutzes, der Wasserwirtschaft, der 
Erholung und der Siedlungstätigkeit erschweren immer häufiger den Zugriff auf oberflächennahe Rohstof-
fe. Die Notwendigkeit der zeitnahen und langfristigen Sicherung oberflächennaher Rohstoffe ergibt sich 
daher nicht in erster Linie aus der Erschöpfung der Vorkommen durch den Abbau oder aus mangelnder 
Kenntnis weiterer Lagerstätten, sondern aus der bereits drastisch eingeschränkten Verfügbarkeit. 
 
In der Region Neckar-Alb sind Kalksteine und Kalkmergelsteine die flächenmäßig und wirtschaftlich be-
deutendsten Rohstoffgruppen. Im Westen der Region, an den Flanken des Neckartals und seiner Seiten-
täler, tritt der Obere Muschelkalk zutage, dessen Kalksteine dort in vier Abbaustellen vorwiegend für den 
Verkehrswege- und Tiefbau gewonnen und aufbereitet werden. Den in der Region flächenmäßig größten 
Anteil nehmen die Gesteine des Oberjura auf der Schwäbischen Alb ein. Bedeutend, wenn auch aktuell 
nur an einem Standort genutzt, sind die Tonsteinvorkommen (Opalinuston), die sich großflächig am Fuße 
der Schwäbischen Alb von Schömberg im Südwesten bis Metzingen im Nordosten ziehen. 
 
In der Region Neckar-Alb kommen großflächig Ölschieferablagerungen vor, große Teile der Vorkommen in 
wirtschaftlicher Mächtigkeit. Die Vorkommen ziehen sich in einem Band durch das Albvorland von Schöm-
berg im Südwesten nach Metzingen im Norden. Teile davon sind bergbaurechtlich gesichert. An der Basis 
des Gipskeupers gibt es mehrere Gipssteinvorkommen im Westen der Region, abgebaut wird aktuell al-
lerdings nur an einem Standort. Da Gipssteinlagerstätten und bauwürdige Gipssteinvorkommen landes-
weit nur kleinflächig und regional begrenzt auftreten, haben die Restvorkommen in der Region überregio-
nale Bedeutung. 
 
Aus landesweiter Sicht sind die Vorkommen von Kiesen und Sanden in der Region Neckar-Alb unbedeu-
tend, für die lokale Versorgung aber dennoch wichtig, da sie Kies- und Sandtransporte aus Oberschwaben 
ersetzen. Restvorkommen von quartärzeitlichen Kiesen und Sanden finden sich vor allem im Neckartal, 
wobei nur noch an zwei Stellen östlich von Rottenburg abgebaut wird. Die in der Region relativ großflächig 
vorkommenden Mürbsandsteinvorkommen des Sandsteinkeupers stehen auf den Anhöhen des Rammerts 
und teilweise des Schönbuchs (westlich und nordwestlich von Tübingen) an. Sie werden lediglich an einer 
Abbaustelle im Südwesten der Region gewonnen. 
 
Unter Naturwerkstein versteht man ein Gestein, das aufgrund seiner Beschaffenheit geeignet ist, von ei-
nem Steinmetz oder Bildhauer zu Werk- oder Ornamentsteinen bearbeitet zu werden. Die Naturwerkstein-
lagerstätten der Region haben überregionale, z. T. nationale Bedeutung, da entsprechende Vorkommen 
landes- bzw. bundesweit sehr begrenzt sind und nur an wenigen Stellen abgebaut werden. In einem Be-
trieb bei Pliezhausen wird Stubensandstein abgebaut und an drei Standorten bei Zwiefalten Travertin des 
Jungtertiärs. Verwendung finden die Naturwerksteine aus der Region vor allem bei der Restaurierung 
zahlreicher Baudenkmäler (z. B. Ulmer Münster) und bei architektonisch anspruchsvolleren Neubauten. 
Der Abbau des hochwertigen Rhätsandsteins bei Tübingen ruht derzeit. 
 



 106 

Stand 2012 gibt es in der Region 16 in Betrieb und fünf zeitweise in Betrieb befindliche Abbaustätten (sie-
he Tab. 13 und Übersichtskarte zu Kapitel 3.5), in denen Kalkstein und Kalkmergelstein, Ölschiefer, Gips-
stein, Kiese und Sande sowie als Naturwerksteine Stubensandstein und Süßwasserkalkstein gewonnen 
werden. In zwei weiteren ruht der Abbau. Seit der Aufstellung des Regionalplans Neckar-Alb Anfang der 
1990er Jahre wurden fünf Abbaustätten stillgelegt. 
 
Der Rohstoffbedarf für die Ermittlung der Größe der Gebiete für Rohstoffvorkommen wurde in Abstimmung 
mit dem LGRB und in Anlehnung an das Rohstoffsicherungskonzept der Landes Baden-Württemberg, 
Stufe 2, anhand langjähriger Abbaumengen und sich abzeichnender Trends ermittelt. In den langjährigen 
Trends der Gesamtfördermengen schlägt sich auch die in den letzten Jahren gestiegene Substitution der 
Primärrohstoffe durch Sekundärrohstoffe (z. B. Recycling von Baurestmassen, wie Bauschutt, Straßen-
aufbruch und Baumischabfälle oder Substitution durch Materialien tierischer und pflanzlicher Herkunft) in 
niedrigeren Rohfördermengen der letzten Jahre bei den meisten Rohstoffgruppen nieder (siehe Tab. 12). 
Die ersetzten Primärrohstoffe finden dadurch Eingang bei der Ermittlung des Rohstoffbedarfs. 
 
Der Abbau und die Sicherung von Rohstoffen haben sich nach den Vorgaben des Rohstoffsicherungskon-
zeptes, Stufe 2, an Kriterien des nachhaltigen Wirtschaftens zu richten. Hierbei werden im Zuge der regio-
nalplanerischen Festlegungen folgende Möglichkeiten genutzt:  
 

- Festlegung von Gebieten für Rohstoffvorkommen in Bereichen mit abbauwürdigen Vorkommen auf 
Basis der rohstoffgeologischen Beurteilung des LGRB sowie betrieblicher Perspektiven. 

- Der möglichst vollständige Abbau hat Vorrang vor Erweiterung und Neuaufschluss, soweit sonstige 
Belange (z. B. Grundwasserschutz) nicht entgegenstehen [Plansatz 3.5.1 G (2)]. 

- Im Falle des Steinbruchs Tübingen-Lustnau (Hägnach) wurde aufgrund des hohen Abraumanteils von 
der Festlegung eines Gebietes zur Sicherung von Rohstoffen abgesehen. Stattdessen wurde im Be-
reich eines ehemaligen Steinbruchs bei Tübingen-Pfrondorf ein solches in einem Bereich mit besseren 
Rohstoffqualitäten und deutlich geringeren Abraumanteilen festgelegt.  

- Die Festlegung der Gebiete für Rohstoffvorkommen knüpft, bis auf eine Ausnahme (ehemaliger Stein-
bruch Tübingen-Pfrondorf), an gewachsene Betriebsstrukturen an. 

- In den Plansätzen 3.5.1. G (3) und G (4) werden Rekultivierung, Renaturierung sowie die Minimierung 
und der Ausgleich von Eingriffen in Natur und Landschaft eingefordert. 

 
Tabelle 12 gibt einen Überblick über die Rohfördermengen in der Region Neckar-Alb. Die durchschnittliche 
Gesamtrohfördermenge lag bei 5.282.800 t/a, wobei Natursteine aus dem Oberjura und dem Muschelkalk 
mit über 76 % den Hauptanteil einnehmen. Demnach liegen die durchschnittlichen Rohfördermengen für 
Kalksteine des Oberjura bei über 3 Mio. t/a und für Muschelkalk bei über 1 Mio. t/a. Alle weiteren Roh-
stoffgruppen haben einen Mengenanteil an der Gesamtfördermenge von unter 10 %. 
 
Tabelle 12:  Rohfördermengen von Rohstoffen [t/a] in der Region Neckar-Alb und Anteile nach  

Liefergebieten (nach LGRB 20061) 
 
Rohstoffgruppe  Rohfördermenge [t/a]) Anteil in %  
  2006 Durchschnitt 

1992 - 2006 
 

Natursteine  Oberjura 2.474.800 3.010.700 57,0 
(Kalksteine) Muschelkalk 886.200 1.027.400 19,4 
 gesamt 3.361.000 4.038.100 76,4 
Naturwerksteine  7.560 10.600 0,2 
Kiese und Sande2 Kiese (sandig), Mürbsandsteine 79.048 127.200 2,4 
Sonstige2 Zementrohstoffe, Ölschiefer, Zie-

geleirohstoffe, Sulfatgesteine 
1.060.013 1.106.900 21,0 

Gesamtförderung  4.507.621 5.282.800 100,0 
1) Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau (LGRB), 2006: Rohstoffgeologische Beurteilung von geplanten 

Vorrang- und Sicherungsbereichen für den Rohstoffabbau in der Region Neckar-Alb - Arbeiten zur Umsetzung des 
Rohstoffsicherungskonzepts.- Freiburg. 

2) aus Datenschutzgründen zusammengefasst 



 107 

3.5.1 Gebiete für den Abbau oberflächennaher Rohstoffe 
 
Z (1) Zur Gewährleistung der kurz- bis mittelfristigen Versorgung mit oberflächennahen 

Rohstoffen sind Vorkommen, die sich aufgrund ihrer Güte, der Standortgunst und der 
Standortverträglichkeit für einen Abbau eignen, für den Abbau verfügbar zu halten. Da-
zu sind Vorranggebiete für den Abbau oberflächennaher Rohstoffe festgelegt (Tabelle 
13) und in der Raumnutzungskarte dargestellt. In den Vorranggebieten ist der Roh-
stoffabbau zu ermöglichen. Andere raumbedeutsame Nutzungen sind ausgeschlossen, 
sofern sie mit dem Abbau von Rohstoffen nicht verein bar sind. 

 
G (2) Die Abbaustätten sind im Hinblick auf die Schonung unberührter Landschaftsteile 

einer optimalen Ausbeute zuzuführen, sofern dies mit Umwelt- und Naturschutzbelan-
gen, insbesondere dem Grundwasserschutz, zu vereinbaren ist. In Nutzung befindliche 
Lagerstätten sind möglichst vollständig abzubauen, bevor ein neues Vorkommen er-
schlossen wird. Hierbei gilt grundsätzlich, dass Erweiterungen an bestehenden Ab-
baustätten Vorrang vor Neuanlagen haben. 

 
G (3) Für die einzelnen Abbaustätten ist frühzeitig ein Gesamtkonzept zur Rekultivierung 

und zur geplanten Folgenutzung vorzulegen. Dabei ist auch darzulegen, wie unver-
meidbare Eingriffe auszugleichen sind. Dadurch sollen Beeinträchtigungen des Natur-
haushalts so gering wie möglich gehalten werden. Die Einbindung in die Landschaft 
soll gewährleistet werden. Die Möglichkeit des Einbaus von Erdaushub ist zu prüfen. 

 
G (4) Bei den Planungen zur Rekultivierung ist der Arten- und Biotopschutz zu beachten. 

Die Offenhaltung von Steilwänden, die natürliche Sukzession und die Erhaltung und 
Schaffung von Feuchtgebieten sind den Gegebenheiten entsprechend zu prüfen und 
gegebenenfalls vorzusehen. 
 
 
3.5.2 Gebiete zur Sicherung von Rohstoffen 

 
Z (1) Zur Gewährleistung der mittel- bis langfristigen Versorgung mit oberflächennahen 

Rohstoffen sind Vorranggebiete zur Sicherung von Rohstoffen festgelegt (Tabelle 14) 
und in der Raumnutzungskarte dargestellt. In den Vorranggebieten zur Sicherung von 
Rohstoffen sind andere raumbedeutsame Nutzungen ausgeschlossen, sofern sie ei-
nem späteren Rohstoffabbau entgegenstehen. Nutzungen, die einen künftigen Roh-
stoffabbau nicht erschweren, sind zulässig. 

 
 

Begründung 
 
zu PS 3.5.1 Z (1) und PS 3.5.2 Z (1) 
Als Vorranggebiete für den Abbau oberflächennaher Rohstoffe und Vorranggebiete zur Sicherung von 
Rohstoffen werden solche Bereiche festgelegt, die wegen der Güte des Vorkommens, der Standortgunst 
hinsichtlich der Lage zu den Verbraucherschwerpunkten und der Verkehrserschließung sowie ihrer gerin-
gen Konkurrenz zu anderen Raumnutzungen für die Rohstoffgewinnung besonders geeignet sind (Tabel-
len 13 und 14). Die Ermittlung des Rohstoffbedarfs und damit die Abgrenzung der Vorranggebiete für den 
Abbau oberflächennaher Rohstoffe und der Vorranggebiete zur Sicherung von Rohstoffen erfolgten nach 
folgenden Kriterien: Ausgegangen wurde von bestehenden Abbaustätten und deren durchschnittliche För-
dermengen der letzten 15 Jahre unter Berücksichtigung von Trends. Voraussetzung für die Festlegungen 
waren durch das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau Baden-Württemberg (LGRB) bestätigte, 
abbauwürdige Rohstoffvorkommen. Flächen mit Abbaukonzessionen oder Bergbauberechtigungen wur-
den vollständig in die Vorranggebiete für den Abbau oberflächennaher Rohstoffe aufgenommen. Reichten 
die Rohstoffvorräte der konzessionierten Fläche bei durchschnittlichen Abbaumengen und einem spezifi-
schen Sicherheitszuschlag (nach Angaben des LGRB) rechnerisch nicht für 20 Jahre Rohstoffversorgung, 
wurde die Größe des Vorranggebietes so konzipiert, dass eine 20-jährige Rohstoffversorgung gewährleis-
tet ist. Die Vorranggebiete zur Sicherung von Rohstoffvorkommen wurden entsprechend bei Massenroh-
stoffen durchweg auf 20 Jahre Rohstoffversorgung ausgelegt, bei seltenen Rohstoffen, bei denen die Ab-
baumengen zudem erheblich schwanken (Naturwerksteine, Sulfatgesteine), wurden sie größer gefasst.  
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Während des Verfahrens zur Fortschreibung des Regionalplans Neckar-Alb hat sich gezeigt, dass auf-
grund betrieblicher Änderungen, aufgrund fehlender oder mangelhafter Kenntnisse bezüglich der Roh-
stoffqualitäten und bezüglich der Verfügbarkeit von Grundstücken sowie der Betroffenheit der Bevölkerung 
in Einzelfällen die regionalplanerischen Festlegungen zum Rohstoffabbau und zur Rohstoffsicherung einer 
Überprüfung bedürfen. Dies gilt insbesondere für folgende Abbaustätten: Schieferbruch Dormettingen, 
Steinbruch Dotternhausen (Plettenberg), Steinbruch Haigerloch-Weildorf, Steinbruch Rottenburg-
Frommenhausen, Steinbruch Sonnenbühl-Genkingen, Steinbruch Lichtenstein-Unterhausen. Eine Mög-
lichkeit, den geänderten Voraussetzungen nachzukommen, bietet gegebenenfalls ein anschließendes 
Planänderungsverfahren. 
 
zu PS 3.5.1 Z (1) 
 

Tabelle 13: Vorranggebiete für den Abbau oberflächennaher Rohstoffe in der Region Neckar-Alb 
 
Nr. Regional-
plan 
Nr. LGRB 

Stadt/Gemeinde:  
Name Abbaustätte 

Lage / Rohstoffe / Konfliktpotenzial / Abstand zu Siedlungen  
(Ortsrand, < 1.500 m) / Verkehrsanbindung 

R 01 
RG 7419-5 

Ammerbuch:  
Gipsbruch Ammer-
buch-Altingen 

nordöstlich Altingen / Sulfatgesteine (Gips) / hohes Konfliktpotenzial mit 
Wasserwirtschaft, geringes Konfliktpotenzial mit Naturschutz / ca. 270 m bis 
Altingen, ca. 300 m bis Kayh / Verkehrsanbindung: an die K 1040 über 
Wirtschaftsweg und weiter an die A 81 und die B 28. Die Verkehrsanbin-
dung soll durch eine direkte Anbindung der K 1040 an die B 28 verbessert 
werden.  
Hinweis: Eine neue Genehmigung für den Abbau ist nur möglich, wenn eine 
Befreiung von der Schutzgebietsverordnung des Wasserschutzgebietes 
„Ammertal-Schönbuch-Gruppe und Stadt Herrenberg“ erwirkt werden kann 

R 02 
RG 7718-4 

Dormettingen:  
Dautmergen: Schie-
ferbruch Dormettin-
gen 

zwischen Dautmergen und Dormettingen / Ölschiefer / Konflikte mit Natur-
schutz, geringes Konfliktpotenzial mit Wasserwirtschaft / ca. 130 m bis 
Dormettingen (Wohngebiet), ca. 360 m bis Dautmergen / gute Verkehrsan-
bindung: an die K 7129 über Wirtschaftsweg und weiter über die K 7129 an 
das Zementwerk in Dotternhausen (Verarbeitung des Abbaugutes vor Ort 
im Werk Dotternhausen) 

R 03 
RG 7718-1 

Dotternhausen:  
Steinbruch Dottern-
hausen (Plettenberg) 

auf dem Plettenberg südöstlich Dotternhausen / Zementrohstoffe (Kalkstei-
ne, Kalkmergelsteine) / Konflikte mit Naturschutz und Wasserwirtschaft / ca. 
1.300 m bis Dotternhausen, ca. 1.700 m bis Ratshausen / direkter An-
schluss an das Werk Dotternhausen über Materialseilbahn 

R 04 
RG 7422-2 

Grabenstetten:  
Steinbruch Graben-
stetten 

östlich Grabenstetten / Natursteine (Kalksteine) / mittleres Konfliktpotenzial 
mit Naturschutz, Konflikte mit Wasserwirtschaft / ca. 340 m Abstand zu 
Schlattstall, ca. 960 m Abstand zu Grabenstetten, ca. 1.100 m Abstand zu 
Oberlenningen, ca. 1.370 m Abstand zu Strohweiler, ca. 1.490 m Abstand 
zu Gutenberg / mittelmäßige Verkehrsanbindung: direkter Anschluss an die 
L 211 und weiter über die L 211/1211 an die B 465 (und die B 28)  

R 05 
RG 7618-4 

Haigerloch:  
Gipsbruch Haiger-
loch-Stetten 

östlich Haigerloch / Sulfatgesteine (Gips, Anhydrit) / geringes Konfliktpoten-
zial mit Naturschutz und Wasserwirtschaft / ca. 1.220 m bis Stetten, ca. 
1.280 m bis Hart / mittelmäßige Verkehrsanbindung: an die L 410 über 
Wirtschaftsweg und weiter an die B 28; an die A 81 über die L 410, L 390,  
L 409; liegt direkt an der Bahnstrecke Eyach - Hechingen 

R 06 
RG 7618-7 

Haigerloch:  
Steinbruch Haiger-
loch-Stetten 

westlich Stetten / Natursteine (Kalk- und Dolomitsteine) / eher geringes 
Konfliktpotenzial mit Naturschutz und Wasserwirtschaft / ca. 200 m bis 
Stetten (Wohngebiet), ca. 680 m bis Haigerloch / mittelmäßige Verkehrsan-
bindung: an B 463 über Gemeindeverbindungsstraße (über Stetten) und  
K 7113 Nähe zum Bahnhof Haigerloch-Stetten (Verarbeitung vor Ort) 

R 07 
RG 7618-1 

Haigerloch:  
Steinbruch Haiger-
loch-Weildorf 

nördlich Haigerloch; Natursteine (Kalk- und Dolomitsteine) / eher geringes 
Konfliktpotenzial mit Naturschutz und Wasserwirtschaft / ca. 100 m bis 
Haigerloch, ca. 590 m bis Weildorf, ca. 630 m bis Trillfingen, ca. 1.250 m 
bis Bittelbronn / gute Verkehrsanbindung: über Werkszufahrt an die K 7118 
und weiter über die K 7118, K 7177 und B 463 an die A 81 und die B 27  

R 08 
RG 7620-2 

Hechingen:  
Tongrube Hechingen-
Schlatt 

nördlich Schlatt / Ziegeleirohstoffe (Tonsteine) / Konflikte mit Naturschutz, 
geringes Konfliktpotenzial mit Wasserwirtschaft / ca. 120 m bis Schlatt, ca. 
1.150 m bis Beuren / gute Verkehrsanbindung: direkter Anschluss über 
Werkszufahrt an die K 7105 und weiter an die B 27 und die B 32  

R 09 
RG 7521-1 

Lichtenstein:  
Steinbruch Lichten-
stein-Unterhausen 

südlich der Nebelhöhle, östlich Genkingen / Natursteine (Kalksteine) / Kon-
flikte mit Naturschutz und Wasserwirtschaft / keine Siedlung im Umkreis 
von 1.500 m / gute Verkehrsanbindung: über Hauptwirtschaftsweg an die  
L 230 und weiter an die B 312, B 313, B 27 und B 28 

R 10 
RG 7421-1 

Pliezhausen:  
Steinbruch Pliezhau-
sen-Rübgarten (Bau-
ernwald-West und 
Ost) 

südlich Rübgarten / Naturwerksteine (Stubensandstein) / Konflikte mit Na-
turschutz, geringes Konfliktpotenzial mit Wasserwirtschaft / ca. 680 m bis 
Rübgarten, ca. 770 m bis Altenburg, ca. 1.200 m bis Pliezhausen / gute 
Verkehrsanbindung: über Wirtschaftsweg an die L 373 und weiter an die  
B 27, die B 297 und die B 464 

Fortsetzung Tabelle nächste Seite 
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Fortsetzung Tabelle 13 
R 11 
RG 7519-2 

Rangendingen:  
Starzach: Steinbruch 
Rangendingen-
Bietenhausen 

nördlich Bietenhausen (Abbau auf Gemarkung Starzach-Wachendorf) / 
Natursteine (Kalksteine, Dolomitsteine) / Konflikte mit Wasserwirtschaft, 
eher geringes Konfliktpotenzial mit Naturschutz / ca. 240 m bis Bietenhau-
sen, ca. 900 m bis Wachendorf, ca. 1.350 m bis Hirrlingen / mäßige Ver-
kehrsanbindung: über Gemeindeverbindungsstraße an K 6944 und weiter 
an die L 391 (über Hirrlingen), die L 389 und die L 385¸ an die L 392 über 
die K 6928 und die K 6342 

R 12 
RG 7523-1 

Römerstein:  
Steinbruch Römer-
stein-Zainingen 

östlich Zainingen / Natursteine (Kalksteine) / mittleres Konfliktpotenzial mit 
Naturschutz, Konflikt mit Wasserwirtschaft / ca. 550 m bis Zainingen / Ver-
kehrsanbindung nach Norden, Westen und Osten gut, nach S mäßig: direk-
ter Anschluss an die B 28 und weiter zur B 465 und B 28  

R 13 
RG 7718-2 

Rosenfeld:  
Steinbruch Rosen-
feld-Brittheim 

westlich Brittheim / Sande (Mürbsandsteine) / geringes Konfliktpotenzial mit 
Naturschutz und Wasserwirtschaft / ca. 400 m bis Brittheim / gute Ver-
kehrsanbindung: direkt über Werkszufahrt an L 415 und weiter an L 390 
und A 81 

R 14 
RG 7519-4 

Rottenburg a. N.:  
Kiesgrube Rottenburg 
6 

am Neckar nördlich Kiebingen (linke Uferseite) / Kiese und Sande (Nassab-
bau) / Konflikte mit Naturschutz und Wasserwirtschaft / bis Hirschau 
(Wohngebiet) ca. 660 m, bis Bühl ca. 840 m, bis Kiebingen ca. 1.100 m, bis 
Wurmlingen ca. 1.350 m, bis Rottenburg ca. 1.400 m / relativ gute Ver-
kehrsanbindung: über Wirtschaftsweg und Gemeindeverbindungsstraße zur 
L 370 und weiter zur L 361, L 372, L 385, L 389 bis zur B 27 und A 81 

R 15 
RG 7519-1 

Rottenburg a N.:  
Steinbruch Rotten-
burg-From-
menhausen 

südlich Frommenhausen / Natursteine (Kalksteine, Dolomitsteine) / Konflik-
te mit Wasserwirtschaft und Naturschutz / ca. 410 m bis Frommenhausen, 
ca. 860 m bis Bietenhausen, ca. 1.110 m bis Hirrlingen, ca. 1.240 m bis 
Wachendorf / relativ gute Verkehrsanbindung: über Wirtschaftsweg zur  
L 392 und z. T. über Gemeindeverbindungsstraßen weiter an die L 360,  
L 370, L 381, L 389 bis hin zur A 81, B 27 und B 463 

R 16 
RG 7519-3 

Rottenburg a. N.:  
Tübingen: Kiesgrube 
Rottenburg-Kiebingen 

am Neckar nördlich Kiebingen (rechte Uferseite) / Kiese und Sande (Nas-
sabbau) / Konflikte mit Naturschutz und Wasserwirtschaft / bis Bühl ca. 
100 m, bis Kiebingen ca. 480 m, bis Hirschau ca. 1.300 m, bis Rottenburg 
ca. 1.400 m / relativ gute Verkehrsanbindung: über Gemeindeverbindungs-
straße zur L 370 und weiter zur L 361, L 372, L 385, L 389 bis zur B 27 und 
A 81 

R 17 
RG 7818-3 

Schömberg:  
Tongrube Schömberg 
(Withau) 

südlich Schömberg / Ziegeleirohstoffe (Tonsteine) / eher geringes Konflikt-
potenzial mit Naturschutz, geringes Konfliktpotenzial mit Wasserwirtschaft / 
bis Weilen u. d. R. ca. 170 m, bis Schömberg ca. 680 m, bis Schörzingen 
ca. 1.300 m, bis Ratshausen ca. 1.450 m / gute Verkehrsanbindung: über 
Wirtschaftsweg und K 7134 an die L 435 und weiter an die B 27 bis zum 
Werk Dotternhausen (dort Verarbeitung des Abbaugutes) 

R 18 
RG 7521-2 

Sonnenbühl:  
Steinbruch Sonnen-
bühl-Genkingen 

nordöstlich Genkingen / Natursteine (Kalksteine) / Konflikte mit Naturschutz 
und Wasserwirtschaft / ca. 300 m bis Genkingen / gute Verkehrsanbindung: 
direkt an die L 382, weiter zur L 230, B 312, B 313, B 27 und B 28 

R 19 
RG 7620-1 

Sonnenbühl:  
Steinbruch Sonnen-
bühl-Willmandingen 

nördlich Willmandingen / Natursteine (Kalksteine) / Konflikte mit Natur-
schutz und Wasserwirtschaft / ca. 70 m bis Willmandingen, ca. 1.280 m bis 
Undingen / gute Verkehrsanbindung: über Wirtschaftsweg an die K 6731 
und die K 7104 und weiter zur L 382, L 385 und bis zur B 312 und B 32 

R 20 
RG 7820-2 

Straßberg:  
Steinbruch Straßberg 
(Werk II) 

nördlich Straßberg / Natursteine (Kalksteine) , hochreine Kalksteine / mittle-
res Konfliktpotenzial mit dem Naturschutz (Landschaftsbild), Konflikte mit 
Wasserwirtschaft / ca. 850 m bis Straßberg (Wohngebiet) / gute Verkehrs-
anbindung: über Wirtschaftsweg an die B 463 und weiter an die L 360, die  
B 27 und die B 32 

R 21 
RG 7721-1 

Trochtelfingen:  
Steinbruch Trochtel-
fingen-Wilsingen 

südöstlich Wilsingen / Natursteine (Kalksteine) / Konflikte mit Naturschutz 
und Wasserwirtschaft / ca. 930 m bis Wilsingen, ca. 1.800 m bis Pfronstet-
ten / mäßige Verkehrsanbindung: über verschiedene Kreisstraßen an die  
L 253, B 312 und B 313 

R 22 
RG 7420-1 

Tübingen:  
Steinbruch Tübingen-
Lustnau (Hägnach) 

nördlich Lustnau / Naturwerksteine (Rhätsandstein) / Konflikte mit Natur-
schutz, geringes Konfliktpotenzial mit Wasserwirtschaft / ca. 800 m bis 
Pfrondorf, ca. 1.130 m bis Tübingen, ca. 1.300 m bis Lustnau / Verkehrsan-
bindung: über Wirtschaftsweg an die L 1208 und weiter zur B 464, B 27 und 
B 28 

R 24 
RG 7722-3 

Zwiefalten:  
Steinbruch Zwiefal-
ten-Gauingen 

westlich Gauingen / Naturwerksteine (Süßwasserkalksteine = Travertine) / 
eher geringes Konfliktpotenzial mit Naturschutz, Konflikte mit Wasserwirt-
schaft / am Ortsrand von Gauingen, bis Gossenzugen ca. 1.000 m, bis 
Zwiefalten ca. 1.250 m, bis Hochberg ca. 1.300 m / mittelmäßige Verkehrs-
anbindung nach Maulbronn (Abbaumaterial wird dort verarbeitet) 

R 25 
RG 7722-4 

Zwiefalten:  
Steinbruch Zwiefal-
ten-Sonderbuch 

nördlich Sonderbuch / Naturwerksteine (Süßwasserkalksteine = Travertine) 
/ eher geringes Konfliktpotenzial mit Naturschutz, Konflikte mit Wasserwirt-
schaft / ca. 50 m bis Sonderbuch / mittelmäßige Verkehrsanbindung an 
Satteldorf (Abbaumaterial wird dort verarbeitet) 

 
Gemäß § 11 Abs. 3 LPlG und Plansatz 5.2.3 Landesentwicklungsplan 2002 sind in Regionalplänen Gebie-
te für den Abbau von Rohstoffen und Gebiete zur Sicherung von Rohstoffen festzulegen, um damit die 
Rohstoffversorgung sicher zu stellen. Durch den Abbau von Rohstoffen erfolgen zwangsläufig zum Teil 
irreversible Eingriffe in die Landschaft. Grundsätzlich betroffen sind die Schutzgüter Boden und Wasser. 
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Aufgrund der geologischen Situation sind große Gebiete in der Region Neckar-Alb als Wasserschutzge-
biete ausgewiesen. Teilweise liegen Abbaustätten und abbauwürdige Vorkommen in Wasserschutzgebie-
ten. Aus regionalplanerischer Sicht wurde in potenziellen Konfliktfällen zugunsten des weiteren Rohstoff-
abbaus an bestehenden Abbaustätten entschieden, da Neuaufschlüsse in aller Regel mit stärkeren Ein-
griffen verbunden sind. Belange des Wasser- und Bodenschutzes wurden teilweise niedergewogen, ins-
besondere dann, wenn es sich um besonders abbauwürdige Vorkommen (z. B. Zementrohstoffe) bzw. um 
Vorkommen mit seltenen Rohstoffen bzw. Aufschlüssen (z. B. Naturwerksteine, Sulfatgesteine) handelt.  
 
Die Festlegung im Regionalplan „Gebiet für den Abbau oberflächennaher Rohstoffe“ enthält die verbindli-
che Aussage, dass aus Sicht der Regionalplanung und vorbehaltlich des Ergebnisses des fachgesetzli-
chen Zulassungsverfahrens ein Rohstoffabbau möglich ist und deshalb der Abbau innerhalb des Pla-
nungszeitraums planerisch gegen anderweitige Raumnutzungsansprüche sichergestellt wird.  
 

Bei den in Betrieb befindlichen Abbaustätten, die in Wasserschutzgebieten (Zone III) liegen, ist der Abbau 
mit den Vorgaben der Schutzgebietsverordnungen abgestimmt. Dies trifft nicht zu für die über die Konzes-
sionsflächen hinausgehenden Flächen der Gebiete für den Abbau oberflächennaher Rohstoffe folgender 
Abbaustätten, die ebenfalls in Wasserschutzgebieten liegen: Gipsbruch Ammerbuch-Altingen, Steinbruch 
Grabenstetten, Steinbruch Lichtenstein-Unterhausen, Steinbruch Rangendingen-Bietenhausen, Stein-
bruch Römerstein-Zainingen, Kiesgrube Rottenburg 6, Steinbruch Rottenburg-Frommenhausen, Stein-
bruch Sonnenbühl-Genkingen, Steinbruch Sonnenbühl-Willmandingen, Steinbruch Straßberg (Werk II), 
Steinbruch Trochtelfingen-Wilsingen, Steinbruch Zwiefalten-Gauingen, Steinbruch Zwiefalten-Sonderbuch. 
Es wird davon ausgegangen, dass ein späterer Abbau prinzipiell auch in diesen direkt angrenzenden Be-
reichen möglich sein wird.  
 
Vielfach liegen in Betrieb befindliche Abbaustätten in Landschaftsschutzgebieten. Der Abbau ist mit den 
Vorgaben der Schutzgebietsverordnungen abgestimmt. Dies trifft nicht zu für die über die Konzessionsflä-
chen hinausgehenden Flächen der Gebiete für den Abbau oberflächennaher Rohstoffe folgender Ab-
baustätten, die ebenfalls in Landschaftsschutzgebieten liegen: Steinbruch Grabenstetten, Steinbruch 
Haigerloch-Stetten, Steinbruch Pliezhausen-Rübgarten, Steinbruch Rangendingen-Bietenhausen, Stein-
bruch Rottenburg-Frommenhausen. Gemäß einem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG) vom 
31.1.2003, 4 CN 14/01 ist es der Regionalplanung verwehrt, Landschaftsschutzgebietsverordnungen 
durch eigene (gleich lautende oder abweichende) Zielfestlegungen zu überlagern oder zu ersetzen. Die 
Festlegung kann nur nach einer (abschließenden) Konfliktbewältigung erfolgen, aus der hervorgeht, dass 
einem späteren Abbau keine unüberwindbaren (naturschutz)rechtlichen Vorschriften entgegenstehen. Mit 
nachvollziehbaren Gründen und mit Beteiligung der zuständigen Naturschutzbehörde muss eine entspre-
chende Abschätzung vorgenommen werden. Entsprechende Abschätzungen bzw. Beurteilungen der 
Landratsämter Reutlingen, Tübingen und Zollernalbkreis liegen dem Regionalverband Neckar-Alb für die 
genannten Gebiete für den Abbau oberflächennaher Rohstoffe vor Demnach stehen in den genannten 
Gebieten einem späteren Abbau keine unüberwindbaren (naturschutz)rechtlichen Vorschriften entgegen. 
 
Zur artenschutzrechtlichen Problematik:  
Die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung bezüglich der Vorranggebiete für den Abbau oberflächennaher 
Rohstoffe ergab, dass bei den meisten nicht konzessionierten Flächen der im Regionalplan festgelegten 
Gebiete Vorkommen streng geschützter Arten nicht ausgeschlossen werden können (Umweltbericht Kap. 
8.3.1). In diesen Gebieten, in denen keine genaueren Kenntnisse zum Vorkommen streng geschützter 
Arten vorhanden sind, vor Ort jedoch geeignete Lebensraumbedingungen bestehen, wurde die genauere 
Untersuchung der Betroffenheit streng geschützter Arten auf die nachgelagerte Ebene des immissions-
schutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens abgeschichtet. Das bedeutet, dass im Rahmen dieses Ver-
fahrens zur Erweiterung der Abbaustätten bei folgenden Gebieten nähere Untersuchungen zum Vorkom-
men und zur Betroffenheit der ermittelten Arten erforderlich sind: Gipsbruch Ammerbuch-Altingen, Stein-
bruch Haigerloch-Stetten, Steinbruch Lichtenstein-Unterhausen, Steinbruch Pliezhausen-Rübgarten, 
Steinbruch Rangendingen-Bietenhausen, Kiesgrube Rottenburg 6, Kiesgrube Rottenburg-Kiebingen, 
Steinbruch Sonnenbühl-Genkingen, Steinbruch Sonnenbühl-Willmandingen, Steinbruch Straßberg (Werk 
II), Steinbruch Zwiefalten-Sonderbuch. Details sind der Tabelle A 69 im Anhang II des Umweltberichts 
(Seite 347ff) zu entnehmen, der ein separater Teil des Regionalplans ist. Tabelle 8.3, im Umweltbericht 
Seite 134, gibt einen zusammenfassenden Überblick über die möglichen Betroffenheiten. 
 
zu PS 3.5.1 G (2) 
Der Abbau selbst beeinträchtigt die Landschaft zwangsläufig und in vielfältiger Weise. Ziel einer integrier-
ten Rohstoffsicherungsplanung muss es daher sein, den Abbau in solchen Bereichen langfristig zu ermög-
lichen, in denen er die Umwelt am geringsten beeinträchtigt und ihn damit von empfindlichen Teilen der 
Region fernzuhalten. Der vollständige Abbau abbauwürdiger Rohstoffvorkommen an bestehenden Ab-
baustätten und Erweiterungen dieser sind Neuaufschlüssen vorzuziehen. 
 
zu PS 3.5.1 G (3) und G (4) 
Eine frühzeitige Gesamtkonzeption für die einzelnen Abbaustätten, die auch deren Folgenutzung beinhal-
tet, trägt wesentlich zur Minimierung der Landschaftsbeeinträchtigung und zur Einbindung der Abbaustätte 
in die Landschaft nach Nutzungsaufgabe bei. Dabei sind auch die Möglichkeiten für eine Ablagerung von 
Erdaushub in Abbaustätten zu prüfen und mit den Belangen des Naturschutzes zur Schaffung von wertvol-
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len Sekundärbiotopen abzuwägen. Im Rahmen der Rekultivierung hat grundsätzlich eine vollständige 
Wiederherstellung der natürlichen Bodenfunktionen zu erfolgen. 
 
zu PS 3.5.2 Z (1) 
Die Sicherung oberflächennaher Rohstoffe durch die Festlegung entsprechender Vorranggebiete im Regi-
onalplan erfolgt unabhängig von der rechtlichen Regelung des Abbaus. Im Rohstoffsicherungskonzept des 
Landes Baden-Württemberg wurden auch für die Regionalplanung Hinweise zur Verbesserung der lang-
fristigen Rohstoffsicherung erarbeitet. Eine verbindliche Vorgabe über den Planungszeitraum in Regio-
nalplänen ist damit nicht verbunden. Die Verwaltungsvorschrift des Wirtschaftsministeriums über die Auf-
stellung von Regionalplänen und die Verwendung von Planzeichen vom 14.09.2005 bietet die Möglichkeit, 
den Planungszeitraum bei Festlegungen zur Rohstoffsicherung auf jeweils rund 20 Jahre auszulegen. 
Diesem wurde soweit möglich Rechnung getragen. 
 
Tabelle 14: Vorranggebiete zur Sicherung von Rohstoffen in der Region Neckar-Alb  
 
Nr. Regional-
plan 
Nr. LGRB 

Stadt/Gemeinde:  
Name Abbaustätte 

Lage / Rohstoffe / Konfliktpotenzial / Abstand zu Siedlungen (Orts-
rand, < 1.500 m) / Verkehrsanbindung 

R 01 
RG 7419-5 

Ammerbuch:  
Gipsbruch Ammer-
buch-Altingen 

nordöstlich Altingen, schließt südöstlich an bestehende Abbaustelle an / 
Sulfatgesteine (Gips) / / hohes Konfliktpotenzial mit Wasserwirtschaft, ge-
ringes Konfliktpotenzial mit Naturschutz / ca. 560 m bis Altingen, ca. 570 m 
bis Kayh / Verkehrsanbindung: an die K 1040 über Wirtschaftsweg und 
weiter an die A 81 und die B 28. Die Verkehrsanbindung soll durch eine 
direkte Anbindung der K 1040 an die B 28 verbessert werden. 
Hinweis: Eine neue Genehmigung für den Abbau ist nur möglich, wenn eine 
Befreiung von der Schutzgebietsverordnung des Wasserschutzgebietes 
„Ammertal-Schönbuch-Gruppe und Stadt Herrenberg“ erwirkt werden kann. 

R 02 
RG 7718-4 

Dormettingen:  
Dautmergen: Schie-
ferbruch Dormettin-
gen 

zwischen Dautmergen und Dormettingen, nördlich der bestehenden Abbau-
stelle, schließt diese teilweise an / Ölschiefer / Konflikte mit Naturschutz, 
geringes Konfliktpotenzial mit Wasserwirtschaft / ca. 400 m bis Dautmer-
gen, ca. 1.100 m bis Dormettingen / gute Verkehrsanbindung: an die 
K 7129 über Wirtschaftsweg und weiter über die K 7129 an das Zement-
werk in Dotternhausen (Verarbeitung des Abbaugutes vor Ort im Werk 
Dotternhausen) 

R 03 
RG 7718-1 

Dotternhausen:  
Steinbruch Dottern-
hausen (Plettenberg) 

auf dem Plettenberg südöstlich Dotternhausen, schließt südlich an beste-
hende Abbaustelle an / Zementrohstoffe (Kalksteine, Kalkmergelsteine) / 
Konflikte mit Naturschutz und Wasserwirtschaft /ca. 1.360 m bis Ratshau-
sen, ca. 2.030 m bis Dotternhausen / direkter Anschluss an das Werk Dot-
ternhausen über Materialseilbahn 

R 04 
RG 7422-2 

Grabenstetten:  
Steinbruch Graben-
stetten 

östlich Grabenstetten, schließt westlich an bestehende Konzessionsfläche 
an / Natursteine (Kalksteine) / geringes Konfliktpotenzial mit Naturschutz, 
Konflikte mit Wasserwirtschaft / ca. 790 m Abstand zu Schlattstall, ca.880 m 
Abstand zu Grabenstetten, ca. 1.050 m Abstand zu Oberlenningen, ca. 
1.500 m Abstand zu Strohweiler / mittelmäßige Verkehrsanbindung: direkter 
Anschluss an die L 211 und weiter über die L 211/1211 an die B 465 (und 
die B 28)  

R 05 
RG 7618-4 

Haigerloch:  
Gipsbruch Haiger-
loch-Stetten 

östlich Haigerloch, durch Bahnlinie getrennte Lage südlich der aktuellen 
Abbaustätte / Sulfatgesteine (Gips, Anhydrit) / geringes Konfliktpotenzial mit 
Naturschutz und Wasserwirtschaft / ca. 1.140 m bis Stetten, ca. 1.530 m bis 
Hart / weniger gute Verkehrsanbindung: an die L 410 über Wirtschaftsweg 
und weiter an die B 28; an die A 81 über die L 410, L 390, L 409; liegt direkt 
an der Bahnstrecke Eyach - Hechingen 

R 06 
RG 7618-7 

Haigerloch:  
Steinbruch Haiger-
loch-Stetten 

westlich Stetten, schließt nördlich an bestehende Abbaustelle an / Natur-
steine (Kalk- und Dolomitsteine) / eher geringes Konfliktpotenzial mit Natur-
schutz und Wasserwirtschaft / ca. 200 m bis Stetten (Wohngebiet), ca. 
680 m bis Haigerloch / mittelmäßige Verkehrsanbindung: an die B 463 über 
Gemeindeverbindungsstraße (über Stetten) und K 7113 Nähe zum Bahnhof 
Haigerloch-Stetten (Verarbeitung des Abbaugutes vor Ort) 

R 07 
RG 7618-1 

Haigerloch:  
Steinbruch Haiger-
loch-Weildorf 

nördlich Haigerloch, schließt westlich an bestehende Konzessionsfläche an 
/ Natursteine (Kalk- und Dolomitsteine) / eher geringes Konfliktpotenzial mit 
Naturschutz und Wasserwirtschaft / ca. 270 m bis Haigerloch, ca. 300 m bis 
Weildorf, ca. 1.030 m bis Trillfingen, ca. 1.230 m bis Bittelbronn / gute Ver-
kehrsanbindung: über Werkszufahrt an die K 7118 und weiter über die  
K 7118, K 7177 und B 463 an die A 81 und die B 27  

R 09 
RG 7521-1 

Lichtenstein:  
Steinbruch Lichten-
stein-Unterhausen 

südlich der Nebelhöhle, östlich Genkingen, schließt nördlich an bestehende 
Abbaustelle an / Natursteine (Kalksteine) / Konflikte mit Naturschutz und 
Wasserwirtschaft / keine Siedlung im Umkreis von 1.500 m / gute Ver-
kehrsanbindung: über Hauptwirtschaftsweg an die L 230 und weiter an die 
B 312, B 313, B 27 und B 28 

Fortsetzung Tabelle nächste Seite 
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Fortsetzung Tabelle 14 
R 10 
RG 7421-1 

Pliezhausen:  
Steinbruch Pliezhau-
sen-Rübgarten (Bau-
ernwald-West und 
Ost) 

südlich Rübgarten, schließt südlich und östlich an bestehende Abbaustelle 
an / Naturwerksteine (Stubensandstein) / Konflikte mit Naturschutz, gerin-
ges Konfliktpotenzial mit Wasserwirtschaft / ca. 620 m bis Altenburg, ca. 
740 m bis Rübgarten, ca. 1.160 m bis Pliezhausen / gute Verkehrsanbin-
dung: über Wirtschaftsweg an die L 373 und weiter an die B 27, die B 297 
und die B 464 

R 11 
RG 7519-2 

Rangendingen:  
Starzach: Steinbruch 
Rangendingen-
Bietenhausen 

nördlich Bietenhausen (Abbau auf Gemarkung Starzach-Wachendorf), 
schließt nordwestlich an bestehende Konzessionsflächen an / Natursteine 
(Kalksteine, Dolomitsteine) / Konflikte mit Wasserwirtschaft, eher geringes 
Konfliktpotenzial mit Naturschutz / ca. 580 m bis Bietenhausen, ca. 780 m 
bis Wachendorf, ca. 1.730 m bis Hirrlingen / mäßige Verkehrsanbindung: 
über Gemeindeverbindungsstraße an K 6944 und weiter an die L 391 (über 
Hirrlingen), die L 389 und die L 385¸ an die L 392 über die K 6928 und die 
K 6342 

R 12 
RG 7523-1 

Römerstein:  
Steinbruch Römer-
stein-Zainingen 

östlich Zainingen, schließt südlich an die bestehende Abbaustelle an / Na-
tursteine (Kalksteine) / eher mittleres Konfliktpotenzial mit Naturschutz, 
Konflikt mit Wasserwirtschaft / ca. 580 m bis Zainingen / Verkehrs-
anbindung nach Norden, Westen und Osten gut, nach S mäßig: direkter 
Anschluss an die B 28 und weiter zur B 465 und B 28  

R 13 
RG 7718-2 

Rosenfeld:  
Steinbruch Rosen-
feld-Brittheim 

westlich Brittheim, schließt südlich und östlich an bestehende Abbaustelle 
bzw. Konzessionsfläche an / Sande (Mürbsandsteine) / geringes Konfliktpo-
tenzial mit Naturschutz und Wasserwirtschaft / ca. 350 m bis Brittheim / 
gute Verkehrsanbindung: direkt über Werkszufahrt an die L 415 und weiter 
an die L 390 und die A 81 

R 14 
RG 7519-4 

Rottenburg a. N.:  
Kiesgrube Rottenburg 
6 

am Neckar nördlich Kiebingen (linke Uferseite), schließt östlich an beste-
hende Abbaustelle an / Kiese und Sande (Nassabbau) / Konflikte mit Natur-
schutz und Wasserwirtschaft / bis Hirschau (Wohngebiet) ca. 750 m, bis 
Bühl (Wohngebiet) ca. 460 m, bis Kiebingen ca. 1.330 m, bis Wurmlingen 
ca. 1.770 m, bis Rottenburg ca. 2.170 m / relativ gute Verkehrsanbindung: 
über Wirtschaftsweg und Gemeindeverbindungsstraße zur L 370 und weiter 
zur L 361, L 372, L 385, L 389 bis zur B 27 und A 81 

R 15 
RG 7519-1 

Rottenburg a N.:  
Steinbruch Rotten-
burg-From-
menhausen 

südlich Frommenhausen, schließt südlich und nordöstlich an bestehende 
Abbaustelle bzw. Konzessionsfläche an / Natursteine (Kalksteine, Dolomit-
steine) / Konflikte mit Wasserwirtschaft und Naturschutz / ca. 790 m bis 
Frommenhausen, ca. 470 m bis Bietenhausen, ca. 990 m bis Hirrlingen, ca. 
1.460 m bis Wachendorf / relativ gute Verkehrsanbindung: über Wirt-
schaftsweg zur L 392 und z. T. über Gemeindeverbindungsstraßen weiter 
an die L 360, L 370, L 381, L 389 bis hin zur A 81, B 27 und B 463 

R 18 
RG 7521-2 

Sonnenbühl:  
Steinbruch Sonnen-
bühl-Genkingen 

nordöstlich Genkingen, schließt westlich an die bestehende Abbaustelle an 
/ Natursteine (Kalksteine) / Konflikte mit Naturschutz und Wasserwirtschaft / 
ca. 250 m bis Genkingen / gute Verkehrsanbindung: direkt an die L 382, 
weiter zur L 230, B 312, B 313, B 27 und B 28 

R 19 
RG 7620-1 

Sonnenbühl:  
Steinbruch Sonnen-
bühl-Willmandingen 

nördlich Willmandingen, schließt nordwestlich an bestehende Abbaustelle 
an / Natursteine (Kalksteine) / Konflikte mit Naturschutz und Wasserwirt-
schaft / ca. 530 m bis Willmandingen, ca. 1.530 m bis Undingen / gute 
Verkehrsanbindung: über Wirtschaftsweg an die K 6731 und die K 7104 
und weiter zur L 382, L 385 und bis zur B 312 und B 32 

R 20 
RG 7820-2 

Straßberg:  
Steinbruch Straßberg 
(Werk II) 

nördlich Straßberg / Natursteine (Kalksteine) , hochreine Kalksteine / gerin-
ges Konfliktpotenzial mit dem Naturschutz, Konflikte mit Wasserwirtschaft / 
ca. 1.560 m bis Straßberg / gute Verkehrsanbindung: über Wirtschaftsweg 
an die B 463 und weiter an die L 360, die b 27 und die B 32 

R 21 
RG 7721-1 

Trochtelfingen:  
Steinbruch Trochtel-
fingen-Wilsingen 

südöstlich Wilsingen, schließt südöstlich an bestehende Konzessionsflä-
chen an / Natursteine (Kalksteine) / Konflikte mit Naturschutz und Wasser-
wirtschaft / ca. 1.570 m bis Wilsingen, ca. 1.850 m bis Pfronstetten / mäßige 
Verkehrsanbindung: über verschiedene Kreisstraßen an die L 253, B 312 
und B 313 
Hinweis: Rohstoffgeologische Untersuchungen haben gezeigt, dass beim 
Steinbruch Trochtelfingen-Wilsingen die Rohstoffqualität der unter der der-
zeitigen Abbausohle gelegenen Vorkommen deutlich besser ist, als in den 
untersuchten angrenzenden Flächen. Nach Untersuchungen der Firma 
Schotterwerke Ott GmbH & Co. KG war das Grundwasser bei einer Bohrtie-
fe von 120 m ab Steinbruchsohle noch nicht erreicht. Aus rohstoffgeologi-
scher und regionalplanerischer Sicht ist demzufolge für den zukünftigen 
Abbau eine Vertiefung der bestehenden Abbaufläche einer flächenhaften 
Erweiterung unbedingt vorzuziehen 

Fortsetzung Tabelle nächste Seite 
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Fortsetzung Tabelle 14 
R 23 Tübingen:  

ehemaliger Stein-
bruch südlich Pfron-
dorf 

südlich Pfrondorf, schließt an ehemalige Abbaustellen an / Naturwerksteine 
(Rhätsandstein) / Konflikte mit Naturschutz, geringes Konfliktpotenzial mit 
Wasserwirtschaft / bis Pfrondorf ca. 400 m, bis Lustnau ca. 470 m / Ver-
kehrsanbindung: über eine Gemeindeverbindungsstraße und die K 
6911/6912 an die L 1208 und weiter zur B 464, B 27 und B 28 

R 24 
RG 7722-3 

Zwiefalten:  
Steinbruch Zwiefal-
ten-Gauingen 

westlich Gauingen, schließt westlich und südlich an bestehende Abbaustel-
le an / Naturwerksteine (Süßwasserkalksteine = Travertine) / eher geringes 
Konfliktpotenzial mit Naturschutz, Konflikte mit Wasserwirtschaft / ca. 200 m 
bis Gauingen (Wohngebiet), bis Gossenzugen ca. 1.300 m, bis Zwiefalten 
ca. 1.380 m, bis Hochberg ca. 1.050 m / mittelmäßige Verkehrsanbindung 
nach Maulbronn (Abbaumaterial wird dort verarbeitet) 

R 25 
RG 7722-4 

Zwiefalten:  
Steinbruch Zwiefal-
ten-Sonderbuch 

nördlich Sonderbuch, schließt nördlich und westlich an bestehende Abbau-
stelle an / Naturwerksteine (Süßwasserkalksteine = Travertine) / eher ge-
ringes Konfliktpotenzial mit Naturschutz, Konflikte mit Wasserwirtschaft / ca. 
180 m bis Sonderbuch / mittelmäßige Verkehrsanbindung an Satteldorf 
(Abbaumaterial wird dort verarbeitet) 

 
Um die notwendige Rohstoffversorgung langfristig zu gewährleisten, ist ein Interessenausgleich zwischen 
den unterschiedlichen Nutzungsansprüchen unerlässlich. Es genügt nicht zu wissen, an welcher Stelle 
welcher Rohstoff zu finden ist. Er muss zugänglich gehalten werden, indem man ihn insbesondere vor 
irreversibler Überbauung schützt und dem möglichen Abbau Vorrang vor anderen Nutzungen einräumt. 
Der Abbau hat so zu erfolgen, dass Beeinträchtigungen des Naturhaushalts möglichst gering gehalten 
werden. Ein besonderes Augenmerk ist hierbei auf den Schutz des Grundwassers zu richten. 
 
Die Festlegung im Regionalplan „Gebiet zur Sicherung von Rohstoffen“ enthält die verbindliche Aussage, 
dass aus Sicht der Regionalplanung und vorbehaltlich des Ergebnisses des fachgesetzlichen Zulassungs-
verfahrens ein späterer Rohstoffabbau möglich ist und deshalb der Abbau innerhalb des Planungszeit-
raums planerisch gegen anderweitige Raumnutzungsansprüche sichergestellt wird.  
 
Bei den in Betrieb befindlichen Abbaustätten, die in Wasserschutzgebieten (Zone III) liegen, ist der Abbau 
mit den Vorgaben der Schutzgebietsverordnungen abgestimmt. Dies trifft nicht zu für die Gebiete zur Si-
cherung von Rohstoffen folgender Abbaustätten, die ebenfalls in Wasserschutzgebieten liegen: Gipsbruch 
Ammerbuch-Altingen, Steinbruch Dotternhausen (Plettenberg), Steinbruch Grabenstetten, Steinbruch 
Haigerloch-Weildorf, Steinbruch Lichtenstein-Unterhausen, Steinbruch Rangendingen-Bietenhausen, 
Steinbruch Römerstein-Zainingen, Kiesgrube Rottenburg 6, Kiesgrube Rottenburg-Kiebingen, Steinbruch 
Sonnenbühl-Genkingen, Steinbruch Sonnenbühl-Willmandingen, Steinbruch Straßberg (Werk II), Stein-
bruch Zwiefalten-Gauingen, Steinbruch Zwiefalten-Sonderbuch. Es wird davon ausgegangen, dass ein 
späterer Abbau prinzipiell auch in diesen direkt angrenzenden Bereichen möglich sein wird.  
 
Vielfach liegen in Betrieb befindliche Abbaustätten in Landschaftsschutzgebieten. Der Abbau ist mit den 
Vorgaben der Schutzgebietsverordnungen abgestimmt. Dies trifft nicht zu für die Gebiete zur Sicherung 
von Rohstoffen folgender Abbaustätten, die ebenfalls in Landschaftsschutzgebieten liegen: Steinbruch 
Dotternhausen (Plettenberg), Steinbruch Grabenstetten, Steinbruch Haigerloch-Stetten, Steinbruch 
Haigerloch-Weildorf, Steinbruch Pliezhausen-Rübgarten, Steinbruch Rangendingen-Bietenhausen. Ge-
mäß einem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG) vom 31.1.2003, 4 CN 14/01 ist es der Regio-
nalplanung verwehrt, Landschaftsschutzgebietsverordnungen durch eigene (gleich lautende oder abwei-
chende) Zielfestlegungen zu überlagern oder zu ersetzen. Die Festlegung kann nur nach einer (abschlie-
ßenden) Konfliktbewältigung erfolgen, aus der hervorgeht, dass einem späteren Abbau keine unüberwind-
baren (naturschutz)rechtlichen Vorschriften entgegenstehen. Mit nachvollziehbaren Gründen und mit Be-
teiligung der zuständigen Naturschutzbehörde muss eine entsprechende Abschätzung vorgenommen 
werden. Entsprechende Abschätzungen bzw. Beurteilungen der Landratsämter Reutlingen, Tübingen und 
Zollernalbkreis liegen dem Regionalverband Neckar-Alb für die genannten Gebiete für den Abbau oberflä-
chennaher Rohstoffe vor Demnach stehen in den genannten Gebieten einem späteren Abbau keine un-
überwindbaren (naturschutz)rechtlichen Vorschriften entgegen. 
 
Zur artenschutzrechtlichen Problematik:  
Die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung bezüglich der Vorranggebiete zur Sicherung von Rohstoffen 
ergab, dass bei den meisten nicht konzessionierten Flächen der im Regionalplan festgelegten Gebiete 
Vorkommen streng geschützter Arten nicht ausgeschlossen werden können (Umweltbericht Kap. 8.3.1). In 
diesen Gebieten, in denen keine genaueren Kenntnisse zum Vorkommen streng geschützter Arten vor-
handen sind, vor Ort jedoch geeignete Lebensraumbedingungen bestehen, wurde die genauere Untersu-
chung der Betroffenheit streng geschützter Arten auf die nachgelagerte Ebene des immissionsschutzrecht-
lichen Genehmigungsverfahrens abgeschichtet. Das bedeutet, dass im Rahmen dieses Verfahrens zur 
Erweiterung der Abbaustätten bei folgenden Gebieten nähere Untersuchungen zum Vorkommen und zur 
Betroffenheit der ermittelten Arten erforderlich sind: Gipsbruch Ammerbuch-Altingen, Schieferbruch Dor-
mettingen, Steinbruch Dotternhausen (Plettenberg), Steinbruch Grabenstetten, Gipsbruch Haigerloch-
Stetten, Steinbruch Haigerloch-Stetten, Steinbruch Haigerloch-Weildorf, Steinbruch Lichtenstein-
Unterhausen, Steinbruch Pliezhausen-Rübgarten, Steinbruch Rangendingen-Bietenhausen, Steinbruch 
Römerstein-Zainingen, Steinbruch Rosenfeld-Brittheim, Kiesgrube Rottenburg 6, Steinbruch Rottenburg-
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Frommenhausen, Steinbruch Sonnenbühl-Genkingen, Steinbruch Sonnenbühl-Willmandingen, Steinbruch 
Straßberg (Werk II), Steinbruch Trochtelfingen-Wilsingen, ehemaliger Steinbruch Tübingen-Pfrondorf, 
Steinbruch Zwiefalten-Gauingen, Steinbruch Zwiefalten-Sonderbuch. Details sind der Tabelle A 70 im 
Anhang II des Umweltberichts (Seite 352ff) zu entnehmen, der ein separater Teil des Regionalplans ist. 
Tabelle 8.4, im Umweltbericht Seite 135, gibt einen zusammenfassenden Überblick über die möglichen 
Betroffenheiten. 
 
Ergänzungen: 
 
Unabhängig von der regionalplanerischen Sicherung oberflächennaher mineralischer Rohstoffe bestehen 
in der Region Neckar-Alb zahlreiche öffentlich-rechtliche Bergbauberechtigungen nach dem Bundesberg-
gesetz (siehe Beikarte zu Kapitel 3.5 im Anhang). Es handelt sich dabei um Rechtstitel, die das Recht zur 
Aufsuchung und Gewinnung von Bodenschätzen umfassen, wobei bergbauliche Tätigkeiten im Einzelfall 
genehmigungsbedürftig sind. Südwestlich von Balingen sowie im Raum Mössingen liegen Bergwerksfel-
der, die auf Ölschiefer des Schwarzjura verliehen sind. Bergbauberechtigungen im Raum Haigerloch be-
rechtigen zur Aufsuchung und Gewinnung von Steinsalz im Mittleren Muschelkalk (Bergwerk Stetten). 
Weitere Rechte in diesem Bereich sowie westlich von Rottenburg am Neckar beziehen sich auf Kohlen-
säure. Westlich von Rottenburg am Neckar liegt außerdem eine Bergbauberechtigung auf Gips und An-
hydrit. 
 
Im Interesse der Versorgung der Volkswirtschaft mit mineralischen Rohstoffen ist die Untersuchung heimi-
scher Lagerstätten in den dargestellten Erlaubnisfeldern erforderlich. Art und Umfang der Aufsuchungsar-
beiten werden im Einzelfall im Rahmen bergrechtlicher Betriebsplanverfahren genehmigt. An diesen Ver-
fahren werden die Behörden, deren Aufgabenbereich vom jeweiligen Vorhaben berührt wird, und die Ge-
meinden als Planungsträger beteiligt. 
 
Gegenüber dem Regionalplan Neckar-Alb 1993 fallen folgende Abbaustellen weg: 
 

- Kalksteinbruch Albstadt-Truchtelfingen: Streichung in Absprache mit dem Landesamt für Geologie, 
Rohstoffe und Bergbau Baden-Württemberg (LGRB); aufgrund der sehr geringen Abbaumengen nicht 
regional bedeutsam. 

- Schieferbruch Dotternhausen: Stillgelegt seit 2001, da vollständig ausgebeutet; Streichung in Abspra-
che mit dem LGRB. 

- Steinbruch Hülben: Stillgelegt seit 1998; bestehende Abbaustätte ist ausgebeutet. Nahe gelegene 
Wohngebiete und Belange von Naturschutz und Landschaftspflege stehen einer Ausdehnung der Ab-
baustätte entgegen. Streichung in Absprache mit dem LGRB und der Gemeinde Hülben. 

- Kalksteinvorkommen bei Münsingen: Streichung in Absprache mit dem LGRB und der Stadt Münsin-
gen, da keine Abbauinteressen bestehen. 

- Kiesgrube Tübingen-Hirschau: Stillgelegt seit 1993; bestehende Abbaustätte ist ausgebeutet. Belange 
des Grundwasserschutzes und von Naturschutz und Landschaftspflege stehen einer Ausdehnung der 
Abbaustätte entgegen. Streichung in Absprache mit dem LGRB.  
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4 Regionale Infrastruktur (Standorte und Trassen) 
 
 
Die Region Neckar-Alb hat aufgrund ihrer Randlage im gut ausgestatteten Wirtschaftsraum 
Stuttgart und wegen ihrer Verbindungsfunktion als Teil der Europäischen Metropolregion Stuttgart 
nach Süden, insbesondere nach Oberschwaben und an den Bodensee, einen spezifischen Ausbau- 
und Erneuerungsbedarf an Einrichtungen der technischen Infrastruktur. Dies gilt vor allem für das 
Verkehrswesen, aber auch für Einrichtungen der Energieversorgung sowie der Information und 
Kommunikation. 
 
Die Ausstattung mit Anlagen der technischen Infrastruktur hat durch den verstärkten Wettbewerb 
infolge der politischen und wirtschaftlichen Veränderungen in Europa an Bedeutung gewonnen. 
Gleichzeitig werden die Grenzen der Ausbaumöglichkeiten hinsichtlich der Flächenverfügbarkeit 
und der Emissionen erkennbar. 
 
In den verdichteten Teilräumen der Region besteht die Gefahr, dass Standortvorteile wegen 
Überlastungserscheinungen beeinträchtigt werden und notwendige Infrastruktureinrichtungen 
wegen Nutzungskonkurrenzen nicht realisiert werden können. 
 
In den ländlich strukturierten Gebieten der Region Neckar-Alb ist ein abgestimmter Infrastruk-
turausbau notwendig, um die Leistungsfähigkeit und Standortgunst zu erhöhen. 
 
Beim Erhalt und Ausbau moderner Infrastruktureinrichtungen ist deshalb verstärkt auf 
wechselseitige Ergänzungen und Beeinträchtigungen der verschiedenen Maßnahmen Rücksicht zu 
nehmen. Der Ausbau soll auch zur Verminderung bestehender Umweltbelastungen in der Region 
beitragen. 
 
Die Energieversorgung ist für das wirtschaftliche Wachstum der Region und ihrer Teilräume von 
erheblicher Bedeutung. Aufbau und Sicherung einer leistungsfähigen, umweltverträglichen 
Energieinfrastruktur sind wesentliche Voraussetzungen für die Wettbewerbsfähigkeit der 
Wirtschaft, die Ansiedlung neuer Betriebe und eine ausreichende Versorgung mit Arbeitsplätzen. 
 
Im Interesse der Ressourcenschonung und des Umweltschutzes müssen die Anstrengungen 
verstärkt werden, den Verbrauch fossiler Energieträger durch den Einsatz regenerativer 
Energieträger zu reduzieren und die Energienachfrage zu senken. Neben der Wasserkraft bieten 
Windenergie und Photovoltaik Möglichkeiten, ohne Schadstoffemissionen Strom zu erzeugen. 
Einen nennenswerten Beitrag zur Energieversorgung können auch Biomasse und Holz leisten. 
 
 

G (1) Die Einrichtungen der technischen Infrastruktur sind dem verstärkten Wettbewerb 
und den neuen Anforderungen von Seiten der Technik und des Umweltschutzes 
anzupassen. 

  
G (2) Beim Ausbau und Erhalt der technischen Infrastruktur sind die Wechselwirkungen 

zwischen den einzelnen Infrastrukturmaßnahmen verstärkt zu berücksichtigen und mit 
den Ansprüchen der Siedlungstätigkeit (Kapitel 2) und der Sicherung und dem Schutz 
des Freiraums (Kapitel 3) abzustimmen. 

  
G (3) Zur Verringerung der Inanspruchnahme von Freiräumen ist die Bündelung der 

linienhaften Infrastruktur anzustreben. 
 
 
Begründung 
 
zu PS 4 G (1) 
Die Region Neckar-Alb verfügt weitgehend über eine gute Ausstattung mit Einrichtungen der technischen 
Infrastruktur. Die Herausforderungen der Zukunft mit Blick auf die Erhaltung der natürlichen Lebens-
grundlagen und die Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit im nationalen und internationalen Rahmen 
verlangen jedoch eine Modernisierung und eine umweltschonendere Nutzung der technischen Infra-
struktur. 
 
zu PS 4 G (2) 
Die Wechselwirkungen der einzelnen Infrastrukturelemente untereinander und ihre Abstimmung mit an-
deren Raumansprüchen gewinnen an Bedeutung. Durch eine frühzeitige Abstimmung sind Effekte 
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erzielbar, die z. B. zur Verringerung des Verkehrsaufkommens oder zur Einsparung von Energie führen, 
ohne zugleich qualitative Einbußen bei der Versorgung mit infrastrukturellen Leistungen nach sich zu 
ziehen. 
 
Der regionalplanerische Ansatz einer fachübergreifenden Frühkoordinierung geht jedoch über die 
Abstimmung der einzelnen Elemente der technischen Infrastruktur hinaus, indem er auch die Wechsel-
wirkungen mit der Siedlungstätigkeit und mit dem Freiraumschutz einbezieht. 
 
zu PS 4 G (3) 
Das System der Entwicklungsachsen und zentralen Orte (vgl. Kap. 2.2 und 2.3) unterstützt den effektiven 
und zugleich umweltschonenden Einsatz der technischen Infrastruktur, z. B. durch Bündelung von 
Energieleitungen, Straßen und Schienen. Eine auf die bessere Ausnutzung von Netzen der technischen 
Infrastruktur abgestimmte Planung kann so auch zur Verminderung der Inanspruchnahme von Freiräumen 
und zur Verringerung der Schadstoffbelastung beitragen. 
 
 
4.1 Verkehr 
 

G (1) Dem steigenden Verkehrsaufkommen in der Region Neckar-Alb ist nach dem 
Grundsatz „Ausbau vor Neubau“ der Verkehrsinfrastruktur Rechnung zu tragen. Die 
Auslastung der Kapazitäten ist durch die Verknüpfung der Verkehrsmittel und der 
Transportsysteme zu erhöhen. Dazu ist die Zusammenarbeit zwischen den Verkehrs-
trägern zu fördern. 

  
G (2) In der Region Neckar-Alb sind die Knotenpunkte für die Verknüpfung der Verkehre 

auszubauen. 
  
G (3) Durch die Abstimmung der raumbedeutsamen Planungen, wie z. B. Festlegung von 

verdichteten Wohnbauflächen und dezentralen Industrie-/Gewerbeschwerpunkten mit 
der Verkehrsplanung, ist eine Verminderung des Verkehrsaufkommens anzustreben 
und die Auslastung des öffentlichen Verkehrs zu verbessern. 

 
Die Luftqualität hat einen hohen Einfluss auf die menschliche Gesundheit. Es ist darauf 
hinzuwirken, dass bei der Planung auch die Luftqualität berücksichtigt wird und ent-
sprechende Maßnahmen zur Verbesserung (z. B. Umweltzonen) getroffen werden. 

  
G (4) Zur Verbesserung der Standortgunst der Region Neckar-Alb innerhalb der Euro-

päischen Metropolregion Stuttgart sind die Verbindungen zum großräumigen Verkehrs-
netz in alle Richtungen auszubauen. 
 
 
Begründung 
 
zu PS 4.1 G (1) 
Die Verkehrsprognosen für die Bundesrepublik Deutschland gehen im Personenverkehr auf der Straße 
von einer Stagnation bis hin zu einer leichten Abnahme aus. Im Straßengüterverkehr ist ein verstärktes 
Wachstum im Güterverkehr durch die Erweiterung des europäischen Binnenmarktes und die 
wirtschaftliche Entwicklung der Märkte in Osteuropa und in Asien sowie durch die Veränderungen bei den 
Produktionsverfahren durch immer stärkere Arbeitsteilung in Verbindung mit neuen Produktions- und 
Lieferverflechtungen feststellbar. Dem muss auch die Verkehrsinfrastruktur in der Region Neckar-Alb auf 
lange Sicht Rechnung tragen. Dabei soll der Grundsatz „Ausbau vor Neubau“ zur Geltung kommen. Für 
die Erhaltung der Standortgunst spielt der Umweltschutz bei der Neuordnung des Verkehrssystems und 
beim Ausbau der Verkehrswege eine wichtige Rolle. Bei der Beurteilung der Standortgunst werden die 
„weichen“ Standortfaktoren, z. B. Wohnqualität, intakte Umwelt, Freizeitwert, kulturelles Angebot, weiter an 
Bedeutung gewinnen. 
 
zu PS 4.1 G (2) 
Die bestehenden Verkehrswege (Schiene, Straße) und Transportsysteme (Individualverkehr, öffentlicher 
Verkehr) sollen sich gegenseitig ergänzen, um die Auslastung der Transportkapazitäten insgesamt zu 
erhöhen. Dabei erlangt der Ausbau der Schnittstellen (z. B. P+R-Plätze, P+M-Plätze, B+R-Plätze, 
Omnibusknoten an Bahnhöfen, Umschlageinrichtungen für den Kombinierten Verkehr) zwischen den 
Verkehrssystemen große Bedeutung. Der infrastrukturelle Ausbau der Schnittstellen ist Voraussetzung für 
die angestrebte Vernetzung der Verkehrssysteme. 
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zu PS 4.1 G (3) 
Die Siedlungstätigkeit ist mit den Erfordernissen der Verkehrssysteme besser zu verknüpfen. Dem dient 
das punktaxiale Siedlungskonzept (Kapitel 2). Durch eine bessere Verknüpfung der Verkehrssysteme und 
die Bündelung der Verkehre im Rahmen einer mit den Erfordernissen der Siedlungstätigkeit abgestimmten 
Gesamtkonzeption kann der Verkehr effizienter organisiert werden, wodurch auch eine Verminderung von 
Verkehren möglich wird. 
 
zu PS 4.1 G (4) 
Die verkehrliche Anbindung an die großräumigen Verkehrsnetze stellt einen wichtigen Standortfaktor dar 
und beeinflusst nachhaltig die wirtschaftlichen Entwicklungschancen einer Region. Da die Region Neckar-
Alb - obwohl Teil der Europäischen Metropolregion Stuttgart - vom großräumigen Verkehrsnetz (Autobahn, 
Flughafen, Schienenfernverkehr) nur tangiert wird, hat die Verbesserung der Anbindung, und zwar in alle 
Richtungen, höchste Priorität. 
 
 
4.1.1 Straßen 
 

G (1) Das Straßennetz in der Region Neckar-Alb ist dort zu ergänzen und auszubauen, 
wo dies zur Erschließung oder zur Entlastung von Siedlungen oder für die Erschlie-
ßung von Industrie- und Gewerbegebieten erforderlich ist. 

 
Z (2) Dem Ausbau des vorhandenen Straßennetzes ist im Interesse eines sparsamen 

Umgangs mit dem Freiraum gegenüber dem Neubau von Straßen der Vorzug zu 
geben. 

 
V (3) Die folgenden Straßenverbindungen haben für die großräumige Anbindung sowie 

die Erreichbarkeit einzelner Teilräume der Region Neckar-Alb höchste Bedeutung und 
sollen deshalb dringend neu- bzw. ausgebaut werden. Entlang dieser Straßen-
verbindungen sind Flächen für den zwei- bzw. dreispurigen Ausbau freizuhalten: 

 

 B 27:   Stuttgart - Tübingen - Balingen - Rottweil 
 

B 28/B 28 neu  A 81 - Rottenburg -Tübingen - Reutlingen - Metzingen - Bad  
B 465   Urach - Münsingen - Ehingen 

 

 B 312/B 313/  Albaufstieg im Echaztal mit Anbindung nach Norden und nach  
 B 464   Süden: (Umfahrung Grafenberg, Dietwegtrasse, Scheibengipfel- 
    tunnel, Umfahrung Engstingen) 

 

 B 463/A 81:  Sigmaringen - Albstadt - Balingen - Bisingen - Haigerloch - A 81 
 
N (4) Die im Bundesverkehrswegeplan (BVWP) 2003 im Vordringlichen Bedarf enthal-

tenen Straßenbaumaßnahmen werden nachrichtlich in der Raumnutzungskarte dar-
gestellt: 

 

 B 27:  OU Tübingen (Bläsibad) - Nehren - Bodelshausen 
 

B 28 neu:   Rottenburg - Tübingen 
 

 B 312:   OU Reutlingen Scheibengipfeltunnel 
 

 B 313:    OU Grafenberg 
 

B 463:   OU Albstadt-Lautlingen 
 
N (5) Die im Bundesverkehrswegeplan (BVWP) 2003 im Weiteren Bedarf enthaltenen 

Straßenbaumaßnahmen werden nachrichtlich in der Raumnutzungskarte dargestellt: 
  

 B 27:   Balingen - Dotternhausen 
  

 B 27:   OU Schömberg 
 

 B 32:   OU Jungingen 
 

 B 32:   OU Burladingen 
 

 B 312:   Metzingen-West 
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 B 312:   Albaufstieg im Echaztal, 
  OU Pfronstetten, OU Tigerfeld, OU Huldstetten, OU Zwiefalten 
 

B 312/B 313:  OU Engstingen 
 

B 313:  Trochtelfingen - Engstingen (Engstingen-Haid - Umfahrung  
  Trochtelfingen - Jungnau, teilweise im Verlauf der K 6738) 
 

B 464:  Reutlingen Dietwegtrasse 
 

B 465:   Bad Urach - OU Seeburg - OU Münsingen 
 

N (6) Die im Generalverkehrsplan Baden-Württemberg (GVP) 1995 im Vordringlichen und 
im Weiteren Bedarf enthaltenen und noch nicht umgesetzten Straßenbaumaßnahmen 
werden nachrichtlich in der Raumnutzungskarte dargestellt: 

 

 L 230:  Münsingen - Laichingen, OU Böttingen, OU Magolsheim 

L 360:  OU Bisingen - Bisingen-Thanheim - Albstadt-Onstmettingen 
 

L 384:   OU Reutlingen-Ohmenhausen 
 

L 390:  Rosenfeld-Heiligenzimmern - Haigerloch-Gruol 
 

L 410:  OU Rangendingen 
 

L 415:  OU Geislingen 
 

L 449:  OU Winterlingen - OU Bitz 
 

 Die nachrichtlich dargestellten Straßenbaumaßnahmen werden Ende 2013 durch den 
Maßnahmenplan zum GVP 2010 aktualisiert. 
 

N (7) Das regional bedeutsame Straßennetz wird auf der Grundlage des General-
verkehrsplans Baden-Württemberg 1986 nach seinen raumordnerischen Funktionen in 
die drei nachfolgenden Kategorien eingeteilt und in der Raumnutzungskarte nach-
richtlich dargestellt: 

 

Kategorie I:  Verbindung zwischen Oberzentren und Verdichtungsräumen sowie 
Verbindung zwischen benachbarten Oberzentren; 
 

Kategorie II: Verbindung von Mittelzentren zum zugehörigen Oberzentrum sowie 
Verbindung zwischen benachbarten Mittelzentren; 

 

Kategorie III: Verbindung von Unter- und Kleinzentren zum zugehörigen Mittelzentrum 
sowie zwischen Unter- und Kleinzentren untereinander. 

 
V (8) Um eine weitere Reduzierung des motorisierten Individualverkehrs vor allem im 

Berufsverkehr zu erreichen, sollen Fahrgemeinschaften gefördert werden. Dazu wird 
vorgeschlagen, folgende P+M-Plätze (Parken + Mitfahren) einzurichten oder zu er-
weitern: 
 

Balingen (B 27/B 463) und (B 27/L 415) 
Bisingen (B 27/B 463) 
Hechingen  (B 27/L 410, Nord) und (B 27/B 32, Mitte) 
Bodelshausen (B 27/L 389) 
Ofterdingen (B 27/L 385) 
Gomaringen (B 27/L 230) 
Kirchentellinsfurt (B 27/L 379) 
Walddorfhäslach (B 27/B 464) 
Rottenburg am Neckar (A 81/B 28a) 
Kusterdingen (B 28/K 6903) 
Jettenburg (B 28/K 6907) 
Reutlingen (B 28, Industriegebiet Mark-West, Betzinger Knoten) 
 
Diese sind in der Übersichtskarte zu Kap. 4.1.1 als Vorschlag (V) dargestellt. 



120 
 

G (9) Das Landesradverkehrsnetz ist bei den Planungen besonders zu berücksichtigen. 
Die Zerschneidung von bestehenden oder geplanten Radwegeachsen durch 
konkurrierende Planungen ist zu vermeiden. Der Radverkehr in der Region soll 
gefördert werden. Die Erreichbarkeit der zentralen Orte, der Gemeindehauptorte, 
wichtiger Infrastruktureinrichtungen, der Arbeits- und Ausbildungsstätten, der Versor-
gungsstandorte sowie der Freizeiteinrichtungen und Erholungsgebiete im Radverkehr 
ist zu verbessern. Dabei ist auf schnelle, direkte, komfortable und sichere 
Verbindungen für den Alltags- und Freizeitverkehr, auf zielnahe und geeignet gestaltete 
Abstellanlagen sowie auf eine durchgängige, einheitliche und richtlinienkonforme 
Beschilderung zu achten. Es ist ein zusammenhängendes und im Außerortsbereich 
von den stark belasteten Straßen für den motorisierten Verkehr unabhängiges Netz für 
den großräumigen, überregionalen und regionalen Radverkehr anzustreben, das durch 
kleinräumige überörtliche und innerörtliche Radverkehrsverbindungen ergänzt werden 
soll. 

 
 

Begründung 
 
zu PS 4.1.1 G (1) 
Der Straßenverkehr wird auch in Zukunft eine wesentliche Rolle im Verkehrssystem spielen. Die 
Bemühungen, Fernverkehrsleistungen im Personen- und im Güterverkehr von der Straße auf andere 
Verkehrsträger zu verlagern oder durch logistische und informationstechnische Maßnahmen zu redu-
zieren, stellen die Notwendigkeit eines funktionsfähigen Fernstraßennetzes nicht in Frage (PS 4.1.6 LEP 
2002). Die Straßen der Region Neckar-Alb werden auch in Zukunft den überwiegenden Teil des Verkehrs 
aufnehmen müssen. 
 
zu PS 4.1.1 Z (2) 
An Verkehrsplanungen werden zunehmend strengere Maßstäbe bezüglich der Umweltverträglichkeit 
gestellt. Im Sinne des sparsamen Umgangs mit der Landschaft soll der Ausbau des vorhandenen 
Straßennetzes Vorrang gegenüber dem Neubau von Straßen haben. Für die Erhaltung des Straßennetzes 
müssen regelmäßig die dazu erforderlichen Mittel bereitgestellt werden. 
 
zu PS 4.1.1 V (3) 
Der Ausbau der Straßen, die die Region an das überregionale Fernstraßennetz anbinden, hat für die 
Region Neckar-Alb höchste Priorität. Dabei sollen Kapazitätsengpässe und Erreichbarkeitsdefizite 
behoben sowie erhebliche Belastungen besiedelter Bereiche und der Umwelt vermieden oder verringert 
werden. Entlang der genannten Straßen ist es erforderlich, Flächen für den mehrspurigen Ausbau dieser 
Straßen freizuhalten. 
 
zu PS 4.1.1 N (4) 
Grundlage für den Aus- und Neubau des klassifizierten Straßennetzes ist bei Bundesstraßen der 
Bedarfsplan des Bundes, der als Anlage zum Fernstraßenausbaugesetz am 01.07.2004 vom Deutschen 
Bundestag beschlossen wurde. Wegen der fehlenden Autobahnen in der Region Neckar-Alb ist es von 
besonderer Bedeutung, dass die im Vordringlichen Bedarf des Bundesverkehrswegeplans enthaltenen 
Maßnahmen schnellstmöglich umgesetzt werden. 
 
zu PS 4.1.1 N (5) 
Der Bund hat mit seinem Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen 2001 bis 2015 eine Priorisierung der 
Maßnahmen in den Vordringlichen und in den Weiteren Bedarf vorgenommen. Diese Unterscheidung ist 
erforderlich, da der Bund die entsprechenden Investitionskosten für den genannten Zeitraum bei weitem 
nicht bereitstellt. Das Land ist im Rahmen der Auftragsverwaltung für die Planung zuständig und muss für 
einen effizienten Einsatz der Planungsmittel sorgen. Die im Weiteren Bedarf enthaltenen Maßnahmen des 
Bedarfsplans für Bundesstraßen haben für die Region Neckar-Alb ebenfalls große Bedeutung und müssen 
schnellstmöglich umgesetzt werden. 
 
zu PS 4.1.1 N (6) 
Grundlage für den Aus- und Neubau des klassifizierten Straßennetzes ist bei Landesstraßen der 
Generalverkehrsplan (GVP) des Landes Baden-Württemberg. Der GVP 2010 löste den Plan aus dem Jahr 
1995 ab. Die Rahmenbedingungen des neuen GVP sind Nachhaltigkeit, Realitätsnähe und Haushalts-
konsolidierung. Der GVP trennt die verkehrspolitischen Grundsätze von der Maßnahmenplanung. Der 
Maßnahmenplan zum GVP 2010 wurde im Sommer 2012 als Entwurf veröffentlicht und soll bis Ende 2013 
beschlossen werden. 
 
Für den Generalverkehrsplan 2010 (GVP 2010) wurden landesweit insgesamt 734 Aus- und Neubau-
maßnahmen an Landesstraßen angemeldet, die sich aus den noch nicht realisierten Maßnahmen des 
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GVP 1995 und aus den für den GVP 2010 neu angemeldeten Maßnahmen zusammensetzen. Das 
Kostenvolumen dieser Maßnahmen beträgt nach heutigem Stand rund 2,5 Milliarden Euro. Zur Festlegung 
eines finanzierbaren und ökologisch vertretbaren Maßnahmenplans wurden die Aus- und Neubau-
maßnahmen an den Landesstraßen bewertet und priorisiert. Die Bewertung erfolgt nach einem 
nutzwertanalytischen Verfahren, das gemeinsam mit der Universität Stuttgart, Institut für Straßen- und 
Verkehrswesen, Lehrstuhl für Straßenplanung und Straßenbau, auf Basis einer dort entwickelten 
wissenschaftlichen Begleituntersuchung durchgeführt wurde. 
 
zu PS 4.1.1 N (7) 
Das aus der zentralörtlichen Gliederung hergeleitete regionalbedeutsame Straßennetz soll entsprechend 
der raumordnerischen Funktionen der einzelnen Netzelemente weiterentwickelt werden, um auf Dauer 
eine angemessene äußere Anbindung und innere Erschließung der Region gewährleisten zu können. 
Grundlage hierfür ist die in der Raumnutzungskarte dargestellte „Kategorisierung der Straßen“, die die 
Verbindungsbedeutung der einzelnen Straßenabschnitte des regionalbedeutsamen Netzes widerspiegelt. 
 
zu PS 4.1.1 V (8) 
Fahrgemeinschaften reduzieren die Fahrleistungen von Kraftfahrzeugen und tragen dadurch zur 
Verkehrsvermeidung bei. In der Region Neckar-Alb sollen die Anschlussstellen von Bundesautobahnen 
(A 81 Rottenburg-Ergenzingen) und Bundesfernstraßen flächendeckend mit Parkplätzen für Fahrgemein-
schaften „Parken und Mitfahren“ (P+M) ausgestattet werden. Dadurch soll das „wilde“ Parken vermieden 
und die Verkehrssicherheit erhöht werden. Internetplattformen für Pendlernetze und weitere Formen der 
Vermittlung von Fahrgemeinschaften in Firmen, Behörden und Bildungseinrichtungen unterstützen das 
Ziel, Verkehr zu vermeiden. Gewinner sind die Nutzer und die Umwelt, weil gleichzeitig Kosten gespart 
und Emissionen vermieden werden. 
 
zu PS 4.1.1 G (9) 
Die Bundesregierung will mit dem Nationalen Radverkehrsplan (NRVP) 2002 - 2012 die Chancen des 
Fahrradverkehrs im Rahmen einer integrierten Verkehrspolitik in einem auf Nachhaltigkeit ausgerichteten 
Verkehrssystem gezielt erschließen. Das Land Baden-Württemberg strebt an, „Fahrradland Nr. 1“ in der 
Bundesrepublik zu werden, und hat am 18.05.2009 das Landesbündnis „ProRad“ gegründet. Das 
Landesbündnis ProRad setzt an den Schnittstellen von Politik, Verwaltung, Wirtschaft und Gesellschaft an, 
um die politische und gesellschaftliche Verankerung der Fahrradmobilität im Land zu gewährleisten. Für 
Baden-Württemberg soll ein Landesradverkehrsnetz entwickelt werden. Landesweit bedeutsame Haupt-
radrouten sollen sich an den Entwicklungsachsen des Landesentwicklungsplanes mit seinen Siedlungs-
schwerpunkten orientieren. Sie bilden zusammen mit den touristisch ausgerichteten Landesradfernwegen, 
dem europäischen und dem nationalen Netz das Landesradverkehrsnetz. 
 
Es fehlt bisher eine spezielle Radwegeausschilderung, die auf sichere, schnelle und auch landschaftlich 
schöne Routen hinweist und auf einer umfassenden Netzplanung basiert. Die an einigen Orten 
vorhandene Fahrradwegweisung ist oft uneinheitlich und beschränkt sich meist auf das Gebiet einer 
Gemeinde, eines Landkreises oder eines Fremdenverkehrsverbandes. Derartige Grenzen entsprechen 
nicht den Bedürfnissen des Radverkehrs. 



PP

P

PPP

P

P

P

P

P
P

P
P

P

Tüb
ing

en

Reu
tlin

gen

Me
tzin

gen

Pfu
llin

gen

Mö
ssin

gen

Rot
ten

bu
rg

am
 Ne

cka
r

Bad
 Ur

ach

Mü
nsi

nge
n

Eng
stin

gen

Bur
lad

ing
en

Hec
hin

gen

Alb
sta

dt

Me
ßst

ett
en

Bal
ing

en

Hai
ger

loc
h

122

Ma
ßst

ab 
1 : 

350
 00

0
0

2,5
5,0

7,5
10,

0 k
m

Üb
ers

ich
tsk

art
e z

u K
api

tel
 4.1

.1

Leg
end

e

Reg
ion

sgr
enz

e

Str
aße

 fü
r d

en 
gro

ßrä
um

ige
n 

Ver
keh

r, B
est

and
 (N

)

Str
aße

 fü
r d

en 
übe

rre
gio

nal
en 

Ver
keh

r, B
est

and
 (N

)
Str

aße
 fü

r d
en 

übe
rre

gio
nal

en 
Ver

keh
r, P

lan
ung

 (N
)

Str
aße

 fü
r d

en 
reg

ion
ale

n 
Ver

keh
r, P

lan
ung

 (N
)

Str
aße

 fü
r d

en 
reg

ion
ale

n 
Ver

keh
r, B

est
and

 (N
)

P +
 M 

- Pl
atz

 (V
)

P

Str
aße

 fü
r d

en 
gro

ßrä
um

ige
n 

Ver
keh

r, P
lan

ung
 (N

)

Sch
öm

ber
g

Sie
dlu

ngs
fläc

he

Au
sba

u v
on 

Str
aße

n (N
)

Str
aße

 fü
r d

en 
son

stig
en 

Ver
keh

r, B
est

and
 (N

)

Str
aße

nve
rbin

dun
g m

it h
öch

ste
r 

Bed
eut

ung
 (V

)



123 
 

4.1.2 Öffentlicher (Schienen-)Personennahverkehr (SPNV/ÖPNV) 
 

V (1) Die bessere Anbindung der Region Neckar-Alb an den Regional- und Fernverkehr 
über den Bahnknoten Stuttgart und den Filderbahnhof ist durch eine leistungsfähige, 
kreuzungsfreie, zweigleisige Einschleifung der Neckartalbahn („Wendlinger Kurve“) an 
die Schnellbahnstrecke Stuttgart - Ulm sowie von Reutlingen - Tübingen über 
Rottenburg - Horb in Richtung Metropolregion Zürich sicherzustellen. 

 
V (2) Der Schienenpersonennahverkehr (SPNV) in der Region Neckar-Alb ist als 

Alternative zum Individualverkehr auszubauen und mit dem überregionalen 
Schienennetz zu verknüpfen. Folgende Verbindungen haben für die Region Neckar-Alb 
höchste Priorität: 
 

- (Ulm/Sigmaringen/Aulendorf -) Albstadt - Balingen - Hechingen - Tübingen - 
Reutlingen - Metzingen (- Plochingen - Stuttgart), 

-  Gäubahn (Singen Htw.) - (Rottweil) - (Horb) - Rottenburg-Ergenzingen - 
(Herrenberg) - (Böblingen) - (Stuttgart), 

- Tübingen - Rottenburg (- Horb), 
- Bad Urach - Metzingen - Reutlingen - Tübingen (- Herrenberg) 
 

Die Strecken Tübingen - Albstadt-Ebingen - Sigmaringen - Aulendorf zusammen mit der 
HzL-Stammstrecke Hechingen - Gammertingen - Sigmaringen und die Zulaufstrecken 
zur Gäubahn von Bad Urach über Metzingen - Reutlingen - Tübingen - Herrenberg 
sowie Tübingen - Horb sind zu elektrifizieren und die noch bestehenden 
Infrastrukturdefizite zu beseitigen. Entlang dieser Strecken sind Flächen für den 
mehrgleisigen Ausbau freizuhalten. 

 
G (3) Ausbaumaßnahmen des Schienenverkehrs, insbesondere die Realisierung des 

Projekts Regional-Stadtbahn Neckar-Alb sind in Anlehnung an die Machbarkeitsstudie 
Regional-Stadtbahn Neckar-Alb und an die Standardisierte Bewertung des RSB-Netzes 
besonders zu fördern. Mit der Regional-Stadtbahn Neckar-Alb soll die Verkehrser-
schließung im ÖPNV verbessert und ein wichtiger Beitrag zur Verringerung der CO2-
Emissionen und der Feinstaubbelastung geleistet werden. 

 
Z (4) Für notwendige Netzerweiterungen sind Trassen für folgende Verbindungen offen 

zu halten: 
 

- Innenstadtstrecke Tübingen (zweigleisig) 
- Innenstadtstrecke Reutlingen (zweigleisig) 
- Reutlingen - Engstingen 
- Reutlingen Süd - Eningen unter Achalm 
- Reutlingen - Gomaringen - Nehren (- Mössingen) 
- Schömberg (- Rottweil) 
- Albstadt-Ebingen - Albstadt-Onstmettingen 
- Streckenverlängerung in Albstadt-Onstmettingen 
 

Diese Trassen sind in der Raumnutzungskarte als Trasse für den Schienenverkehr, 
Neubau, als Vorranggebiet (VRG) dargestellt. 
 

N (5) Der Neubau sowie die Verlegung von Bahnhöfen und Haltepunkten, die in der 
Standardisierten Bewertung der Regional-Stadtbahn Neckar-Alb vom März 2012 als 
technisch umsetzbar und mit positivem wirtschaftlichen Nutzen-Kosten-Verhältnis 
eingestuft wurden, sind in der Raumnutzungskarte als nachrichtliche Übernahme (N) 
dargestellt. 

 
V (6) Der Freizeitverkehr auf der Schiene soll als Rückgrat für den sanften Tourismus 

weiter ausgebaut werden. 
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V (7) Die flächenhafte Erschließung ist durch Omnibuslinien zu gewährleisten. Sie sind 
mit dem Schienenverkehr abzustimmen und zu einem einheitlichen Verkehrsnetz zu 
verknüpfen. Zur Attraktivitätssteigerung gegenüber dem Individualverkehr ist die 
Beschleunigung von Omnibusverkehren, z. B. durch Schnellbusse, anzustreben. Dafür 
werden die Einrichtung von Busspuren sowie die Bevorrechtigung des ÖPNV 
gegenüber dem Individualverkehr an Knotenpunkten vorgeschlagen. Um die Einbin-
dung der weniger dicht besiedelten Räume der Region in das öffentliche Nahver-
kehrssystem sicherzustellen, soll der ÖPNV durch flexible Angebotsformen (z. B. 
Anmeldeverkehr, Sammeltaxi) ergänzt werden. 

 
V (8) Die Belange mobilitätsbehinderter Menschen sind besonders zu berücksichtigen, 

wobei dem barrierefreien Zugang zum SPNV/ÖPNV zu den Bahnhöfen und Halte-
punkten sowie zu den Fahrzeugen und der Fahrgastinformation eine große Bedeutung 
zukommt.  

 
V (9) Um den Übergang von Individualverkehrsmittel auf öffentliche Verkehrsmittel zu 

erleichtern, sollen „Park and Ride“ (P+R)-Anlagen sowie „Bike and Ride“ (B+R)-
Anlagen in unmittelbarer Nähe der Bahnhöfe bzw. Haltestellen gesichert, erweitert oder 
neu angelegt werden. Darüber hinaus ist die Fahrradmitnahme in Zügen durch 
entsprechende Gestaltung von Bahnhöfen und Haltepunkten sowie durch dafür 
geeignete Fahrzeuge zu fördern. 

 
 
 Begründung 

 
zu PS 4.1.2 V (1) 
Die Region Neckar-Alb hat bei ihrer Fernverkehrsanbindung im Schienenverkehr einen erheblichen 
Ausbaubedarf: 
 
Der Regionalverband Neckar-Alb hat den Planungen zu Stuttgart 21 grundsätzlich zugestimmt und hält die 
leistungsfähige Einschleifung der Neckartalbahn (Wendlinger Kurve) bei der Realisierung von Stuttgart 21 
bzw. der Schnellbahnstrecke Stuttgart - Ulm für die optimierte Anbindung der Region Neckar-Alb an den 
Fernverkehrsknoten Stuttgart und an den Filderbahnhof für unverzichtbar. Die Anbindung an die Neubau-
strecke Stuttgart - Ulm muss ausreichende Kapazitäten aufweisen und darf kein störungsanfälliger 
Engpass im Schienennetz sein. Dies haben der Verbandsvorsitzende sowie die Fraktionsvorsitzenden von 
FWV, CDU, SPD und FDP in der sog. „Balinger Erklärung“ vom 28.09.2010 unterstrichen. 
 
Für die Anbindung des Oberzentrums Reutlingen/Tübingen an den überregionalen Schienenfernverkehr ist 
ein Fernverkehrsanschluss von Stuttgart nach Reutlingen/Tübingen im Stundentakt erforderlich. 
 
An der Gäubahn und in Richtung Metropolregion Zürich besteht ebenfalls ein erheblicher Ver-
besserungsbedarf. So ist vom Oberzentrum Reutlingen in Richtung Bodensee/Schwarzwald und nach 
Zürich teilweise ein zweimaliges Umsteigen erforderlich. 
 
zu PS 4.1.2 V (2) 
Die zunehmende Verkehrsbelastung der Innenstädte und der Zufahrtsstraßen durch den Individualverkehr 
erfordert den Ausbau des öffentlichen Nahverkehrs. Nur ein attraktives Angebot des ÖPNV im Berufs- und 
Freizeitverkehr bietet eine Alternative zur Benutzung des PKW. Verkehrsverbindungen müssen möglichst 
schnell, bequem und preisgünstig sein. Zur Verwirklichung dieser Zielsetzungen sind sowohl 
organisatorische als auch investive Maßnahmen erforderlich. Mit dem Ausbau und der Elektrifizierung sind 
die für die Region Neckar-Alb wichtigen Eisenbahnstrecken auch im Nahverkehr für zukünftige 
Anforderungen zu ertüchtigen. Die überwiegend eingleisige Eisenbahninfrastruktur in der Region Neckar-
Alb ist hierfür leistungsfähig auszubauen und zu elektrifizieren: So sind lediglich 24 km zwischen 
Metzingen und Tübingen sowie 28 km vor Ulm im Alb-Donau-Kreis/Region Donau-Iller sowie 3,5 km auf 
der Gäubahn bei Rottenburg-Ergenzingen elektrifiziert. Dieses Vorhaben wird durch die „Interessen-
gemeinschaft Elektrifizierung Neckar-Alb-Donau“ („elnado“), in der sich Landkreise, der Regionalverband 
Neckar-Alb, Kommunen, Wirtschafts- und Umweltschutzverbände sowie Privatpersonen zusammen-
geschlossen haben, unterstützt. 
 
Die Verknüpfung der Verkehrssysteme Schiene/Straße an leistungsfähigen Knotenpunkten (zentralen 
Orten), deren ansprechende städtebauliche Gestaltung und die Schaffung attraktiver Angebote für die 
Kunden sind wichtige Voraussetzungen für die Steigerung der Benutzerzahlen im SPNV/ÖPNV. Seit der 
Regionalisierung der Deutschen Bundesbahn im Jahr 1993 wurden Strecken erfolgreich reaktiviert (z. B. 
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Ammertal-, Ermstal- und Schönbuchbahn), zusätzliche Haltepunkte gebaut und neue Angebote im 
Schüler- und Freizeitverkehr geschaffen. 
 
zu PS 4.1.2 G (3) 
Ausbaumaßnahmen des Schienenverkehrs sind zur überregionalen Anbindung der Region Neckar-Alb 
erforderlich. Bei der innerregionalen Erschließung steht die geplante Regional-Stadtbahn Neckar-Alb in 
Wechselwirkung zur Stadtplanung und zum Klimaschutz. Regional-Stadtbahnen bewirken in den 
Innenstädten eine Revitalisierung und Attraktivitätssteigerung und führen zu Folgeinvestitionen im 
Städtebau. Gleichzeitig leistet ein attraktives Regional-Stadtbahn-System einen wichtigen Beitrag zur CO2-
Reduzierung und zur Verminderung der Feinstaubbelastung. 
 
Auf der Grundlage einer vorangegangenen Machbarkeitsstudie haben die Landkreise Reutlingen, 
Tübingen und Zollernalbkreis, die Städte Reutlingen und Tübingen sowie der Regionalverband Neckar-Alb 
gemeinsam die Standardisierte Bewertung der Regional-Stadtbahn Neckar-Alb gutachterlich beauftragt 
und deren Bearbeitung begleitet. Der volkswirtschaftliche Nutzen wurde nachgewiesen und die mit dem 
Bund und Land als Zuschussgeber abgestimmten Ergebnisse im März 2012 in einem Abschlussbericht 
veröffentlicht. Die Erschließung der Innenstädte des Oberzentrums Reutlingen/Tübingen mit einer 
Regional-Stadtbahn und deren Verknüpfung mit dem Streckennetz in der Region Neckar-Alb würden einen 
Quantensprung im Öffentlichen Verkehr bedeuten. In der Standardisierten Bewertung wurden hierfür 
Teilnetze betrachtet, und zwar die Teilnetze Reutlingen/Tübingen (Verknüpfung der Innenstädte mit den 
regionalen Zulaufstrecken nach Horb, Herrenberg, Engstingen und Bad Urach), die „Zollernbahn“ als 
eigenständiges Projekt von Tübingen über Mössingen, Hechingen, Balingen nach Albstadt-Ebingen 
einschließlich der Reaktivierung der Talgangbahn bis Albstadt-Onstmettingen sowie die „Querspange“ von 
Reutlingen nach Dußlingen/Nehren (Anbindung Zollernbahn). Die eingleisigen Bahnstrecken in der Region 
Neckar-Alb, insbesondere die Ammertalbahn und die Zollernbahn, werden bereits heute an der Grenze 
ihrer Leistungsfähigkeit genutzt. Die weitere Angebotsverbesserung scheitert an der fehlenden 
Infrastruktur, z. B. zweigleisigen Abschnitten oder weiteren Kreuzungsmöglichkeiten. Über die bereits ge-
nannten Netzerweiterungen und Ausbaumaßnahmen hinaus gibt es zusätzliche Möglichkeiten für einen 
Infrastrukturausbau, deren Umsetzung aber aus wirtschaftlichen Gründen erst zu einem späteren 
Zeitpunkt möglich ist. 
 
Für die Realisierung der Regional-Stadtbahn Neckar-Alb ist eine übergeordnete Vorhabenträgerschaft als 
separate Einheit erforderlich. Für den Projekteinstieg erscheint als organisatorische Einheit eine 
Stabsstelle, angesiedelt bei einem Projektbeteiligten, und in der Folge eine Projekt-GmbH sinnvoll, die die 
Umsetzung des Regional-Stadtbahn-Projekts finanziert, verantwortet und kommuniziert. 
 
zu PS 4.1.2 Z (4) 
Die Umsetzung der Regional-Stadtbahn Neckar-Alb kann nur gelingen, wenn die benötigten Trassen für 
den Neubau in den Innenstädten des Oberzentrums Reutlingen/Tübingen und auf den Zulaufstrecken 
freigehalten werden und zur Verfügung stehen. Es ist deshalb äußerst wichtig, die verschiedenen, 
konzeptionell unterschiedlichen Ausbaumöglichkeiten „nicht zu verbauen“, sondern diese langfristig 
planerisch zu sichern und die dafür benötigten Flächen freizuhalten. Die Freihaltung der genannten 
Trassen ermöglicht darüber hinaus, die beim Ausbau teilweise erforderlichen Lärmschutzmaßnahmen 
umzusetzen und damit die Akzeptanz bei der unmittelbar betroffenen Bevölkerung zu steigern. 
 
Zur artenschutzrechtlichen Problematik: 
Die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung bezüglich der offen zu haltenden Trassen für Schienenverkehr 
(Neubau) ergab, dass bei fünf Trassen Vorkommen streng geschützter Arten nicht ausgeschlossen werden 
können (Umweltbericht Kap. 8.3.2). In Teilbereichen dieser Trassen, in denen keine genaueren Kenntnisse 
zum Vorkommen streng geschützter Arten vorhanden sind, vor Ort jedoch geeignete Lebensraum-
bedingungen bestehen, wurde die genauere Untersuchung der Betroffenheit streng geschützter Arten auf 
die nachgelagerten Ebenen der Genehmigungsplanungen abgeschichtet. Das bedeutet, dass im Rahmen 
dieser Verfahren bei folgenden offen zu haltenden Schienentrassen nähere Untersuchungen zum 
Vorkommen und zur Betroffenheit der ermittelten Arten erforderlich sind: Tübingen-Innenstadt, Reutlingen - 
Gomaringen, Reutlingen Hbf - Engstingen, Schömberg (- Rottweil). Details sind der Tabelle A 71 im 
Anhang II des Umweltberichts (Seite 359f) zu entnehmen, der ein separater Teil des Regionalplans ist. 
Tabelle 8.5, im Umweltbericht Seite 137, gibt einen zusammenfassenden Überblick über die möglichen 
Betroffenheiten. 
 
zu PS 4.1.2 N (5) 
In der Machbarkeitsstudie der Regional-Stadtbahn Neckar-Alb wurden alle bestehenden Eisenbahn-
strecken auf ihre Optimierung hinsichtlich der Erschließungsfunktion untersucht und der Neubau von 
Bahnhöfen und Haltpunkten vorgeschlagen. „Zu viele“ Haltestellen wiederum führen zu einer Verlängerung 
der Fahrzeiten für alle Fahrgäste. Deshalb wurden in der Standardisierten Bewertung der Regional-
Stadtbahn Neckar-Alb die Vor- und Nachteile der in der Machbarkeitsstudie vorgeschlagenen neuen 
Bahnhöfe und Haltepunkte nochmals geprüft. Die in der Standardisierten Bewertung als technisch 
umsetzbar und mit positivem wirtschaftlichem Nutzen-Kosten-Verhältnis eingestuften Bahnhöfe und 
Haltepunkte werden in der Raumnutzungskarte als nachrichtliche Übernahme (N) dargestellt. Darüber 
hinaus wurde der Neubau der Haltepunkte Riederich und Albstadt-Ebingen Ost als nachrichtliche 
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Übernahme aus der Machbarkeitsstudie dargestellt. Beide Haltepunkte sind volkswirtschaftlich sinnvoll, 
liegen aber außerhalb des von der Standardisierten Bewertung untersuchten Netzes an Strecken (Neckar-
Alb-Bahn und Zollern-Alb-Bahn, ZAB 1), die in ein regionsübergreifendes Bedienungskonzept 
eingebunden werden müssen. Weitere Neubauvorschläge aus der Machbarkeitsstudie wurden 
zurückgestellt und nicht in der Raumnutzungskarte aufgenommen - diese können ggf. zu einem späteren 
Zeitpunkt, z. B. wenn sich die Wirtschaftlichkeit verändert, erneut geprüft werden. 
 
zu PS 4.1.2 V (6) 
In den letzten Jahren konnten neue Angebote im Freizeitverkehr auf der „Schwäbischen Albbahn“, mit dem 
„RadWanderShuttle“ sowie auf den Strecken Balingen - Schömberg und Eyach - Hechingen („Radexpress 
Eyachtäler“) geschaffen werden. Im Biosphärengebiet „Schwäbische Alb“, das 2009 durch die UNESCO 
anerkannt wurde, bietet an Sonn- und Feiertagen das „Schwäbische-Alb-Freizeitnetz“ von Anfang Mai bis 
Mitte Oktober ein vernetztes Angebot von Bus und Bahn für den sanften Tourismus. Die hohe 
Fahrgastnachfrage erfordert den weiteren Ausbau des Freizeitverkehrs in der Region Neckar-Alb, z. B. 
auch während der Schulferien. 
 
zu PS 4.1.2 V (7) 
In der Region Neckar-Alb erfolgt die Flächenerschließung im ÖPNV mit dem Omnibus. Die Stabilisierung 
und die Erhaltung des bisherigen Angebots sowie der weitere Ausbau des straßengebundenen ÖPNV 
erfolgen durch die Aufgabenträger (Landkreise Reutlingen, Tübingen und Zollernalbkreis), die in den 
Nahverkehrsplänen eine abgestimmte Konzeption erarbeitet haben. Die Busbeschleunigung mit Schnell-
bussen verkürzt für die Fahrgäste die Fahrzeit, gewährleistet einen pünktlichen Fahrplan und steigert die 
Wirtschaftlichkeit im Fahrzeugeinsatz. Die Bevorrechtigung an Ampelanlagen ist eine punktuelle und 
wirkungsvolle Möglichkeit für die Busbeschleunigung und damit zur Fahrzeitreduzierung. Auch 
Busschleusen, Busspuren und Haltestellenkaps führen zu einer höheren Attraktivität für die Fahrgäste, vor 
allem im Oberzentrum der Region Neckar-Alb. 
 
Mit den „flexiblen Angebotsformen“ im ÖPNV wird bei geringer Nachfrage eine „triplewin-Strategie“ 
verfolgt: Durch eine Erhöhung der Angebotsqualität sollen mehr Fahrgäste für den ÖPNV gewonnen 
werden, wodurch eine Steigerung der Kostendeckung bewirkt wird. Den Kunden soll ein verbessertes 
Angebot in Form einer Ausweitung des bisherigen Angebots und einer Lösung von der bisherigen Bindung 
an Linien- und Fahrpläne unterbreitet werden. 
 
zu PS 4.1.2 V (8) 
Die Belange mobilitätsbehinderter Menschen sind besonders zu berücksichtigen, wobei dem barrierefreien 
Zugang zum SPNV/ÖPNV in den Bahnhöfen und Haltepunkten sowie zu den Fahrzeugen eine große 
Bedeutung zukommt. Im Jahr 2011 wurde der in der Region Neckar-Alb am stärksten nachgefragte 
Tübinger Hauptbahnhof mit Rampen und Aufzügen nachgerüstet. 
 
Barrierefreie Information bildet eine wichtige Grundvoraussetzung für barrierefreien ÖPNV, da ohne die 
Erlangung der nötigen Information keine ÖPNV-Nutzung möglich ist. Die Fahrgastinformation ist als die 
wichtigste Zugangsschnittstelle zum SPNV/ÖPNV weiter zu optimieren. Mit dem Tarifverbund „naldo“ ist es 
gelungen, ein einheitliches und transparentes Wabensystem für die Fahrpreisberechnung einzuführen. 
Darüber hinaus sind die Schnittstellen zu benachbarten Verkehrsverbünden nutzerfreundlich zu ver-
bessern. Die Überbrückung der tariflichen Schnittstellen zwischen dem VVS, dem naldo und anderen 
Verbünden innerhalb der Metropolregion Stuttgart und an deren Rändern zu anderen Tarifräumen wird seit 
2012 durch das Metropolticket ermöglicht. Angestrebt wird weiterhin ein landeseinheitliches und 
transparentes Tarifangebot (Baden-Württemberg-Ticket ohne zeitliche Einschränkungen). 
 
zu PS 4.1.2 V (9) 
„Park and Ride“-Anlagen (P+R) und „Bike and Ride“-Anlagen (B+R) sollen Auto- und Fahrradfahrer 
motivieren, das Auto bzw. Fahrrad an Bahnhöfen/Haltepunkten abzustellen und mit dem SPNV/ÖPNV 
weiterzufahren. An größeren Bahnhöfen werden überdachte Stellplatzanlagen oder Fahrradparkhäuser 
benötigt, auch im Hinblick auf den immer größeren Marktanteil von „Pedelecs“ (Fahrräder mit 
Elektromotorunterstützung), die eine vandalismussichere Abstellmöglichkeit an den Schnittstellen zum 
ÖPNV/SPNV benötigen. Ein gutes Lösungsbeispiel hierfür ist z. B. der „Biketower“ Meckenbeuren, ein 
automatisiertes Fahrradparkhaus, bei dem auch der erforderliche Flächenbedarf minimiert ist. Der Ausbau 
der Abstellanlagen für Fahrräder ist zwingend erforderlich, da für die Fahrradmitnahme im Öffentlichen 
Verkehr insbesondere in der Hauptverkehrszeit nur begrenzte Kapazitäten zur Verfügung stehen. 
 
 
4.1.3 Güterverkehr/Kombinierter Verkehr 
 

G (1) Die Region Neckar-Alb als Teil des Wirtschaftsraums der Europäischen Metro-
polregion Stuttgart ist leistungsfähig an den überregionalen Schienengüterverkehr und 
das Binnenwasserstraßennetz (Häfen Plochingen und Stuttgart) anzubinden. 
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V (2) Um das wachsende Verkehrsaufkommen bewältigen zu können und den Anforde-
rungen der Bevölkerung, der Wirtschaft und der Umwelt gerecht zu werden, sind mehr 
Güter auf die Schiene zu verlagern. Dazu sind die Schienentransportwege in der 
Region Neckar-Alb zu erhalten und auszubauen. 
 

G (3) Gleisanschlüsse bieten einen wertvollen Beitrag zur Verlagerung von Verkehrs-
leistungen im Güterverkehr von der Straße auf die Schiene, indem sie direkte 
Transporte auf der Schiene ermöglichen. Sie sollen erhalten und ausgebaut werden. 

 
Z (4) Die Güterbahnhöfe Reutlingen (Gbf), Tübingen Gbf Nord (zwischen dem Ablaufberg 

und Tübingen-Lustnau), Stetten-Haigerloch und Münsingen-Oberheutal sind dem 
Güterumschlag gewidmet sowie als „Standort für kombinierten Verkehr“ 
(Vorranggebiet) festgelegt und in der Raumnutzungskarte dargestellt. In diesen 
Gebieten sind andere raumbedeutsame Nutzungen ausgeschlossen, soweit sie mit der 
vorrangigen Funktion Güterumschlag bzw. Umschlag im kombinierten Verkehr nicht 
vereinbar sind. 

 
V (5) Im Oberzentrum Reutlingen/Tübingen sowie in den Mittelzentren Albstadt, Balingen, 

Hechingen, Metzingen, Münsingen und Rottenburg am Neckar sind Flächen für den 
Schienengüterverkehr langfristig zu erhalten. Bei der Entwidmung innenstadtnaher 
Schienengüterverkehrsanlagen sind geeignete Ausweichflächen langfristig planerisch 
zu sichern. Im Gäu-Quadrat soll im Bereich zwischen Bondorf, Rottenburg-Ergen-
zingen und Eutingen in Zusammenarbeit mit den Regionen Stuttgart und Nordschwarz-
wald die Einrichtung einer Güterumschlagsanlage („GäuRailPort“) als Schnittstelle 
Schiene/Straße geprüft werden. 

 
 
Begründung 
 
zu PS 4.1.3 G (1) 
Ein intensiver Güteraustausch ist für eine prosperierende Wirtschaft wichtig. Der Lkw-Verkehr ist aber 
gleichzeitig eine der Hauptursachen der Schadstoff- und Lärmbelastungen. Zudem wird der Güterverkehr 
durch die EU-Osterweiterung weiter zunehmen, so dass nicht nur drastisch ansteigende Beein-
trächtigungen der Umwelt, sondern auch zunehmende Kapazitätsengpässe zu befürchten sind. 
 
Die Region Neckar-Alb ist aufgrund ihrer exportorientierten Wirtschaft auf einen schnellen und kosten-
günstigen Güterfernverkehr zu den deutschen Seehäfen in Hamburg und Bremerhaven sowie zu den 
ARA-Häfen (Antwerpen, Rotterdam, Amsterdam) angewiesen. Nach Süden gibt es derzeit noch keine 
Vernetzung zwischen den Nord-Süd- und West-Ost-Verbindungen auf der Schiene, obwohl jede achte 
Tonne der Handelsgüter der EU über die Alpen transportiert wird, ein Großteil davon mit dem Lkw. Die 
Adriahäfen Triest und Koper sowie die ligurischen Häfen Genua und La Spezia sind nicht ausreichend in 
den internationalen Schienengüterverkehr eingebunden. Durch den Lötschbergbasistunnel und die 
bevorstehende Eröffnung des St. Gotthard-Basistunnels wird der Güterverkehr auf der Schiene durch die 
Schweiz in Richtung Italien und zu den Mittelmeerhäfen schneller und kostengünstiger werden. Mit dem 
EU-Interreg III B-Projekt „AlpFRail“ wurde die Konkurrenzfähigkeit der Adriahäfen gegenüber den 
bisherigen Verbindungen nach Norden nachgewiesen. Mit einer attraktiven Anbindung kann die Wirtschaft 
bei Transporten zwischen Süddeutschland und Asien den Umweg über die Nordseehäfen und damit ca. 
fünf Tage Transportzeit einsparen. Dafür ist es erforderlich, zusätzlich zu den Investitionen in die 
Schieneninfrastruktur auch die „weichen“ Standortfaktoren zu verbessern. Neben einer verbesserten 
logistischen Organisation muss das „Denken in Achsen“ (Brenner, St. Gotthard, Lötschberg) durch das 
„Denken in Netzen“ weiter entwickelt werden. 
 
zu PS 4.1.3 V (2) 
Das Verkehrsaufkommen im Güterverkehr hat im langjährigen Trend - trotz der Einbrüche infolge der 
Finanz- und Wirtschaftskrise ab 2007 - fortlaufend zugenommen. Die Zunahmen konzentrierten sich dabei 
seit den 1960er Jahren in erster Linie auf den Straßengüterverkehr: Das Wachstum im Straßen-
güterverkehr ging gleichermaßen zu Lasten der Eisenbahn und des Binnenschiffes. Dessen Anteil am 
Modal Split im Fernverkehr hat sich innerhalb von 30 Jahren verdoppelt. Um das wachsende 
Verkehrsaufkommen bewältigen zu können und den Anforderungen der Bevölkerung, der Wirtschaft und 
der Umwelt gerecht zu werden, sind mehr Güter auf die Schiene zu verlagern. Dazu sind die 
Schienentransportwege in der Region Neckar-Alb zu erhalten und auszubauen. 
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In der Region Neckar-Alb wurde die Streckeninfrastruktur der Deutschen Bahn AG an regionale 
Infrastrukturbetreiber verpachtet bzw. veräußert: Die Erms-Neckar-Bahn AG (ENAG) betreibt mit 
Infrastrukturbeiträgen des Landkreises Reutlingen und der Anliegergemeinden die Ermstalbahn von 
Metzingen nach Bad Urach, wodurch die Papierfabrik in Dettingen/Erms weiterhin den Schienen-
güterverkehr nutzen kann. Die ENAG betreibt auch die Schwäbische Albbahn von Engstingen bis 
Schelklingen im Alb-Donau-Kreis. Im Zollernalbkreis konnte für die Strecke von Balingen nach Schömberg 
eine gemeinsame Finanzierung durch den Landkreis, die Anliegerkommunen und die verladende 
Wirtschaft gefunden werden, wobei die Hohenzollerische Landesbahn AG (HzL) den Streckenunterhalt 
durchführt. Durch das Konjunkturpaket II ist es 2009 gelungen, das Schienengüterzugnetz auf der 
Stammstrecke der HzL von Eyach nach Hechingen zu sanieren, so dass moderne Güterwagen maximal 
ausgelastet werden können. 
 
zu PS 4.1.3 G (3) 
Der Bund gewährt zur Steigerung des Schienengüterverkehrs nach Maßgabe der Gleisanschluss-
förderrichtlinie vom 21.09.2009 Zuwendungen für die Errichtung, Reaktivierung und den Ausbau von 
privaten Gleisanschlüssen. Ziel ist die Verlagerung von Anteilen des Güterverkehrs von dem Verkehrs-
träger Straße auf den Verkehrsträger Schiene. Im Rahmen dieses Förderprogramms werden Investitionen 
zum Neubau eines Gleisanschlusses, zur Reaktivierung stillgelegter oder nicht mehr genutzter Gleis-
anschlüsse und zum Ausbau bestehender Gleisanschlüsse, deren Kapazität wegen eines Zuwachses an 
Transporten mit der Eisenbahn nicht mehr ausreicht, finanziell gefördert. 
 
Auch in der Region Neckar-Alb stellen der Neubau, die Reaktivierung und die Erhaltung von Gleisan-
schlüssen einen wichtigen Beitrag zur langfristigen und nachhaltigen Schieneninfrastruktur dar. So wurde 
im Jahr 2010 der brachliegende Gleisanschluss der Holcim (Süddeutschland) GmbH in Dotternhausen 
reaktiviert und mittlerweile fahren Ganzzüge mit Gebranntem Ölschiefer (GÖS) nach Österreich und in die 
Schweiz. Auch die Wacker Chemie AG beabsichtigt eine Verbesserung des neuen Gleisanschlusses mit 
einem Terminal für den geschlossenen Containerumschlag von Versatzgütern, die über die Bahn 
angeliefert werden. 
 
zu PS 4.1.3 Z (4) 
Wichtigste Voraussetzung, um überhaupt Güterverkehr in der Region Neckar-Alb weiter zu betreiben, ist 
die Beibehaltung der Infrastruktur, also von gewidmeten Güterbahnhöfen, Ladestellen, Anschlussgleisen, 
und ganzer Strecken. In der Region Neckar-Alb kommt deshalb der noch vorhandenen Gleisinfrastruktur 
für die langfristige Entwicklung eine hohe Bedeutung zu: 
 

- Nach jahrelangen gerichtlichen Auseinandersetzungen ist die Infrastruktur des Güterbahnhofs 
Reutlingen für den Güterumschlag durch den Grundstückserwerb der Stadt Reutlingen langfristig 
gesichert worden. 

- In Tübingen gibt es ein städtebauliches Entwicklungskonzept für nicht mehr benötigte Gleisanlagen, 
wobei auch der Neubau einer Ladestraße für den Schienengüterverkehr geplant ist und die dafür 
benötigten Flächen planerisch gesichert sind. 
 

Beide Standorte im Oberzentrum zeichnen sich durch eine gute Verknüpfung mit dem Straßennetz und die 
Nähe zu den Verbrauchern aus. 
 

- In Haigerloch-Stetten können die Gleisanlagen der HzL/Wacker-Chemie für den kombinierten Verkehr, 
u. a. für den Transport von Salz und Versatzstoffen, genutzt werden. 

- Im Biosphärengebiet Schwäbische-Alb gibt es in Münsingen-Oberheutal eine ehemalige Panzer- und 
Bundeswehrverladeanlage, die für den Güterverkehr gewidmet und als Schnittstelle Schiene/Straße 
ideal geeignet ist. Die Entwicklungsmöglichkeiten wurden in einer Broschüre „Schienengüterverkehr 
auf der Schwäbischen Alb-Bahn“ aufgezeigt. Der Landkreis Reutlingen nutzt den Bahnhof für den 
Versand von Stammholz auf der Schiene. Es besteht die Möglichkeit, in Zukunft z. B. auch 
Windkraftanlagen an diesem Standort von der Schiene auf die Straße umzuladen und damit in der 
Region Neckar-Alb die dafür erforderlichen Schwerlasttransporte auf der Straße zu begrenzen. 

 
zu PS 4.1.3 V (5) 
Neben der Erhaltung des noch bestehenden Schienengüterverkehrs mit Einzelwagen müssen die 
Strukturen für Zukunftsmärkte geschaffen werden. Eine Möglichkeit, den Schienengüterverkehr zu 
reaktivieren, ist die Bündelung des Warenumschlags in einem Gewerbegebiet. Verlader ohne Anschluss-
gleis transportieren ihre Güter auf der Straße zum Railport, wo der Umschlag auf den Güterwagen erfolgt. 
Ein möglicher Standort („GäuRailPort“) befindet sich im Bereich zwischen Bondorf, Rottenburg-Ergen-
zingen und Eutingen. Das Gäu-Quadrat, in dem die vier Regionen Stuttgart, Nordschwarzwald, 
Schwarzwald-Baar-Heuberg und Neckar-Alb zusammentreffen, ist nach dem LEP 2002 ein Raum mit 
besonderen Entwicklungsaufgaben. Hier bietet sich an, eine Schnittstelle zwischen Straße (A 81) und 
Gäubahn zu schaffen, da sich dort Speditionen und Logistikdienstleister niedergelassen haben. 
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4.1.4 Nachrichtenverkehr 
 

G (1) Die Region Neckar-Alb benötigt moderne Informations- und Kommunikationstech-
niken (IuK) als eine wesentliche Grundvoraussetzung für eine zukunftsfähige Wirt-
schaft. 

 
G (2) Trassen und Einrichtungen für Kabelverbindungen sowie drahtlose Verbindungen 

und Netze sind weitestgehend zu bündeln und auf gemeinsame Standorte zu kon-
zentrieren. 

 
G (3) Dem Schutz der Richtfunkverbindungen ist bei raumbedeutsamen Planungen und 

Maßnahmen Rechnung zu tragen. 
 
 
Begründung 
 
zu PS 4.1.4 G (1) 
Der digitale Datenaustausch ist inzwischen unverzichtbar. Der Zugang zu leistungsfähigen Breit-
bandnetzen bildet eine zentrale Voraussetzung für wirtschaftliches Wachstum in Deutschland und ist ein 
bedeutender Standortfaktor bei der Gewerbeansiedlung. Der Einsatz von Wireless-Techniken, z. B. über 
Satelliten, ist vor allem im Wirtschaftssektor aufgrund der unzulänglichen Datensicherheit nur bedingt 
möglich. Es ist deshalb dringend erforderlich, durch den flächendeckenden Ausbau der dafür erforder-
lichen Infrastrukturen - insbesondere der leitungsgebundenen Infrastruktur - gleichwertige Rahmenbe-
dingungen in der Region Neckar-Alb zu gewährleisten und die Standortnachteile im Ländlichen Raum 
abzubauen. 
 
Der „Breitbandatlas“ des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie ist im Internet unter 
www.zukunft-breitband.de einsehbar. Mit der „Breitbandsuche“ ist es über die Eingabe eines Ortsnamens 
möglich, die Verfügbarkeitssituation in einer Karte anzuschauen und weitere Informationen abzurufen. 
Ende 2011 hatten in Baden Württemberg 98 % aller Haushalte die Möglichkeit, mit Breitband von 
mindestens 1 Mbit/s versorgt zu werden, mehr als 80 % der Haushalte können sogar mehr als 16 Mbit/s 
nutzen. Über den Zugang zu Hochleistungsnetzen mit einer Bandbreite von mindestens 50 Mbit/s 
verfügen inzwischen mehr als 75 % der Haushalte. Die noch unversorgten Haushalte liegen in der Regel 
in sehr dünn besiedelten Gebieten. Ein Anschluss dieser Gebiete an das Breitbandnetz ist mit erheblichem 
Aufwand verbunden. 
 
zu PS 4.1.4 G (2) 
Das System der Achsen und zentralen Orte (vgl. Kap. 2.2 und 2.3) unterstützt den effektiven und zugleich 
umweltschonenden Einsatz der technischen Infrastruktur, z. B. durch Bündelung von Energieleitungen, 
Straßen und Schienen. Eine auf die bessere Ausnutzung von Netzen der technischen Infrastruktur 
abgestimmte Planung kann so auch zur Verminderung der Inanspruchnahme von Freiräumen beitragen. 
Die bestehenden Telekommunikationsanlagen genießen Bestandsschutz. Die ordnungsgemäße Betriebs-
führung und Wartung sowie Instandsetzung müssen uneingeschränkt möglich sein. 
 
zu PS 4.1.4 G (3) 
Das Richtfunknetz erstreckt sich über das gesamte Bundesgebiet. Die Bundesnetzagentur teilt gemäß 
§ 55 des Telekommunikationsgesetzes (TKG) vom 22.06.2004 die Frequenzen für das Betreiben von 
Richtfunkanlagen zu. Zur reibungslosen Übertragung der Funkwellen muss wegen der physikalischen 
Eigenschaften von Funkwellen der Raum zwischen Sender und Empfänger frei von Hindernissen sein, 
was eine Einschränkung der Bauhöhe in einem Schutzbereich von ca. 100 m beiderseits der Sichtlinie 
zwischen zwei Richtfunkstellen erforderlich macht. Einzelheiten sind mit den Betreibern der 
Richtfunkstrecken (z. B. Bundeswehr, Polizei, Telekom) abzustimmen. Auf Plansatz 4.6.4 LEP 2002 wird 
verwiesen. 

http://www.zukunft-breitband.de/
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4.2 Energie 
 

G (1) Das Leitbild für die Region Neckar-Alb ist die CO2-neutrale Energienutzung. 
 
G (2) Eine sichere, preisgünstige, diversifizierte und nachhaltige Energieversorgung hat 

für die weitere wirtschaftliche Entwicklung der Region höchste Priorität. 
 
G (3) In allen Teilen der Region ist die Energieversorgung so auszugestalten, dass sie die 

Umwelt so gering wie möglich belastet und die eingesetzte Energie optimal ausgenutzt 
wird. Eine Verringerung des Energiebedarfs ist anzustreben. 

 
G (4) Der weitere Ausbau der leitungsgebundenen Energieversorgung mit Strom, Erdgas 

und Fernwärme soll in Abstimmung mit dem regionalen Siedlungs-, Freiraum- und 
Verkehrskonzept (Kapitel 2, 3 und 4.1) erfolgen; auf die gegenseitigen Ergänzungen 
und die Vermeidung von Behinderungen der verschiedenen Versorgungssysteme ist 
dabei zu achten. Die Nutzung mobiler Fernwärme soll geprüft werden. 

 
G (5) Durch verdichtete Siedlungsformen sollen der Einsatz energiesparender Verkehrs-

systeme (öffentlicher Verkehr) gefördert sowie die Kraft-Wärme-Kopplung mit Nah-
wärmenutzung und die Versorgung mit Fernwärme begünstigt werden. 

 
V (6) Die im „Integrierten Energie- und Klimaschutzkonzept für die Region Neckar-Alb“ 

(IKENA) empfohlenen Maßnahmen zur Energieeinsparung, rationellen Energie-
nutzung und zum verstärkten Einsatz erneuerbarer Energiequellen in den Gemeinden 
sollen im Rahmen örtlicher Energieversorgungskonzepte weiter untersucht werden. 
Ihre schrittweise Umsetzung soll angestrebt werden. 

 
G (7) Die Erzeugung von Nutzenergie und der Verbrauch sind besser in Einklang zu 

bringen. In der Region Neckar-Alb soll der Höhensprung am Albtrauf für den Aus- und 
Neubau von Pumpspeicherkraftwerken genutzt werden. Der Einsatz von Druck-
luftspeicher-Gasturbinen-Kraftwerken und Gravity-Power-Modulen soll geprüft werden. 

 
V (8) In der Region Neckar-Alb soll der Neu- und Ausbau von Pumpspeicherkraftwerken 

an dafür geeigneten Standorten geprüft werden. Folgende Standorte eignen sich dafür: 
 

 - Glems II (Landkreis Reutlingen: Metzingen, Eningen u. A., St. Johann) 
 - Gielsberg (Landkreis Reutlingen: Sonnenbühl, Pfullingen, Reutlingen) 
 - Reichenbach (Zollernalbkreis: Albstadt, Burladingen, Hechingen) 
 - Zerrenstalltal (Zollernalbkreis: Albstadt/Meßstetten) 
 
Diese sind in der Übersichtskarte zu Kap. 4.2, 4.2.1, 4.2.2 und 4.3 mit einem 
Kraftwerkssymbol dargestellt. 
 
 
Begründung 
 
zu PS 4.2 G (1) 
Der globale Klimawandel erfordert eine regionale Klimaschutzpolitik. Eine nachhaltige Klimaschutzpolitik 
leistet einen Beitrag dazu, die Erhöhung der durchschnittlichen Temperatur der erdnahen Atmosphäre um 
mehr als 2° C gegenüber vorindustriellen Zeiten zu verhindern. Die während der letzten Jahre in Europa 
aufgetretenen extremen Wetterereignisse zeigen die Notwendigkeit, Anpassungsstrategien zu entwickeln 
und Vorsorgemaßnahmen zu ergreifen. Die Bundesregierung hat im August 2007 das Integrierte Energie- 
und Klimaschutzprogramm (IEKP) beschlossen. Grundlegende Klimaschutzziele für das Jahr 2020 sind 
demnach: 
 

- die Reduktion der deutschen Treibhausgasemissionen um 40 % gegenüber 1990 als Beitrag zur 
globalen Emissionsminderung; 

- der Anteil erneuerbarer Energien an der Stromerzeugung soll bei mindestens 30 % liegen; 
- der Anteil erneuerbarer Energien an der Wärmeerzeugung soll 14 % betragen; 
- der Ausbau von Biokraftstoffen soll ohne die Gefährdung von Ökosystemen und Ernährungssicherheit 

erfolgen. 
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Darüber hinaus besteht im Rahmen der Nachhaltigkeitsstrategie das Ziel, die Energieproduktivität im 
Vergleich zu 1990 zu verdoppeln. 
 
zu PS 4.2 G (2) 
Die Situation der Energieversorgung in der Region Neckar-Alb wurde in der „Regionalen Energie- und 
Umweltanalyse“ (1989) ausführlich dargestellt. Auf dieser Grundlagenarbeit entstand das „Integrierte 
Energie- und Klimaschutzkonzept für die Region Neckar-Alb“ (IKENA). Das Institut für Energiewirtschaft 
und Rationelle Energieanwendung (IER) der Universität Stuttgart und die Klimaschutz- und Energie-
agentur Baden-Württemberg (KEA) haben das Konzept mit Unterstützung und unter Einbeziehung der 
regionalen Klimaschutzagenturen der Landkreise sowie der Hochschulen in der Region Neckar-Alb 
erarbeitet. Das IKENA wurde vom Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit im 
Rahmen der BMU-Klimaschutzinitiative gefördert. Damit wurde eine gemeinsame Datenbasis für 
kommunale Energiekonzepte geschaffen. 
 
zu PS 4.2 G (3) 
Erneuerbare Energien bieten ein großes Potenzial für eine nachhaltige Entwicklung. Sie dienen nicht nur 
dem Klimaschutz, sondern ermöglichen auch regionale Beschäftigung und wirtschaftliche Entwicklung. Sie 
leisten einen Beitrag, die Abhängigkeit von Energieimporten zu reduzieren. In der Region Neckar-Alb soll 
der Anteil fossiler Energieträger durch Energieeinsparung und rationellen Energieeinsatz vermindert 
werden. Die Marktchancen für den Einsatz erneuerbarer Energien sollen verbessert werden. Der 
gegenwärtige Endenergieverbrauch übersteigt das Potenzial der lokalen erneuerbaren Energien um den 
Faktor 3 bis 4. Selbst bei einer Halbierung des Endenergieverbrauchs kann die Region Neckar-Alb nicht 
vollständig mit erneuerbaren Energien versorgt werden. Allerdings kann ein Anteil von 50 % bis 60 % 
entsprechend den langfristigen Klimazielen des Bundes erreicht werden. 
 
zu PS 4.2 G (4) 
Der Ausbau der leitungsgebundenen Energieversorgung mit Strom, Erdgas und Fernwärme soll in 
Abstimmung mit dem regionalen Siedlungs-, Freiraum- und Verkehrskonzept (Kapitel 2, 3 und 4.1) 
erfolgen. Im Verdichtungsraum leisten leitungsgebundene Energieträger wie Gas und Fernwärme in 
Verbindung mit energiesparenden Technologien einen Beitrag für eine Klimaschutzpolitik. Fernwärme wird 
bereits in größerem Umfang in den Städten Reutlingen und Tübingen genutzt. Die Länge des 
Verteilernetzes beträgt dort ca. 62 km. Darüber hinaus gibt es mehrere kleine regionale Netze, z. B. in 
Albstadt. Im ländlichen Raum können z. B. „Bioenergiedörfer“ eine autarke Nahwärmeversorgung auf-
bauen. Weitere Einsatzgebiete für Nahwärmenetze können durch die Bildung von „Wärmeinseln“ 
erschlossen werden. 
 
Zur Erhöhung der Energieeffizienz wird auch der Einsatz „Mobiler Wärme“ vorgeschlagen. Durch 
Auskopplung industrieller Abwärme und Transport zum Verbraucher kann eine weitestgehend CO2-freie 
Wärmeversorgung realisiert werden. 
 
zu PS 4.2 G (5) 
Entlang der Siedlungs- und Nahverkehrsachsen werden mit den Instrumenten der regionalen 
Siedlungsstruktur (zentrale Orte, Entwicklungsachsen, Siedlungsbereiche, Schwerpunkte für Industrie, 
Gewerbe und Dienstleistungseinrichtungen) die Voraussetzungen für einen rationelleren Energieeinsatz 
geschaffen. Durch die geforderte Siedlungsverdichtung verbessern sich die Einsatzmöglichkeiten 
leitungsgebundener Energieträger erheblich. 
 
Im Ländlichen Raum (ca. 2/3 der Region) mit einer geringen Siedlungsdichte ist die Erschließung mit 
Fernwärme oder Erdgas sehr kostenintensiv. Außer Strom steht im Großteil des Ländlichen Raums 
deshalb keine leitungsgebundene Energie für den Wärmeeinsatz zur Verfügung. In diesen traditionellen 
„Heizölgebieten“ liegt der Schwerpunkt einer nachhaltigen Energiepolitik im Einsatz regenerativer 
Energien. Zudem ermöglicht die Siedlungsverdichtung den „inselhaften“ Aufbau von Gas- oder Nahwärme-
versorgungsnetzen. 
 
Im Hinblick auf einen sparsamen Energieeinsatz ist darauf hinzuwirken, dass 
- Einsparmöglichkeiten durch entsprechende Bauweisen und Modernisierungsmaßnahmen genutzt 

werden, 
- durch günstige Zuordnung und Verknüpfung der Verkehrssysteme energiesparende Verkehrsmittel 

verstärkt zum Einsatz kommen, 
- die Potenziale zur Abwärmenutzung, zur Kraft-Wärme-Kopplung und zur Energieeinsparung ausge-

schöpft werden. 
 
zu PS 4.2 V (6) 
Die in der „Regionalen Energie- und Umweltanalyse für die Region Neckar-Alb“ empfohlenen Maßnahmen 
zur Energieeinsparung, rationellen Energienutzung und zum verstärkten Einsatz erneuerbarer 
Energiequellen wurden durch das „Integrierte Energie- und Klimaschutzkonzept Neckar-Alb“ (IKENA) 2012 
aktualisiert. IKENA, das in Zusammenarbeit mit den Klimaschutzagenturen der Landkreise und den 
Hochschulen in der Region erarbeitet wurde, schafft den Rahmen und die Grundlagen für örtliche 
Energieversorgungskonzepte der Kommunen und zeigt Energieeinsparpotenziale auf. Für die Umsetzung 
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werden personelle und finanzielle Strukturen benötigt, z. B. die langfristige Sicherstellung der Finanzierung 
der Klimaschutzagenturen der Landkreise durch das Land Baden-Württemberg. 
 
zu PS 4.2 G (7) 
Die Speicherung von Energie für eine spätere Nutzung bei Bedarf ist von großer Bedeutung. Thermische 
Kraftwerke der Grundlastversorgung liefern fast konstante Strommengen auch nachts, wenn weniger 
Strom gebraucht wird. Die Stromproduktion aus regenerativen Energien (z. B. Windenergie oder 
Photovoltaik) unterliegt starken zeitlichen Schwankungen. Deshalb erlangen geeignete Speichermedien 
wie Pumpspeicherkraftwerke, Gravity-Power-Module, Druckluftspeicher-Gasturbinen-Kraftwerke und der 
Einsatz von Mobiler Fernwärme in Zukunft eine wachsende Bedeutung. 
 
Pumpspeicherkraftwerke bieten eine Möglichkeit, Strom zu speichern. Unter der Annahme eines weiteren 
Anstiegs der Stromproduktion aus Windenergie wird mit einer zukünftig steigenden Bedeutung von 
Pumpspeicherkraftwerken gerechnet. Neben dem bestehenden Pumpspeicherkraftwerk Glems sollen in 
der Region Neckar-Alb weitere Standorte für den Bau von Pumpspeicherkraftwerken geprüft werden. 
 
Eine Alternative zu Pumpspeicherkraftwerken stellen Gravity-Power-Module und Druckluftspeicher-Gastur-
binen-Kraftwerke (Compressed Air Energy Storage/CAES) dar. Als Druckluftspeicher kommen Hohlräume 
im geologischen Untergrund wie z. B. Salzkavernen oder aufgelassene Bergwerke in Frage. Druck-
luftspeicher können umweltfreundlich im Untergrund errichtet werden. Für die Nutzung von unterirdischen 
Hohlräumen ist eine ausreichende Dichtigkeit erforderlich. In Deutschland betreiben die EON Kraftwerke 
seit 1978 in Huntorf bei Elsfleth erfolgreich eine CAES-Anlage mit 290 MW installierter Turbinenleistung. 
Sie hat die Aufgabe, Grundlaststrom des nahegelegenen Kernkraftwerks Unterweser (1.300 MW) in 
Schwachlastzeiten aufzunehmen und in Spitzenlastzeiten ins Netz einzuspeisen. 
 
zu PS 4.2 V (8) 
Der erfolgreiche Ausbau der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energiequellen hängt wesentlich vom 
Vorhandensein ausreichender Kapazitäten zur Energiespeicherung ab, da die hauptsächlich genutzten 
Quellen erneuerbarer Energien (Sonne und Wind) hinsichtlich ihrer Verfügbarkeit starken Schwankungen 
unterworfen sind. Bei der Standortwahl von Pumpspeicherkraftwerken spielen ein möglichst großer 
Höhenunterschied mit kürzest möglicher Länge des Triebwasserweges (Entfernung Unter- und 
Oberbecken), die Nähe zu Spitzenverbrauchszentren, die Baugrundbeschaffenheit (geologische Schich-
tenverhältnisse) und die Berücksichtigung der einschlägigen Schutzgebiete (FFH-, Natur- und Land-
schaftsschutzgebiete, Biotope usw.) eine wichtige Rolle. In der Region Neckar-Alb kommen prinzipiell das 
Neckartal, die Albtäler und der Albtrauf als Suchräume in Frage. 
 
In Metzingen-Glems und in Kirchentellinsfurt sind seit Jahrzehnten Pumpspeicherkraftwerke in Betrieb und 
leisten einen wichtigen Beitrag zur zuverlässigen Stromversorgung. Wie eine Untersuchung des 
Regionalverbands gezeigt hat, erweist sich der Bereich des Albtraufs als besonders interessant für die 
Errichtung von Pumpspeicherkraftwerken. Neben den erforderlichen Höhendifferenzen zwischen 200 m 
und 350 m bestehen im Anschluss an den Albtrauf auch geeignete Flächen für die Anlage von Ober- und 
Unterbecken. Die nach der Untersuchung des Regionalverbands am besten geeigneten und mit den 
betroffenen Kommunen abgestimmten Standorte sind als Vorschlag mit dem Kraftwerksymbol in der 
Übersichtskarte enthalten. 
 
Die vorgeschlagenen Standorte für Pumpspeicherkraftwerke sollen in einer Teilfortschreibung so schnell 
wie möglich als Ziele der Raumordnung ausgewiesen und geeignete Flächen als Vorrangflächen für 
mögliche Pumpspeicherkraftwerke gesichert werden. 
 
 
4.2.1 Elektrizitätsversorgung 
 

G (1) Zur Schonung der Ressourcen und zur Verringerung der Luftschadstoffe ist der 
sparsame Umgang mit der Elektrizität erforderlich. Maßnahmen zur Einsparung von 
Strom sind auszuweiten. 
 

G (2) Die Möglichkeiten der dezentralen Stromerzeugung durch Kraft-Wärme-Kopplung 
und erneuerbare Energien sind verstärkt zu nutzen. 

 
G (3) Bei der künftigen Trassierung von Stromleitungen sind folgende Grundsätze zu be-

achten: 
- Neue Hochspannungsleitungen sollen nur dann errichtet werden, wenn die 

benötigten Kapazitäten durch Mitbenutzung oder Ausbau bestehender Leitungen 
nicht bereitgestellt werden können. 



134 
 

- Um eine zusätzliche Zerschneidung von Freiräumen zu vermeiden, sollen Hoch-
spannungsleitungen so geplant werden, dass sie mit vorhandenen Stromleitungen 
oder anderen linienhaften Infrastrukturanlagen gebündelt werden können. 

- Siedlungen und landschaftlich besonders wertvolle Räume sollen von neuen Frei-
leitungstrassen freigehalten werden. Als Alternative soll die Erdverkabelung tech-
nisch und wirtschaftlich geprüft werden. 

- Bei Leitungsneubauten soll gleichzeitig geprüft werden, ob bestehende Leitungen 
abgebaut werden können. 

- Die Leitungstrassen abgebauter Stromleitungen sollen für einen eventuell erforder-
lichen Wiederaufbau freigehalten werden. 

- Notwendige neue Umspannwerke sollen landschaftsschonend eingebunden 
werden. 

- Bei Leitungsneubauten ist dafür Sorge zu tragen, dass Kollisionen mit Großvögeln 
verhindert werden. 

- Hauptzugwege für Vögel sind beim Bau von Leitungen aller Art zu meiden. 
 

N (4) Das Leitungsnetz der 110 kV-, 220 kV- und 380 kV-Leitungen ist nachrichtlich über-
nommen und in der Raumnutzungskarte dargestellt. 
 
 
Begründung 
 
zu PS 4.2.1 G (1) 
Die Bevölkerung und die Wirtschaft benötigen eine sichere, preiswerte und umweltschonende Strom-
versorgung. Vor dem Hintergrund der Energiepolitik der Bundesregierung (Atomausstieg, Liberalisierung 
und Privatisierung der Stromversorgung) ist der Handlungsspielraum der Kommunen bei der Energie-
versorgung geschrumpft. Die kommunale Klimapolitik wird durch das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) 
und das Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz (KWKG) unterstützt. 
 
Einsparmöglichkeiten können u. a. durch Nichtverwendung von Strom für Heizzwecke aktiviert werden. 
Strom sollte zu Heizzwecken nur dann verwendet werden, wenn er als sonst nicht nutzbarer 
„Überschussstrom“ anfällt oder wenn der Ausbau der Fernwärme- und Erdgasversorgung sowie die 
Verwendung anderer umweltschonender Heizenergie unverhältnismäßig aufwändig ist und aus Gründen 
des Umweltschutzes besondere Anforderungen an die örtliche Luftqualität gestellt werden. Ein Zubau von 
Kraftwerksleistung wegen des Ausbaus von Stromheizungen soll ausgeschlossen werden. 
 
zu PS 4.2.1 G (2) 
Die Regionalplanung wirkt darauf hin, den Anteil der Elektrizitätserzeugung mit Blockheizkraftwerken und 
mit erneuerbaren Energien zu steigern. Konkrete Vorschläge dazu sind in den Kapiteln 4.2.3 und 4.2.4 
enthalten. Die Erzeugung von Strom vor Ort stärkt den regionalen Wirtschaftskreislauf und erhöht die 
Wertschöpfung in der Region Neckar-Alb. 
 
zu PS 4.2.1 G (3) 
Für die weitere Integration der erneuerbaren Energien in das Stromverbundnetz sind Ausbaumaßnahmen 
im Höchstspannungsübertragungsnetz notwendig, u. a. die Verstärkung vorhandener Stromtrassen, der 
Bau neuer Höchstspannungstrassen, der Bau von Querreglern zur gezielten Steuerung der Lastflüsse und 
der Bau von Anlagen zur Bereitstellung von Blindleistung. Obwohl sich die Netzausbaumaßnahmen auf 
nur rund 5 % des bestehenden Übertragungsnetzes (Bestand der Höchstspannungstrassen 380/220 kV in 
Deutschland ca. 18.000 km) belaufen, gibt es verschiedene Hemmnisse, die eine zeitgerechte Reali-
sierung behindern. 
 
Die Stärkung der dezentralen Energieversorgung leistet einen wichtigen Beitrag zur Minimierung der 
Ausbaunotwendigkeit im Höchstspannungsnetz. Gleichwohl müssen auch in der Region Neckar-Alb die 
Stromnetze in der Lage sein, den erzeugten regenerativen Strom, vor allem von geplanten 
Windkraftanlagen und Photovoltaikanlagen, einzuspeisen. Dafür werden neue Unterwerke benötigt. Beim 
Ausbau der Elektrizitätsversorgung ist deshalb besonders auf die Umweltverträglichkeit zu achten, da 
sonst Akzeptanzprobleme eine langwierige Verfahrensdauer nach sich ziehen. 
 
Da neue Höchstspannungsleitungen auf Akzeptanzprobleme stoßen und sich der zukünftige Bedarf nur 
schwer prognostizieren lässt, sollen die Trassen von abgebauten Höchstspannungsleitungen für eine 
spätere Nutzung freigehalten werden. 
 
zu PS 4.2.1 N (4) 
Das Leitungsnetz der 110 kV-, 220 kV- und 380 kV-Leitungen ist nachrichtlich übernommen und in der 
Raumnutzungskarte sowie in der Übersichtskarte zu Kap. 4.2 - 4.3 dargestellt. Das Mittelspannungsnetz, 
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das die elektrische Energie an die Transformatorenstationen oder größere Einrichtungen verteilt, ist 
gemäß der Planzeichenverordnung nicht dargestellt. 
 
 
4.2.2 Erdgasversorgung 
 

G Zur Reduzierung der Abhängigkeit von Mineralöl ist das Erdgasnetz in der Region 
Neckar-Alb auszubauen. Insbesondere die bisher noch nicht angeschlossenen 
Siedlungsschwerpunkte entlang der Achsen sowie die Schwerpunkte für Industrie, 
Gewerbe und Dienstleistungseinrichtungen sollen unter Berücksichtigung des Poten-
zials für die Fernwärmeversorgung vorrangig an die Erdgasversorgung angeschlossen 
werden. 
 
 
Begründung 
 
zu PS 4.2.2 G 
Der Schwerpunkt für die Erdgasversorgung liegt in Gemeinden im Verdichtungsraum, wo eine hohe 
Siedlungsdichte vorherrscht und die Kosten für den Ausbau des Leitungsnetzes in einem günstigen 
Verhältnis zum Ertrag stehen. Angesichts der rückstandsfreien Verbrennung ist der Einsatz von Erdgas 
aus Emissionsgründen besonders vorteilhaft. 
 
Der Erdgaseinsatz soll auf die Gebiete ausgedehnt werden, in denen die Siedlungstätigkeit konzentriert 
werden soll und in denen eine Fern- oder Nahwärmeversorgung nicht in Betracht kommt. Der Ausbau des 
Erdgasnetzes fördert auch die Anwendung von gasbetriebenen Blockheizkraftwerken. 
 
Die bestehenden Gashochdruckleitungen genießen Bestandsschutz. Die ordnungsgemäße Betriebs-
führung und Wartung sowie Instandsetzung müssen uneingeschränkt möglich sein. 
 
 
4.2.3 Kraft-Wärme-Kopplung 
 

G (1) Blockheizkraftwerke können verbrauchernah und emissionsarm die Wärme- 
versorgung übernehmen und die Stromversorgung stützen. Sie sollen deshalb verstärkt 
dort zum Einsatz kommen, wo geeignete Rahmenbedingungen vorhanden sind oder 
geschaffen werden können. 

 
V (2) Um die Einsatzmöglichkeiten der Kraft-Wärme-Kopplung zu verbessern, soll in den 

Städten und Gemeinden mit Unterstützung des Landes Baden-Württemberg der 
Aufbau einer dezentralen Nahwärmeversorgung untersucht werden. 
 
 
Begründung 
 
zu PS 4.2.3 G (1) 
Vor allem Stadt- und Gemeindewerke sowie energieintensive Industriebetriebe nutzen das Prinzip der 
Kraft-Wärme-Kopplung (KWK), bei dem gleichzeitig Strom und Wärme erzeugt wird. Der eingesetzte 
Brennstoff kann so wesentlich effizienter genutzt werden als bei einer reinen Stromerzeugung in 
Kondensationskraftwerken. Während thermische Kraftwerke nur etwa 35 % der eingesetzten Primär-
energie - beispielsweise Kohle - in Elektrizität umwandeln, bringen es Kraft-Wärme-gekoppelte Anlagen 
auf eine Energieausbeute von über 80 %. 
 
Voraussetzung für die Realisierung des KWK-Prinzips ist, dass für die erzeugte Wärme ganzjährig 
Abnehmer gefunden werden. Die Studien des Regionalverbands Neckar-Alb geben einen Überblick über 
die Einsatzbedingungen der dezentralen Kraft-Wärme-Kopplung. Sie zeigen u. a., dass in Hallenbädern 
und Kläranlagen in der Regel optimale Bedingungen für den Einsatz von Blockheizkraftwerken gegeben 
sind. 
 
zu PS 4.2.3 V (2) 
Im „Integrierten Energie- und Klimaschutzkonzept für die Region Neckar-Alb“ (IKENA) 2012 wurden die 
Potenziale für den Einsatz von Blockheizkraftwerken, z. B. auch im Gebäudebestand, untersucht und die 
Bedeutung für den Klimaschutz ermittelt. Die Klimaschutzagenturen der Landkreise haben eine unab-
hängige Informations- und Beratungsplattform aufgebaut, die mit Unterstützung des Landes Baden-
Württemberg langfristig gesichert werden muss. In verdichteten Bereichen können dezentrale 
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Nahwärmenetze, z. B. in Wohnanlagen, errichtet werden. Immer mehr Kommunen versorgen sich eigen-
ständig mit Strom und Wärme auf Basis erneuerbarer Energien. Damit werden sie zu einer 
energieautarken Kommune. Neben Biogasanlagen spielen in den „Bioenergiedörfern“ mit Holzhack-
schnitzeln befeuerte Biomasseheizkraftwerke, aber auch Windkraft- und Photovoltaikanlagen eine große 
Rolle. 
 
 
4.2.4 Erneuerbare Energien 
 

G (1) Die zunehmende Umweltbelastung und der Temperaturanstieg in Folge der CO2-
Emissionen erfordern die verstärkte Nutzung erneuerbarer Energien. 

 
G (2) Um die auf Bundes- und Landesebene festgelegten Klimaschutzziele zu erreichen, 

sind die Potenziale aus Wind, Wasser, Sonne und Biomasse möglichst umfassend zu 
nutzen. 

 
G (3) Neben der aktiven Nutzung der regenerativen Energien sollen die Potenziale der 

Energieeinsparung durch Wärmedämmung und effizienten Einsatz von Energieträgern 
genutzt werden. 
 
 
Begründung 
 
zu PS 4.2.4 G (1) 
Gegenwärtig werden weltweit ca. 90 % des Energiebedarfs durch die fossilen Energieträger Kohle, Öl und 
Gas gedeckt. Bei deren Verbrennung entsteht Kohlendioxyd, ein Hauptverursacher des Treibhauseffekts 
und damit der großräumigen Klimaveränderungen. Es besteht die völkerrechtliche Verpflichtung, die 
Treibhausgas-Emissionen nachhaltig zu reduzieren [vgl. Begründung zu Kap. 4.2 PS G (1)]. Dem Ausbau 
der erneuerbaren Energien kommt hierbei entscheidende Bedeutung zu. 
 
zu PS 4.2.4 G (2) 
Der Deutsche Bundestag hat am 30.06.2011 das Gesetz zur Neuregelung des Rechtsrahmens für die 
Förderung der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien beschlossen. Der Anteil der Stromerzeugung 
aus erneuerbaren Energien soll kontinuierlich erhöht werden und bis 2020 auf mindestens 35 %, bis 2030 
auf mindestens 50 %, bis 2040 auf mindestens 65 % und bis 2050 auf mindestens 80 % steigen. Die 
Erreichung dieser Ziele setzt voraus, dass der Ausbau der erneuerbaren Energien in Deutschland 
konsequent und ambitioniert weiter vorangetrieben wird. Dies kann nur gelingen, wenn er nachhaltig und 
effizient erfolgt. Zugleich müssen die erforderlichen Weichenstellungen vorgenommen werden, um das 
Energieversorgungssystem auf diese hohen Anteile erneuerbarer Energien auszulegen. 
 
Die politischen Rahmenbedingungen für das Land Baden-Württemberg wurden im Jahr 2009 mit dem 
Energiekonzept Baden-Württemberg 2020 erarbeitet. Die Landesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, die 
Energieproduktivität bis zum Jahr 2020 im Mittel um 2 % p. a. zu steigern. Gleichzeitig soll der 
Primärenergieverbrauch in diesem Zeitraum um mindestens 10 % gesenkt werden. Mit der Erhöhung der 
Energieproduktivität und der Senkung des Primärenergieverbrauchs wird der Pro-Kopf-Energieverbrauch 
deutlich reduziert. Um den Energieeinsatz bei der Stromerzeugung effizienter zu gestalten, soll der Anteil 
der Kraft-Wärme-Kopplung an der Stromerzeugung bis 2020 auf mindestens 20 % verdoppelt werden. 
 
Mit wachsendem Anteil der erneuerbaren Energien gewinnt die Optimierung des Gesamtsystems, d. h. 
des Zusammenspiels zwischen erneuerbaren und konventionellen Energien sowie Speichern und 
Verbrauchern zunehmend an Bedeutung. Die System- und Netzintegration erfordert insbesondere den 
Ausbau der Netzinfrastruktur quantitativ und qualitativ („smart grids“) sowie mittel- und langfristig auch 
zusätzliche Speicher. 
 
zu PS 4.2.4 G (3) 
Am 1. Mai 2011 ist das Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG 2011) in Kraft getreten. Das 
Gesetz betrifft Energieberater, Architekten, Planer und Anlagenbauer, die sich mit der Technik zum Heizen, 
Warmwasser und Kühlen in Gebäuden befassen. Im Interesse des Klimaschutzes ist eine anteilige 
Nutzung erneuerbarer Wärmeenergie bei Wohngebäuden verbindlich als Standard festgelegt. Die hierfür 
notwendigen Technologien sollen weiter ausgebaut werden und zu einer nachhaltigen Energieversorgung 
sowie zu einer Verbesserung des Klimaschutzes beitragen. 
 
Für die Energieversorgung in der Region Neckar-Alb gilt der Grundsatz, den Anteil fossiler Energieträger 
durch Energieeinsparung und rationellen Energieeinsatz zu vermindern. Mit dem „Integrierten Energie- 
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und Klimaschutzkonzept“ (IKENA) 2012 wurden die Grundlagen für weitere Analysen und Konzeptionen 
auf kommunaler Ebene geschaffen. 
 
 
4.2.4.1 Windkraft 
 
Das Kapitel Windkraft wird aus der Fortschreibung des Regionalplans ausgeklammert 
und erfolgt, so schnell wie möglich, in einer Teilfortschreibung. 
 
 
 

4.2.4.2 Wasserkraftnutzung an Fließgewässern 
 

G (1) Die Nutzung der Wasserkraft an den Fließgewässern ist in der Region Neckar-Alb 
durch die Renovierung bestehender Anlagen, die Revitalisierung ehemaliger und den 
Ausbau neuer Laufwasserkraftwerke unter Berücksichtigung gewässerökologischer 
und sonstiger wasserwirtschaftlicher Erfordernisse (z. B. Hochwasserschutz) zu 
fördern. 
 

G (2) Beim Neu- und Ausbau der Laufwasserkraftwerke soll die ökologische Verträg-
lichkeit im Sinne einer Gesamtbilanz von Beeinträchtigungen und Nutzen geprüft 
werden. 

  
  
 Begründung 

 
zu PS 4.2.4.2 G (1) 
In der 2011 vom Regionalverband veröffentlichten Bestandsaufnahme an den Fließgewässern der Region 
Neckar-Alb (mit Ausnahme des Neckars) wurden insgesamt 282 Standorte von Wasserkraftanlagen 
ermittelt. Zum Zeitpunkt der Datenerhebung befanden sich davon 88 Anlagen (31 %) der kleinen 
Wasserkraft in Betrieb, 78 wurden (28 %) als „Ehemalige Anlage, Standort nicht mehr verfügbar/derzeit 
nicht geeignet“ kategorisiert. 43 Standorte (16 %) bieten das Potenzial für eine Neuanlage, die restlichen 
73 Standorte (25 %) sind für eine Revitalisierung denkbar. Durch neue Technologien (z. B. Lamellenturbine 
oder Wasserwirbelkraftwerk) können auch Standorte mit geringem Gefälle (< 1 m) an noch bestehenden 
Sohlschwellen bzw. Abstürzen erschlossen werden. Alle vorgeschlagenen Maßnahmen zusammen-
genommen ist an den Zuflüssen von Neckar und Donau in der Region Neckar-Alb eine Erhöhung der 
theoretisch installierten Anlagenleistung um ca. 2.700 kW möglich. Insgesamt kann damit ein 
Regelarbeitsvermögen von ca. 16,00 GWh/a erzeugt werden. Bei einer typischen Haushaltsgröße von 
2,2 Personen ist dies für die Versorgung von mehr als 5.150 Haushalten mit Strom aus Wasserkraft aus-
reichend. 
 
Hinzu kommen die vier großen Wasserkraftwerke im Abschnitt des Neckars innerhalb der Region Neckar-
Alb. Die Potenziale der Wasserkraftnutzung des Neckars wurden in einer Studie des Landes Baden-
Württemberg 2011 untersucht. In der Region Neckar-Alb gibt es nur noch zwei potenziell weitere Standorte 
für Laufwasserkraftwerke am Neckar. Unter Berücksichtigung weiterer Modernisierungsmaßnahmen an 
bestehenden Kraftwerken könnten zusätzlich 3.000 Haushalte mit Neckarstrom versorgt werden. 
 
Unter Berücksichtigung gewässerökologischer und sonstiger wasserwirtschaftlicher Erfordernisse (z. B. 
Hochwasserschutz) ist jedoch die Umsetzung der aufgezeigten Potenziale schwierig, da oftmals die 
garantierten Einspeisevergütungen nach dem EEG nicht ausreichen, alle ökologischen Auflagen zu 
erfüllen. 
 

 zu PS 4.2.4.2 G (2) 
 Die Europäische Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) ist die Basis für einen umfassenden Gewässerschutz in 

Europa. Wesentliche Ziele der WRRL sind die Erhaltung und Herstellung der ökologischen 
Funktionsfähigkeit der Oberflächengewässer und die Erhaltung der Nutzbarkeit des Grundwassers. Den 
Beeinträchtigungen ökologischer Belange durch den Bau und Betrieb von Laufwasserkraftwerken stehen 
ökologische Vorteile (z. B. Verringerung der Luftschadstoffe) gegenüber. Deshalb muss die Beurteilung 
solcher Anlagen im Sinne einer ökologischen Gesamtbilanz erfolgen, wobei eine Verschlechterung des 
ökologischen und chemischen Zustands der oberirdischen Gewässer zu vermeiden ist und keine 
wasserrechtlichen Versagungsgründe vorliegen dürfen. 
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4.2.4.3 Solarenergie 
 

Z (1) Großflächige Solaranlagen sind im Außenbereich i. d. R. nicht zulässig. Dies gilt 
nicht für regionale Grünzüge, die als Vorbehaltsgebiet festgelegt sind. Auch in 
regionalen Grünzügen, die als Vorranggebiet festgelegt sind, können großflächige 
Solaranlagen ausnahmsweise zulässig sein, wenn sie eine oder mehrere der 
folgenden Voraussetzungen erfüllen:6 
 

• Der Standort muss eine Vorbelastung aufweisen. 
• Der Standort liegt auf Flächen innerhalb einer Entfernung von 110 m zu 

Schienenwegen und Autobahnen, die in Lärmschutzkonzepte einbezogen werden 
können. 

 
G (2) Als Ausgleich für Bedarfsschwankungen sollen Standorte für solarthermische 

Langzeitspeicher geprüft werden. 
 

 
Begründung 
 
zu PS 4.2.4.3 Z (1) 
Großflächige Solaranlagen sind im Außenbereich i. d. R. nicht zulässig, da sie zur Zersiedlung der 
Landschaft beitragen und damit das Landschaftsbild beeinträchtigen. Um die regenerative Nutzung von 
Solarenergie auch im Außenbereich zu ermöglichen, sind diese in regionalen Grünzügen, die als 
Vorbehaltsgebiet festgelegt sind, zulässig. Dabei ist auf eine gute und verträgliche Einbindung in das 
Landschaftsbild besonders zu achten. In unmittelbarer Nähe zu Siedlungsbereichen ist die Beein-
trächtigung des Landschaftsbilds weniger gravierend. Großflächige Solaranlagen können dort mit der 
bereits vorhandenen Bebauung gebündelt werden. 
 
Auch in regionalen Grünzügen, die als Vorranggebiet festgelegt sind, können großflächige Solaranlagen 
ausnahmsweise nach Einzelfallprüfungen in vorbelasteten Gebieten zugelassen werden. Bei letzteren 
handelt es sich um Konversionsflächen aus verkehrlicher, wohnungsbaulicher oder militärischer Nutzung. 
Großflächige Solaranlagen können auf Deponien und Abbaustätten mineralischer Rohstoffe errichtet 
werden, deren naturnahe Rekultivierung noch nicht endgültig abgeschlossen ist oder auf kürzlich 
rekultivierten Flächen, bei denen die Folgenutzung noch nicht eingesetzt hat oder diese konfliktfrei 
umgewandelt werden kann. 
 
Im Hinblick auf den Bau von Lärmschutzeinrichtungen entlang der Verkehrsinfrastruktur oder auf 
Parkplätzen bieten sich Möglichkeiten für die landschaftsverträgliche Integration von großflächigen 
Solaranlagen. Diese sind im Einzelfall in Abstimmung mit den Freiraumschutzzielen und hinsichtlich ihrer 
Wirkung auf das Landschaftsbild (weiträumige Einsehbarkeit) zu prüfen. 
 
Ende 2010 waren in der Region Neckar-Alb etwa 13.900 Anlagen mit einer Leistung von 203,4 MW (peak) 
PV-Anlagen installiert. Die Stromerzeugung betrug ungefähr 183 GWh/a, das entspricht etwa 5 % des 
Strombedarfs. Zukünftig muss das Problem der Systemintegration der stark fluktuierenden Einspeisung 
von Wind- und PV-Strom gelöst werden. Ein zu starker und schneller Ausbau der Erzeugung gegenüber 
der Bereitstellung von Regelleistung und Speicherkapazität und der Ertüchtigung der Netze würde zu 
häufigen Abschaltungen der erneuerbaren Energien führen. Eine Verdoppelung der PV-Produktion 
erscheint unter den genannten Bedingungen eine vernünftige Abschätzung des erreichbaren und 
nutzbaren PV-Potenzials zu bieten. 
 
zu PS 4.2.4.3 G (2) 
Mit einer Solarthermie-Anlage wandeln z. B. die Stadtwerke Crailsheim Sonnenlicht in nutzbare Wärme 
um. Da die Anlage im Sommer mehr Energie produziert als benötigt wird, gibt es spezielle Erdsonden- 
bzw. Langzeitspeicher, die die überschüssige Wärmeenergie aus dem Sommer für den Winter 
konservieren. Das von der Sonne erwärmte Wasser wird in die Erdsonden gepumpt. Der umliegende 
Boden nimmt die Wärme auf und speichert sie. Im Winter wird die gespeicherte Wärme dem Erdboden 
wieder entzogen und über Wärmepumpen in das Versorgungsnetz der Stadtwerke Crailsheim abgegeben. 
Standorte können z. B. ohne zusätzlichen Flächenverbrauch im Außenbereich auch entlang von 
Lärmschutzeinrichtungen angelegt werden. 
 
 
                                            
6 Die durch Kursivdruck gekennzeichneten Ziele (Plansatz und Begründung) sind gemäß der „Genehmigung 

Regionalplan Neckar-Alb 2013“ des Ministeriums für Verkehr und Infrastruktur vom 31. März 2015 von der 
Verbindlichkeit ausgenommenen. 
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4.2.4.4 Biomasse 
 

G (1) Die überwiegend ländlich geprägten Teile der Region Neckar-Alb bieten her-
vorragende Voraussetzungen für die Produktion von Kraftstoffen, Wärme und Strom 
aus Biomasse. Sie ergänzen die traditionellen landwirtschaftlichen Produkte und bieten 
der Landwirtschaft die Möglichkeit, ihre Betriebe zu diversifizieren. Die Nutzung der 
Biomasse soll als Beitrag zur Stärkung regionaler Wirtschaftskreisläufe und zur 
nachhaltigen CO2-neutralen Energieversorgung ausgebaut werden. Beim Einsatz von 
Biomasse soll die ökologische Verträglichkeit im Sinne einer Gesamtbilanz von 
Beeinträchtigungen und Nutzungen geprüft werden. 
 

V (2) Bei Maßnahmen der Energieversorgung soll der Einsatz von Biomasse in 
betrieblicher, technischer und wirtschaftlicher Hinsicht geprüft werden, um fossile 
Rohstoffe zu ersetzen: 

 

- Die energetische Nutzung von Holz in Holzhackschnitzelfeuerungsanlagen, Pellet-
heizungen oder in Holzöfen ist klimaneutral und soll verstärkt zum Einsatz 
kommen. Dabei sind die Belange der Luftreinhaltung zu berücksichtigen. 

- Die energetische Nutzung von regional erzeugten und veredelten Pflanzenölen 
stärkt die Landwirtschaft in der Region Neckar-Alb und damit die regionalen 
Wertschöpfungsketten. 

- Die Erzeugung von Biogas und Wärme aus der flächendeckenden Sammlung von 
Biomüll sollen untersucht und genutzt werden. 

- Bei neuen Biogasanlagen ist die Nutzung der Abwärme (Kraft-Wärme-Kopplung) 
zwingend erforderlich, bereits bestehende sollen hinsichtlich ihrer Nachrüstbarkeit 
überprüft werden. 

 
Die wirtschaftlich erfolgreiche Anwendung innovativer Technologien für die Energie-
versorgung aus Biomasse erfordert noch weiteren Forschungs- und Entwick-
lungsbedarf. Es wird angeregt, dass das Land Baden-Württemberg diesen Prozess mit 
Forschungsförderprogrammen unterstützt. 

 
 
Begründung 
 
zu PS 4.2.4.4 G (1) 
Die stärkere Nutzung von Biomasse leistet einen wichtigen Beitrag zum Klimaschutz und zur Reduktion 
des CO2-Ausstoßes. Sie schafft Arbeitsplätze im Ländlichen Raum und stärkt regionale Wirt-
schaftskreisläufe nachhaltig. Bei Biomasse kann man insgesamt von einer Verdopplung der gegen-
wärtigen Nutzung ausgehen.  
 
zu PS 4.2.4.4 V (2) 
Vor dem Hintergrund endlicher fossiler Ressourcen und des voranschreitenden Klimawandels muss die 
Energieversorgung effizienter und umweltverträglicher gestaltet werden. Energie aus nachhaltig erzeugter 
Biomasse ist dabei ein wichtiger Baustein. Der Biomasseaktionsplan der Bundesregierung vom 
September 2010 zeigt auf, welche Potenziale in Deutschland bestehen, welcher Anteil bereits genutzt wird 
und welche Reserven noch verfügbar sind. Die Verwertung von Biomasse muss hinsichtlich ihres 
Potenzials zur Minderung von Treibhausgasen und ihrer Energieeffizienz weiter optimiert werden. Derzeit 
werden in der Region Neckar-Alb nur 40 % der anfallenden Wärme genutzt. Der Anbau von 
Energiepflanzen kann wegen der Konkurrenzsituation mit Nahrungsmitteln und Rohstoffen nicht 
wesentlich ausgeweitet werden. Die zusätzlichen Biomassepotenziale liegen überwiegend bei der 
besseren Nutzung von Abfallstoffen. In der Region Neckar-Alb wird z. B. im Rahmen der Erneuerung von 
Heizungen in öffentlichen Gebäuden versucht, fossile Rohstoffe durch Biomasse zu ersetzen. 
 
 
4.2.4.5 Geothermie 
 

G (1) Die in der Region Neckar-Alb bestehende geothermische Anomalie, aufgrund derer 
die natürliche Erdwärme in die oberen Schichten der Erdkruste vordringt, soll weiter 
daraufhin untersucht werden, ob sie zur Erzeugung von Strom und Prozesswärme 
nutzbar gemacht werden kann. 
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G  (2) Bei der Nutzung von Geothermie mittels Erdwärmesonden ist in der Region Neckar-
Alb dem Schutz der Grundwasservorkommen (Funktionserhaltung der Deck- und 
Trennschichten) und der Vermeidung geologischer Risiken (Hebungen/Setzungen im 
Gipskeuper) Vorrang einzuräumen. 

 
V (3) Das Tiefengeothermie-Projekt nach dem Hot-Dry-Rock-Verfahren in Bad Urach soll 

weiter vorangebracht werden. 
 
 

Begründung 
 
zu PS 4.2.4.5 G (1) 
Die oberflächennahe Geothermie nutzt die Energie, die in den obersten Erdschichten bis 400 Meter oder 
dem Grundwasser gespeichert ist. Die hier herrschenden Temperaturen von 8 bis 12 Grad Celsius (°C) 
lassen sich auf verschiedene Arten nutzen und dienen sowohl zur Bereitstellung von Raumheizung und 
Warmwasser als von Klimakälte. Um die vorhandene Energie im flachen Untergrund zu nutzen, werden 
Wärmepumpen, Erdwärmekollektoren, Erdwärmesonden, Energiepfähle oder auch erdberührte Betonbau-
teile eingesetzt. Die Potenziale der oberflächennahe Geothermie sollen auch in der Region Neckar-Alb 
untersucht und genutzt werden. 
 
zu PS 4.2.4.5 G (2) 
Bei der Erschließung des Untergrunds über Bohrungen besteht die Gefahr von Umweltbeeinträchtigungen 
für die Schutzgüter Boden und Grundwasser. Unter ungünstigen Umständen können bei Bohrungen auch 
Baugrundrisiken zum Beispiel in Form von Setzungen auftreten, die unbedingt zu vermeiden sind. 
 
zu PS 4.2.4.5 V (3) 
Das Tiefengeothermie-Projekt nach dem Hot-Dry-Rock-Verfahren in Bad Urach ist technisch und 
wissenschaftlich weit vorangekommen. Die Finanzierung weiterer Tiefenbohrungen (3.200 - 4.500 m) 
gestaltet sich trotz des großen wissenschaftlichen Interesses schwierig. Die Unterstützung durch den Bund 
und das Land ist erforderlich. 
 
 
4.3 Abfallwirtschaft 
 

G (1) Die Abfallwirtschaft in der Region Neckar-Alb soll entsprechend der geltenden 
Prioritäten 

 

- Vermeidung, 
- Vorbereitung zur Wiederverwendung, 
- Recycling, 
- sonstige Verwertung, insbesondere energetische Verwertung und Verfüllung, 
- Beseitigung, 
 

organisiert werden. 
 

G (2) Zukünftig sollen keine Restmüllumschlagsanlagen ohne Gleisanschluss gebaut 
werden. Neben der Schaffung paariger Verkehrsströme zur Vermeidung von 
Leerfahrten sollen bei den vorhandenen Anlagen Möglichkeiten für den Umschlag im 
kombinierten Verkehr Schiene/Straße geprüft werden. 
 

G (3) Die Entsorgung von Erdaushub sowie der nicht-verwertbaren inerten Bauabfälle soll 
grundsätzlich aufkommensnah in der Region Neckar-Alb erfolgen. 
 

N (4) Die Standorte der Abfallbehandlungsanlagen sind nachrichtlich übernommen und in 
der Raumnutzungskarte dargestellt. 
 
 
Begründung 
 
zu PS 4.3 G (1) 
Am 01.06.2012 ist das neue Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) vom 24.02.2012 in Kraft getreten. Ziel des 
neuen Gesetzes ist eine nachhaltige Verbesserung des Umwelt- und Klimaschutzes sowie der 
Ressourceneffizienz in der Abfallwirtschaft durch Stärkung der Abfallvermeidung und des Recyclings von 
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Abfällen. Die neue fünfstufige Abfallhierarchie (§ 6 KrWG) legt die grundsätzliche Stufenfolge aus 
Abfallvermeidung, Vorbereitung zur Wiederverwendung, Recycling und sonstiger, u. a. energetischer 
Verwertung von Abfällen und schließlich der Abfallbeseitigung fest. Vorrang hat diejenige Option, die den 
Schutz von Mensch und Umwelt am besten gewährleistet. Bis 2015 soll darüber hinaus flächendeckend 
die getrennte Sammlung von Bioabfällen (§ 11 Abs. 1 KrWG) sowie von Papier-, Metall-, Kunststoff- und 
Glasabfällen (§ 14 Abs. 1 KrWG) eingeführt werden. Damit wird das hohe Ressourcenpotenzial der 
werthaltigen Abfälle effizienter erschlossen. 
 
zu PS 4.3 G (2) 
Im Zusammenhang mit den seit 2005 stattfindenden Restmülltransporten aus der Region Neckar-Alb zur 
thermischen Verwertung nach Stuttgart wurde deutlich, dass es politisch schwierig ist, Umschlagsstandorte 
zwischen Schiene und Straße zu finden. Deshalb sollen in Zukunft bei der Festlegung von Standorten für 
den Abfallumschlag logistische Konzepte von Anfang an berücksichtigt werden. 
 
zu PS 4.3 G (3) 
Die Entsorgung von Erdaushub sowie der nicht-verwertbaren inerten Bauabfälle soll grundsätzlich 
aufkommensnah in der Region Neckar-Alb erfolgen. Sofern sich die geogene Eignung nachweisen lässt, 
ist auch die Verfüllung von Kiesgruben in den Regionen Bodensee-Oberschwaben und Donau-Iller eine 
gleichwertige Alternative, wenn dabei keine zusätzlichen Transporte entstehen. Priorität haben jedoch 
Vermeidungs- und Verwertungsmaßnahmen, um die zu deponierenden Mengen an Erdaushub, 
Straßenaufbruch und nichtverwertbaren inerten Bauabfälle zu verringern. Eine vermehrte Verwendung der 
unschädlichen Materialien, z. B. bei der Landschaftsgestaltung, der Anlage von Lärmschutzwällen und im 
Straßenbau, kann dem Grundsatz eines sparsamen Umgangs mit dem verfügbaren Deponieraum 
Rechnung tragen. Darüber hinaus ist das Vermeidungspotenzial von Erdaushub bei entsprechender 
Erschließung der Baugebiete sehr hoch. Dies sollte durch Festsetzungen in den Bebauungsplänen 
berücksichtigt werden. Um eine problemlose spätere Wiederverwendung von Erdaushub zu ermöglichen, 
sind Boden-Zwischenlager ohne Bauschuttablagerungen anzustreben. 
 
zu PS 4.3 N (4) 
Das Betriebsgelände der Firma ALBA in Metzingen, das Entsorgungszentrum Dußlingen sowie die 
Deponie Hechingen-Schlatt dienen heute dem Umladen von Restmüll für den Transport zur Müllver-
brennungsanlage Stuttgart-Münster. 
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Zusammenfassende Erklärung gemäß § 11 Abs. 3 Raumordnungsgesetz 
bzw. § 2a Abs. 6 Nr. 1 Landesplanungsgesetz 
 
A Einbeziehung von Umwelterwägungen in den Regionalplan 
 
Die Einbeziehung von Umwelterwägungen in den Regionalplan Neckar-Alb 2013 erfolgte in 
mehrfacher Hinsicht: 
- Berücksichtigung natur- und umweltbezogener Belange in regionalplanerischen Zielen 

und Grundsätzen ohne gebietsscharfe Abgrenzungen (siehe A.1); 
- Berücksichtigung von Umweltdaten bei der Abgrenzung gebietsscharfer regionalplaneri-

scher Festlegungen (siehe A.2); 
- Durchführung einer Plan-Umweltprüfung sowie Erstellung eines Umweltberichts zur 

Prognose erheblicher negativer Auswirkungen und Berücksichtigung der Ergebnisse bei 
Festlegungen im Regionalplan (siehe B); 

- Durchführung und Berücksichtigung einer FFH-Verträglichkeitsprüfung sowie einer spe-
ziellen artenschutzrechtlichen Prüfung, Einarbeitung der Ergebnisse in den Umweltbe-
richt sowie Berücksichtigung von Ergebnissen bei Festlegungen im Regionalplan (siehe 
C). 

- Begründung für die Wahl des Planes nach Abwägung mit geprüften, alternativen Pla-
nungsmöglichkeiten (siehe D). 

- Zusammenstellung der Maßnahmen zur Überwachung erheblicher Umweltauswirkungen 
(siehe E) 

 
 
A.1 Berücksichtigung natur- und umweltbezogener Belange in regionalpla-

nerischen Zielen und Grundsätzen ohne gebietsscharfe Abgrenzungen 
 
Der Regionalplan Neckar-Alb 2013 enthält eine Vielzahl von Plansätzen, die auf den Schutz 
von Natur und Umwelt ausgerichtet sind. 
 
Mehrfach zielen Plansätze allgemein auf Nachhaltigkeit und eine hohe Lebens- und Umwelt-
qualität: Kap. 1 (1) und G (7), Kap. 3 G (1), G (2) und G (3), Kap. 3.1.1 G (1) und G (9), Kap. 
3.2.5 G. Beim Siedlungsausbau und bei den Landnutzungen wird die besondere Beachtung 
der Naturgüter gefordert: Kap. 2 G (1), G (2), Kap. 2.4.3.1 G (1), Kap. 3.2.3 G (1) und G (8), 
Kap. 3.2.4 G (1) und G (6), Kap. 3.5.2 G (2) und G (4). Auf Naturschutz und Landschafts-
pflege sind folgende Plansätze ausgerichtet: Kap. 3.2.1 G (1), G (2), G (5), G (6), Z (7), Z (8), 
G (9), G (10). Der Schutz von Böden ist thematisiert in Kap. 3.2.2 G (1) und G (5), Gewäs-
ser- und Hochwasserschutzschutz werden in folgenden Plansätzen unterstützt: Kap. 3.3 G 
(1), Z (2), G (3) und G (5), Kap. 3.4 G (1), Z (4), G (5) und G (8). 
 
 
A.2 Berücksichtigung von Umweltdaten bei gebietsscharfen Festlegungen 
 
Bei der Ausarbeitung und Abgrenzung gebietsscharfer Festlegungen wurden Umweltdaten 
herangezogen; es waren maßgeblich Daten, die von der Landesanstalt für Umwelt, Natur-
schutz und Messungen Baden-Württemberg zur Verfügung gestellt wurden. Bei den regio-
nalplanerischen Festlegungen sind in diesem Zusammenhang zwei Arten zu unterscheiden: 
Zum einen sind Festlegungen zum Freiraumschutz per se darauf ausgerichtet, die natur- und 
umweltbezogenen Qualitäten in der Region zu sichern und gegebenenfalls zu verbessern. 
Zum anderen gibt es Festlegungen, die Eingriffe in die Landschaft nach sich ziehen und zur 
Beeinträchtigung von Natur und Umwelt führen können. Im Zuge der Abgrenzung und Ab-
wägung wurden hierbei Umweltdaten einbezogen und Umweltbelange berücksichtigt. 
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A.2.1 Berücksichtigung bei Festlegungen zum Freiraumschutz 
 
Festlegungen zum Freiraumschutz sind regionale Grünzüge, Grünzäsuren, Gebiete für Na-
turschutz und Landschaftspflege, Gebiete für Bodenerhaltung, Gebiete für Forstwirtschaft 
und Waldfunktionen, Gebiete für Erholung, Gebiete zu Sicherung von Wasservorkommen 
und Gebiete für den vorbeugenden Hochwasserschutz. Sie sind in der Raumnutzungskarte 
gebietsscharf dargestellt. Zur Abgrenzung dieser Gebiete wurden aktuelle Grundlagendaten 
(Umweltdaten) wie folgt herangezogen.  
- Die Festlegung der regionalen Grünzüge (Vorranggebiet und Vorbehaltsgebiet) erfolgte 

auf folgender Basis: großflächige Freiräume, wertvolle unzerschnittene Freiraume ab 30 
km2, Kaltluftentstehungsgebiete, Kalt- und Frischluftmischgebiete, Frischluftentstehungs-
gebiete, Kaltluftabflussbahnen und wertvolle Gebiete für die ortsnahe Erholung. 

- Grünzäsuren (Vorranggebiet) wurden zwischen benachbarten Siedlungen im Bereich 
wertvoller kleinflächiger Freiflächen mit siedlungsnahen Ausgleichs- und Erholungsfunk-
tionen festgelegt. 

- In die Gebiete für Naturschutz und Landschaftspflege (Vorranggebiet) gingen folgende 
Aspekte ein: Kernflächen bilden weitgehend FFH-Gebiete, Vogelschutzgebiete, Natur-
schutzgebiete, Kernzonen und Pflegezonen des Biosphärengebiets, § 32-Biotope, 
Bannwälder, Schonwälder, Waldbiotope und flächenhafte Naturdenkmale. Als Verbin-
dungsflächen wurden weitere, aus Naturschutzsicht wertvolle Gebiete einbezogen: 
Streuobstwiesen, Heiden, Sümpfe, Stillgewässer, Fließgewässer, Feldgehölze und Geo-
tope sowie teilweise regional und überregional bedeutsame Wildtierkorridore. Das Mosa-
ik aus Kernflächen und Verbindungsflächen wurde durch sogenannte Verbindungsglieder 
zu einem möglichst zusammenhängenden Verbundsystem geschlossen. 

- In die Gebiete für Bodenerhaltung (Vorbehaltsgebiet) gingen ein: Böden mit hoher Filter- 
und Pufferkapazität, Böden mit hoher Ausgleichswirkung im Wasserhaushalt, Böden mit 
hoher natürlicher Ertragsfähigkeit sowie stark erosions- und rutschungsgefährdete Bö-
den.  

- In die Gebiete für Forstwirtschaft und Waldfunktionen (Vorbehaltsgebiet) gingen neben 
der forstlichen Produktionsfunktion ökologische Ausgleichsfunktionen des Waldes ein. 
Hier wurden FFH-Gebiete, Naturschutzgebiete, Pflegezonen des Biosphärengebiets 
Schwäbische Alb, Waldbiotope und Aspekte des Grundwasserschutzes einbezogen. 

- Grundlage für die Gebiete für Erholung (Vorbehaltsgebiet) bilden besonders abwechs-
lungsreiche Landschaftsteile wie größere Laub- und Mischwälder, Streuobstwiesengebie-
te, Gebiete mit Wacholderheiden und Magerrasen, strukturreiche Grünland- und Acker-
gebiete sowie strukturreiche Talauen mit naturnahen Fließgewässern. 

- Als Gebiete zur Sicherung von Wasservorkommen (Vorranggebiet) sind besonders emp-
findliche Teile der Grundwassereinzugsbereiche festgelegt, die nicht als Wasserschutz-
gebiet ausgewiesen sind. 

- Zur Sicherung und Verbesserung des Wasserrückhaltes in der Landschaft sind in die 
Gebiete für den vorbeugenden Hochwasserschutz (Vorranggebiet) aktuelle und potenzi-
elle Überflutungsflächen von Fließgewässern einbezogen worden. 

 
Im Vorfeld der Fortschreibung des Regionalplanes wurden im Zuge der Erarbeitung des 
Landschaftsrahmenplans Neckar-Alb 2011 Daten zum Zustand von Freiräumen, Klima, Na-
tur und Landschaft, Boden, Erholung, Grundwasser und Oberflächengewässern ausgewer-
tet. Die jeweils ermittelten wertvollen Gebiete wurden soweit wie möglich mit freiraumschüt-
zenden Festlegungen (siehe oben) gegen eine bauliche Nutzung oder anderweitige nachtei-
lige Eingriffe belegt. In den als Vorranggebiet und damit als Ziel der Raumordnung festgeleg-
ten Gebieten sind raumbedeutsame Maßnahmen und Nutzungen ausgeschlossen, sofern sie 
den jeweiligen Zielen des Freiraumschutzes widersprechen. In den als Vorbehaltsgebiet und 
damit als Grundsatz der Raumordnung festgelegten Gebieten ist den jeweiligen Grundsätzen 
des Freiraumschutzes bei der Abwägung mit konkurrierenden raumbedeutsamen Nutzungen 
ein besonderes Gewicht beizumessen. 
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A.2.2 Berücksichtigung bei weiteren Festlegungen 
 
Hinreichend konkrete Festlegungen des Regionalplans Neckar-Alb 2013 mit Potenzial zur 
Beeinträchtigung von Natur und Umwelt sind Schwerpunkte für Industrie, Gewerbe und 
Dienstleistungseinrichtungen, Gebiete für Rohstoffvorkommen (Abbau und Sicherung) und 
Trassen für Schienenverkehr (Neubau).  
 
Bei den Schwerpunkten für Industrie, Gewerbe und Dienstleistungseinrichtungen wurden im 
Zuge der Abgrenzung der jeweiligen Vorranggebiete Umweltdaten herangezogen und be-
sonders sensible Bereiche ausgenommen beziehungsweise von vorne herein ausgeschlos-
sen. Bei den Gebieten für den Abbau oberflächennaher Rohstoffe und den Gebieten zur Si-
cherung von Rohstoffen wurde durchweg an bestehende Abbaustätten angeknüpft. Im Hin-
blick auf die Schonung der Landschaft wird im Regionalplan auf eine möglichst vollständige 
Ausbeutung der bestehenden Abbaustätten verwiesen. Bei der Abgrenzung darüber hinaus-
gehender Bereiche wurden Umweltdaten (Boden, Grundwasser, Natur und Landschaft, Er-
holung, Wohn- und Mischgebiete) in die Abwägung einbezogen. Die Trassen für Schienen-
verkehr (Neubau) wurden im Rahmen der „Machbarkeitsstudie RegionalStadtBahn Neckar-
Alb“ ermittelt. Sie verlaufen zum Großteil auf ehemaligen Schienenverkehrstrassen, zum Teil 
im besiedelten Bereich. Auch hier fanden Umweltdaten Eingang.  
 
Die Gebiete für Landwirtschaft betreffend wird im Regionalplan von einer ordnungsgemäßen 
fachlichen Praxis ausgegangen, die keine oder allenfalls geringe Beeinträchtigungen nach 
sich zieht. Der Regionalplan enthält entsprechende Festlegungen mit besonderem Verweis 
auf die Naturgüter Boden und Wasser. Gebiete für Landwirtschaft bleiben weitestgehend von 
aus Naturschutzsicht wertvollen Gebieten ausgenommen. Eine Ausnahme bilden kleine Bio-
tope, die sich im regionalplanerischen Maßstab nicht darstellen lassen. Innerhalb der Gebie-
te für Landwirtschaft wird die Erhaltung solcher Flächen und Strukturen durch einen separa-
ten Plansatz geregelt. 
 
Weitere Festlegungen des Regionalplans, denen Eingriffe folgen können, sind Siedlungsbe-
reiche, Standorte für Einkaufszentren, großflächige Einzelhandelsbetriebe und sonstige 
großflächige Handelsbetriebe, Straßen, Standorte für kombinierten Verkehr sowie Festle-
gungen bezüglich Energie und Abfallwirtschaft. Für diese bestehen bereits planerische 
Grundlagen, beispielweise durch die Bauleitplanung oder durch Planfeststellungsverfahren. 
Im Regionalplan sind sie als nachrichtliche Übernahmen festgelegt, teilweise handelt es sich 
um Vorschläge. Es kann aber auch sein, dass die Festlegungen räumlich und sachlich nicht 
hinreichend konkret sind. In diesem Fall sind Natur- und Umweltbelange auf nachgeordneten 
Planungsebenen zu berücksichtigen. Entsprechende übergeordnete Ziele und Grundsätze 
zum Landschafts-, Natur- und Umweltschutz sind im Regionalplan festgelegt (siehe oben). 
 
 
B Berücksichtigung der Ergebnisse des Umweltberichts im Regio-

nalplan 
 
Der Regionalplan Neckar-Alb 2013 wurde einer Plan-Umweltprüfung gem. § 9 Abs. 1 Raum-
ordnungsgesetz (ROG) i. V. m. „§ 2a Abs. 1 - 3 Landesplanungsgesetz (LplG) unterzogen. 
Außerdem wurden eine FFH-Verträglichkeitsprüfung gem. § 34 Abs. 1 in Verbindung mit § 
36 Abs. 2 BNatSchG sowie eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung gem. §§ 44, 45 
BNatSchG durchgeführt. Gem. § 9 Abs.1 ROG i. V. m. § 2a Abs. 3 LplG sind die öffentlichen 
Stellen, deren Aufgabenbereiche von den Umweltauswirkungen berührt werden können, bei 
der Festlegung des Umfangs und Detaillierungsgrads des Umweltberichts zu beteiligen 
(Scoping). Im Rahmen der Fortschreibung des Regionalplans wurde im Zeitraum vom 18.04. 
bis 21.05.2007 auf schriftlicher Basis ein Scoping durchgeführt, bei dem die betroffenen 
Fachbehörden und der Landesnaturschutzverband die Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
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der vom Regionalverband Neckar-Alb vorgeschlagenen Vorgehensweise für die Umweltprü-
fung hatten. Die hierbei eingegangenen Hinweise wurden aufgenommen. 
 
Folgende Festlegungen des Regionalplans Neckar-Alb 2013 wurden im Rahmen der Über-
prüfung als UVP-pflichtig ermittelt und somit den genannten Prüfungen unterzogen: 
- Gebiete für den Abbau oberflächennaher Rohstoffe (Vorranggebiet) [Plansatz 3.5.1 Z (1)] 

(nur Flächen, für die keine Abbaugenehmigung besteht); 
- Gebiete zur Sicherung von Rohstoffen (Vorranggebiet) [Plansatz 3.5.2 Z (1)] (nur Flä-

chen, für die keine Abbaugenehmigung besteht); 
- Trassen für Schienenverkehr (Neubau) (Vorranggebiet) [Plansatz 4.1.2 Z (3); 
- Schwerpunkte für Industrie, Gewerbe und Dienstleistungseinrichtungen(Vorranggebiet) 

[Plansatz 2.4.3.1 Z (5)] (nur Flächen außerhalb rechtsgültiger Flächennutzungspläne). 
 
 
B.1 Berücksichtigung der Ergebnisse der Plan-Umweltprüfung 
 
Ziel der Plan-Umweltprüfung ist die Dokumentation voraussichtlicher erheblicher Auswirkun-
gen, die die Verwirklichung des Plans auf die Umwelt hat sowie ggf. anderweitige Planungs-
möglichkeiten. Für voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen ist ein Monitoring mit 
Überwachungsmaßnahmen aufzustellen. Gem. § 9 Abs. 1 ROG sind die voraussichtlich er-
heblichen Auswirkungen des Regionalplans auf folgende Schutzgüter zu ermitteln: Boden, 
Wasser, Luft/Klima, Fauna/Flora/biologische Vielfalt, Landschaft sowie Sachwerte/kulturelles 
Erbe (Methodik siehe Umweltbericht Kap. 4). Im Folgenden sind die Umweltauswirkungen in 
einem groben Überblick zusammengefasst (siehe dazu Umweltbericht Kap. 6 sowie Karten 
und Tabellen im Anhang):  
 
Gebiete für den Abbau oberflächennaher Rohstoffe: In Folge der Festlegungen kommt 
es voraussichtlich vielfach zu unerheblichen Auswirkungen. Bei den Steinbrüchen Rotten-
burg-Frommenhausen und Zwiefalten-Sonderbuch wurden erhebliche negative Auswirkun-
gen auf die Schutzgüter Mensch (Gesundheit)/Bevölkerung und Sachwerte/kulturelles Erbe 
prognostiziert. Für diese ist ein Monitoring vorgesehen.  
 
Bei folgenden Abbaustätten ergaben sich im Zuge der Fortschreibung des Regionalplans 
Änderungen in der Gebietsabgrenzung aufgrund der Berücksichtigung von Umweltbelangen: 
Steinbruch Grabenstetten, Steinbruch Lichtenstein-Unterhausen. 
 
Gebiete zur Sicherung von Rohstoffen: In Folge der Festlegungen kommt es vor-
aussichtlich vielfach zu unerheblichen Auswirkungen. Bei den Abbaustätten Dormettingen, 
Dotternhausen, Rosenfeld-Brittheim, Rottenburg-Frommenhausen, Sonnenbühl-Willman-
dingen, Tübingen-Pfrondorf und Zwiefalten-Sonderbuch wurden erhebliche negative Auswir-
kungen auf die Schutzgüter Wasser, Fauna/Flora/biologische Vielfalt, Mensch (Gesundheit)/ 
Bevölkerung und Sachwerte/kulturelles Erbe prognostiziert. Für diese ist ein Monitoring vor-
gesehen. 
 
Bei folgenden Abbaustätten ergaben sich im Zuge der Fortschreibung des Regionalplans 
Änderungen in der Gebietsabgrenzung aufgrund der Berücksichtigung von Umweltbelangen: 
Gipsbruch Ammerbuch-Altingen, Steinbruch Grabenstetten, Gipsbruch Haigerloch-Stetten, 
Steinbruch Sonnenbühl-Willmandingen. 
 
Trassen für Schienenverkehr (Neubau): Lediglich beim Streckenabschnitt Reutlingen Hbf - 
Engstingen kann es beim Schutzgut Wasser voraussichtlich zu erheblichen negativen Um-
weltauswirkungen kommen, da die Trasse zweimal Zone II eines Wasserschutzgebiets 
quert. In diesem Punkt wird ein Monitoring erforderlich. Ansonsten kommt es voraussichtlich 
nur zu unerheblichen Beeinträchtigungen. 
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Schwerpunkte für Industrie, Gewerbe und Dienstleistungseinrichtungen: In Folge der 
Festlegungen kommt es voraussichtlich mehrfach zu unerheblichen Auswirkungen auf Um-
weltgüter. Im Fall des Schwerpunktes Münsingen West sind voraussichtlich die Schutzgüter 
Boden und Fauna/Flora/biologische Vielfalt in erheblichem Maß negativ betroffen. Dafür ist 
ein Monitoring vorgesehen. 
 
Bei folgenden Schwerpunkten für Industrie, Gewerbe und Dienstleistungseinrichtungen 
ergaben sich im Zuge der Fortschreibung des Regionalplans Änderungen in der Gebietsab-
grenzung, u. a. aufgrund der Berücksichtigung von Umweltbelangen: Ergenzingen Ost, 
Münsingen Südwest (wurde gestrichen), Gewerbepark Haid südlicher Bereich (wurde gestri-
chen und alternativ nach Norden gelegt). 
 
Vorhabenübergreifende (kumulative) Umweltauswirkungen: Die Prognose vorhaben-
übergreifender (kumulativer) Umweltauswirkungen, also der gleichzeitige Einfluss mehrerer 
regionalplanerischer Festlegungen auf die einzelnen Schutzgüter (jeweils definierte Bezugs-
räume), ergab keine erheblichen negativen Auswirkungen. 
 
 
B.2 Berücksichtigung der Ergebnisse der FFH-Verträglichkeitsprüfung 
 
Auch Regionalpläne sind vor ihrer Zulassung oder Durchführung auf ihre Verträglichkeit mit 
den Erhaltungszielen von Natura 2000-Gebieten zu überprüfen. Ergibt die Prüfung, dass es 
zu erheblichen Beeinträchtigungen eines Gebietes in seinen für die Erhaltungsziele oder den 
Schutzzweck maßgeblichen Bestandteilen führen kann, ist die Planung unzulässig, es sei 
denn es bestehen zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses und es 
bestehen keine zumutbaren Alternativen.  
 
Die Region Neckar-Alb hat Anteil an 29 FFH-Gebieten und 7 Vogelschutzgebieten. Einige 
Gebiete reichen weit über die Region hinaus. Beide Gebietskategorien überschneiden sich 
weitgehend. Zur Methodik der FFH-Verträglichkeitsprüfung siehe Kap. 7.3 im Umweltbericht. 
Im Folgenden sind die Ergebnisse der Prüfung in einem groben Überblick zusammengefasst 
(siehe dazu Umweltbericht Kap. 7.5). 
 
Gebiete für den Abbau oberflächennaher Rohstoffe und Gebiete zur Sicherung von 
Rohstoffen: In Folge der Festlegungen zu den Rohstoffabbau- und -sicherungsgebieten 
wurden keine potenziellen erheblichen Beeinträchtigungen von Schutzzielen von Natura 
2000-Gebieten festgestellt. Zu direkten Betroffenheiten von FFH-Gebieten durch entspre-
chende regionalplanerische Festlegungen kommt es lediglich beim FFH-Gebiet 7419-341 
„Spitzberg, Pfaffenberg, Kochhartgraben und Neckar“ durch die Kiesgruben Rottenburg 6 
und Rottenburg-Kiebingen. FFH-Schutzziele und Abbaufolgen ergänzen sich hier, da die in 
Folge des Kiesabbaus entstandenen Baggerseen zur Festlegung des FFH-Gebiets geführt 
haben.  
Bei folgenden Vogelschutzgebieten ergeben sich direkte Betroffenheiten durch Festlegungen 
zum Rohstoffabbau und zur Rohstoffsicherung: beim VSG 7422-441 „Mittlere Schwäbische 
Alb“ im Bereich der Steinbrüche Grabenstetten, Lichtenstein-Unterhausen, Sonnenbühl-
Genkingen und Sonnenbühl-Willmandingen, beim VSG 7820-441 „Südwestalb und Oberes 
Donautal“ beim Steinbruch Dotternhausen. Eine Beeinträchtigung der Schutzziele kann aus-
geschlossen werden. Dazu liegen auch jeweils Erklärungen des Ministeriums für Ernährung 
und Ländlichen Raum vor. Betroffenheiten im Umkreis von 200 m der regionalplanerischen 
Festlegungen ergeben allenfalls nur unerheblich Beeinträchtigungen.  
 
Trassen für Schienenverkehr (Neubau): Lediglich zwei Natura 2000-Gebiete werden un-
mittelbar durch eine geplante Schienentrasse durchschnitten. Direkte und indirekte Wirkun-
gen (im Umkreis von 200 m) bergen bei allen geplanten Neustrecken allenfalls minimale 
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Konfliktpotenziale. Erhebliche Beeinträchtigungen der Ziele der Natura 2000-Gebiete können 
ausgeschlossen werden. 
 
Im Regionalplanentwurf 2007 war noch eine neue Trasse auf dem Streckenabschnitt Balin-
gen - Dotternhausen festgelegt. Von diesem Streckenabschnitt war das FFH-Gebiet 7718-
3412 betroffen. Dieser Abschnitt wurde u. a. aus diesem Grunde gestrichen. Alternativ wurde 
die bestehende Trasse zwischen Balingen aufgenommen. 
 
Schwerpunkte für Industrie, Gewerbe und Dienstleistungseinrichtungen: In Folge der 
Festlegungen zu den Schwerpunkten für Industrie, Gewerbe und Dienstleistungseinrichtun-
gen wurden keine potenziellen erheblichen Beeinträchtigungen von Schutzzielen von Natura 
2000-Gebieten festgestellt. Kein Natura 2000-Gebiet ist durch die Festlegungen im Regio-
nalplan direkt betroffen. Bei vier FFH-Gebieten sowie einem Vogelschutzgebiet reicht Wirk-
raum II (200 m) in die Schutzgebiete. In drei Fällen wird das Konfliktpotenzial als minimal 
eingeschätzt. Beim Schwerpunkt Bisingen Nord sind im angrenzenden FFH-Gebiet Vor-
kommen der Dicken Trespe (Bromus grossus) nachgewiesen. Nach Rücksprache mit der 
höheren Naturschutzbehörde beim Regierungspräsidium Tübingen ist der geplante Schwer-
punkt mit den Zielen des FFH-Gebiets unter Auflagen vereinbar. 
 
Hinweis zu Standorten für regionalbedeutsame Windkraftanlagen: Im Regionalplanent-
wurf 2012 waren 20 Standorte für regionalbedeutsame Windkraftanlagen festgelegt. Die Pla-
nungsgrundlagen zur Ermittlung der entsprechenden Gebiete haben sich in den Jahren 2011 
und 2012 deutlich geändert, auch bezüglich der Berücksichtigung der Schutzziele von Natu-
ra 2000-Gebieten. Zudem gibt es neue Erkenntnisse zum Vorkommen von schutzrelevanten 
Arten im Biosphärengebiet Schwäbische Alb. Außerdem sind landesweit Untersuchungen 
zum Vorkommen des Roten und des Schwarzen Milans geplant, die bis Ende 2013 vorliegen 
sollen. Aus diesem Grunde wurde die Windkraftplanung im Regionalplan Neckar-Alb 2013 
zurückgestellt. Sie soll in einer separaten Teilfortschreibung zeitnah erfolgen. 
 
 
B.3 Berücksichtigung der Ergebnisse der speziellen artenschutzrechtlichen 

Prüfung 
 
Die Träger der Regionalplanung haben gem. §§ 44 und 45 BNatSchG die voraussichtlichen 
Auswirkungen in Folge regionalplanerischer Festlegungen „auf besonders geschützte und 
bestimmte andere Tier- und Pflanzenarten“ zu ermitteln. Dies betrifft die europäisch beson-
ders geschützten Arten nach Anhang II, IV und V FFH-Richtlinie, die Vogelarten nach An-
hang I - III der europäischen Vogelschutz-Richtlinie sowie national geschützte Arten des Ar-
tenschutzprogramms. Für diese besteht ein Verbot der Verletzung, Tötung und Störung in 
ihrem Lebensraum, sofern sich dadurch der Erhaltungszustand der lokalen Population einer 
Art verschlechtert. Entsprechendes gilt für die Lebensräume dieser Arten. Planungen, die 
den Bestimmungen der §§ 44 und 45 BNatSchG entgegenstehen, sind nicht zulässig. 
 
Sofern auf Regionalplanebene keine hinreichende Prognose zur artenschutzrechtlichen Si-
tuation und zur Konfliktlösung möglich ist, ist dies entsprechend zu dokumentieren und auf 
eine abschließende Beurteilung auf Vorhabenebene hinzuweisen. Aufgrund mangelnder 
Kenntnisse zu Vorkommen streng geschützter Arten in der Region Neckar-Alb wurde diese 
Regelung in vielen Fällen angewendet. Im Folgenden sind die Ergebnisse der Prüfung in 
einem groben Überblick zusammengefasst (siehe dazu Umweltbericht Kap. 8.3). 
 
Gebiete für den Abbau oberflächennaher Rohstoffe und Gur Sicherung von Rohstof-
fen: Von den meisten Gebieten liegen keine Kenntnisse zum Vorkommen streng geschützter 
Arten vor. Die Analyse der vorhandenen Lebensräume im Gebiet und Kenntnisse über Vor-
kommen streng geschützter Arten in der Umgebung ergaben, dass im Bereich aller nicht 
konzessionierter Vorranggebiete Vorkommen streng geschützter Arten nicht ausgeschlossen 
werden können. In der Folge wird bei geplanten Maßnahmen für die im Umweltbericht be-
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zeichneten Arten eine genauere Untersuchung auf der nachgeordneten Planungsebene er-
forderlich.  
 
Für die Steinbrüche Rottenburg-Frommenhausen und Straßberg (Werk II) liegen Untersu-
chungen zum Vorkommen streng geschützter Arten sowie Planungen zur Vermeidung, Ver-
minderung und zum Ausgleich vor. In den Fällen, in denen die Dicke Trespe betroffen ist, 
sind CEF-Maßnahmen in Abstimmung mit der höheren Naturschutzbehörde beim Regie-
rungspräsidium Tübingen erforderlich. 
 
Trassen für Schienenverkehr (Neubau): Hier gibt es nur vereinzelt Angaben zum Vor-
kommen streng geschützter Arten. Bei den meisten Streckenabschnitten wurde eine Ab-
schätzung zu potenziellen Vorkommen anhand der Lebensraumsituation und der benachbar-
ten Vorkommen solcher Arten vorgenommen. Lediglich auf dem Streckenabschnitt Onstmet-
tingen Verlängerung können Vorkommen streng geschützter Arten ausgeschlossen werden. 
Auf den übrigen Streckenabschnitten sind auf der nachgeordneten Planungsebene genauere 
Untersuchungen durchzuführen.  
 
Im Fall der Abschnitte Innenstadt Tübingen und Reutlingen Hbf - Engstingen sind auf inner-
städtischen Teilstrecken Vorkommen des Juchtenkäfers und des Weidenbockkäfers be-
kannt. Hier ist im weiteren Planungsprozess jeweils eine enge Abstimmung mit der höheren 
Naturschutzbehörde beim Regierungspräsidium Tübingen vorzunehmen. Dies gilt auch be-
züglich der CEF-Maßnahmen für die Dicke Trespe. 
 
Standorte für regionalbedeutsame Windkraftanlagen: siehe Hinweis unter Kapitel B.2. 
 
 
C Berücksichtigung der Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens nach 

§ 10 Abs. 1 Raumordnungsgesetz bzw. § 12 Abs. 2, 3 und 5 Landes-
planungsgesetz im Regionalplan 

 
Die Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens können aufgrund der zahlreichen Stellungnah-
men und der umfangreichen Synopse der Behandlung der Stellungnahmen nur in einer zu-
sammenfassenden Übersicht wiedergegeben werden, in der die wesentlichen Belange an-
gesprochen werden. 
 
 
Berücksichtigung allgemeiner Hinweise 
 
Die von den Raumordnungsbehörden eingeforderte Überprüfung der regionalplanerischen 
Festlegungen im Hinblick auf die rechtlichen Anforderungen gem. Landesplanungsgesetz, 
Landesentwicklungsplan, Verwaltungsvorschrift Regionalpläne und weiterer Rechtsvorgaben 
sowie die Überprüfung der Plansätze auf Notwendigkeit, Unterscheidbarkeit, Aussagegehalt 
und Erkennbarkeit der Adressaten wurde vorgenommen und bewirkte mehrfache Korrektu-
ren. In Kapitel 2 wurden zwei Ziele in Grundsätze und drei Grundsätze in Ziele geändert; 
zwei Grundsätze und acht Vorschläge wurden gestrichen, wobei die Inhalte in die Begrün-
dung übernommen wurden. Vier Vorschläge wurden zu einem Grundsatz zusammengefasst. 
In Kapitel 3 wurden ein Ziel in einen Grundsatz, ein Grundsatz in ein Ziel sowie vier Vor-
schläge in einen Grundsatz geändert. Zwei Grundsätze und vier Vorschläge wurden gestri-
chen, wobei die Inhalte weitgehend in die Begründung übernommen wurden. Neun Plansät-
ze wurden zusammengefasst. Insbesondere in Kapitel 4 wurden Änderungen vorgenommen. 
Zwei Ziele wurden in Grundsätze, sechs in Vorschläge und zwei in nachrichtliche Übernah-
men geändert. Ein Vorschlag wurde zur nachrichtlichen Übernahme. Zehn Ziele, vier 
Grundsätze und ein Vorschlag wurden gestrichen; teilweise wurden die Inhalte in die Be-
gründung übernommen. In acht Fällen wurden Plansätze zusammengefasst. Auf die wich-
tigsten Inhalte wird in den folgenden Kapiteln eingegangen. 
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Der Hinweis der Raumordnungsbehörden, dass im Falle einer Überlagerung von Zielen das 
Verhältnis eindeutig und widerspruchsfrei festzulegen ist, wurde im Falle der regionalen 
Grünzüge (Vorranggebiet) mit Vorranggebieten für Landwirtschaft, Vorranggebieten für 
Forstwirtschaft, Vorranggebieten für den vorbeugenden Hochwasserschutz sowie den Vor-
ranggebieten für den Abbau und zur Sicherung von Rohstoffen in je einem Plansatz geregelt. 
Entsprechendes gilt für die Überlagerung von Grünzäsuren mit Vorranggebieten für Land-
wirtschaft. 
 
 
C.1 Stellungnahmen zu allgemeinen Hinweisen und zu Zielen und Grund-

sätzen der anzustrebenden räumlichen Entwicklung und Ordnung (Ka-
pitel 1) 

 
 
Hinweise von kommunaler Seite auf eine stärkere Berücksichtigung der Funktionen des 
Oberzentrums Reutlingen/Tübingen sowie auf eine stärkere Bündelung von Siedlung und 
Infrastruktur wurden ebenso mit Verweisen auf entsprechende Festlegungen im Regional-
plan beantwortet, wie die im Zusammenhang mit der Europäischen Metropolregion Stuttgart 
gestellte Forderung, nicht nur das Oberzentrum Reutlingen/Tübingen hervorzuheben, son-
dern auch die Entwicklungschancen der anderen Städte und Gemeinden zu fördern. 
 
Vom Landesnaturschutzverband wurde eine Hochstufung umweltschutzbezogener Plansätze 
vom Grundsatz in ein Ziel der Raumordnung gefordert. Dies wird mit dem Hinweis auf den 
allgemeinen Aussagegehalt und die Unbestimmtheit der Festlegungen abgelehnt.  
 
 
C.2 Stellungnahmen zur regionalen Siedlungsstruktur (Kapitel 2) 
 
Raumkategorien: Die festgelegten Dichtewerte wurden von einigen Gemeinden als zu ein-
engend gewertet. Änderungen wurde nicht vorgenommen. 
 
Entwicklungsachsen: Die Raumordnungsbehörden forderten die Streichung des Begriffs 
„Achsenstandort“. Eine Konkretisierung der Landes- und der regionalen Entwicklungsachsen 
wurde daraufhin vorgenommen. Seitens verschiedener Gemeinden wurde die Aufnahme 
weiterer Entwicklungsachsen beantragt. Von den Raumordnungsbehörden wurde dagegen 
die Reduzierung der bestehenden regionalen Entwicklungsachsen gefordert. Den Anregun-
gen zur Festlegung weiterer regionaler Entwicklungsachsen wurde nicht entsprochen. Der 
Vorschlag zur Aufstufung der regionalen Entwicklungsachse Tübingen - Ammerbuch - Her-
renberg zur Landesentwicklungsachse wurde auf Anregung gestrichen. 
 
Zentrale Orte: Von sechs Gemeinden wurde die Aufnahme als Kleinzentrum beantragt, zwei 
Kleinzentren wollten die Aufstufung zum Unterzentrum. Dem konnte in allen Fällen nicht ent-
sprochen werden, da diese Gemeinden die Kriterien nach dem Landesentwicklungsplan 
2002 nicht erfüllen. Dem Antrag von Zwiefalten, als Unterzentrum festgelegt zu werden, was 
im Regionalplan 1993 von der Genehmigung ausgenommen worden war, wurde nicht statt-
gegeben, da hierfür die Voraussetzungen nicht gegeben sind. Es wurde als Kleinzentrum 
festgelegt. 
 
Das Ziel, den Kleinzentren Ammerbuch, Pliezhausen und Bisingen Ergänzungsfunktionen 
auf der Stufe eines Unterzentrums zuzuweisen, wurde aufgrund der Stellungnahme der 
Raumordnungsbehörden als Plansatz gestrichen und in die Begründung aufgenommen. Die 
Raumordnungsbehörden forderten die Umwandlung des Plansatzes zur Festlegung der Ent-
lastungs- und Ergänzungsfunktionen der Unterzentren Pfullingen und Mössingen auf der 
Stufe eines Mittelzentrums vom Ziel zum Vorschlag. Die Stadt Pfullingen beantragte die Bei-
behaltung dieses Plansatzes als Ziel. Der Plansatz wurde als Vorschlag festgelegt. 
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Siedlungsentwicklung: Seitens der Raumordnungsbehörden wurde die Reduzierung der 
Anzahl der Gemeinden-/Gemeindeteile mit Siedlungsbereich gefordert. Dem wurde nicht 
entsprochen, da die Festlegung von 34 Teilorten als Siedlungsbereich bei insgesamt 250 
Teilorten in der Region Neckar-Alb als planerisch angemessen bewertet wird und die tat-
sächliche Siedlungsentwicklung auf Ebene der Bauleitplanung zusätzlich und im Detail ge-
steuert wird. 
 
Schwerpunkte für Industrie, Gewerbe und Dienstleistungseinrichtungen: Das Ober-
zentrum Reutlingen/Tübingen bemängelte, dass die Würdigung des Oberzentrums als 
Schwerpunkt der Wirtschaft und damit der Arbeitsplätze nicht enthalten wäre. Eine entspre-
chende textliche Ergänzung wurde vorgenommen.  
 
Von den Raumordnungsbehörden wurden Anzahl und Flächengröße der Schwerpunkte für 
Industrie, Gewerbe und Dienstleistungseinrichtungen als zu hoch bemängelt. Eine Reduzie-
rung der Flächengröße wurde bei vier Schwerpunkten vorgenommen. Die Anzahl der 
Schwerpunkte wurde nicht reduziert; sie wird planerisch als angemessen bewertet. 
 
Standorte für Einkaufszentren, großflächige Einzelhandelsbetriebe und sonstige groß-
flächige Handelsbetriebe: Verschiedentlich wurde auf Unstimmigkeiten bezüglich des Lan-
desentwicklungsplans verwiesen. Kongruenzgebot, Beeinträchtigungsverbot, Integrationsge-
bot seien nicht in vollem Umfang berücksichtigt. Eine Überarbeitung der entsprechenden 
Plansätze wurde vorgenommen. 
 
Mehrere Städte und Gemeinden forderten die Festlegung von zentralen Versorgungsberei-
chen in Gewerbegebieten. Dem wurde mit dem Hinweise auf die Rechtsprechung nicht statt-
gegeben. Einzelne Städte und Gemeinden sahen weiteren Abstimmungsbedarf bezüglich 
der Abgrenzung der zentralen Versorgungsbereiche und der Ergänzungsstandorte. In Einzel-
fällen fanden geringfügige Änderungen statt. 
 
Einzelne Städte und Gemeinden lehnten die Regelung zur Agglomeration ab. Die oberste 
Raumordnungs- und Landesplanungsbehörde sowie die IHK Reutlingen verwiesen auf 
Überarbeitungsbedarf aufgrund der aktuellen Rechtsprechung. In der Begründung wurde 
durch eine Ergänzung verdeutlicht, dass Agglomerationen von Einzelhandelsbetrieben in 
den zentralen Versorgungsbereichen sowie in den Ortsmitten der Kleinzentren und nicht 
zentralen Orte präferiert sind. Agglomeration zur Grundversorgung soll am integrierten 
Standort möglich sein. 
 
Die Raumordnungsbehörden bemängelten gegenüber dem Landesentwicklungsplan abwei-
chende Festlegungen bezüglich des Fabrikverkaufs. Zur Klarstellung wurden drei Plansätze 
gebildet. In den ersten beiden Plansätzen werden der Fabrikverkauf allgemein bzw. die Her-
stellerdirektverkaufszentren gemäß Landesentwicklungsplan geregelt, im dritten der atypi-
sche Fall Outletcity Metzingen. Vier Vorschläge zur kommunalen Einzelhandelsentwicklung, 
zur interkommunalen und interregionalen Abstimmung bei der Einzelhandelsansiedlung so-
wie zur Rolle des Regionalverbands wurden auf Hinweis der Raumordnungsbehörden zu 
einem Grundsatz zusammengefasst. 
 
 
C.3 Stellungnahmen zur regionalen Freiraumstruktur (Kapitel 3) 
 
Regionale Grünzüge und Grünzäsuren: Die Raumordnungsbehörden bemängeln Abwä-
gungsdefizite bzgl. der Vorranggebiete für Windkraftanlagen insbesondere im Verhältnis zu 
den regionalen Grünzügen (Vorranggebiet). Mit den Festlegungen seien zudem Windkraftan-
lagen dort nicht zulässig. Wegen erhöhten Nachbearbeitungsbedarfs wird Kapitel 4.2.4.1 
„Windkraft“ in einer separaten Teilfortschreibung zeitnah erstellt. 
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Außerdem wiesen beide Behörden auf die nicht nachvollziehbare, flächendeckende Festle-
gung von regionalen Grünzügen hin. Eine Änderung wurde dahingehend übernommen, als 
der Gesamtansatz in der Begründung dargelegt und - wie im Landschaftsrahmenplan 2011 
praktiziert - als weiteres Kriterium „Erhaltung wertvoller großflächiger Freiräume“ redaktionell 
ergänzt wurde. 
 
Von verschiedener Seite wurde darum gebeten, regionale Grünzüge nur als Vorranggebiete 
festzulegen. Dies wurde mit Hinweis auf die Möglichkeit nach dem Landesplanungsgesetz 
abgelehnt. Es wurde auf den Beschluss der Verbandsversammlung verwiesen, bislang unbe-
legte Flächen im Siedlungsrandbereich als regionale Grünzüge (Vorbehaltsgebiet) festzule-
gen. 
 
Im Großteil der zu regionalen Grünzügen eingegangenen Stellungnahmen wurde, überwie-
gend von kommunaler Seite, die Einschränkung der Siedlungsentwicklung durch regionale 
Grünzüge (Vorranggebiete) bemängelt. Es gab eine Vielzahl an Anträgen zur Rücknahme 
bzw. zur Änderung regionaler Grünzüge, teilweise wurden pauschale Rücknahmen in Orts-
randlage gefordert. Letzteres wurde abgelehnt. Alle eingegangenen Anträge wurden auf 
Plausibilität geprüft. Im Ergebnis wurde in Einzelfällen der regionale Grünzug (Vorrangge-
biet) zurückgenommen, es fanden Änderungen in ein Vorbehaltsgebiet und/oder der Tausch 
von Flächen statt. Vielfach wurde auch die bisherige Festlegung beibehalten. Insbesondere 
im ländlichen Raum gab es Änderungen, da hier erstmalig regionale Grünzüge festgelegt 
worden waren und nicht mit allen Kommunen Abstimmungen stattgefunden hatten. 
 
Die Raumordnungsbehörden forderten eine Konkretisierung der Zulässigkeit von Ausnah-
men in regionalen Grünzügen (Vorranggebiet). Die Zulässigkeit von Windkraftanlagen in 
regionalen Grünzügen wurde durch einen neuen Plansatz geregelt. Dies trifft auch auf Ge-
biete für Landwirtschaft und Forstwirtschaft zu. Außerdem äußerten die beiden Behörden 
Bedenken bzgl. der rechtlichen Zulässigkeit der Ausnahme von Schuppengebieten für nicht 
privilegierte Landwirte, die wiederum von kommunaler Seite mehrfach eingefordert wurde. 
Der Plansatz wurde überarbeitet und von einem Grundsatz in ein Ziel der Raumordnung ge-
ändert. Die Ausnahmeregelung für Schuppengebiete wurde mit Hinweis auf ein öffentliches 
Interesse beibehalten. In der Begründung wurde die diesbezügliche Abwägung ergänzt.  
 
Von verschiedener Seite wurde die Zulässigkeit der Modernisierung bestehender Anlagen 
und Gebäude sowie Neu- und Ausbau privilegierter landwirtschaftlicher Betriebe in regiona-
len Grünzügen (Vorranggebiet) gefordert. Bezüglich privilegierter Vorhaben im Außenbereich 
wurde der entsprechende Plansatz überarbeitetet und in ein Ziel der Raumordnung geändert 
(siehe oben). Hinsichtlich der Modernisierung bestehender Anlagen und Gebäude wurde in 
die Begründung ein entsprechender Hinweis aufgenommen  
 
Mehrere Städte/Gemeinden beantragten die Rücknahme von Grünzäsuren. Die Anträge 
wurden mit Hinweis auf zusammenwachsende Siedlungen überwiegend abgelehnt. Die hö-
here Raumordnungsbehörde bemängelte Abwägungsdefizite bzgl. der Vorranggebiete für 
Windkraftanlagen und Grünzäsuren. In der Begründung wird klargestellt, dass die Errichtung 
von Windkraftanlagen in Grünzäsuren aufgrund der Siedlungsnähe nicht zulässig ist. 
 
Gebiete für Naturschutz und Landschaftspflege: Das Regierungspräsidium Tübingen 
stellte widersprüchliche Zielfestlegungen zwischen den Gebieten für Naturschutz und Land-
schaftspflege und den Gebieten für regionalbedeutsame Windkraftanlagen sowie Abwä-
gungsdefizite bzgl. Biosphärengebiet und Landschaftsschutzgebieten fest. Wegen erhöhten 
Nachbearbeitungsbedarfs soll Kapitel 4.2.4.1 „Windkraft“ in einer späteren Teilfortschreibung 
separat erstellt werden. Die vorgebrachten Hinweise werden hierbei geprüft und ggf. berück-
sichtigt. Bezüglich der Gebiete für Naturschutz und Landschaftspflege wurde ein neuer Plan-
satz mit Ausnahmeregelungen für Windkraftanlagen festgelegt, in der Begründung wurde die 
Abwägung zwischen Naturschutz und Klimaschutz ergänzt. 
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Mehrere Städte und Gemeinden beantragten die Rücknahme von Gebieten für Naturschutz 
und Landschaftspflege. Nach einer Plausibilitätsprüfung erfolgten vereinzelt Rücknahmen, 
sofern keine Schutzgebiete usw. betroffen waren. Der Großteil der Anträge wurde mit Hin-
weis auf die Schutzgebietssituation und den Biotopverbund abgelehnt. 
 
Gebiete für Bodenerhaltung, Gebiete für Landwirtschaft, Gebiete für Forstwirtschaft, 
Gebiete für Erholung, Gebiete für den vorbeugenden Hochwasserschutz: Hierzu gingen 
mehrfach Anträge vor allem von kommunaler Seite zur Rücknahme der Gebiete ein. Alle 
Anträge wurden auf Plausibilität geprüft, in Einzelfällen erfolgten Rücknahmen. Bei den als 
Vorbehaltsgebiet festgelegten Gebieten erfolgte der Hinweis, dass es sich um einen Grund-
satz der Raumordnung handelt und die Abwägung ggf. durch den Träger der Bauleitplanung 
erfolgt. 
 
Gebiete für Rohstoffvorkommen: Die oberste Raumordnungsbehörde bat um Ergänzun-
gen zu Rohstoffvorkommen und zum Rohstoffbedarf in der Begründung. Entsprechende Er-
gänzungen wurden vorgenommen. 
 
Beim Steinbruch Römerstein-Zainingen wurde die Erweiterung des Abbaugebiets und des 
Sicherungsgebiets gefordert. Änderungen wurden nicht vorgenommen, da sich die relevan-
ten Planungsgrundlagen nicht geändert haben. Dagegen wurden dem Antrag auf Änderung 
der Gebiete beim Steinbruch Straßberg (Werk II) stattgegeben (Flächentausch), da sich Än-
derungen beim Abbau und damit der Planungsgrundlagen ergeben hatten. 
 
Beim Gipsbruch Ammerbuch-Altingen wurde auf ein hohes Konfliktpotenzial mit dem Grund-
wasserschutz hingewiesen. Dies wurde in die Tabellen in die Begründung aufgenommen 
sowie ein Hinweis auf das Erfordernis einer Befreiung im Zuge des Genehmigungsverfah-
rens. 
In weiteren Stellungnahmen wurden bei den Steinbrüchen Dotternhausen und Rottenburg-
Frommenhausen und beim Schieferbruch Dormettingen die Erweiterungen der Gebiete für 
den Abbau und der Gebiete zur Sicherung von Rohstoffen abgelehnt. Die Anträge wurden 
mit folgenden Hinweisen zurückgewiesen: gute Rohstoffqualität, regionalplanerische Aufga-
be gem. Landesplanungsgesetz und Landesentwicklungsplan, rechtliche Prüfung, Genehmi-
gung und Regelungen zu erforderlichen Umweltstandards im Zuge nachgeordneter Verfah-
ren. Um jedoch geänderten Bedingungen Rechnung tragen zu können, wurde in der Be-
gründung auf die Möglichkeit eines anschließenden Planänderungsverfahrens verwiesen. 
 
 
C.4 Stellungnahmen zur regionalen Infrastruktur (Standorte und Trassen) 

(Kapitel 4) 
 
Straßen: Die oberste Raumordnungs- und Landesplanungsbehörde wies darauf hin, dass 
verbindliche Straßenplanungen als nachrichtliche Übernahmen aufzunehmen seien. Darüber 
hinaus könnten von der Regionalplanung Vorschläge an die Fachplanungen des Landes 
gemacht werden. Der Abschnitt wurde daher insgesamt unter Berücksichtigung der gesetzli-
chen Vorgaben überarbeitet. 
 
Hinweise auf planerische Fortschritte oder mittlerweile modifizierte Planungen wurden auf-
gegriffen und damit der jeweils aktuellste Planungsstand dargestellt. Anträge auf eine zu-
sätzliche Darstellung von Trassen des nicht regional bedeutsamen Straßennetzes oder z. B. 
des Rückbaus von Kreisstraßen wurden mit dem Hinweis auf die Regelungskompetenz des 
Regionalplans zurückgewiesen. Um die zunehmende Bedeutung des Radverkehrs zu würdi-
gen, wurde der Grundsatz zum Radverkehr stärker gewichtet. 
 
Öffentlicher (Schienen-)Personennahverkehr (SPNV/ÖPNV): Die oberste Raumord-
nungs- und Landesplanungsbehörde wies darauf hin, dass für diesen Abschnitt die Ausfüh-
rungen zum Abschnitt Straßen entsprechend gelten würden. Das Kapitel wurde unter Be-
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rücksichtigung der gesetzlichen Vorgaben entsprechend überarbeitet und neu formuliert. 
Dabei wurden die Vorschläge gestrafft und hinsichtlich der Regelungskompetenz des Regio-
nalplans präzisiert. Einzelhinweise und Forderungen zu den Ergebnissen der Standardisier-
ten Bewertung der Regional-Stadtbahn Neckar-Alb, die bereits im Rahmen der vorangegan-
genen Machbarkeitsstudie Gegenstand der Diskussion waren, wurden nicht nochmals auf-
gegriffen.  
 
Güterverkehr/Kombinierter Verkehr: Auch für diesen Abschnitt müssen nach der obersten 
Raumordnungs- und Landesplanungsbehörde die Ausführungen zu Straßen entsprechend 
gelten. Das Kapitel wurde unter Berücksichtigung der gesetzlichen Vorgaben entsprechend 
überarbeitet und neu formuliert. Bestehende und dafür gewidmete Güterbahnhöfe wurden in 
ihrer Bedeutung für den kombinierten Verkehr ergänzt.  
 
Nachrichtenverkehr: Auch für diesen Abschnitt gelten die Ausführungen zum Abschnitt 
Straßen entsprechend. Das Kapitel wurde unter Berücksichtigung der gesetzlichen Vorgaben 
entsprechend überarbeitet und neu formuliert. 
 
Energie einschließlich Standorte regional bedeutsamer Windkraftanlagen: Die Raum-
ordnungsbehörden vertraten die Auffassung, dass eine Festlegung von Standorten für 
Pumpspeicherkraftwerke als Ziel der Raumordnung „gebietsscharf“ zu erfolgen hätte. Die 
Darstellung mit einem Symbol in der Raumnutzungskarte wäre dafür nicht ausreichend. Der 
Plansatz wurde in einen Vorschlag geändert. In vielen Stellungnahmen, insbesondere der 
Öffentlichkeitsbeteiligung, wurden Einzelstandorte für Pumpspeicherkraftwerke, vielfach mit 
dem Hinweis auf fehlende Umweltuntersuchungen, abgelehnt. Durch die Festlegung als Vor-
schlag entfällt eine Umweltprüfung. Die Regionalplanung ersetzt somit nicht ein Raumord-
nungsverfahren, in dem genauere Untersuchungen erforderlich sind. 
 
Windkraft: Die Raumordnungsbehörden verwiesen auf die inzwischen geänderte Rechtsla-
ge (Landesplanungsgesetz, Windenergieerlass Baden-Württemberg) sowie auf die neuesten 
Erkenntnisse über die Vereinbarkeit von Windkraftanlagen mit militärischen Belangen. Dar-
über hinaus müssten eine Abwägung bei der Festlegung von Vorranggebieten in „landschaft-
lich sensiblen und sichtexponierten Räumen“ durchgeführt werden sowie fehlende wichtige 
Erkenntnisse zum Natur- und Artenschutz Berücksichtigung finden. Wegen des erheblichen 
Bearbeitungsaufwandes und der voraussichtlichen Verfügbarkeit von landesweiten Daten 
zum Artenschutz erst Ende 2013 wird Kapitel 4.2.4.1 „Windkraft“ ausgekoppelt und in einer 
zeitnahen Teilfortschreibung bearbeitet. Die zahlreichen Anregungen und Bedenken zu den 
einzelnen Vorranggebieten werden hierbei geprüft und ggf. berücksichtigt. 
 
Solarenergie (Solarwärme/Solarstrom): Die oberste Raumordnungs- und Landespla-
nungsbehörde und mehrere Gemeinden verwiesen auf die Planungshoheit der Gemeinden 
innerhalb der Siedlungsbereiche. Regionalplanerische Festlegungen seien nur zulässig, 
wenn diese durch die Wahrung überörtlicher Interessen gerechtfertigt und verhältnismäßig 
seien. Das Kapitel wurde entsprechend überarbeitet. In einzelnen Stellungnahmen wurde 
eine Öffnung der unbebauten Landschaft für großflächige Solaranlagen angeregt. Der Regi-
onalplan wurde in diesem Punkt geändert. Nach der Regelung sollen Ausnahmen in vorbe-
lasteten Gebieten nach einer Einzelfallprüfung möglich sein. 
 
Abfallwirtschaft: Auf Hinweis des Regierungspräsidiums Tübingen wurde eine Anpassung 
an das novellierte Kreislaufwirtschaftsgesetz vorgenommen. 
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C.5 Stellungnahmen zur zusammenfassenden Erklärung 
 
Die oberste Landesplanungs- und Raumordnungsbehörde bemängelte die Ausführungen, 
wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung in 
dem Aufstellungsverfahren berücksichtigt wurden. Sie entspreche nicht den rechtlichen Vor-
gaben. Die zusammenfassende Erklärung wurde vollständig überarbeitet. 
 
 
C.6 Stellungnahmen zum Umweltbericht Regionalplan Neckar-Alb 2012 
 
Verschiedene Seiten bemängelten fehlende Ausführungen zu den als Vorranggebiet festge-
legten Straßentrassen und Standorten für Pumpspeicherkraftwerke. Die genannten Plansät-
ze wurden überarbeitet und in Vorschläge oder nachrichtliche Übernahmen geändert. Damit 
entfällt die Umweltprüfung. 
 
Die Raumordnungsbehörden und das Landratsamt Reutlingen forderten in verschiedenen 
Punkten die Anpassung der Windkraftplanung an den Windenergieerlass. Außerdem werden 
Defizite bzgl. Natura 2000, Landschaftsbild, Denkmalschutz, Landschaftsschutz, Wald, Natu-
ra 2000, Vogelzug, Artenschutz, teils im Allgemeinen, teils in einzelnen Gebieten, bemängelt. 
Wegen erhöhten Nachbearbeitungsbedarfs soll Kapitel 4.2.4.1 „Windkraft“ in einer späteren 
Teilfortschreibung separat erstellt werden. Die vorgebrachten Hinweise werden hierbei ge-
prüft und ggf. berücksichtigt. 
 
Vereinzelt wurde Kritik an der Methodik (Schwellenwerte für die Beurteilung der Erheblichkeit 
der Umweltauswirkungen) bzw. an Einzelergebnissen geäußert. Die bisherige Vorgehens-
weise wird beibehalten. Auf die diesbezügliche Abstimmung im Rahmen eines Scoping mit 
den betroffenen Behörden und dem Landesnaturschutzverband wurde verwiesen. 
 
 
D Begründung für die Wahl des Planes nach Abwägung mit geprüf-

ten, alternativen Planungsmöglichkeiten 
 
Die Gesamtfortschreibung des Regionalplans Neckar-Alb bildet den Rahmen für eine nach-
haltige Raumentwicklung in der Region. Durch die umfassende Berücksichtigung der Um-
weltbelange wird mittel- bis langfristig eine Verbesserung der Umweltqualität in der Region 
erzielt werden können. Zusammenfassend sprechen nach Abwägung mit anderweitigen Pla-
nungsmöglichkeiten insbesondere folgende Gründe für den vorliegenden Regionalplan: 
 
Die Darstellung bzw. Umsetzung des Regionalplans zielt auf nachhaltige Raumnutzungs-
muster im Sinne der Sicherung einer ausreichenden Umweltqualität ab. Eine Vielzahl von 
Festlegungen wirkt insbesondere auf eine Vermeidung und Verminderung von Umweltbeein-
trächtigungen hin und dient dem Klimaschutz. 
 
Durch die im Regionalplan enthaltenen, umfangreichen Festlegungen zum Schutz, zur Erhal-
tung, zur Entwicklung und Verbesserung des Zustands von Schutzgütern bezüglich der regi-
onalen Grünzüge, Grünzäsuren, Gebiete für Naturschutz und Landschaftspflege, für Boden-
erhaltung, für Forstwirtschaft, für Forstwirtschaft und Waldfunktionen, für Erholung, zur Si-
cherung von Wasservorkommen und für den vorbeugenden Hochwasserschutz sowie durch 
Festlegungen zur umweltverträglichen Nutzung der Naturgüter sind schutzgutübergreifend 
maßgeblich positive Umweltauswirkungen zu erwarten (vgl. Tab. A 1 im Anhang II). Sie die-
nen somit der gezielten Verbesserung des Umweltzustands in der Region. 
 
Im Planungsprozess wurden sukzessiv ungünstigere Alternativen ausgesondert. Geprüfte 
alternative Festlegungen sind teilweise mit größeren Umweltbeeinträchtigungen verbunden, 
als mögliche andere Planungsmöglichkeiten. Dies betrifft in Teilen die Gebiete für Rohstoff-
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vorkommen, die Trassen für Schienenverkehr (Neubau) und die Schwerpunkte für Industrie, 
Gewerbe und Dienstleistungseinrichtungen. Bei Durchführung der Festlegungen des Regio-
nalplans Neckar-Alb 2013 ergibt sich insgesamt eine positive Trendbewertung der einzelnen 
Schutzgutindikatoren. 
 
Im Zuge der prozessualen Umweltprüfung des Regionalplans wurde, sofern dies zur Erfül-
lung des Planungsauftrags möglich war, auf umwelterheblichere Alternativen verzichtet und 
eine Planoptimierung durchgeführt. Die in Betracht kommenden Planungsalternativen sind 
im Vergleich zu den gewählten Festlegungen hinsichtlich ihrer Wirkung auf die bewerteten 
Schutzgüter als ungünstiger einzustufen. Auch dies betrifft in Teilen die Gebiete für Rohstoff-
vorkommen, die Trassen für Schienenverkehr (Neubau) und die Schwerpunkte für Industrie, 
Gewerbe und Dienstleistungseinrichtungen. 
 
Zu erwartende Umweltauswirkungen durch die geprüften relevanten Festlegungen sind auf 
der Ebene der Regionalplanung überwiegend als nicht erheblich einzustufen. Für voraus-
sichtlich erhebliche Umweltauswirkungen wurde ein Monitoring erarbeitet, das ggf. ein Ge-
gensteuern ermöglicht. Eine räumliche Häufung von nutzungsorientierten Festlegungen ist 
zwar teilweise feststellbar, eine negative umwelterhebliche Summenwirkung ergibt sich aber 
nicht. 
 
Die Festlegungen zu den Gebieten für den Abbau von oberflächennahen Rohstoffen und den 
Gebieten zur Sicherung von Rohstoffen wurden mit den relevanten Fachstellen abgestimmt 
und stellen daher den aus regionalplanerischer Sicht geeigneten Rahmen dar, um den Be-
langen der Rohstoffversorgung - in Abwägung mit anderen zu berücksichtigenden Belangen 
- den erforderlichen Stellenwert einzuräumen. Aufgrund der Tatsache, dass Rohstoffvor-
kommen standortgebunden sind, kommen räumliche Alternativen ohnehin lediglich nur be-
grenzt in Frage. 
 
Durch die regionalplanerischen Festlegungen werden unter Beachtung der Maßgaben und 
Plansätze des Regionalplans selbst sowie der in der nachgeordneten Planung festzusetzen-
den Vermeidungs-, Minderungs-, Schutz- sowie Schadensbegrenzungs- und Rekultivie-
rungsmaßnahmen nach Einzelfallprüfung auf Regionsebene voraussichtlich keine erhebli-
chen Beeinträchtigungen der Erhaltungsziele der Natura 2000-Gebiete zu erwarten sein. 
 
 
E Zusammenstellung der Maßnahmen zur Überwachung erheblicher 

Umweltauswirkungen 
 
Die im Umweltbericht zum Regionalplan Neckar-Alb 2013 abgeleiteten Maßnahmen zur 
Überwachung voraussichtlich erheblicher Umweltauswirkungen sind gemäß § 11 Abs. 3 
Raumordnungsgesetz i. V. m. § 2a Abs. 6 Nr. 2 Landesplanungsgesetz der zusammenfas-
senden Erklärung beizufügen. Gemäß § 28 Landesplanungsgesetz müssen die prognosti-
zierten erheblichen Auswirkungen der Regionalpläne auf die Umwelt von der höheren 
Raumordnungsbehörde überwacht werden. Diese nutzt dabei die im Umweltbericht angege-
benen Überwachungsmaßnahmen und Mitteilungen des Planungsträgers sowie von be-
troffenen Behörden. Die Überwachung soll insbesondere Auswirkungen der Durchführung 
des Plans frühzeitig ermitteln und damit die Voraussetzungen für eine wirksame Abhilfe 
schaffen. Die höhere Raumordnungsbehörde teilt ihre Beobachtungen dem jeweiligen Träger 
der Planung und den Stellen mit, deren Aufgabenbereich davon berührt ist.  
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E.1 Monitoring bezüglich der Gebiete für Rohstoffvorkommen 
 
In Folge der Festlegungen zu den Vorranggebieten für den Abbau oberflächennaher Roh-
stoffe werden in drei Fällen erhebliche negative Auswirkungen prognostiziert. Tabelle 34 gibt 
einen zusammenfassenden Überblick für das Monitoring. 
 
Tabelle 34: Zusammenfassung des Monitoring erheblicher Umweltauswirkungen bezüglich 

der Vorranggebiete für den Abbau oberflächennaher Rohstoffe 
 
Abbaustätte Schutzgut Objekt Monitoring 
SB Rottenburg-
Frommenhau-
sen 

Sachwerte/ 
kulturelles 
Erbe 

Boden-
denkmale 

Regelung im Rahmen des Genehmigungsverfahrens 
durch Übernahme der Vorgaben aus der raumordne-
rischen Beurteilung: Vor der Erweiterung Baggerson-
dagen zur Untersuchung der Siedlungshinterlassen-
schaften; vor Abbaubeginn Abtragung des Oberbo-
dens unter archäologischer Begleitung. 

SB Straßberg 
(Werk II) 

Sachwerte/ 
kulturelles 
Erbe 

Wirtschafts-
wege 

Regelung im Rahmen des Genehmigungsverfahrens 
durch Verlegung eines Hauptweges zur Gewährleis-
tung der Erschließung der nördlich gelegenen Flä-
chen 

SB Zwiefalten-
Sonderbuch 

Mensch (Ge-
sundheit)/Be-
völkerung 

Wohngebiet Ermittlung der Betroffenheit der Anwohner über eine 
jährliche Nachfrage bei der Gemeinde Zwiefalten, die 
ihrerseits Erkundungen bei den Betroffenen vor Ort 
einholt. 

 
In Folge der Festlegungen zu den Vorranggebieten zur Sicherung von Rohstoffen werden in 
dreizehn Fällen erhebliche negative Auswirkungen prognostiziert. Tabelle 35 gibt einen zu-
sammenfassenden Überblick für das Monitoring. 
 
 
Tabelle 35: Zusammenfassung des Monitoring erheblicher Umweltauswirkungen bezüglich 

der Vorranggebiete zur Sicherung von Rohstoffen 
 
Abbaustätte Schutzgut Objekt Monitoring 
SB Dormettin-
gen 

Sachwerte/ 
kulturelles 
Erbe 

Boden-
denkmale 

Nähere Erkundung der Bodendenkmale durch Aufla-
gen im Rahmen des Genehmigungsverfahrens; vor 
Abbaubeginn Abtragung des Oberbodens unter archä-
ologischer Begleitung. 

SB Dormettin-
gen 

Sachwerte/ 
kulturelles 
Erbe 

Straße, 
Wirtschafts-
wege 

Erhaltung der Kreisstraße durch Auflagen in der Ab-
baugenehmigung. Planung der Neuanlage von Wegen 
zur Gewährleistung der Erschließung der benachbar-
ten Flächen im Rahmen des Genehmigungsverfah-
rens. Prüfung durch das RP Tübingen im Zuge des 
Beteiligungsverfahrens 

SB Dotternhau-
sen (Pletten-
berg) 

Wasser WSG Zone 
II 

Einbeziehung der regelmäßigen Untersuchungen der 
Quellwasser und des Trinkwassers ins Monitoring 

SB Dotternhau-
sen (Pletten-
berg) 

Fauna/Flora/ 
biologische 
Vielfalt 

geplantes 
NSG, § 32-
Biotop, 
Waldbiotope 

Dokumentation des Abbaufortschritts und der Renatu-
rierung von Magerrasen im 5-Jahresrhythmus 

SB Dotternhau-
sen (Pletten-
berg) 

Landschaft Heideland-
schaft 

Dokumentation des Abbaufortschritts und der Renatu-
rierung von Magerrasen im 5-Jahresrhythmus 
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Abbaustätte Schutzgut Objekt Monitoring 
SB Dotternhau-
sen (Pletten-
berg) 

Sachwerte/ 
kulturelles 
Erbe 

Wirtschafts-
wege 

Planung der Neuanlage von Wegen zur Gewährleis-
tung der Erschließung der benachbarten Flächen im 
Rahmen des Genehmigungsverfahrens.  

SB Haigerloch-
Weildorf 

Sachwerte/ 
kulturelles 
Erbe 

Wirtschafts-
wege 

Planung der Neuanlage von Wegen zur Gewährleis-
tung der Erschließung der benachbarten Flächen im 
Rahmen des Genehmigungsverfahrens. Prüfung durch 
das RP Tübingen im Zuge des Beteiligungsverfahrens 

SB Rosenfeld-
Brittheim 

Sachwer-
te/kulturelles 
Erbe 

Wirtschafts-
wege 

Planung der Neuanlage eines Weges zur Gewährleis-
tung der Erschließung der benachbarten Flächen im 
Rahmen des Genehmigungsverfahrens. Prüfung durch 
das RP Tübingen im Zuge des Beteiligungsverfahrens 

SB Rottenburg-
Frommenhau-
sen 

Sachwerte/ 
kulturelles 
Erbe 

Boden-
denkmal 

Regelung im Rahmen des Genehmigungsverfahrens, 
Übernahme der Vorgaben aus der raumordnerischen 
Beurteilung: Vor Erweiterung Baggersondagen zur 
Untersuchung der Siedlungshinterlassenschaften; vor 
Abbaubeginn Abtragung des Oberbodens unter archä-
ologischer Begleitung. 

SB Sonnen-
bühl-
Willmandingen 

Sachwerte/ 
kulturelles 
Erbe 

Wirtschafts-
wege 

Planung der Neuanlage eines Weges zur Gewährleis-
tung der Erschließung der benachbarten Flächen im 
Rahmen des Genehmigungsverfahrens. Prüfung durch 
das RP Tübingen im Zuge des Beteiligungsverfahrens 

SB Tübingen-
Pfrondorf 

Sachwerte/ 
kulturelles 
Erbe 

Wirtschafts-
wege 

Planung der Neuanlage eines Weges zur Gewährleis-
tung der Erschließung der benachbarten Flächen im 
Rahmen des Genehmigungsverfahrens. Prüfung durch 
das RP Tübingen im Zuge des Beteiligungsverfahrens 

SB Zwiefalten-
Sonderbuch 

Mensch 
(Gesund-
heit)/Bevöl-
kerung 

Wohngebiet Ermittlung der Betroffenheit der Anwohner über eine 
jährliche Nachfrage bei der Gemeinde Zwiefalten, die 
ihrerseits Erkundungen bei den Betroffenen vor Ort 
einholt. 

 
 
E.2 Monitoring bezüglich der Trassen für Schienenverkehr (Neubau) 
 
In Folge der Festlegungen zu den Schienentrassen neu werden lediglich im Fall des Stre-
ckenabschnitts Reutlingen Hbf - Engstingen erhebliche negative Auswirkungen, und zwar auf 
das Schutzgut Wasser, für möglich gehalten. Das Monitoring sieht die Einbindung laufender 
Wasseruntersuchungen in die Umweltbeobachtung vor. Regelungen müssen im Zuge des 
Genehmigungsverfahrens getroffen werden. 
 
 
E.3 Monitoring bezüglich der Schwerpunkte für Industrie, Gewerbe und 

Dienstleistungseinrichtungen 
 
In Folge der Festlegungen zu den Schwerpunkten für Industrie, Gewerbe und Dienstleis-
tungseinrichtungen sind im Falle des Schwerpunkts Münsingen/Nachbargemeinden 
„Münsingen West“ erhebliche negative Auswirkungen auf die Schutzgüter „Boden“ und „Fau-
na/Flora/biologische Vielfalt“ möglich. Tabelle 36 gibt einen zusammenfassenden Überblick 
für das Monitoring. 
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Tabelle 36: Zusammenfassung des Monitoring erheblicher Umweltauswirkungen bezüglich 
der Schwerpunkte für Industrie, Gewerbe und Dienstleistungseinrichtungen 

 
Standort Schutzgut Objekt Monitoring 
Münsingen 
West 

Boden Böden mit ho-
her natürlicher 
Ertragsfähigkeit 

Erarbeitung eines Konzeptes zur Verwertung des 
abgetragenen Oberbodens an anderer Stelle mit 
geringerer natürlicher Ertragsfähigkeit der Böden; 
Prüfung des Konzeptes und Begleitung der Umset-
zung durch das RP Tübingen 
Abstimmungsgespräche zu agrarstrukturellen Pro-
blemen 

Münsingen 
West 

Fauna/Flora/ 
biologische 
Vielfalt 

NSG Kälber-
berg-Hochberg 
(Heideflächen) 

Untersuchung zum Vorkommen des Steinschmätzers 
im Rahmen der Plan-UP zum Flächennutzungsplan 
bzw. zum Bebauungsplan sowie Untersuchung mög-
licher Auswirkungen auf die Bewirtschaftbarkeit des 
Naturschutzgebietes durch die Schäferei 

 
 
E.4 Monitoring bezüglich der Flächeninanspruchnahme durch Siedlung 

(allgemein) 
 
Im Regionalplan Neckar-Alb 2013 gibt es, abgesehen von den Schwerpunkten für Industrie, 
Gewerbe und Dienstleistungseinrichtungen, keine gebietsscharfen Festlegungen für die 
künftige Siedlungsentwicklung. Für eine eingehendere Plan-UP sind die Festlegungen des 
Regionalplans diesbezüglich räumlich und sachlich nicht hinreichend konkret. Die fortschrei-
tende Flächeninanspruchnahme durch Siedlung in der Region Neckar-Alb soll dennoch ei-
nem Monitoring unterzogen werden. Dies kann im Rahmen der Beobachtung der räumlichen 
Entwicklung der Region geschehen, die vom Regierungspräsidium Tübingen gemäß § 28 
Abs. 1 Landesplanungsgesetz laufend durchgeführt werden muss. Angaben über die Sied-
lungsentwicklung können durch Auswertung der von den Trägern der Bauleitplanung über-
mittelten Bauleitpläne und deren Änderungen zur Aufnahme in das Raumordnungskataster 
gewonnen werden. Als Indikator dient die Flächeninanspruchnahme. Durch eine Differenzie-
rung nach Bebauungen im Innenbereich, Arrondierungen im unmittelbaren Siedlungsrandbe-
reich und Flächeninanspruchnahme im Außenbereich können qualitative Unterschiede erho-
ben werden. Ziel ist, auf eine deutlich reduzierte Flächeninanspruchnahme im Außenbereich 
gegenüber dem Zeitraum 1990 - 2005 hinzuwirken. 
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